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In vielen Branchen differenziert sich der Vertrieb von Gütern und Dienstleistungen 
dahingehend aus, dass zunehmend „Pakete“ von Produkten und Dienstleistungen 
angeboten werden. Handwerkerkooperationen, die Komplettlösungen für den Haus-
bau vertreiben oder Industrieunternehmen die technische Beratung und logistische 
Lösungen als „Beigabe“ zu ihren Gütern anbieten, liegen im Trend. Da die Qualität 
von Produkten zunehmend zur Selbstverständlichkeit wird, suchen Unternehmen auf 
diese Weise nach Abgrenzungsmöglichkeiten zur Konkurrenz. Im Dienstleistungs-
sektor hat sich die Bündelung von Diensten beispielsweise in der Touristikbranche 
etabliert; hier werden „Paketlösungen“ angeboten, die neben Flug- und Hotelleistun-
gen z. B. auch Reiseleitungen vor Ort beinhalten. 
Auch im Handel bildet sich eine Vertriebsschiene aus, die über die Distributions-
funktion der Ware hinaus Dienstleistungen für die Verbraucher anbietet. Im Einzel-
handel wird die Kundennachfrage seit den 90er Jahren zunehmend von erlebnisorien-
tiertem Einkaufs- und Freizeitverhalten angeleitet. Das Zauberwort, das den Einzel-
handel und die Freizeitbranche in Atem hält, lautet: „Erlebniseinkauf“. Ein größer 
werdender Anteil von Verbraucherinnen und Verbrauchern möchte beim Einkauf 
nicht nur den unmittelbaren Warenbedarf decken, sondern verbindet mit der Ein-
kaufshandlung zusätzliche Wünsche. Dies sind zum Beispiel höhere Ansprüche an 
die Sicherheit und Sauberkeit der Einkaufsumgebung, an die Atmosphäre, den Servi-
ce und an Einkaufserlebnisse, die außerhalb des Alltagserlebens liegen. Die Erleb-
nisorientierung der Verbraucherinnen und Verbraucher schafft eine potentielle Nach-
frage nach Gütern des Einzelhandels, die um weitere Dienstleistungen angereichert 
werden. Insbesondere der aus den USA importierte Betriebstyp „Urban Entertain-
ment Center“ scheint dieses integrierte Verbraucherbedürfnis zu erfüllen. 
1996 wurde in Oberhausen das erste Urban Entertainment Center (UEC) Deutsch-
lands, das aus einer Agglomeration von Einzelhandel, Gastronomie, Erlebnispark, 
Kino- und Veranstaltungshalle besteht, eröffnet. Bei den Investoren handelt es sich 
um ein Joint Venture der britischen Stadium Group, die auf Einzelhandelsimmobilien 
spezialisiert ist, und des Konzerns Peninsular & Oriental Steam Navigation Company 
(P&O)1. In Anlehnung an Häußermann/Roost (1998: 79) kann dieses Investitions-
                                              
1 Die P&O ist weltweit in 40 Ländern mit insgesamt 75.000 Beschäftigten vertreten. 1837 als Reede-
rei gegründet, betätigt sich der Konzern heute über die Schiffahrt hinaus auch in den Bereichen In-




team als „global player“ bezeichnet werden, da es bestehend aus transnationalen Un-
ternehmen in Summe mit anderen transnationalen Unternehmen einen gewichtigen 
Teil der weltweit industriellen Produktion bzw. der Dienstleistungserstellung be-
herrscht.  
Während die Umsätze und Beschäftigungspotentiale der traditionellen Dienstleis-
tungsbranchen wie Handel, Banken und Versicherungen in den letzten Jahren stag-
nieren (vgl. Gilbert 2001), entwickeln sich Freizeitdienstleistungen, die sich auf die 
Bereiche Erholung, Freizeitgestaltung, Essen und Trinken beziehen, positiv. In 
jüngster Zeit wird, angeregt von internationalen Anbietern, der Versuch unternom-
men Unterhaltungs- und Freizeitdienste für die „lahmende“ Branche des deutschen 
Einzelhandels fruchtbar zu machen, deren Umsätze in den letzten Jahren von Stagna-
tion gekennzeichnet sind. 
Koordinierte handelsergänzende Dienstleistungen, wie sie in einem Urban Enter-
tainment Center erbracht werden, sind im preisbestimmten deutschen Einzelhandel 
bislang ein unbeschriebenes Blatt.2 Unter handelsergänzenden Dienstleistungen wer-
den dabei in Anlehnung an Bullinger (1999: 51) Dienstleistungsbündel verstanden, 
die sich aus einzelnen Teildienstleistungen zu neuen Dienstleistungen zusammenset-
zen. Diese „Bündelung“ verschiedener freizeitbezogener Dienstleistungen wird im 
ersten Teil der Dissertation fokussiert und ihre Erstellung durch einen „global play-
er“ der Einzelhandelsbranche untersucht. 
Die damit verbundenen notwendigen Kooperationen der Handelsunternehmen mit 
weiteren Dienstleistungsunternehmen und die grundsätzlichen Hindernisse, die mit 
der Erstellung von handelsergänzenden Dienstleistungen verbunden sind, werden in 
der Dissertation aufgezeigt. Es wird zunächst analysiert unter welchen Vorausset-
zungen die Erstellung von Verbunddienstleistungen in einem Urban Entertainment 
Center möglich sind. Ein innovatives Marketingkonzept des Einzelhandels wird 
durch die Ansiedlung eines „transnationalen Unternehmens“ in das Ruhrgebiet trans-
feriert und löst - so die Hypothese - auch Veränderungen in der Stadtentwicklung der 
                                              
2 Im Bereich der industriellen Fertigung wurden globale Ansiedlungs-, Zuliefer- und Vermarktungs-
strategien bereits ausgiebig erforscht (stellvertretend für viele Jürgens 1999; Semlinger 1989 u. 1993; 
Wegge 1999). Globale Aktivitäten des Dienstleistungssektors machten bislang vor allem durch die 
weltumspannenden Umtriebe der Finanzdienstleistungen von sich reden. In jüngerer Zeit findet in der 
Dienstleistungsforschung vor allem der Medienbereich stärkere Beachtung (vgl. z. B. Fuchs/Wolf 




anliegenden Ruhrgebietsstädte aus, die anhand der Einführung bzw. der Pflege des 
„Instrumentes“ Stadtmarketing operationalisiert werden sollen.  
In einem weiteren Untersuchungsschritt soll deshalb die Frage beantwortet werden, 
ob die handelsergänzenden Dienstleistungen, die in einem Urban Entertainment Cen-
ter erstellt werden, auch für Einzelhandelsagglomerationen in den Innenstädten 
fruchtbar gemacht werden können. Diese Frage wird virulent, da durch den Konkur-
renzdruck, der durch das Urban Entertainment Center „CentrO.“ in den Anliegerstäd-
ten Oberhausens vermutlich ausgelöst wird, Stadtmarketingprozesse in den Innen-
städten möglicherweise katalysiert werden. In diesem Zusammenhang interessiert 
inbesondere, inwiefern es bei diesem Prozess zu einer örtlichen Neu- bzw. Umgestal-
tung von Kooperationen zwischen Einzelhandel und Kommune kommt und in wel-
cher Weise es gelingen kann, handelsergänzende Dienstleistungen auch für die In-
nenstadt zu erstellen. 
Theoretisch eingebunden wird die Fragestellung in ein Analyseschema von Strat-
mann (1999), dass eine Zuordnung von Globalisierungs“flüssen“ erlaubt und eine 
Erfassung von örtlichen Umgestaltungen bezogen auf die Stadtentwicklung ermög-
licht (vgl. das Schema unter Punkt 9.1 im Anhang). In diesem Schema werden die 
sieben zentralen Stadtentwicklungsfaktoren (Ökonomie, Demographie, Politik, Sozi-
alstruktur, Technologie, Kultur und Ökologie) mit vier dominanten Globalisierungs-
flüssen, nämlich denen von Kapital, Gütern, Menschen und Ideen „gekreuzt“. Tat-
sächlich sind die Stadtentwicklungsfaktoren und die vier Flussausprägungen abhän-
gig voneinander, und sind als analytische Dimensionen zu fassen, die es erlauben 
sollen, den jeweiligen Untersuchungsgegenstand genauer zu erfassen und zu präzi-
sieren. Demnach verursachen einzelne Flüsse (Kapital, Güter, Menschen und Ideen) 
bei einem oder mehreren Stadtentwicklungsfaktoren Veränderungen und modifizie-
ren sie. Diese Lesart entspricht der These, dass die Globalisierung nicht der neue 
„Superfaktor“ der Stadt- bzw. Regionalentwicklung ist, der alle bisherigen Einfluss-
größen bedeutungslos werden lässt, sondern dass sich die bekannten Faktoren verän-
dern und sie daher einer erneuten Betrachtung unterzogen werden müssen (vgl. 
Stratmann 1999: 121). 
Insbesondere die Flussdimension der „Ideen“ (hier in Form handelsergänzender 
Dienstleistungen) wird für die Dissertation untersucht. 
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„Unter Ideen fasse ich (...) die globalen Flüsse von innovativen Konzepten in 
allen denkbaren Bereichen: z. B. Politik, Verwaltung, Unternehmensführung, 
Marketing, alle Technologiefelder), Bildern (in Printmedien, im Fernsehen, im 
Internet etc.), Lebens- und Wertvorstellung (‚ways of life’), religiösen und po-
litischen Ideologien etc. zusammen, so dass eine Kategorie für alle gedankli-
chen bzw. kognitiven Ströme gebildet wird.“ (Stratmann 1999: 120f.). 
Mit den Vertretern der Regionalisierungsthese wird hier argumentiert, dass „Globali-
sierung nicht alle Unterschiede aufhebt oder einebnet, partiell sogar auf ihnen beruht 
und daher ein Szenario des Typs Konvergenz mit Divergenz wahrscheinlich er-
scheint. Erwartet werden also „glokale“ Entwicklungen (vgl. Hein-
ze/Strünck/Voelzkow 1997: 318, Stratmann 1999: 135). Übertragen auf den hier be-
handelten Forschungsgegenstand bedeutet dies, dass neue Marketingideen für den 
Einzelhandel, mit denen ein transnationales Unternehmen in der Region aktiv wird, 
im Großen und Ganzen den gleichen Anpassungsdruck auf alle Anliegerstädte aus-
üben, aber abhängig von lokalen Gegebenheiten und Möglichkeiten (z. B. finanzielle 
Ausstattung, engagierte Akteure) sowie generellen Problemstellungen (hier das Kol-
lektivgüterproblem) die einzelnen Städte unterschiedlich auf diesen Anpassungs-
druck reagieren werden.  
Im Lichte der Transaktionskostentheorie betrachtet, wirken gemeinsame Aktionen 
von Händlern zur Erstellung von Freizeit- und Erlebnisgütern auf allgemeinen Flä-
chen transaktionskostensenkend. Die theoretische Rechnung kann in diesem Fall 
jedoch nicht ohne die Kollektivgütertheorie (Olson 1968) gemacht werden, die pos-
tuliert, dass eine große Gruppe von Akteuren (hier Einzelhändler) nicht in ihrem 
Gruppeninteresse handeln werden, zumindest nicht dann, wenn sie aus rational han-
delnden Individuen besteht. Das bedeutet, dass man bezogen auf den Handel prinzi-
piell nicht davon ausgehen kann, dass Händler als Gruppe auftreten und Kollektivgü-
ter in Form von zusätzlichen Erlebnisangeboten auf allgemein zugänglichen Flächen 
für die Verbraucher bereitstellen.  
Diese theoretische Vorannahme wirft die Frage auf, wie das Hindernis der Kollek-
tivgüterproblematik im Falle eines UEC und in der innerstädtischen Handelskoordi-
nation „umschifft“ werden kann und führt zu der Hypothese, dass sich Gegenstrate-
gien des innerstädtischen Handels als Reaktion auf die Ansiedlung eines UECs kaum 
entwickeln können. In der Empirie lassen sich jedoch einige Beispiele von „Cityma-
nagement“ verorten, die genau dieses Ziel vor Augen haben und deren Akteure sich 
bemühen, die Innenstädte für Verbraucher attraktiver zu gestalten, da sich der inner-
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städtische Handel, der seit Jahrhunderten das Gesicht der Städte prägt, zunehmend 
mit Filialisierungstendenzen, Ansiedlungen auf der „grünen Wiese“ und Wegzug 
zahlungskräftiger Käuferschichten in die Vorstädte konfrontiert wird. Das Schlag-
wort von der drohenden „Verödung der Innenstadt“ ist das Gespenst, das in den Köp-
fen von Politikern, Einzelhändlern und Kunden gleichermaßen umgeht und als Kata-
lysator für Initiativen zur Erstellung handelsergänzender Dienstleistungen für die 
innerstädtische Handelslandschaft wirkt. 
Die Dissertation ist mit den angeführten Fragestellungen an der Schnittstelle von 
Wirtschaftssoziologie und Kommunalpolitikforschung angesiedelt. Die Verknüpfung 
von distributiven Handelsdienstleistungen mit Freizeitdiensten stellt bislang einen 
„weißen Fleck“ im Forschungskanon zum Einzelhandel dar, da sich die sozialwis-
senschaftlich orientierte Handelsforschung in der letzten Dekade andere Schwer-
punkte setzte: 
• Studien zur Frauenerwerbsarbeit wurden von Faber/Wehrsig/Borchers (1992), 
Fischer (1993), Riegraf (1993) und Hilf (1994) vorgelegt; 
• die Möglichkeiten der Personalentwicklung im Handel wurden von 
Baethge/Overbeck (1992), Kühnlein (1993) und Voß-Dahm (2002) untersucht; 
• den Aspekt der zwischenbetrieblichen Arbeitsteilung und die dabei entstehenden 
Risiken für die Interessenvertretung greift Wirth (1994b) auf; 
• mit den Auswirkungen der verlängerten Ladenöffnungszeiten und den daraus 
entstehenden Arbeitszeitmodellen haben sich Glaubitz (1996) und Meiss-
ner/Pfahl/Wotschak (2000) beschäftigt; 
• über leistungsbezogene Entgelt- bzw. Arbeitszeitstrukturen im Einzelhandel ar-
beiteten Kastner/Meier (1993) und Klein (1995); 
• Beschäftigungsentwicklungen im europäischen Einzelhandel wurden von Schütt-
pelz/Deniz (2001), Lehndorff (2001) und Bosch/Wagner (2002) beleuchtet; 
• die Bedeutung der Informations- und Kommunikationstechnik als Innovations-
impuls für den Handel wurde von Beyer/Hilbert/Micheel (1998) untersucht; 
• darüber hinaus liegen Forschungsarbeiten zu Transformationsprozessen des ost-
deutschen Handels von Baethge/Andretta (1996), Struck-Möbbeck (1998), Jür-
gens (1998) und Jacobsen (1999) vor. 
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In der vorliegenden Arbeit wird untersucht, wie sich die gesamtgesellschaftliche 
Entwicklung hin zu mehr Erlebnis- und Freizeitorientierung in der deutschen Han-
delslandschaft widerspiegelt. Dabei wird überprüft, ob Dienstleistungsbündel, die in 
einem Urban Entertainment Center erstellt werden auch in Innenstädten generiert 
werden können. Anknüpfend wird die Frage aufgeworfen, welche städtischen Akteu-
re sich an der Dienstleistungserstellung für die Innenstadt beteiligen bzw. sie initiie-
ren.  
Um zu klären, in welchem Maß der Handel - trotz gegensätzlicher theoretischer 
Prognosen - in der Lage ist, kollektive Güter in Form von zusätzlichen Dienstleistun-
gen für die Kunden zur Verfügung zu stellen, ist es notwendig, das Urban Entertain-
ment Center und den innerstädtischen Handel eingehender auf die jeweiligen Organi-
sationsstrukturen und die impliziten Mechanismen zur Schaffung zusätzlicher Kun-
denanreize vergleichend zu untersuchen. 
Ergänzend zum „Ideenfluss“ der Marketingstrategie wird dann die Frage aufgewor-
fen, ob sich der „Ideenträger“ in Form eines internationalen Unternehmens mit der 
Kommune bzw. in die Region „vernetzt“ oder ob der global player als „vaterlandslo-
ser Geselle“ agiert und die Freizeitvermarktung des „Reviers“ parallel dazu läuft? 
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0.1 Aufbau der Untersuchung 
Die Arbeit beginnt mit einer Bestandsaufnahme der deutschen Einzelhandelsland-
schaft, in der einzelhandelstypische Problemstränge aufgezeigt und neu etablierte 
Betriebstypen vorgestellt werden, die die traditionelle Distributionskette „kappen“ 
bzw. um weitere Dienstleistungen anreichern. Am Beispiel der Betriebstypen „Facto-
ry-Outlet-Center“ und „Online-Shopping“ werden „Konkurrenten“ des innerstädti-
schen Handels charakterisiert und die Möglichkeit ihrer Implementierung auf den 
deutschen Markt sowie dabei auftretenden Probleme thematisiert. Des Weiteren wird 
der Betriebstyp „Urban Entertainment Center“ eingeführt und begrifflich gegenüber 
traditionellen Shopping-Centern abgegrenzt (Kapitel 1). 
Daran anschließend wird der aktuelle Trend der Erlebnisorientierung, der das Ein-
kaufsverhalten der Verbraucher beeinflusst, aus gesamtgesellschaftlichen Entwick-
lungen abgeleitet. Die Erlebnisorientierung der Verbraucher generiert neue Bedürf-
nisse, denen in der Praxis des Einzelhandels auf unterschiedliche Art und Weise be-
gegnet wird (Kapitel 2). 
Voraussetzung für die Anbieter von erlebnisorientiertem Einzelhandel ist grundle-
gend die Erstellung einer „Zusatzleistung“, die dem Kunden über den Kauf der Ware 
hinaus (kostenlos) angeboten wird. Das Erbringen einer Zusatzleistung in Form von 
Freizeitdienstleistungen, kann in der Regel nicht von einem Händler alleine finan-
ziert und erstellt werden. Eine kollektive Vorgehensweise der Einzelhandelsakteure 
ist erforderlich, um den neu entstehenden Kundenbedürfnissen zu begegnen. In wel-
cher Weise die Betriebsform des Urban Entertainment Centers und im Gegensatz 
dazu der innerstädtische Einzelhandel diese Hürde nimmt bzw. nehmen könnte, wird 
mit Hilfe der Transaktionskostentheorie und der Kollektivgütertheorie fundiert (Ka-
pitel 3).  
Anschließend werden Kooperations- bzw. Netzwerkstrategien vorgestellt, die die 
theoretische Basis für kollektive Verhaltensweisen und die Generierung von verbrau-
cherfreundlichen Dienstleistungen darstellen. Der Betriebstyp UEC, der sich gänz-
lich auf das Segment des erlebnisorientierten Einkaufes konzentriert, wird unter zwei 
Aspekten untersucht. Zum einen wird analysiert, welche verbraucherfreundlichen 
Dienstleistungen im UEC erstellt werden und zum anderen wird untersucht, in wel-
chem institutionellen Arrangement (Kooperation versus Unternehmungsnetzwerk) 
diese verbraucherfreundlichen Dienstleistungen im Unternehmenscluster generiert 
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werden. Zur theoretischen Erklärung des Netzwerkgefüges wird auf die Giddensche 
Strukturationstheorie zurückgegriffen, die von Windeler (2001) für die interorganisa-
tionale Netzwerkdebatte fruchtbar gemacht wurde. Die Steuerungsversuche des 
Netzwerkkoordinators werden mithilfe von Steuerungsdifferenzierungen (vgl. Willke 
1998) nachgezeichnet (Kapitel 4). 
In einem weiteren Bearbeitungsschritt wird der traditionelle Innenstadthandel vertie-
fend untersucht. Anhand von sieben Ruhrgebietsstädten wird analysiert, inwieweit 
durch die Ansiedlung des UECs Stadtmarketingaktivitäten in benachbarten Städten 
ausgelöst wurden und in welchen verschiedenen institutionellen Rahmen diese Akti-
vitäten verankert sind. Da der innerstädtische Handel in punkto Erlebnisorientierung 
auf allgemeinen Flächen stark auf hierarchische Steuerung angewiesen zu sein 
scheint, werden im Laufe dieses Bearbeitungsschritts die bisherigen Anstrengungen 
der Landespolitik in Form eines „inszenierten Kooperatismus“ dokumentiert, die als 
Katalysator für die Stadtmarketingaktivitäten der nordrhein-westfälischen Kommu-
nen dienen sollten (Kapitel 5). 
Abschließend wird geklärt, welche Wirkungen durch die Ansiedlung eines global 
players im Freizeitbereich für die Stadt Oberhausen bzw. für die Region ausgelöst 
wurden. Nach einer knappen Darstellung der bisherigen Strukturwandelanstrengun-
gen wird die Frage beantwortet, inwiefern sich der global player UEC in diesem Fall 
als „vaterlandsloser Geselle“ verhält oder inwiefern eine Einbindung in lokale Ko-
operationen bzw. regionale Netzwerke gelingt (Kapitel 6). 
0.2 Methodisches Vorgehen 
Dieser Arbeit ging ein von der Deutschen Forschungsgemeinschaft gefördertes Pro-
jekt mit dem Titel „Dienstleistungszentren als Arena regionaler Restrukturierung von 
Wirtschaft und Politik“ voraus, an dem die Verfasserin als wissenschaftliche Mitar-
beiterin beteiligt war. Diese einjährige explorative Fallstudie wurde als Gemein-
schaftsprojekt der Professoren Rolf G. Heinze und Heiner Minssen an der Ruhr-
Universität Bochum im August 1999 abgeschlossen. 
In dieser Einzelfallstudie wurde das erste einzelhandelszentrierte UEC Deutschlands, 
das CentrO. Oberhausen, im Rahmen einer Fallstudie untersucht. In Fallstudien wer-
den im Allgemeinen besonders interessante Fälle hinsichtlich möglichst vieler Di-
mensionen und zumeist über einen längeren Zeitraum hinweg beschrieben und ana-
lysiert. Ein Gegenstandsbereich der sozialen Realität soll möglichst umfassend de-
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skriptiv aufgearbeitet werden, Lijphart (1971: 691) kategorisiert diese Art von Fall-
studie als „atheoretical case study“. Erst im Anschluss an diesen Forschungsprozess 
werden empirisch begründbare theoretische Konzepte, Theorien, Hypothesen entwi-
ckelt (vgl. Kromrey 1990: 320). Die weit streuenden empirischen Erkenntnisse, die 
aus dieser ersten Forschungsphase gewonnen wurden, wurden für die Dissertation in 
weiterführende Fragestellungen verdichtet: 
Das vorrangige Forschungsinteresse dieser Arbeit besteht darin, neuartige Dienstleis-
tungsangebote des Handels, die über die originäre distributive Funktion hinausgehen, 
in dem neuen Betriebstypen Urban Entertainment Center vorzustellen und auf ihre 
Übertragbarkeit auf den innerstädtischen Einzelhandel zu überprüfen. Die Frage, die 
zunächst auf dieser Untersuchungsebene beantwortet werden soll, lautet demzufolge: 
Welche verbraucherfreundlichen Dienstleistungen werden in einem UEC generiert 
und welche Kooperations- bzw. Netzwerkbeziehungen entstehen in dieser räumlichen 
Agglomeration von Unternehmen? 
Um zu ermitteln, welche Dienstleistungen in welcher Breite und Tiefe und in wel-
chen Dienstleistungsbündeln erstellt werden und welche Kooperationsbeziehungen 
zwischen den beteiligten Organisationen entstehen, wurden Experteninterviews mit 
Hilfe offener Leitfäden durchgeführt. Mit dem Einsatz von Expertenbefragungen im 
Forschungskontext wird das Interesse verfolgt, Strukturen und Strukturzusammen-
hänge des Expertenhandelns zu analysieren. Als Experten werden diejenigen Perso-
nen ausgewählt, die in Hinblick auf das interessierende Forschungsfeld als „Sachver-
ständige“ kompetent sind. „Als Experten angesehene Personen zeichnen sich als 
„Fachleute“ durch „Fachwissen“ aus oder verfügen als Beteiligte an einem bestimm-
ten Prozess oder Ereignis über exklusives Ereignis- oder Fallwissen“ (Deeke 1995: 
9). 
Eine leitfadenorientierte Gesprächsführung wird dabei sowohl dem thematisch be-
grenzten Interesse der Forscher an den Experten wie auch dem Expertenstatus des 
Gegenübers gerecht (vgl. Meuser/Nagel 1991: 447f.). Die offenen Fragen sollten 
dazu dienen, den Befragten genügend Raum für eigene Schwerpunktsetzungen zu 
lassen. Auf diese Weise lassen sich sowohl manifeste Interaktionen als auch Situati-
onsinterpretationen zwischen den Mietern und der Investorengesellschaft abfragen, 
da nach Weyer (2000: 17) die Aufgabe des soziologischen Beobachters in der Erfor-
schung von Interorganisations-Netzwerken nicht nur darin besteht, latente Strukturen 
zu dechiffrieren, sondern auch manifeste Interaktionen aufzudecken und die von ih-
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nen ausgehenden Vernetzungsprozesse zu rekonstruieren. Auf diese Weise soll die 
Funktionsweise eines Netzwerkes sowie dessen spezifische Leistung erklärt werden. 
Für diesen Zweck wurden Experteninterviews mit der UEC-Geschäftsleitung der 
Betreibergesellschaft (CentrO.-Management), mit den Abteilungsleitern der Betrei-
bergesellschaft sowie mit Mietern geführt. Die Gesprächspartnerinnen und Ge-
sprächspartner für die leitfadengeführten Interviews wurden unter den rund 200 Ein-
zelhandelsunternehmen so ausgewählt, dass sowohl Geschäftsführer von „Ankerun-
ternehmen“ 3 sowie Einzelhändler kleinerer Flächen berücksichtigt wurden. Ebenso 
wurde im Bereich des Einzelhandels dem hohen Filialisierungsgrad innerhalb des 
CentrO. Rechnung getragen und dementsprechend sowohl Geschäftsführer von Fili-
alunternehmen als auch von inhabergeführten Ladenlokalen berücksichtigt. Des Wei-
teren wurden Expertengespräche mit den Vertretern der Gastronomiebetriebe des 
CentrO. sowie dem Mieter der Veranstaltungsarena geführt. Insgesamt wurden auf 
dieser Untersuchungsebene sechzehn Interviews durchgeführt, die im vierten Kapitel 
ausgewertet werden. 
Nach der Untersuchung der Dienstleistungsgenerierung im UEC wird die Fragestel-
lung analysiert: In welcher Weise kann die Erlebnisgenerierung für den traditionel-
len Handel in den Innenstädten fruchtbar gemacht werden? Aus der Grundgesamt-
heit von allen durch das Landesprogramm „Modellvorhaben Stadtmarketing“ geför-
derten Städte in NRW wurden sieben Ruhrgebietsstädte ausgewählt, die im Einzugs-
gebiet des UEC Oberhausen liegen. Zur Ermittlung dieser gezielten Auswahl stand 
eine Veröffentlichung des Ministeriums zur Verfügung, in der die initiierten und 
geplanten Maßnahmen in den geförderten Städten benannt werden (vgl. MASSKS 
1999a). Die ausgewählten Städte sind insofern miteinander vergleichbar, da  
• durch die räumliche Nähe zum umsatzstarken UEC ein Problemdruck auf die 
jeweilige Kommune entsteht, sich verstärkt mit den Anforderungen des Erlebnis-
einkaufs zu beschäftigen, um den Abfluss von Kundenströmen zu verhindern und 
der Verödung der eigenen Innenstadt vorzubeugen; 
                                              
3 Als Ankerunternehmen werden die Mieter eines Shopping Centers bezeichnet, die an strategisch 
wichtigen Punkten des Einkaufszentrums eine Magnetwirkung auf die Verbraucher erzeugen sollen. 
In der Regel handelt es sich dabei auch um Unternehmen, die eine große qm-Fläche angemietet haben, 
um ihr gesamtes (breites und/oder tiefes Sortiment) anbieten zu können. Im vorliegenden Fall werden 
unter Ankerunternehmen sowohl große Einzelhandelsunternehmen als auch einzelhandelsunabhängige 
Unternehmen (z. B. Betreiber der Veranstaltungshalle; Betreiber des Erlebnisparks) verstanden, die 
Areale auf dem CentrO.-Gelände angemietet haben. 
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• durch die Modellförderung des Landes ein Impuls für die Initiierung von Stadt-
marketingaktivitäten in den einzelnen Kommunen zu erwarten war, da Mittel zur 
Verfügung gestellt wurden, um die kooperative Zusammenarbeit der innerstädti-
schen Akteure anzuregen bzw. zu stärken. 
In den durch die gezielte Auswahl erfassten Kommunen ist aus diesen Gründen da-
von auszugehen, dass eine Zusammenarbeit zwischen den innerstädtischen Akteuren 
aufgebaut bzw. gepflegt wird, dagegen steht jedoch das Kollektivgüterproblem (Ol-
son 1968). Die Hypothese lautet daher: Kollektives Handeln der Einzelhandelsunter-
nehmen, um zusätzliche Verbraucherdienste anzubieten, wird erschwert. Diese Art 
der Falluntersuchung wird von Lijphart (1971) als „hypothesis-generating case stu-
dy“ kategorisiert. Dabei wird der Versuch unternommen, an einer größeren Zahl von 
Fällen eine Hypothese zu formulieren, die im Laufe der Untersuchung getestet wird. 
„Their objective is to develop theoretical generalizations in areas where no theory 
exists yet“ (Lijphart 1971: 692). Für diese Teiluntersuchung wurden im Zeitraum 
von April 2000 – November 2001 insgesamt siebzehn Experteninterviews mit 
Stadtmarketingbeauftragten, Vorsitzenden von Werbegemeinschaften und Mitarbei-
tern des Ministeriums geführt. Weitere Innovationsstrategien des Einzelhandels wer-
den durch Inhaltsanalysen von Verbandszeitschriften des Einzelhandels erfasst4, die 
landespolitische Förderung des Innenstadteinzelhandels wurde durch die laufenden 
Pressemitteilungen des zuständigen Landesministeriums sowie durch den Besuch der 
entsprechenden Fachveranstaltungen des Ministeriums ergänzt. Durch die hier vor-
genommene Kombination verschiedener methodischer Vorgehensweisen (cross-
examination) kann die Aussagekraft der einzelnen Quellen abgesichert werden und 
der Auswertungsprozess um weitere Informationen ergänzt werden (vgl. Vogel 1995: 
75). Die empirischen Ergebnisse der Auswertung fließen in das fünfte Kapitel ein. 
Für die Beantwortung des dritten Fragekomplexes: Inwiefern bindet sich der global 
player in kommunale bzw. regionale Kooperationen ein? wurden die Kooperations- 
und Handlungsmuster zwischen der Betreibergesellschaft des UEC und politisch-
administrativen Einheiten nachgezeichnet. Zu diesem Zweck wurden Experteninter-
views mit Akteuren in öffentlichen und privaten Institutionen durchgeführt. Es er-
folgten Expertengespräche mit Vertretern der Kommune Oberhausen, des örtlichen 
Einzelhandelsverbandes, Gewerkschaftsvertretern, der Öffentlichkeitsabteilung des 
                                              
4 Hier wurden verschiedene Jahrgänge des Wirtschaftsmagazins des Deutschen Einzelhandels (Han-
delsjournal) und das Mitteilungsblatt der Bundesarbeitsgemeinschaft der Mittel- und Großbetriebe des 
Einzelhandels e.V. (Handelsmagazin) ausgewertet. 
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CentrO. sowie mit Verantwortlichen der regionalen Ruhrgebiet Tourismus GmbH. 
Insgesamt wurden für diesen Untersuchungsbereich dreizehn Expertengespräche 
durchgeführt. Außerdem werden auf der Grundlage der Daten des Landesarbeitsam-
tes NRW (LAA) die Veränderung der Zahl der Beschäftigten für ausgewählte Wirt-
schaftsabteilungen der untersuchten Städte berechnet und im sechsten Kapitel aus-
gewertet. 
Auf Tonbandaufzeichnungen der Expertenbefragungen wurde verzichtet, um eine 
etwaige Verzerrung der Antworten zu vermeiden. Alle Expertengespräche wurden 
während des Gesprächs stichwortartig notiert und im Anschluss zeitnah jeweils in 
einem ausführlichen Protokoll zusammengefasst (vgl. zu diesem Vorgehen Schmid 
1995: 317). Eine Übersicht über die verwendeten Leitfäden findet sich im Anhang 
dieser Arbeit (vgl. Punkt 9.3 – 9.5). Die Kennzeichnung der Experteninterviews er-
folgt im Text in Klammern; aus Gründen der Anonymität wird lediglich auf die 
Nummer des entsprechenden Interviews verwiesen. In dieser Arbeit wird die refor-
mierte Rechtschreibung angewandt. Zitate, die auf vormaligen Rechtschreibregeln 
beruhen, wurden der neuen Regelung angepasst. Je nach Zeitpunkt der empirischen 
Erhebung, werden monetäre Angaben entweder in DM oder in Euro gemacht. Zu-
gunsten des guten Leseflusses werden in der Regel nicht die weibliche und die männ-
liche Form gleichzeitig verwendet, sondern es wird auf eine geschlechtsspezifische 
Form zurückgegriffen (z. B. Kunden anstatt Kundinnen und Kunden), gleichwohl 
sind mit dieser Bezeichnung beide Geschlechter gemeint. 
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1. Handel in Deutschland – Eine Bestandsaufnahme 
Der Handel nimmt eine zentrale Mittlerrolle zwischen Herstellern und Verbrauchern 
ein. Sein Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt liegt bei knapp 11 %. Der Anteil der 
deutschen Handelsunternehmen an der Wertschöpfung des Handels in der Europäi-
schen Union beträgt rund 20 %. Jedes vierte gewerbliche Unternehmen in Deutsch-
land ist im Handel tätig und jeder achte Erwerbstätige in Deutschland ist in diesem 
Wirtschaftsbereich beschäftigt (vgl. Statistisches Bundesamt 2002: 303). Der Handel 
kann allgemein in drei Teilgebiete differenziert werden, den Außenhandel, den Bin-
nenhandel und die internationale und nationale Geschäftspolitik von Handelsunter-
nehmen. In dieser Untersuchung steht der Binnenhandel im Mittelpunkt der Ausfüh-
rungen. Die deutsche Handelslandschaft wird von vielerlei Trends geformt, die auf 
einen kleinen Nenner gebracht werden können: Die Ansprüche der Verbraucher di-
versifizieren sich weiter aus (preis-/zeitbewusster Verbraucher versus Erlebnisein-
käufer) und die Anbieter reagieren auf die veränderten Bedürfnisse der Kundschaft 
mit Veränderungen der traditionellen Distributionskette (vom Hersteller über den 
Großhandel zum Einzelhandel). Diese Veränderungen können sowohl in einer Ver-
kürzung der Distributionskette als auch in einer Anlagerung von Dienstleistungen an 
die Distributionskette erfolgen. Aufgrund dieser Verschiebungen werden neue Be-
triebstypen in die Distributionskette integriert. 
Die Begriffsabgrenzung zwischen den Oberbegriffen „Betriebstyp“ und „Betriebs-
form“ wird in der Literatur teilweise synonym, teilweise auch in differierender 
Wortbedeutung verwendet (vgl. Müller-Hagedorn 1998: 41). Im Folgenden soll in 
Anlehnung an Barth (1996: 83) unter dem Begriff der Betriebsform die Stellung des 
Handelsunternehmens in der Distributionskette zwischen Hersteller und Konsument 
verstanden werden (z. B. Großhandel, Einzelhandel), während mit dem Begriff des 
Betriebstyps die Ausprägung der Betriebsform (z. B. Versandhandel, Shopping-
Center) bezeichnet werden soll. Die Betriebsform des Einzelhandels wird dabei in 
neun Branchen gegliedert, die sich am jeweiligen Warenangebot orientieren.5  
                                              
5 Im Einzelnen handelt es sich hierbei um folgende Branchen: Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren; 
Textilien, Bekleidung, Schuhe, Lederwaren; Einrichtungsgegenstände (ohne elektrische); elektrotech-
nische Erzeugnisse, Musikinstrumente usw.; Papierwaren, Druckerzeugnisse, Büromaschinen; phar-
mazeutische, kosmetische und medizinische Erzeugnisse usw.; Kraft- und Schmierstoffe (Tankstellen 
ohne Agenturtankstellen); Fahrzeuge, Fahrzeugteile und –reifen und Sonstige Waren, Waren ver-
schiedener Art. 
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Neue Betriebstypen werden in Deutschland in der Regel mit einiger Zeitverzögerung 
aus den USA übernommen und in den Markt integriert. Der Import us-
amerikanischer Betriebstypen erfolgte in verschiedenen zeitlichen Phasen. In den 
Jahren von 1950 bis 1975 wurden in Deutschland Supermärkte angesiedelt, in der 
15-jährigen Periode zwischen 1970 und 1985 folgte der Aufbau von SB-
Warenhäusern, zwischen 1985 und dem Jahr 2000 fassten Non-Food-Filialisten in 
Deutschland Fuß und parallel dazu hielten seit ca. 1983 Fachmärkte ihren Einzug in 
die deutsche Handelslandschaft (vgl. Hatzfeld 1995: 63).6 Kruse (1994: 79) unterlegt 
diesen empirischen Prozess mit einem theoretischen Stufenmodell. Während Stufe 
eins und zwei das Erscheinen von Kaufhäusern und die Entwicklung von Ladenket-
ten und Genossenschaften beinhaltet, fasst er unter der dritten Stufe die Ausbreitung 
von Selbstbedienungsgeschäften mit geringem Preisniveau und negativen Auswir-
kungen auf die Beschäftigungsstruktur. Diese Entwicklung begann in den europäi-
schen Ländern in den 50er Jahren und dauert in vielen Ländern noch an. Die neu 
entstehende vierte Stufe, die sich in Deutschland empirisch nachzeichnen lässt, steht 
demnach unter dem Zeichen der Diversifikation „mit noch weitergehender Speziali-
sierung auf bestimmte Produkte oder Kundensegmente und einem neuen Gewicht auf 












                                              
6 In der Regel erfordert die Übernahme von us-amerikanischen Einzelhandelskonzepten eine Anpas-
sung, da sie aus juristischen, ökonomischen und kulturellen Gründen nicht im Verhältnis 1 : 1 auf den 
deutschen Markt übertragen werden können. 
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Abb. 1 Betriebstypen des Einzelhandels 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Müller-Hagedorn (1998: 45) 
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Nimmt man diese klassische Betriebstypenbildung zum Ausgangspunkt und ordnet 
die Betriebstypen in die traditionelle Distributionskette ein, die durch die Betriebs-
formen „Hersteller“, „Großhandel“ und „Einzelhandel“ gebildet wird, dann fällt auf, 
dass insbesondere die neueren Betriebstypen nicht mehr am Ende der Distributions-
kette angegliedert werden, sondern dass eine Innovation darin besteht, die Distributi-
onskette entweder abzukürzen (z. B. Factory Outlet, Teleshopping) und/oder inner-
halb des Betriebstyps die Freizeit- und Unterhaltungskomponente in Form von zu-
sätzlichen Dienstleistungen stärker zu berücksichtigen (UEC). 
Die klassische Aufgabenteilung zwischen den Produktherstellern und den verschie-
denen Betriebsformen des Handels löst sich demnach zunehmend auf. Während die 
Ware traditionell über den logistisch vorstrukturierten Weg der Distributionskette 
15 
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(„Industrie/Erzeuger“, „Großhandel“, „Einzelhandel“) zum Endverbraucher geleitet 
wurde, ergeben sich in den letzten Jahren zunehmend innovative „Seitenpfade“, die 
vom strikten Weg der früheren „Handelstugend“ abgehen und es den Verbrauchern 
ermöglichen, auf früheren Stationen der Distributionskette Güter und Dienstleistun-
gen nachzufragen. 
Beyer/Hilbert/Micheel (vgl. 1998: 11) haben diesen Trend in Bezug auf den Umgang 
der Handelspartner untereinander in einem anderen Zusammenhang ebenfalls konsta-
tiert. Sie stellen fest, dass im Lebensmittelhandel Einzelhändler zunehmend auf die 
traditionelle Großhandelsfunktion verzichten und vor allem der „Frische-Dienst“ 
häufig von Einzelhandelsketten in eigener Regie übernommen wird. Sie bezeichnen 
diesen Vorgang als „Vorwärtsintegration“. Die Tendenz der Hersteller, Waren in 
zunehmenden Umfang über den Aufbau eigener Vertriebswege und Vertriebsstätten 
abzusetzen, wird hingegen als „Rückwärtsintegration“ etikettiert. Von dieser Reor-
ganisation der Versorgungskette sind insbesondere die Großhändler betroffen, da 
sich für die Einzelhändler in vielen Sortimentsbereichen die Möglichkeit ergibt, die 
Waren am Großhandel „vorbei“ zu beschaffen. Aus dieser Entwicklung erklärt sich 
auch die schleichende Reduzierung von Großhandelsunternehmen in Deutschland 
(vgl. BAG 2000: 80). Bezogen auf die Betriebsformen kann konstatiert werden, dass 
die Anbieter innerhalb der vorgezeichneten Distributionskette „neue“ Wege in der 
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Abb. 2 Die Verkürzung der Distributionskette im Handel 
Quelle: Eigene Darstellung 
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In der Abbildung wird der traditionelle Verlauf der Distributionskette durch die hori-
zontale Pfeilrichtung gekennzeichnet und verläuft vom Hersteller über den Großhan-
del zum Einzelhandel. Die vertikale Stoßrichtung der Distribution lässt sich vor al-
lem für Betriebstypen konstatieren, die sich in erst in den letzten Dekaden auf dem 
deutschen Markt etablieren. Für den Betriebstyp des Factory-Outlets bedeutet dies 
beispielsweise, dass die Ware nicht mehr über den Großhandel und anschließend 
über den Einzelhandel abgesetzt wird, sondern dass der Hersteller seine Ware mehr 
oder weniger direkt in einem Outlet-Center vertreibt. Eine weitere Kappung der Dist-
ributionskette kann für den Großhandel festgestellt werden, der zunehmend „Online“ 
vom Verbraucher erreicht werden kann und für den der „Umweg“ über den stationä-
ren Einzelhandel entfallen kann. Insbesondere der Vertrieb standardisierter Massen-
ware (z. B. Bücher, CDs) bietet sich für diesen verkürzten Absatzweg an. Durch das 
„Abkürzen“ der Distributionskette bietet sich den Verbrauchern vermehrt die Gele-
genheit, zu einem frühen Zeitpunkt in die Distributionskette einzugreifen. 
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In diesem Kapitel werden die drei neueren Betriebstypen „Factory Outlet“, „Online-
Handel“ und „Urban Entertainment Center“ vorgestellt, die sich inzwischen in die 
traditionelle Distributionskette schieben und deren Etablierung möglicherweise Kon-
sequenzen für den traditionellen stationären Einzelhandel in sich bergen. Zuvor wer-
den allgemeine Entwicklungen aufgezeigt, mit denen der deutsche Einzelhandel kon-
frontiert ist. 
1.1 Trends im Einzelhandel 
Der Einzelhandel stellt eine der größten Branchen innerhalb der Europäischen Union 
dar. Über drei Millionen Firmen mit mehr als 12 Millionen Beschäftigten wurden 
Mitte der 90er Jahre in den 15 EU-Ländern gezählt. Das sind knapp ein Fünftel aller 
Unternehmen und über 7 % aller Beschäftigten in der Europäischen Union. Sehr 
kleinteilig (weniger als drei Beschäftigte pro Firma) ist der Einzelhandel nach wie 
vor in den südlichen Ländern organisiert. Insbesondere in Italien, Spanien, Portugal 
und Griechenland aber auch in Belgien sind die Unternehmensgrößen besonders 
niedrig. Großbritannien, die Niederlande, Österreich und Deutschland bilden den 
europäischen Gegenpol und beschäftigen aufgrund ihrer etablierten diversifizierten 
Einzelhandelsketten durchschnittlich sieben Beschäftigte in einem Unternehmen 
(vgl. Schüttpelz/Deniz 2001, Lehndorff 2001). 
Im europäischen Vergleich existieren in Deutschland im Verhältnis zur Bevölke-
rungszahl weniger Einzelhandelsunternehmen als in den meisten anderen EU-
Ländern. Die Betriebe sind sowohl gemessen an den Beschäftigungszahlen als auch 
am Umsatzvolumen deutlich größer als im EU-Durchschnitt. Betriebe mit großen 
Verkaufsflächen können einen höheren Anteil am gesamten Einzelhandelsumsatz auf 
sich vereinigen als in anderen Ländern, während kleinflächige Läden weniger erfolg-
reich sind. Zugleich kann eine hohe Dynamik im Betriebstypenwandel konstatiert 
werden. Das bedeutet, dass neue Betriebstypen sich in der deutschen Handelsland-
schaft relativ schnell etablieren (z. B. Fachmärkte, Discounter). Impulse zur weiteren 
Dynamisierung der Handelsstrukturen erfolgten durch die deutsche Vereinigung; 
insbesondere expansive Betriebstypen profitierten von den neuen Expansions- und 
Gestaltungsspielräumen (vgl. Jacobsen 2001: 34).  
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Nach einem Umsatzboom, der bedingt durch den „Nachholkonsum” der östlichen 
Bundesländer bis zum Jahr 1991 für teilweise sensationelle Umsätze7 sorgte, brach 
der Einzelhandelsumsatz in den 90er Jahren ein. Mit einem Umsatzzuwachs von 
1,6 % zwischen 1993 und 2000 kann man von einer Stagnation des Einzelhandels-
umsatzes sprechen. Parallel zu dieser Entwicklung fand in dieser Zeitspanne eine 
Verkaufsflächenexpansion um 17 % statt, die einen starken Abfall der Flächenrenta-
bilität nach sich zieht. 
Abb. 3 Flächenwachstum im Einzelhandel 
Quelle: www.einzelhandel.de/servlet/PB/menu/1003538_pthemenartikel_l1/themenartikel.html     


























Die generell niedrige Rendite im deutschen Einzelhandel trägt zur Verschärfung der 
Gesamtlage bei.8 Der Konsum der privaten Haushalte in Deutschland entfällt nur 
noch zu knapp einem Drittel auf den Einzelhandel, vor zehn Jahren waren es noch 
37 %. Der private Konsum floss in der letzten Dekade verstärkt in andere Dienstleis-
tungsbranchen (Banken, Versicherungen, öffentliche und private Dienste). Im Jahr 
                                              
7 Der Einzelhandel im früheren Bundesgebiet erzielte von Juli 1990 bis Juni 1991 eine beachtliche 
Umsatzsteigerung von 13,6 % gegenüber dem entsprechenden Kalenderzeitraum des Vorjahres. Die 
Währungsumstellung auf die Deutsche Mark im sogenannten Beitrittsgebiet zum 1. Juli 1990, die 
Nachfrage nach „westlichen“ Gütern sowie das noch fehlende Angebot entsprechender Waren im 
Sortiment der Einzelhandelsgeschäfte der östlichen Bundesländer waren Grund für diesen Umsatzzu-
wachs (vgl. Statistisches Bundesamt 2000). 
8 Während in den USA die Umsatzrendite im Einzelhandel vor Steuern 7,5 Prozent beträgt und diese 
auch in der Europäischen Union im Durchschnitt bei 7,1 Prozent liegt, erreicht sie im deutschen Ein-
zelhandel nur ca. 2,7 Prozent. Diese niedrige Rendite wird auf die hohe Preissensibilität der deutschen 
Verbraucher und auf den scharfen Wettbewerb zurückgeführt (vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung 
vom 3.7.2001). 
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2001 konnten vor allem freizeitbezogene Einzelhandelssparten ein Umsatzplus von 
6 % erzielen. Auch bei Sportartikeln, Fahrrädern und entsprechendem Zubehör konn-
ten Umsatzsteigerungen konstatiert werden. Im Gegensatz dazu wird eine eindeutige 
Kaufzurückhaltung in Bezug auf Einrichtungsgegenstände und Hausrat festgestellt. 
Insgesamt gingen die preisbereinigten Umsätze des Einzelhandels im Jahr 2001 um 
0,6 % zurück. Betrachtet man die Einzelhandelsumsätze im Zehnjahresvergleich, 
wurde im Jahr 2001 um 2,2 % weniger Umsatz erzielt als im Jahr 1991 (vgl. IWD 
2002). 
Die Durchdringung wirtschaftlicher Prozesse mit Informations- und Kommunikati-
onstechnologien (IuK) eröffnet auch im Handel Rationalisierungspotenziale. Unter 
Rationalisierung wird im Allgemeinen der Ersatz herkömmlicher Vorgehensweisen 
durch zweckmäßigere und besser durchdachte Vorgehensweisen verstanden. In An-
lehnung an Mathes (1981: 399) kann unter Rationalisierung auf der Unternehmens-
ebene die Planung und Realisation von Anpassungsmaßnahmen in den verschiedenen 
Funktionsbereichen eines Unternehmens verstanden werden, die einer Erhöhung der 
Wirtschaftlichkeit des Unternehmens dienen. Auf der Unternehmensebene bieten 
technische Entwicklungen die Basis für Prozessoptimierung und Personaleinsparun-
gen. Der technologische Wandel und der daraus entstehende Rationalisierungsschub 
im Einzelhandel ist durch die schrittweise Einführung von Warenwirtschaftssyste-
men geprägt. Auf der Basis dieser Systeme bietet sich eine Vielfalt von Informatio-
nen, die für die personelle und infrastrukturelle Rationalisierung eingesetzt werden. 
Durch die Erfassung von Artikelnummer, Preis, Uhrzeit und Datum beim Verkauf 
der Ware kann genau nachgehalten werden, zu welchen Zeiten und in welcher Höhe 
mit Kundenfrequenz zu rechnen ist und welche Artikel zu bestimmten Zeiten ver-
mehrt gekauft werden. Diese Daten können zur Optimierung des Sortiments ebenso 
wie zur Personalplanung und ggf. -reduzierung verwendet werden (vgl. Wirth 1994a: 
40). Durch die Einführung der Warenwirtschaftsysteme, der zunehmenden Unter-
nehmenskonzentration im Einzelhandel und der Integration von Discountern in die 
Handelslandschaft ergibt sich ein zusätzliches Potenzial für Personaleinsparungen. 
Seit 1992 sind daher die Beschäftigtenzahlen im Einzelhandel stetig gesunken. Allein 
in den alten Bundesländern wurden in der Zeitspanne von 1991 – 1998 über 130.000 
Stellen abgebaut. In den neuen Bundesländern nimmt der Abbau ebenfalls ein größe-
res Ausmaß an. Während 1991 noch 600.000 Beschäftigte im Einzelhandel tätig wa-
ren, ergab sich bis 1998 ein Abbau auf 450.000 sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte. Speziell für das Ruhrgebiet gingen von 1995 – 2000 6 % (ca. 20.000)  
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der Arbeitsplätze im Groß- und Einzelhandel verloren (vgl. Fretschner/Hil-
bert/Micheel 2001: 147). 
Abb. 4 Beschäftigungsentwicklung des Einzelhandels9 von 1995 - 2001 



















Im Jahr 2000 gab es in Deutschland ca. 650.000 Handelsunternehmen in denen rund 
5 Mio. Menschen als Voll- oder Teilzeitkräfte Beschäftigung fanden. Der Einzelhan-
del ist mit rund 400.000 Unternehmen und 2,8 Mio. Beschäftigten der bedeutenste 
Teilbereich (vgl. Statistisches Bundesamt 2002: 304). In Nordrhein-Westfalen insge-
samt stellt der Handel immer noch den Wirtschaftszweig mit den höchsten Anteilen 
(24,9 %) am gesamten Dienstleistungssektor dar. Die Gesamtbeschäftigung betrug 
im Jahr 2000 907.552 Personen. Die meisten Beschäftigten stellt der „Großhandel“ 
(299.679 Personen im Jahr 2000) und der „sonstige Einzelhandel“ (353.289 Personen 
im Jahr 2000). Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung bauten von 1990 bis 
zum Jahr 2000 vor allem die Warenhäuser (-31 %; -21.534 Beschäftigte) und Le-
bensmittelsupermärkte (-17 %; -9.463 Beschäftigte) ab (vgl. InWIS 2002). Dennoch 
hat Nordrhein-Westfalen, was die Einführung neuer Betriebsformen betrifft, in den 
letzten Jahrzehnten in Deutschland eine Vorreiterrolle eingenommen. Dies liegt zum 
einen an der dichtbesiedelten Ballungsregion, die eine entsprechend hohe Kunden-
                                              
9 Es handelt sich hier um den Einzelhandel „im engeren Sinne“, das bedeutet ohne KFZ-Handel, 
Tankstellen, Apotheken und Handel mit Brennstoffen. 
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frequenz generiert, zum anderen ist Nordrhein-Westfalen ein bevorzugter Standort 
großer Handelszentralen. Die Firmen Aldi, Tengelmann und Stinnes in Mülheim, 
Haniel in Duisburg, Karstadt in Essen, die Firmen Rewe, Kaufhof und Horten in 
Köln sowie die Metro und C & A in Düsseldorf haben ihren Hauptsitz in Nordrhein-
Westfalen.10  
Die durchschnittliche Teilzeitbeschäftigung in westdeutschen Betrieben insgesamt 
liegt mit ca. 19 % erheblich niedriger als im Einzelhandel (vgl. Kühl 1995: 395).  
Abb. 5 Struktur der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung im deutschen 
Einzelhandel (in %, Stichtag 30.9.2001) 

























Aufgrund des hohen Prozentsatzes von Frauen im Einzelhandel lässt sich die massive 
Umwandlung von Vollzeit- in Teilzeitarbeitsverhältnisse erklären. Bedingt durch 
„biographische Brüche“ (z. B. Familienphase) ist eine Vollzeitarbeit für Frauen nicht 
immer möglich. Insofern kommen reduzierte Arbeitszeiten den Zeitwünschen der 
Beschäftigten häufig entgegen. Die Unternehmen profitieren von diesen Arbeitswün-
                                              
10 Auch in der Vergangenheit wurden neue Betriebstypen häufig in Nordrhein-Westfalen eingeführt. 
Das erste Selbstbedienungsgeschäft Deutschlands entstand 1939 in Hagen, 1957 wurde in Bochum der 
erste Cash & Carry-Markt in Deutschland eröffnet. Der erste klassische Discounter „Aldi“ wurde 
1962 von den Brüdern Albrecht gegründet und Otto Beisheim baute in NRW die „Metro“ zu einem 
global player aus. Das erste Urban Entertainment Center in Deutschland wurde 1996 ebenfalls im 
nordrhein-westfälischen Oberhausen eröffnet (vgl. Hallier 1999: 16). 
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schen und erwirken eine Vorgabe der Arbeitszeiten, die sich ausschließlich nach be-
trieblichen Erfordernissen richtet und eine Personalanpassung im Schichtbetrieb an 
die erweiterten Ladenöffnungszeiten ermöglicht. Dadurch sind auch geringfügige 
Beschäftigungsverhältnisse für den Handel von großer Bedeutung, ihre Zahl hat sich 
in der Zeit von 1989 – 1999 von 327.000 auf 839.000 erhöht. Das entspricht ca. 26 % 
der Vollzeit- und Teilzeiterwerbstätigen im Handel (vgl. Heidel 1999: 371). Im euro-
päischen Vergleich weisen Deutschland (69,2 %) und Österreich (67,1 %) den höchs-
ten Frauenanteil an den Beschäftigten im Einzelhandel aus, aber auch in Länder wie 
Italien (42 %) und Griechenland (47,7 %), die den geringsten Frauenanteil an den 
Beschäftigten im Einzelhandel haben, liegt der Prozentsatz des Frauenanteils noch 
relativ hoch. Im Allgemeinen arbeiten in der EU mehr Frauen als Männer im Einzel-
handel. Über alle EU-Länder gerechnet liegt der Frauenanteil der Beschäftigten im 
Einzelhandel bei fast 58 % (vgl. Schüttpelz/Denis 2001). 
Bedingt durch die Reduzierung von Ausbildungsplätzen und die Zerstückelung von 
Vollzeitarbeitsplätzen ergibt sich für den Einzelhandel eine Tendenz zur „Entquali-
fizierung”. Das Ausbildungsplatzangebot für Einzelhandelskaufleute sank innerhalb 
von sechs Jahren um die Hälfte. Während 1992 deutschlandweit noch 54.332 Aus-
bildungsplätze für diesen Beruf angeboten wurden, waren es 1998 lediglich noch 
27.138 Ausbildungsplätze. Ein ähnliches Bild ergibt sich für den Ausbildungsberuf 
des Verkäufers/der Verkäuferin (vgl. BAG 2000: 13). Zunehmend arbeiten im Han-
del un- und angelernte Beschäftigte in zeitlich limitierten und sozial minder gesicher-
ten Beschäftigungsverhältnissen. Wenn sich die Tätigkeit des Verkaufspersonals 
hauptsächlich auf Auffüll- und Kassiertätigkeit erstreckt, wie es bei der extensiven 
Spielart des Einzelhandels, den Discountmärkten zu beobachten ist und die Brutto-
monatsverdienste der Angestellten 30 – 40 % niedriger liegen als bei den Angestell-
ten insgesamt (vgl. BAG 2000: 86), verliert der Handel weiter an Arbeitsplatzattrak-
tivität, was insbesondere der Serviceorientierung im Handel abträglich ist.11 Die Ein-
zelhandelsbranche verliert zunehmend junges qualifiziertes Fachpersonal an andere 
Branchen, da niedriger Verdienst und hohe Anforderungen an die Arbeitszeitflexibi-
lität die Arbeitsbelastung der Beschäftigten erhöhen. Dagegen erhöht sich der Anteil 
von Schülern und Studierenden, die im Einzelhandel „jobben“ permanent. Im Jahr 
1999 waren insgesamt 75.000 Schüler und Studierende im Einzelhandel beschäftigt. 
                                              
11 Nach einer Untersuchung amerikanischer Handelsspezialisten liegt eines der Grundprobleme des 
deutschen Einzelhandels an der mangelnden Kundenorientierung, die u. a. durch eine Ausdünnung des 
Personalstandes ausgelöst werde. Das verbleibende Personal sei in den meisten Fällen chronisch über-
lastet (vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 29.6.2001). 
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Damit hat sich die Anzahl innerhalb von fünf Jahren mehr als verdoppelt (vgl. 
Bosch/Haipeter/Lehndorff 2001: 20, Voss-Dahm 2002: 498). 
Die Frage des Personaleinsatzes ist im Einzelhandel ein zentrales Thema, da die Per-
sonalkosten im Vergleich zu den Kosten des Wareneinsatzes stetig steigen. Während 
im Facheinzelhandel die Kosten des Wareneinsatzes in Prozent vom Umsatz stetig 
gesunken sind, haben sich die Personalkosten seit Beginn der 90er Jahre fortlaufend 
erhöht und liegen nun bei ca. 64.740 DM pro Arbeitnehmer (vgl. BAG 2000: 87). Da 
die Flächenproduktivität durch die Ausweitung der Verkaufsflächen sinkt, versucht 
der Handel, die Personalkosten weiter zu verringern (vgl. Baethge 2001: 95). Zwar 
setzt vor allem der Fachhandel weiterhin auf qualifiziertes Personal, insgesamt do-
miniert jedoch die Rationalisierungsstrategie: Der Anteil der Selbstbedienungsge-
schäfte hat sich nach einer jahrzehntelangen Stagnation in den letzten drei Jahren des 
Untersuchungszeitraumes mehr als verdoppelt und liegt jetzt bei 7,2 %. Die Gruppe 
der Fachhändler, die ausschließlich auf Verkäuferbedienung setzt, hat um 1,5 Pro-
zentpunkte leicht zugenommen, nachdem sie in der Vergangenheit stetig gesunken 
war. Die Prognose lautet daher: „Der leichte Anstieg der Betriebe, die ganz auf Ver-
käuferbedienung setzen, kann sich nur in Nischen vollziehen und wird den allgemei-
nen Trend nicht umkehren” (Wenzlitschke 1997: 249). Diese Auffassung teilen auch 
Beyer/Hilbert/Micheel (1998: 89), die davon ausgehen, dass trotz der neuen Strö-
mung des „Erlebniseinkaufes” die generelle Ausweitung der Selbstbedienung beherr-
schend bleiben wird.12 
Parallel zur Ausdehnung des Selbstbedienungsangebotes zeichnet sich im Einzelhan-
del eine gegenläufige Neuorientierung ab, die den Konsum als „Freizeiterlebnis” 
arrangiert. „Malls”, die nach amerikanischem Vorbild auf der grünen Wiese errichtet 
werden, ermöglichen dem Besucher eine Flucht aus dem Alltag in die „Erlebnis-
welt”. Bereits für rund 45 % der Bevölkerung ist das Konsumieren (Shopping) in 
erster Linie ein Freizeiterlebnis (vgl. Haubl 1998: 36). Im Zentrum der Neuorientie-
rung für den Einzelhandel stehen neben Einkauf und Platzierung hochwertiger Ware 
die Aufwertung von Beratung und Bedienung der anspruchsvollen und informierten 
Kundschaft und die Schaffung einer angenehmen Einkaufsatmosphäre. Die damit 
verbundenen Dienstleistungen stellen eine Anlagerung von Dienstleistungen an die 
Einzelhandelsfunktion dar, deren Organisation im dritten Kapitel aufgegriffen wird. 
                                              
12 vgl. Voss-Dahm (2002) und Bosch (2002) zu den damit verbundenen Leistungsanforderungen an 
das Verkaufspersonal. 
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Aufgrund von Rationalisierungsmaßnahmen und stagnierender Umsätze kann in den 
letzten Dekaden ein ”Sterben” kleinerer Einzelhandelsunternehmen und zugleich der 
Trend zu starker Unternehmenskonzentration beobachtet werden. Davon war vor 
allem der Lebensmitteleinzelhandel betroffen. Hier ging die Zahl der Unternehmen 
in Deutschland (West) zwischen 1960 und 1998 um 200.000 auf 50.000 zurück. Ins-
besondere kleine bedienungsorientierte Lebensmittelgeschäfte, die sogenannten 
„Tante-Emma-Läden“, waren von dieser Rationalisierungswelle betroffen (vgl. Sta-
tistisches Bundesamt 2002: 304). Im europäischen Vergleich weisen insbesondere 
Deutschland, Österreich und das Vereinigte Königreich eine besonders hohe Kon-
zentration von Einzelhandelsunternehmen auf. In diesen Ländern haben größere Ket-
ten die Führung des Marktes übernommen, oftmals durch Bildung großer gemischter 
Gruppen (vgl. Europäische Kommission 1996: 12). Der durchschnittliche Konzentra-
tionsgrad lag in Deutschland 1989 für die „Top Ten“ des Einzelhandels bei ca. 14 %, 
insbesondere im Lebensmittelhandel erfolgte eine starke Zentralisation. War der 
Konzentrationsgrad der Top Ten im Lebensmittel-Einzelhandel im Jahre 1992 schon 
auf knapp 70 % angewachsen, erwirtschafteten die zehn größten Unternehmen 1994 
bereits 80 % des gesamten Umsatzes mit Lebensmitteln.“ (Beyer/Hilbert/Micheel 
1998: 30f.). Bis zum Jahr 2000 erfolgte eine weitere Steigerung auf 84 %, die sich 
die zehn größten Lebensmittelhändler aus dem Umsatz von 365 Milliarden DM „he-
rausschnitten“ (vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 3.7.2001). 
Tab. 1 Die größten Handelsunternehmen in Deutschland 2000 
Firma Umsatz in Mio. DM Beschäftigte in 1.000 
Metro 91.787 179,6 
Rewe-Gruppe 73.650 179,0 
Edeka-Gruppe 61.100 190,0 
Tengelmann (Welt) 53.400 187,0 
Otto-Versand GmbH & Co. KG 45.835   73,0 
Aldi-Gruppe 37.750 k. A.  
Franz Haniel & Cie GmbH 36.654   41,0 
Edeka Zentrale AG 33.943     0,8 
Gehe AG 30.012   21,6 
KarstadtQuelle-Konzern 29.807 112,5 
Tengelmann (Inland) 27.400   85,0 
Kaufland Stiftung & Co. KG 24.000 k. A. 
Stinnes AG 23.521   42,0 
Quelle: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 3.7.2001 
Ein Ende dieses Prozesses ist noch nicht in Sicht. Seit den 70er Jahren lässt sich die 
Entwicklung neuer Betriebstypen wie z. B. Selbstbedienungsläden feststellen, die mit 
einer Tendenz zur Filialisierung und zur Integration ehemals selbständiger Einzel-
händler in Vertriebsketten einhergeht. Die Anzahl der steuerpflichtigen Unternehmen 
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im Einzelhandel stieg in der Dekade zwischen 1980 und 1990 deutlich auf 400.000 
an, dennoch wurden bereits Mitte der 90er Jahre 90 % des westdeutschen Einzelhan-
delsumsatzes von Kooperationen, Filialketten und Franchise-Unternehmen erwirt-
schaftet (vgl. Beyer/Hilbert/Micheel 1998: 30). Als Folge ergeben sich weitere Zent-
ralisierungen der Einkaufs- und Verwaltungsfunktionen, gute Verhandlungsposition 
gegenüber der Industrie, sowie die Möglichkeit, Personaleinsparungen vorzunehmen 
(vgl. Handelsblatt vom 23.5.2000). Neben den Konzentrationsbestrebungen im Han-
del kann auch eine Polarisierung von innerstädtischem Handel versus Handel auf 
der „grünen Wiese“ konstatiert werden. 
Seit der Einführung von großflächigem Einzelhandel, der aufgrund fehlender Flä-
chen und hoher Grundstückspreise in der Stadtmitte, vor den Toren der Stadt auf 
„der grünen Wiese“ angesiedelt wurde, fürchtet und erleidet der innerstädtische Han-
del Umsatzeinbußen. Unter dem Begriff der „grünen Wiese“ werden dabei Standorte 
an der Stadtperipherie oder im zwischenstädtischen Bereich bezeichnet. Obwohl die-
se Standorte baulich und verkehrstechnisch in bestehende Strukturen integriert sein 
können, liegen sie abseits gewachsener Einzelhandelsagglomerationen und treten 
deshalb – je nach Waren- und Dienstleistungsangebot – in Konkurrenz zum inner-
städtischen Handel (vgl. Jürgens 1998: 121). Innenstädte sind dagegen historisch 
gewachsene Versorgungszentren, die häufig die überregionale Bedeutung und das 
Image einer Stadt begründen.  
Viele Innenstädte büßen jedoch in den letzten Jahren an Kundenattraktivität gegen-
über peripheren Einkaufszentren ein. Für viele Stadtkerne wird eine anhaltende 
Stadtflucht konstatiert. Dies gilt sowohl für die Wohnbevölkerung als auch für den 
innerstädtischen Handel. In Nordrhein-Westfalen liegen mittlerweile nur noch ca. 
40 % der Verkaufsflächen in den Innenstädten (Handelsjournal 2002a). Durch stei-
gende Innenstadtmieten werden inhabergeführte Fachgeschäfte zunehmend ver-
drängt, was einen steigenden Filialisierungsgrad der Innenstädte zur Folge hat. Die 
uneinheitlichen Öffnungszeiten des innerstädtischen Handels, Parkplatzprobleme 
sowie die Verringerung von Breite und Tiefe des Angebotes durch Billiganbieter 
tragen zum Attraktivitätsverlust der Innenstädte bei. Die Einzelhändler selbst sehen 
den innerstädtischen Standort hauptsächlich durch Verunreinigungen der Einkaufs-
umgebung, die vorhandene Drogenszene, aggressives Betteln und Vandalismus ge-
fährdet (vgl. Handelsjournal 1999). Auf der Seite der Verbraucher ergibt sich eine 
deutliche Trennung der Kundengruppen nach Innenstadt und „grüner Wiese“ nach 
Einkommen, Mobilität und Altersgruppen: 
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„Die Kunden in den Einkaufszentren haben eine durchschnittliche höhere 
Kaufkraft als in den Citys. Darüber hinaus ist die Kaufkraft über alle Kunden 
gleichmäßiger verteilt als in den Innenstädten, die sich durch eine hohe Polari-
tät zwischen ‚Reichen‘ und ‚Armen‘ auszeichnen. Dieser Gegensatz spiegelt 
sich auch im Angebotsbesatz wider, der zwischen teuren Boutiquen und Juwe-
liergeschäften auf der einen Seite und Fast-Food-Ketten und ‚Schnäppchen-
märkten‘ auf der anderen Seite schwankt.“ (Jürgens 1998: 330). 
Wirtschaftliche und politische Bestrebungen, die unter dem Begriff „Stadtmarketing“ 
gefasst werden, liegen deshalb häufig darin, Innenstädte zu vitalisieren, indem sie für 
die Verbraucher attraktiver gestaltet werden.  
1.2 Kappung der Distributionskette durch neue Betriebstypen 
Inwieweit die Implementierung neuer Betriebstypen die Attraktivität des stationären 
Einzelhandels aushöhlen kann, wird im Folgenden untersucht. Das besondere Inte-
resse gilt dabei den Betriebstypen, die in Deutschland erst in der letzten Dekade ein-
geführt wurden. Die Implementierung neuer Betriebstypen in die deutsche Handels-
landschaft soll am Beispiel der Betriebstypen „Factory Outlet-Center“ und „Onli-
ne-Handel“ untersucht werden, die an vorgelagerten Stellen der traditionellen Dist-
ributionskette des Handels „einspringen“ und deshalb eine potenzielle Bedrohung 
des stationären Einzelhandels darstellen. 
1.2.1 Factory Outlet Center 
Hersteller von Konsumgütern betreiben traditionell „Fabrikläden“, in denen die 
selbsterstellten Waren in den Räumlichkeiten des produzierenden Unternehmens zu 
vergünstigten Preisen angeboten werden. Da dieser Absatzkanal in der Vergangen-
heit in der Regel nicht beworben wurde, um Konfrontationen mit dem Fachhandel zu 
vermeiden, beschränkte sich das Einzugsgebiet der Fabrikläden in der Regel auf die 
örtliche Bevölkerung. Durch die Erstellung von so genannten „Schnäppchenführern“, 
die Fabrikverkaufsmöglichkeiten in Deutschland aufführen, erweiterte sich der Kun-
denkreis.  
Die Betriebsart des Factory-Outlets stellt eine weitere Steigerung dieser Fabrikver-
kaufs-Idee dar. Die Innovation dieser Center liegt darin, dass unterschiedliche Her-
steller lediglich funktional ausgestattete Räume unter dem Dach eines Betreibers 
anmieten und dort ihre Produkte direkt verkaufen, ohne den traditionellen Absatzweg 
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über den Groß- bzw. den Einzelhandel einzuschlagen. Die Investoren stellen in der 
Regel ein Center-Management, das von den Herstellern prozentual am Umsatz betei-
ligt wird. Die Distributionskette wird hier schon zu Beginn unterbrochen, je nachdem 
ob die Ware in einem Center mit mehreren Anbietern oder direkt „ab Werk“ verkauft 
wird, können mehrere Glieder in der Distributionskette eingespart werden. 
Seit der Eröffnung des ersten FOCs in den USA (Freeport im Bundesstaat Maine) im 
Jahr 1979 sind in den USA rund 350 Factory Outlet Center entstanden. Der jährliche 
Umsatz, der in diesen Centern erwirtschaftet wird, wird auf ca. 15 Mrd. Dollar ge-
schätzt. Dies sind immerhin 2 % des gesamten Einzelhandelsumsatzes der USA (vgl. 
Wirtschaftswoche vom 31.10.2000). Ende der 80er Jahre setzten sich die Center 
dann auch in Frankreich und Großbritannien durch. In Großbritannien wurden mitt-
lerweile 30 FOCs errichtet. In Deutschland konnte diese Betriebsform des Handels 
erst in den 90er Jahren zögerlich Fuß fassen. Die ersten Factory Outlet Center wur-
den in Aalen (1200 qm) und in Bodelshausen (800 qm) Ende 1994 eröffnet. Mehrere 
Investorengruppen (zwei US-amerikanische und drei europäische Unternehmen) be-
mühen sich um weitere Standorte in Deutschland. Für ökonomisch tragbar werden 
von den Betreibergesellschaften 30 – 50 Outlet-Center mit einer Gesamtfläche von 
30.000 bis 100.000 qm gehalten (vgl. Hauptverband des Deutschen Einzelhandels 
2001: 1). 
Bei der Ware, die in deutschen Factory Outlets angeboten wird, handelt es sich zum 
Teil um Produkte, die kleinere Mängel aufweisen, oder - vor allem bei Textilien - um 
Waren aus der letzten Saison, die vergünstigt angeboten werden. In den USA wird 
vor allem zurückgesandte Kommissionsware der Fachhändler in die Factory Outlets 
gelenkt, da die Hersteller die nicht verkaufte Ware wieder zurücknehmen müssen 
und deshalb den Fabrikverkauf als Ventil nutzen, um den Warenüberschuss abzusto-
ßen. Die Rücknahme der nichtverkauften Ware durch den Hersteller ist in Deutsch-
land nicht vorgesehen, da hier die Waren aus der abgelaufenen Saison von den Ein-
zelhandelsgeschäften (z. B. durch Sonderaktionen) selbst vermarktet werden müssen. 
Durch die Ansiedlung von Factory Outlets entsteht für den Fachhandel, der überwie-
gend Markenprodukte absetzt, eine Konkurrenzsituation zu den direktvermarktenden 
Produzenten der Ware. Die Vertreter des Einzelhandels befürchten, dass die Herstel-
ler nicht nur Mängelware anbieten, sondern durch den Absatz erstklassiger Ware 
versuchen, den Umsatz zusätzlich zu steigern: 
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„Betroffen ist durch die Konkurrenz der Fabrikläden letztlich vor allem der 
mittelständische Fachhandel. Die Fabrikläden greifen frontal dessen Positionie-
rung im Markt an. Markenartikel, das gewichtigste Pfund, über das der Fach-
handel verfügt, hatten bislang stets ihren hohen und ertragbringenden Preis. 
Wenn nun die Fabrikläden eine neue, niedrigere Preisschiene für Markenartikel 
einziehen, wird auch der Fachhandel immer häufiger zu Preiszugeständnissen 
gezwungen werden. Dies verringert seine Ertrags- und Überlebenschancen er-
heblich. Eine zusätzliche Gefahr ergibt sich dadurch, dass es die Hersteller 
selbst in der Hand haben, den Preisabstand zwischen Fabrikläden und Fach-
handel dauerhaft zu kontrollieren.“ (Hauptverband des Deutschen Einzelhan-
dels 2001: 3). 
In Deutschland stellen sich nicht nur die Vertreter des Einzelhandels gegen die Ein-
führung von FOCs, auch die Vertreter der Landesregierungen lehnen eine Ansied-
lung in der Regel ab. Zwar wird in den FOCs kein Vollsortiment geführt, da nicht 
alle Artikel in allen Konfektionsgrößen geführt werden, dennoch konzentriert sich 
das Angebot im Kern auf Bekleidung (ca. 70 % des Gesamtsortiments) und umfasst 
eine breite Palette zentrentypischer Ware (z. B. Sportartikel, Glas- und Porzellan, 
Schuhe) so dass FOCs in der Regel als Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevantem 
Warenangebot eingestuft werden. In Nordrhein-Westfalen werden FOCs daher bau-
planungsrechtlich als Einkaufszentren betrachtet, auf die der Einzelhandelserlass 
anzuwenden ist. Der Einzelhandelserlass der Landesregierung Nordrhein-Westfalen, 
der 1996 in Kraft trat, zielt darauf ab, eine Benachteiligung des Einzelhandels in den 
Innenstädten zu verhindern und die Urbanität und das Flair historisch gewachsener 
Stadtstrukturen zu bewahren. Eine strikte Begrenzung großflächiger Einzelhandels-
projekte auf der „grünen Wiese“ ist das Ziel des Einzelhandelserlasses. Nach dem 
Einzelhandelserlass sind großflächige Einzelhandelsbetriebe einem Siedlungs-
schwerpunkt dann richtig zugeordnet, wenn sie in Bezug auf ihr Warenangebot und 
ihre Größe in einem dafür geeigneten Siedlungsschwerpunkt angesiedelt sind (funk-
tionale Zuordnung). Das „Zentrale-Orte-Prinzip“ weist den Gemeinden je nach Grö-
ße und Lage einen unterschiedlichen Zentralitätsstatus (Ober-, Mittel-, Unterzent-
rum) und unterschiedliche Versorgungaufgaben für ihre Verflechtungsräume zu. Bei 
der Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben wird das Prinzip von den Planungsbe-
hörden so angewandt, dass der Einzugsbereich eines Einzelhandelsbetriebs den Ver-
flechtungsraum der Standortgemeinde nicht oder nur in geringem Maß überschreiten 
darf. Außerdem sollen großflächige Einzelhandelsbetriebe nicht am Siedlungsrand 
oder gar in isolierter Lage abseits der Siedlungsschwerpunkte entstehen (räumliche 
Zuordnung). Ausnahmen von dieser Regel werden für Betriebe gemacht, die haupt-
sächlich Waren anbieten, die in den Innenstädten und Stadtteilzentren nicht bzw. 
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nicht mehr vorzufinden sind. Dabei handelt es sich z. B. um Möbel, Gartenbedarf, 
Bau- und Heimwerkerartikel (vgl. Bauer 1999: 7ff). 
Der Einzelhandelserlass des Landes Nordrhein-Westfalen sieht nur dann die Ansied-
lung eines FOCs vor, wenn es sich um einen städtebaulich integrierten Standort han-
delt und die Größenordnung des Vorhabens in einem für die Ansiedlungskommune 
und deren Versorgungsbereich angemessenen Verhältnis steht. Die Investoren der 
FOCs bevorzugen dagegen Standorte mit Autobahnanschlüssen in Gemeinden, die 
möglichst weit abseits von Zentren mit starkem Markenfachhandel liegen und halten 
die Vorstellung, FOCs in Innenstadtnähe anzusiedeln, für abwegig (vgl. Bezirksre-
gierung Düsseldorf 1999: 88). Die Ansiedlung von FOCs im Einzugsbereich von 
Mittel- und Oberzentren widerspricht dem FOC-Konzept, da durch die in FOCs an-
gebotene preisgünstige Markenware den Einzelhändlern der Innenstädte unmittelbare 
Umsatzprobleme entstehen können. Die Investoren der FOCs sind daher bestrebt, 
ihre Unternehmen möglichst nicht in Oberzentren anzusiedeln.  
Die Wünsche der Investoren stehen damit im krassen Widerspruch zu den Zielen der 
Behörden für Raumordnung und Landesplanung. Durch die latente Zersiedlungsge-
fahr, die von den FOCs als Großprojekten ausgeht, haben sich Bundes- und Landes-
regierungen entschlossen, die bestehenden rechtlichen Möglichkeiten auszuschöpfen 
und die Ansiedlung dieser Betriebsart so restriktiv wie möglich zu handhaben (vgl. 
Bauer 1999: 10). Dies führte in der Folge häufig zu juristischen Auseinandersetzun-
gen, die von den Oberverwaltungsgerichten durchaus gegenläufig entschieden wer-
den.13 Während die Landesregierungen in den letzten Jahren zunächst versuchten, 
FOC-Ansiedlungen zu verhindern, zeichnet sich in letzter Zeit zumindest punktuell 
ein Meinungsumschwung ab. Nach der Entscheidung des bayerischen Ministerrates 
im Mai 2001 können künftig unter bestimmten Voraussetzungen in Bayern Fabrik-
verkaufszentren zugelassen werden. Kurioserweise werden jedoch auch in diesem 
Fall innenstadtnahe Standorte bewilligt. Vermutlich aus dem Grund, Brachflächen zu 
vermarkten, wie es z. B. für ein Kasernengelände in Ingolstadt geplant war (vgl. 
Süddeutsche Zeitung vom 1.6.2001). Die dadurch auch von den Investoren vorge-
schlagene räumliche Distanz zur Innenstadt wird nicht berücksichtigt, was für Mar-
kenanbieter und den Textilfachhandel in den Innenstädten zu Umsatzeinbrüchen füh-
                                              
13 Das OVG Nordrhein-Westfalen hat am 7.12.2000 den Bebauungsplan der Stadt Münster zur An-
siedlung des Einkaufszentrums „Preußen Park“ für nichtig erklärt, während das OVG Brandenburg 
am 26.3.2001 die Baugenehmigung eines FOC für die brandenburgische Kommune Eichstädt bestätigt 
hat (vgl. Frankfurter Allgemeine vom 18.5.2001). 
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ren könnte. Dieser Fall demonstriert ein Beispiel kontraproduktiver politischer Steue-
rung. 
Die Investoren, allen voran die britisch-amerikanischen Projektentwicklern BBA 
McArthurGlen (mit zehn Outlet Centern europäischer Marktführer), ziehen die Kon-
sequenzen und investieren in Deutschland nur noch in die laufenden Projekte.14 Zu-
künftige Investitionen sollen in den Grenzländern zu Deutschland getätigt werden. 
Insbesondere das niederländische Roermond, das das einwohnerstarke Nordrhein-
Westfalen und Belgien im Einzugsgebiet hat, war für die Investoren von Interesse 
und wurde mittlerweile eröffnet. Zwar regen sich auch in den Nachbarländern die 
Proteste, doch ist dort mit einer verkürzten Dauer von Gerichtsentscheiden zu rech-
nen; in Deutschland müssen bauwillige Center-Betreiber bis zu fünf Jahre auf einen 
dann noch ungewissen Baubeginn warten (vgl. Wirtschaftswoche vom 31.10.2000). 
Um auch in grenznahen Gebieten die Ausbreitung von FOCs besser steuern zu kön-
nen, wurde mit dem Projekt TRADE ein politisches, transnationales Steuerungsin-
strument ins Leben gerufen. Vertreter der Regionen Flandern, Limburg, Nordrhein-
Westfalen und Wallonien haben mit Unterstützung von EU-Mitteln das Projekt 
TRADE ins Leben gerufen. Das Ziel besteht darin, bei der Ansiedlung von regional 
bedeutsamen Einzelhandelsprojekten mit Auswirkungen auf die Einzelhandels- und 
Versorgungsstruktur in Nachbarländern grenzübergreifend zu kooperieren. Auch 
durch TRADE werden FOCs als großflächiger Einzelhandel betrachtet, die möglichst 
in Oberzentren anzusiedeln seien. Die Arbeitsgruppe TRADE arbeitet eng mit den 
regionalen Genehmigungsbehörden zusammen und fördert eine Umsetzung der erar-
beiteten Richtlinien: 
„Als ein europäisches Projekt stützt sich TRADE neben dem EUREK auf das 
Leitprinzip der Wettbewerbsfreiheit und auf die Vorgaben der EU-Richtlinie 
zur Umweltverträglichkeitsprüfung. Daraus folgt, dass wettbewerbsbezogene 
Auswirkungen nur dann berücksichtigt werden dürfen, wenn die vorhandenen 
lokalen und regionalen Versorgungsstrukturen sowie eine geographisch aus-
gewogene Funktionsteilung zwischen den Stadtzentren und dem Umland ge-
fährdet werden. Des Weiteren soll einer Zersiedlung entgegengewirkt werden 
und die Umweltbelastung so gering wie möglich gehalten werden.“ (Malzkorn 
2001: 37). 
                                              
14 wie z. B. in das FOC-Vorhaben in Eichstädt, das durch mehrere Instanzen geklagt wurde, und jetzt 
beim Verwaltungsgericht anhängig ist oder das FOC-Projekt im niedersächsischen Soltau. 
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Die ersten Früchte dieser politischen Steuerungsform liegt in der Reduzierung des 
FOCs Roermond von 36.000 qm auf eine genehmigte Fläche von 12.400 qm in einer 
städtebaulich integrierten Lage. Erst nach einer Beobachtungsphase wird gegebenen-
falls eine Erweiterung genehmigt (vgl. Malzkorn 2001). 
Tab. 2 Factory Outlets in Deutschland 
Bundesland Stadt Einwohner/ Zentralität 
Verkaufsfläche 
der FOCs in qm Aktueller Stand 
Baden-Württemberg Rheinmünster 11.000 – Unterzentr. 10.000  Raumordnungsverf wird vorbereitet 
 Villingen-Schwenningen 80.000 – Oberzentr.  6.500 Eröffnung 2000 








 Wustermark 2.300 10.000  Eröffnung 2000 
Bayern Ingolstadt 114.000 – Oberzent.   9.800  Bebauungsplan  
Gerichtlich f. 
unwirksam erklärt 
Mecklenburg-Vorp. Besselin/Kessin 1.000 10.000  Baustopp  
wg. OVG-Urteil 
Niedersachsen Soltau 22.000 – Mittelzent. 20.000  Stadt Soltau klagt 
wegen Versagung 
Nordrhein-Westfalen Grevenbroich 64.000 – Mittelzentr.   6.500  Anfrage des  
Investors bei  
der Stadt 
 Hückelhoven 38.000 – Mittelzentr. 7.800 qm Eröffnung 2001 
Rheinland-Pfalz Zweibrücken 36.000 – Mittelzentr. 20.000 qm 
 (1. Stufe) 
Eröffnung 2001 
Sachsen Döbeln 25.000 – Mittelzentr. 10.000 qm In Planung 
 Leipzig 450.000 – Oberzentr.   8.000 qm Baugenehmigung 
o.k. 
Schleswig-Holstein Raisdorf 7.300  13.000 qm Eröffnung 2000 
Quelle: Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung abgerufen am 25.06.2001 unter 
http://www.bbr.bund.de/foc/foc_sh.htm.  
In den letzten Jahren sind in Deutschland fünf weitere Factory Outlet Center eröffnet 
worden. Eines dieser FOCs liegt im Einzugsbereich eines Oberzentrums, zwei der 
Center liegen in Städten, die von der Zentralität als Mittelzentren eingestuft werden, 
und zwei weitere FOCs liegen in sehr kleinen Kommunen, die keine Zentralitätsken-
nung aufweisen und sind somit auf der „grünen Wiese“ angesiedelt.15  
                                              
15 Die „Mutter der Outlets“ im baden-württembergischen Metzingen findet sich in dieser Aufstellung 
nicht, da dieses Cluster von Fabrikverkaufsstellen streng genommen kein Factory Outlet Center dar-
stellt. In Metzingen sind die Geschäfte um den Stadtkern herum gruppiert, alle nur wenige hundert 
Meter voneinander entfernt (vgl. Rheinische Post vom 6.6.2001). 
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Abb. 6 Bedeutung des Fabrikverkaufs in einzelnen Branchen am Gesamtmarkt 
Quelle: Hauptverband des Deutschen Einzelhandels abgerufen am 11.6.2001 unter 
http://www.einzelhandel.de/stichwort/FACTOUTL.htm 
 
Entsprechend der Abwehrhaltung der Einzelhandelsverbände und der Landesregie-
rungen wurden in Deutschland erst einige wenige Center eröffnet. Die bei der Pla-
nung angestrebte Bindung an Oberzentren ist, aus Sicht des örtlichen Einzelhandels, 
höchst kritisch zu bewerten. Eine Zersiedelung der Landschaft wird dadurch zwar 
ausgeschlossen, die landesplanerischen Interessen werden also berücksichtigt, ein 
Ausbluten des innerstädtischen Markeneinzelhandels wird dabei aber billigend in 
Kauf genommen. Die Hersteller der Markenartikel sehen sich der Gefahr der „Ver-
ramschung“ ihrer Ware im Einzugsbereich von Oberzentren ausgesetzt, was insbe-
sondere für Markenartikel, die durch eine Hochpreisstrategie gefestigt werden, eine 
janusköpfige Strategie mit ungewissem Ausgang darstellt. 
Eine weitere Betriebstypenentwicklung, die in den USA bereits tiefer in die Handels-
landschaft verankert ist und auf dem deutschen Markt erst schrittweise Fuß fasst, ist 
der Online-Handel. Auch für diesen neuen Betriebstyp lässt sich eine Verkürzung der 
Distributionskette aufzeigen. Inwiefern der elektronische Handel bereits in die deut-
sche Handelslandschaft integriert ist und welche Gefahren sich daraus möglicherwei-
se über kurz oder lang für den stationären Einzelhandel ergeben, wird im Folgenden 
nachgezeichnet. 
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1.2.2 Online-Handel 
Der elektronische Handel kann als virtueller Marktplatz beschrieben werden, auf 
dem Angebot und Nachfrage ohne regionale und nationale Grenzen aufeinander tref-
fen. Vielen bislang eher regionalen Anbietern steht somit die Möglichkeit offen, in 
das nationale bzw. in das internationale Geschäft einzusteigen. Die Definition des E-
Commerce impliziert dabei eine weite Begriffsführung und es fallen darunter sowohl 
der Handel mit Waren- und Dienstleistungen zwischen Unternehmen (B2B) als auch 
der Handel zwischen Unternehmen und Konsumenten (B2C), der hier fokussiert 
werden soll und im Weiteren als Online-Handel bezeichnet wird. 
Grundsätzliche Voraussetzung für diese relativ neue Absatzart in Deutschland ist 
eine hohe Dichte der Internet-Anschlüsse bei den Verbrauchern und die Einrichtung 
von entsprechenden Computerportalen bei den Herstellern bzw. den Händlern. Die 
Internet-Nutzung der Deutschen hat sich in den letzten Jahren gesteigert. Im Jahr 
2001 benutzten über 24 Mio. Bundesbürger das Internet. 58 % der Internetnutzer 
sind Männer. Die Altersgruppe der 14 – 19-Jährigen hat die höchste Präsenz im Netz. 
Von 100 Befragten verfügen in dieser Altersgruppe 76 über einen Netzzugang, aber 
auch die älteren Jahrgänge haben aufgeholt. Immerhin verfügen 34 % der 50 – 59-
Jährigen über einen Zugang zum Internet und auch von den 60 – 69-Jährigen nehmen 
13 % die Möglichkeit wahr, das Internet zu nutzen (vgl. Wirtschaft im Revier 2001: 
43). 
Rund 15 Minuten pro Monat verbringen deutsche Surfer in einem Internet-Shop und 
knapp 38 % aller deutschen Surfer sind derzeit Online-Käufer (vgl. Süddeutsche Zei-
tung vom 3.11.2000b). Einer der weltweit erfolgreichsten PC-Hersteller, der seine 
Computer über das Internet vertreibt, bekam 1999 bereits 32 % seiner Aufträge aus 
dem Internet (vgl. Wirtschaftswoche vom 14.10.1999). Dies scheint jedoch immer 
noch eine rühmliche Ausnahme von der Regel zu sein. Nach einer stürmischen Start-
up-Phase des elektronischen Handels, folgte eine hohe Welle der Insolvenzen. Das 
Scheitern des Internet-Aktionshauses Andsold und des Medienkaufhauses „Bol“ sind 
nur einige Beispiele dafür in welcher Weise viele der euphorisch gegründeten Onli-
ne-Unternehmen strauchelten. Insbesondere das Scheitern des schwedischen Textil-
händlers Boo.com, der mit 135 Millionen US-Dollar Verlust kapitulierte, gilt als der 
Wendepunkt, an dem die Euphorie des Online-Handels einer gewissen Ernüchterung 
Platz machte. Aber auch der elektronische Handel mit Lebensmitteln kommt noch 
nicht auf Touren: Die Anzahl der Lebensmittelanbieter beschränkt sich auf ein knap-
pes Dutzend und auch dort funktioniert die Auslieferung nur bedingt und häufig nur 
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für bestimmte Produkte, nur in Ausnahmefällen kann bislang Frischware geliefert 
werden (vgl. Wirtschaftswoche vom 27.4.2000). 
Abb. 7 Geschätzter Umsatz online-gehandelter Waren in Milliarden Mark (B2C) 







Die Wachstumsraten des internetgestützten Handels sind jedoch weiterhin positiv: 
1999 wurden allein in Deutschland bereits 165 Millionen Mark im Internet-
Buchhandel umgesetzt, das entspricht einem 175 prozentigen Zuwachs im Vergleich 
zum Vorjahr, dennoch schreibt keine der Internet-Buchhandlungen schwarze Zahlen 
(vgl. Wirtschaftswoche vom 18.10.2000). Im Jahr 2000 kam der deutsche Online-
Einzelhandelsumsatz noch nicht über 5 Milliarden DM hinaus. Dies macht einen 
Anteil von ca. 0,5 % des gesamten deutschen Einzelhandelsumsatzes aus: 
„Nicht mehr als 5 % ihres Jahresumsatzes erzielen 66 % der deutschen Firmen 
und 43 % der Unternehmen in den anderen europäischen Ländern über das In-
ternet. Mehr als die Hälfte der in Deutschland befragten Unternehmen und bei-
nahe 40 % der europäischen Firmen bringen es nicht einmal auf 2 % im Netz-
handel.“ (Handelsjournal 2001a). 
Es setzt sich die Erkenntnis durch, dass Online-Shopping zwar als ein komplementä-
rer Vertriebskanal unter anderen Vertriebskanälen etabliert werden kann, aber auf-
grund hoher Anfangskosten nicht in kurzer Zeit rentabel arbeiten wird (vgl. Die Zeit 
vom 23.5.2001). Insbesondere logistische Probleme machen den „Start up-
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Unternehmen“ des Online-Handels zu schaffen. Es zeichnet sich ab, dass sich insbe-
sondere Firmen, die über logistische Erfahrung verfügen, und Software-
Schnittstellen bedienen können, im Netz eher behaupten können. Dies gilt insbeson-
dere für das so genannte Streckengeschäft, bei dem der Internet-Kunde nicht direkt 
mit dem Händler oder dem Hersteller der Ware in Verbindung tritt, sondern ein On-
line-Shop vorgeschaltet wird, in dem Waren von mehreren Herstellern angeboten 
werden. Der Betreiber des Online-Shops (Portal) muss dann Datenleitungen zu allen 
Herstellern aufbauen, um Informationen über die verfügbaren Bestände zu erhalten; 
zusätzlich müssen die Waren der verschiedenen Hersteller zusammengeführt, separat 
abgerechnet und dem Endverbraucher zugestellt werden. Aus diesem Grund sind 
Streckengeschäfte mit einem enormen logistischen Aufwand verbunden, der erst 
nach und nach standardisiert werden kann. Auch ohne den Zusatzaufwand des Stre-
ckengeschäftes scheinen „eingespielte“ logistische Voraussetzungen für das Online-
Geschäft unabdingbar zu sein. Insbesondere Online-Anbieter aus der so genannten 
„Alten Ökonomie“ sind deshalb noch die Umsatzsieger im Online-Handel. Etablierte 
Versand- und Filialhändler wie Quelle, Otto, Neckermann oder Tschibo rangieren 
unter den „Top Ten“ in der Umsatzskala. Die rühmliche Ausnahme bildet dabei der 
Buchhändler Amazon, der in den USA und in Deutschland die Liste der umsatz-
stärksten Online-Händler anführt. 
Tab. 3 Die größten Online-Händler in Deutschland 





Neckermann Versand 52,8 
Conrad.com 42,1 
Tschibo.de 39,1 
Quelle: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 5.7.2001 
Um die Komplexität der Problemstellungen im Internet-Handel beschreiben zu kön-
nen - die sich nicht allein in logistischen Problemen erschöpfen - werden im Folgen-
den die Schritte nachvollzogen, die zur Abwicklung eines Online-Auftrages notwen-
dig sind. 
36 
Handel in Deutschland – Eine Bestandsaufnahme 
Abb. 8 Logistische Anforderungen an ein Streckengeschäft 








Ein grundlegendes Problem stellt sich bei der Kontaktaufnahme des Verbrauchers 
mit der Internetseite des Anbieters. Sehr häufig rufen Kunden die gewünschte Seite 
zwar auf und füllen den virtuellen Warenkorb, brechen dann aber die Kauftransakti-
on ab. Anbieter versuchen, dieses Problem durch eine „Humanisierung“ der Shopan-
gebote zu beheben. Insbesondere die umfangreichen Fragebögen, die potentielle 
Kunden auf den Shopping-Seiten ausfüllen müssen, bevor sie ihre Bestellung aufge-
ben können, schrecken viele Nutzer ab. Auch so genannte „Cookies“, Abfragen der 
Online-Anbieter, um die Kaufgewohnheiten des einzelnen Kunden zu erfassen, wer-
den von den Nutzern aus Angst vor dem Missbrauch persönlicher Daten häufig abge-
lehnt. Vertrauensbildung wird deshalb zu einer wichtigen Grundvoraussetzung im 
Online-Handel. Eine detaillierte Studie hat sich mit dem Vertrauensprozess im Inter-
net beschäftigt (vgl. Brinkmann/Seifert 2001). Danach macht sich Vertrauen vor al-
lem fest an der Kompetenz, die z. B. durch die Darstellung der Produkte sowie durch 
professionelle Verkaufsabwicklung vom Verbraucher wahrgenommen wird. Die In-
tegrität wird u. a. an der Option zur Kommunikation mit dem Vertragspartner fest-
gemacht. Vertrauensbildung scheint aber im Netz noch schwieriger zu sein als im 
stationären Einzelhandel: 
„Im Netz ist der Aufwand für Neukunden oft beträchtlich höher als auf den 
herkömmlichen Vertriebswegen. So gibt ein reiner Internet-Bekleidungs-
händler etwa um 20 bis 40 % mehr Geld aus als ein stationärer Einzelhändler, 
der seine Ware sowohl über Läden als auch online anbietet. Die Verluste im 
frühen Stadium einer Kundenbeziehung können also beträchtlich sein. Ab-
schließend beschleunigt sich das Gewinnwachstum allerdings von Jahr zu Jahr. 
In der Bekleidungsbranche geben Wiederholungskäufer zwischen dem 24. und 
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30. Monat ihrer Beziehung zum Unternehmen doppelt so viel aus wie im ersten 
Halbjahr.“ (Reichheld/Schefter 2001: 73). 
Um zumindest die Anonymität des Einkaufsvorgangs im Netz zu reduzieren, werden 
verschiedene Methoden angewandt, um den Online-Kunden „an die Hand zu neh-
men“ und die Einkaufsqualität im Netz zu steigern. Dabei werden verschiedene 
Hilfsmittel eingesetzt: 
• Installieren eines „chats“: Es wird ein Online-Forum eingerichtet, in dem sich 
Kunden untereinander austauschen können oder gemeinsam in der Gruppe ein-
kaufen können. Dabei können so genannte „Avataren“ eingesetzt werden, vom 
Kunden selbst gestaltete Figuren, die dann zusammen mit anderen Kunden-
Stellvertretern die Produktpalette des Anbieters „durchsurfen“; 
• Fragen zum Produkt oder zum Bestellvorgang werden von Mitarbeitern eines 
Online-Callcenters beantwortet; 
• Virtuelle Agenten oder Kunstfiguren begrüßen den Kunden beim Aufruf der ent-
sprechenden Seite und führen ihn Schritt für Schritt durchs Programm. Auftre-
tende (Standard)-Fragen werden entweder akustisch oder via Sprechblasen be-
antwortet. Treten trotzdem Kaufhindernisse auf, erfolgt eine Weitervermittlung 
an das zuständige Call-Center; 
• „Shared Browsing“: In diesem Fall kann der Online-Shopper gleichzeitig die 
Website betrachten und sich mit einem menschlichen Berater per Telefon oder 
per Online-Chat unterhalten. Diese Technik bietet sich besonders für erklärungs- 
und beratungsintensive Produkte an, ist aber ausgesprochen aufwändig. Neben 
der erforderlichen technischen Infrastruktur muss auch entsprechend geschultes 
Personal vorgehalten werden.  
Die mangelnde Zahlungssicherheit ist ein weiterer Grund dafür, dass sich viele 
Verbraucher, aber auch Hersteller, noch nicht auf diesen Vertriebskanal einlassen. 
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„Eine Studie der Unternehmensberatung OC & C Strategy Consultants mit 102 
Testkäufen bei 17 Online-Händlern fördert Ergebnisse zu Tage, auf die man 
gerne verzichtet hätte. 16 Händler akzeptieren falsche Rechnungsadressen, 
fremde Kreditkartennummern sowie Bankverbindungen – und lieferten die Be-
stellung konsequent an die falsche Adresse aus. Besonders schlimm: Die Ex-
perten nahmen im Test durchaus renommierte Internetgrößen unter die Lupe. 
Bis heute wird nach einwandfreien Zahlungsverfahren für Internet-Käufe ge-
sucht, weil alle unternommenen Versuche nicht lückenlos sicher sind.“ (Bonin 
2001: 47). 
Die Zurückhaltung der Online-Nutzer lässt sich ebenfalls in Zahlen fassen. Während 
im Herbst 2000 auf die Frage „Haben sie die Absicht, das WWW im nächsten halben 
Jahr zum Shopping zu benutzen?“ noch 64,1 % der Befragten mit „Ja“ antworteten, 
reduzierte sich die Zahl bei nächsten Befragung im Mai 2001 auf 52,9 % der Befür-
worter. Als Hauptgrund für den Rückgang werden Bedenken bei der Übertragung 
von Kreditkartennummern angegeben (vgl. ECC Handel-News vom 25.7.2001). Eine 
weitere noch nicht völlig geschlossene Sicherheitslücke erschwert den Online-
Handel zusätzlich: Die Rechtssicherheit im Online-Handel ist noch nicht gegeben. 
Bestellungen per E-mail sind vor dem Gesetz nicht verbindlich und die Identität des 
Kunden bzw. des Anbieters lässt sich nicht immer gänzlich überprüfen. Abhilfe soll 
die so genannte digitale Signatur schaffen, eine einmalige elektronische Kombination 
aus Einsen und Nullen, aus der sich verbindliche Pendants zur Offline-Unterschrift 
entwickeln lassen sollen. Noch ist es allerdings ausgesprochen mühsam, Besitzer 
einer „E-Unterschrift“ zu werden, da aufwändige Prozeduren notwendig sind, die 
potentiellen Online-Kunden mit der entsprechenden Software, der entsprechenden 
Chipkarte und dem notwendigen PIN-Code auszustatten. Die Hauptanbieter dieses 
Signtrust-Programmes (Deutsche Post und Deutsche Telekom) haben Lösungen er-
arbeitet, die jedoch noch nicht kompatibel sind. Die „rechtssichere“ Unterschrift der 
Online-Kunden steckt zurzeit also noch in der Entwicklungsphase, dennoch ist diese 
Neuerung richtungsweisend, was die Zahlungssicherheit des Online-Shoppings an-
geht (vgl. Süddeutsche Zeitung vom 21.3.2001). 
Technische Entwicklungen schaffen die Basis für weitergehende Sicherheitsstan-
dards im Online-Handel. 2001 wurde mit dem Vertrieb einer „Paysafecard“ (PSC) 
begonnen, die ähnlich einer Telefonkarte vom Verbraucher als Wertkarte erworben 
werden kann. Möchte der Verbraucher eine Ware oder eine Dienstleistung im Inter-
net bezahlen, wird der entsprechende Betrag von dem Guthaben online abgebucht. 
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Die Karte bietet im Gegensatz zur Kreditkarte zum einen den Vorzug, dass auch 
„Mini-Entgelte“ abgerechnet werden können, so dass erwartet wird, dass bislang 
kostenlose Internet-Seiten zunehmend mit Kosten belegt werden. Zum anderen bietet 
die PSC, deren maximaler Guthabenbetrag bei ca. 100 Euro liegt, die Chance, das 
Kundenpotenzial der Jugendlichen, die in der Regel nicht über Kreditkarten verfü-
gen, für das Online-Shopping zu erschließen. Die PSC soll in Bankfilialen vertrieben 
werden und bietet die Möglichkeit, anonym und kostenbegrenzt im Internet einzu-
kaufen (vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 7.6.2001). Eine weitere Innovation 
stellt der so genannte „M-Commerce“ dar, der den Handel über mobile Endgeräte 
ermöglicht. Diese neue drahtlose Möglichkeit der Kommunikation soll für Informa-
tionsdienste aber auch für Online-Einkäufe nutzbar gemacht werden. 
Insbesondere für die Anbieter treten Schwellen auf dem Weg zum Online-Shop auf. 
Für mittelständische Unternehmen sind zum Beispiel mit der Anschaffung der not-
wendigen Hard- und Software zur Betreibung eines Online-Shops hohe Kosten ver-
bunden. 1999 betrugen diese Kosten für ein mittelständisches Unternehmen ca. 
100.000 DM. Als Alternative können sich Unternehmen ”Shop-Software” gegen 
Gebühren von semiprofessionellen und professionellen Anbietern mieten. Eine wei-
tere Alternative besteht darin, sich in einem ”virtuellen Einkaufscenter” einzumieten 
(vgl. Fuchs 1999: 143). Dabei muss allerdings die Verbindung des Einkaufscenters 
zum Lagerbestand des Ursprungsanbieters gewährleistet sein, damit der Lagerbe-
stand in „Echtzeit“ abgefragt werden kann und Bestellungen der Verbraucher nicht 
ins Leere laufen. Die meisten Anbieter arbeiten in dieser Hinsicht (noch) semiprofes-
sionell. Das bedeutet, sie transportieren Daten zeitversetzt, mit der Folge, dass Be-
stellungen für nicht verfügbare Ware erfolgen können, ohne dass der Kunde bereits 
„online“ über Verzögerung bzw. Nicht-Lieferbarkeit informiert werden kann.  
Ist der Online-Anbieter nicht gleichzeitig Hersteller der Ware, sondern lediglich 
Mittler zwischen Kunde und Hersteller, tritt ein weiteres logistisches Problem auf. 
Diese so genannte „Streckengeschäfte“ beinhalten, dass der Handelsmittler ein unter-
schiedlich großes Warensortiment verschiedener Lieferanten führen muss; dadurch 
werden Dialogschnittstellen zu den unterschiedlichen Computersystemen der Liefe-
ranten notwendig, was hohe Kompatibilitätsanforderungen voraussetzt. Ein reibungs-
loser Ablauf von Online-Bestellungen vor allem an den Schnittstellen Kunde – Be-
stellung und Bestellung – Logistik, stellt immer noch eine Herausforderung für 
Software-Entwickler und Logistik-Spezialisten dar. Schätzungen gehen davon aus, 
dass in der Zukunft ca. 12 % des gesamten Handels über das Online-Geschäft abge-
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wickelt werden, davon soll immerhin ein Drittel der Geschäfte über Handelsmittler 
erfolgen (vgl. Süddeutsche Zeitung vom 3.11.2000b). 
Insbesondere die logistische Herausforderung wird von den Anbietern des Online-
Shoppings derzeit noch nicht gänzlich beherrscht, da jede Ware, die Online bestellt 
wird, ganz traditionell ausgeliefert werden muss. Dies erscheint zunächst als natürli-
che Folge einer Bestellung, stellt die Experten jedoch vor weitere logistische Heraus-
forderungen, wie am Beispiel der Lebensmittelbranche deutlich wird: 
„Nach dem traditionellen Verfahren erhält eine beliebige Einzelhandelskette 
ihre Warenlieferungen in Form von Europaletten mit jeweils 60 Verpackungs-
einheiten, die regelmäßig zu den rund 5000 Einzelläden der Kette in Deutsch-
land gebracht werden. Dorthin kommen die Endkunden zum Einkaufen. Wenn 
diese jedoch ihre Einkäufe im Online-Shop der Kette erledigen würden, bedeu-
tet das bei derzeit rund 20 Millionen E-Commerce-Nutzern in Deutschland, 
dass der Anbieter individuell zusammengestellte Warensortimente in Form von 
einzelnen Paketen an Millionen von Standorten transportieren muss. Dass sie 
auf diese Weise ruck-zuck eine Kundenzahl haben, die in die Millionen geht, 
überlegten sich vor allem viele Startup-Unternehmen nicht, wenn sie ihren On-
line-Handel eröffnen (...) Etwa 1,6 Milliarden Pakete wurden 1998 und 1999 in 
Deutschland von Paketdienstleistern befördert. Allein bei der Deutschen Post 
AG kamen nach Unternehmensberechnungen 1999 zu dieser Summe etwa 15,7 
Millionen durch E-Commerce ausgelöste Pakete dazu. Bis 2003 könnte diese 
Zahl nach Prognosen der Post auf circa 250 Millionen ‚E-Commerce-Pakete‘ 
steigen“ (Süddeutsche Zeitung vom 3.11.2000a). 
Derzeit werden mehrere Lösungsvarianten entwickelt. Zur Erschließung neuer Kun-
denzielgruppen muss z. B. eine Erweiterung der Lieferzeiten in die Abendstunden 
geplant werden, da viele Kunden zu üblichen Paketlieferzeiten nicht zu Hause anzu-
treffen sind und die Auslieferung dadurch verzögert wird. Die zahllos anfallenden 
Kleinsendungen könnten möglicherweise an einem zentralen „Pick-up-Lager“ ge-
sammelt werden. Das bedeutet, dass die Lieferungen der verschiedensten Online-
Shops für einen Kunden an einem Ort gesammelt werden und diese dann zeitnah an 
einem Autoschalter abgeholt werden könnten (vgl. Süddeutsche Zeitung vom 
3.11.2000a). Der Verbraucher könnte dann an einer zentralen Stelle seine gesamten 
Online-Einkäufe abholen, fraglich ist, ob dies als Einkaufsvorteil genügt? Noch wei-
sen die Lösungsvarianten alle große Ähnlichkeit zum traditionellen Einkaufsvorgang 
auf, inwiefern diese Planungen von den Verbrauchern mitgetragen werden, bleibt 
abzuwarten. 
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Um die zahlreichen Hindernisse, die den Online-Handel blockieren, aus dem Weg zu 
räumen, zeichnet sich in den USA der Trend zur Fusion von Einzelhandelsketten mit 
Onlinefirmen ab.16 Durch die Kooperation von Online- und Offline-Angebot werden 
Synergien geschaffen. 
„Die besten so genannten Bricks-and-Clicks-Händler konnten ihre stationären 
Stärken wie Marke, Einkauf, Sortimentierung, Abwicklung von Bestellvorgän-
gen und Reklamationen auf das Internet übertragen. Wegen ihrer stabilen Ge-
schäftsmodelle und ihrer überlegenen Kundenkenntnis haben sie die besten 
Chancen die reinen Internet-Startups abzuhängen (...) Bricks-and-Clicks-
Anbieter haben fünfmal mehr Besucher als reine Onlinehändler (eine Million 
gegenüber 210.000) und eine nahezu doppelt so hohe Kundengewinnungs-Rate 
(3,5 % zu 2 %) (Näther/Gripp 2001: 48). 
Beispiele für die Kombination von Online- und Offline-Händlern in Deutschland 
sind z. B. „My-Toys“; der Spielzeugwarenanbieter greift auf die eingespielte Logis-
tik der Firma Otto zurück, ebenso wie das Unternehmen „Primus-Toys“, das mit der 
Firma Metro im Hintergrund ebenfalls über einen erfahrenen Logistik-Partner ver-
fügt. Auch der Kaffeeröster Tschibo nutzt den stationären Handel in Form seiner 940 
Filialen als Sprungbrett, um auf seine Web-Site aufmerksam zu machen. Waren kön-
nen in diesen Fällen stationär und online bestellt werden, diese Kombination aus bei-
den Vertriebskanälen scheint derzeit noch die Konsumvariante zu sein, die von den 
Verbrauchern bevorzugt wird, da hier das notwendige Vertrauen zum Anbieter be-
reits durch früher getätigte Einkäufe im stationären Handel geschaffen wurde. 
Zusammenfassend kann man konstatieren, dass die Produkte und Dienstleistungen, 
die sich im Online-Handel durchsetzen, verschiedene Voraussetzungen erfüllen müs-
sen, um eine Marktdurchdringung zu erleichtern: 
• hoher Bekanntheitsgrad der Marke aus anderen Vertriebskanälen, sodass keine 
hohen zusätzlichen Werbeausgaben für das Produkt erforderlich werden; 
                                              
16 Die weltgrößte Handelskette Wal Mart und der weltweit führende Onlinedienst-Anbieter America 
Online wollen Wal Mart Kunden zukünftig über eine zielgruppengerechte Version einen preiswerten 
Zugang zum Internet verschaffen. Auch Kmart, ein US-Discounter hat mit der Internetfirma Yahoo 
die Firma Blue-Light.com gebildet, die Verbrauchern freien Internet-Zugang gewährleisten soll. Der 
Softwareanbieter Microsoft vermarktet seinen Internetservice ebenfalls mit Hilfe eines Handelsunter-
nehmens, der Elektronikkette Tandy (vgl. Rheinische Post vom 17. 12.1999).  
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• etablierter „Back-end-Bereich“; das bedeutet, dass Service, Bestellabwicklung, 
Verpackung und Versand der Ware reibungslos funktionieren und sich für den 
stationären Handel bewährt haben; 
• die Waren werden über sich ergänzende Vertriebskanäle wie z. B. Internet, Kata-
log und stationären Handel abgesetzt und können so auch über mehrere Kanäle 
beworben werden. 
Derzeit werden Umsätze im Online-Shopping noch in Prozentbruchteilen des Ge-
samtumsatzes berechnet. Im Jahr 2000 wurden z. B. 0,5 % des gesamten Einzelhan-
delsumsatzes über den Online-Handel erzielt. Es wird jedoch erwartet, dass sich in 
den nächsten zehn Jahren in diesem Bereich eine ausgesprochen dynamische Ent-
wicklung ergibt. Der Hauptverband des Deutschen Einzelhandels (HDE) prognosti-
ziert für 2010 einen Umsatzanteil von 5 – 10 % am gesamten Einzelhandelsumsatz 
durch den Online-Handel (vgl. http://www. einzelhandel.de vom 11.6.01). Insbeson-
dere die Branchen „Papier/Büro/Bücher“, „Uhren/Schmuck“ sowie „Foto/Optik“ 
gehören zu den Vorreitern, was Online-Bestellmöglichkeiten betrifft. Noch haben die 
amerikanischen Anbieter beim Online-Shopping „die Nase vorn“, wie eine McKin-
sey-Studie deutlich macht: 
„Bei der Umwandlung von Besuchern zu Kunden erzielen die nordamerikani-
schen Online-Händler eine Quote von 3,5 % (2,5 % in Europa). Bei der beson-
ders geschäftskritischen Entwicklung von Kunden zu Stammkunden stellen die 
Amerikaner ihre europäischen Wettbewerber mit 29,8 % zu 18,3 % in den 
Schatten. Dieser Vorsprung liegt zum Teil in der höheren Affinität der dortigen 
Konsumenten zu Internet-Transaktionen begründet. Maßgeblich ist aber die 
Ausrichtung der Vermarktungsmodelle auf die entscheidenden Werttreiber: Ist 
der amerikanische Vorsprung bei den Akquisitionskosten für Besucher mit 
2,90 US-Dollar je Besucher zu 3,40 Dollar sowie bei den Kundenakquisitions-
kosten mit 236,60 Dollar zu 253,70 Dollar noch gering, sind die Unterschiede 
bei den Kundenbindungskosten dramatisch: Nordamerikanische Online-
Anbieter wenden durchschnittlich 238,90 Dollar auf, um aus einem Kunden ei-
nen Stammkunden zu machen. In Europa sind das immerhin 1.032,40 Dollar. 
Zudem gibt ein amerikanischer Kunde deutlich mehr aus (433 zu 330 Dollar).“ 
(Näther/Gripp 2001: 49). 
Insgesamt betrachtet hat der Betriebstyp des Online-Shoppings noch Anlaufschwie-
rigkeiten auf dem europäischen und somit auch auf dem deutschen Markt. Es kann 
jedoch festgehalten werden, dass durch diesen Betriebstyp eine weitere Verkürzung 
der traditionellen Distributionskette ausgeht. Sowohl Hersteller als auch Großhändler 
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sind - ausgestattet mit technischen und logistischen Einrichtungen - in der Lage, ihre 
Waren und Dienstleistungen dem Verbraucher auf direktem Wege anzubieten. Auch 
der traditionelle Einzelhandel hat durch den Einsatz von Online-Shopping die Mög-
lichkeit, einen weiteren Vertriebskanal zu öffnen. 
Als Fazit bleibt festzuhalten, dass die vorgestellten neuen Betriebstypen in Deutsch-
land (noch) mit Integrationsproblemen zu kämpfen haben und eine Übertragbarkeit 
häufig erst nach einer längeren Anpassungsphase erfolgen kann. Die Betriebstypen 
„Online Shopping“ und „Factory Outlet-Center“ stehen jedoch beispielhaft für die 
schrittweise Umstrukturierung der Handelslandschaft. Der umsatzhemmende Ein-
fluss der von diesen beiden Betriebstypen auf den stationären Einzelhandel wirken 
könnte, ist zurzeit noch begrenzt, es wird jedoch prognostiziert, dass zukünftig ein 
größeres Stück vom „Handelskuchen“ durch neue Betriebstypen herausgeschnitten 
werden kann, die nicht mehr den gesamten Gang durch die traditionelle Wertschöp-
fungskette des Handels einschlagen. Insbesondere der innerstädtische Handel könnte 
durch diese Entwicklung in Bedrängnis geraten, da hier u. a. Probleme der Ver-
kehrswege (Parkplatzsituation) für eine eingeschränkte Erreichbarkeit sorgen, wäh-
rend die neuen Betriebsarten im Fall von „Online-Handel“ virtuell erreichbar sind 
oder im Fall des Factory Outlets - zumindest wenn es nach den Vorstellungen der 
Investoren geht - auf der grünen Wiese mit ausreichendem Parkplatzangebot ange-
siedelt werden. 
1.3 Anlagerung von Dienstleistungen an die Distributionskette 
Ein Betriebstyp, der sich zwar nicht in die traditionelle Distributionskette des Han-
dels drängt, da er weiterhin über den stationären Einzelhandel agiert, aber das traditi-
onelle Einzelhandelsangebot durch Service- und Erlebnisangebote ergänzt, stellt das 
Urban Entertainment Center (UEC) dar. In diesem Fall werden handelsergänzende 
Dienstleistungen an das Ende der Distributionskette angekoppelt. Im Folgenden wird 
nachgezeichnet, wie sich dieser erlebnisorientierte Betriebstyp in Deutschland etab-
liert und welche Unterschiede diesen Betriebstyp gegenüber traditionellen Shopping-
Centern auszeichnen. Diese Einführung führt im weiteren Verlauf der Arbeit dann zu 
der zentralen Fragestellung, vor welchem organisatorischen Hintergrund in einem 
UEC handelsergänzende Dienstleistungen generiert und vermarktet werden und in 
welcher Form diese Dienstleistungen auch für den innerstädtischen Handel fruchtbar 
gemacht werden können. 
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1.3.1 Urban Entertainment Center (UEC) 
Unter dem Oberbegriff des Entertainment Center werden Freizeitanlagen mit bedeu-
tenden Unterhaltungselementen zusammengefasst. In der Abhängigkeit von der 
Kernnutzung sind unterschiedliche Ausprägungen von Entertainment Centern aus-
zumachen. Die Palette reicht dabei vom Family Entertainment Center, Musical En-
tertainment Center, Science Entertainment Center bis zum Destination Entertain-
ment Center. Entertainment Center entstehen im Gegensatz zum Urban Entertain-
ment Center in der Regel an peripheren Standorten. Gemeinsam ist dem Urban 
Entertainment Center und den anderen Entertainment Center-Typen, dass sie 
konstruiert werden, um konsumbezogene „Unterhaltungs- und Freizeitgestaltungs-
möglichkeiten“ für Verbraucher zu erzeugen. Urban Entertainment Center bestehen 
aus einer räumlichen Agglomeration von Entertainment, Gastronomie und erlebnis-
orientiertem Einzelhandel. 
Abb. 9 Bausteine eines (Urban) Entertainment -Centers 
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In Deutschland sind derzeit über 50 Entertainment Center in Planung bzw. im Bau. 
Auf einen kleinen gemeinsamen Nenner gebracht, beinhalten diese Center ein 
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Cluster von Einzelhandel, Themengastronomie und Unterhaltungsattraktionen. Für 
einen Einblick in die prosperierende Landschaft der deutschen Entertainment Center 
wird hier ein kurzer Überblick über die Eröffnungen der letzten Jahre gegeben: 
In Wolfsburg eröffnete beispielsweise im Juni 2000 die „Autostadt“ des VW-
Konzerns ihre Tore und präsentiert inmitten von Parks, Museen, Hotels und Restau-
rants ein Sciene Entertainment Center, in dem sich die Besucher auf eine Reise durch 
die VW-Welt begeben können. Die Abholung eines neuen Wagens wird für die Kun-
den effektvoll inszeniert, aber auch ohne einen Kauf zu tätigen, können Besucher ein 
Wochenende im VW-Freilichtmuseum verbringen und die acht Automarken des 
Konzerns auf dem 25 Hektar-Gelände von der Planung bis zur Auslieferung beglei-
ten (vgl. http://www.autostadt.de). 
Als weiteres Beispiel für ein Science Entertainment Center kann der Erlebnispark 
von Opel angeführt werden. Opel eröffnete auf dem Rüsselsheimer Werksgelände im 
Mai 1999 den Erlebnispark „Opel Live“. Das Konzept besteht aus drei Hauptelemen-
ten: einer „Tour der Sinne“, einer Unterhaltungsshow und einer Werksbesichtigung. 
Daneben sorgen ein Besucherrestaurant und ein Amphitheater für weitere Freitzeit-
komponenten innerhalb dieses Arrangements. Im angegliederten Laden können Arti-
kel rund um die Marke Opel erworben werden.17 Unter Renditegesichtspunkten ist 
diese Anlage (noch) kein Erfolg: „Selbst wenn nur eine kalkulatorische Eigenkapital-
rendite von 7 % erwirtschaftet werden soll, müssen allein dafür pro Jahr die ur-
sprünglich erhofften 500.000 Besucher anreisen“ (vgl. Frankfurter Allgemeine Zei-
tung v. 22.9.2000). Unter Renditegesichtspunkten sind diese Großparks der Automo-
bilfirmen aber nur zum Teil zu sehen, da in diesen firmengebundenen Erlebnisparks 
eher eine langfristige Imagepflege als eine kurzfristige Realisierung von Gewinnen 
im Vordergrund steht. 
Ein weiteres Science Entertainment Center wird im Sommer 2003 in Bremen eröff-
net. Auf einem 26 Hektar großen Gelände breitet sich der „Space Park“ aus. Neben 
einer Shopping-Mall von 44.000 qm entsteht hier eine Erlebnislandschaft zum The-
ma „Zukunft und Raumfahrt“. Ergänzt wird das Freizeitangebot durch Multiplexki-
nos, Gastronomiebetriebe und einen Wellnessbereich (vgl. http://spacepark.d3.net-
/index2.html vom 22.11.2002). 
                                              
17 Die hochgesteckten Erwartungen erfüllen sich für dieses Entertainment Center bislang allerdings 
nur zum Teil. Opel hatte für die ersten drei Jahre mit 1,5 Millionen Besucher gerechnet, im ersten Jahr 
kamen allerdings „nur“ 150.000 Autofans. Die Folge sind Senkung der Eintrittspreise und weitere 
Aufstockung der ursprünglichen Investition von 120 Mio. DM um ca. 18 Millionen DM. 
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Zu den „Oldies“ der deutschen Entertainment Center gehören die Familiy Enter-
tainments wie z. B. das „Phantasialand“ in Brühl und der Europa-Park in Rust. Rund 
200 etablierte Freizeit- und Erlebnisparks dieser Art gibt es in Deutschland. Insge-
samt werden in diesen Anlagen über 400 Millionen Euro im Jahr umgesetzt. Die fünf 
größten Entertainment Center in diesem Bereich verzeichneten 1998 mehr als 8,9 
Millionen Besucher.18 Auch in diesem Entertainment-Segment sind in den 90er Jah-
ren Neuzugänge zu verzeichnen, die weitere Freizeit- und Erlebnisbereiche mitein-
ander kombinieren. 1996 eröffnete der Freizeitpark „Movie World“ (Warner Bros. 
Movie GmbH) in Bottrop; 1998 kam das Ravensburger Spieleland in Liebenau hinzu 
und ebenfalls im Süden der Republik wurde 2002 in Günzburg das erste deutsche 
„Legoland“ eröffnet. 
Eine weitere Variante in Form eines Musical Entertainment Centers wurde durch die 
Stella AG bereits 1994 in Stuttgart eröffnet. In der Musical Hall des SI-Centrums 
wurden in den vergangenen Jahren verschiedene erfolgreiche Musicals aufgeführt. 
Die Musicalhalle mit 1.800 Plätzen liegt eingebettet zwischen Kino, Spielbank, Ho-
tels, Konferenz- und Veranstaltungsräumen. 19 Themenrestaurants und zahlreiche 
Einkaufsmöglichkeiten runden das Freizeitarrangement ab. Allein die Spielbank 
konnte in den vergangenen fünf Jahren eine Besucherfrequenz von 700.000 Personen 
verzeichnen. An das abendunterhaltungsorientierte Entertainment Center wurde au-
ßerdem eine 6000 qm große Wellnesslandschaft angedockt. Obschon an zwei einzel-
stehenden Standorten des Ruhrgebietes Musicals nach kürzester Zeit wieder abge-
setzt werden mussten,19 stellt die Paketlösung Musical plus zusätzliche Einkaufs- und 
Unterhaltungsmöglichkeiten an einigen Standorten eine erfolgreiche Entertainment-
Variante dar (vgl. http://www.erlebniscenter.de vom 1.6.2001). 
Aus einer Repräsentativumfrage des Freizeit-Forschungsinstitutes der British Ameri-
can Tobaco, in der 3000 Personen ab 14 Jahren nach ihrer Einschätzung und Bewer-
tung von Freizeit- und Erlebnisparks befragt wurden, geht hervor, dass für fast 47 % 
der Befragten die Freizeitparks und Erlebniswelten echtes Vergnügen und erholsame 
Abwechslung bedeuten. Jeder vierte Bundesbürger (25 %) lobt die „gelungene Ab-
                                              
18 Die Besucherzahlen verteilen sich folgendermaßen: Europa-Park rund 2,5 Mio. Besucher, Heide-
Park rund 2 Mio. Besucher, Phantasia-Land 2,2 Mio. Besucher, Hansa-Park rund 1 Mio. Besucher. 
Weitere 50 kleinere Parks hatten ein Besucheraufkommen von mehr als 100.000 Gästen im Jahr (vgl. 
http://www.heuer-dialog.de vom 31.5.2001). 
19 Es handelt sich hier um die Musical „Joseph“ in Essen und „Les Miserables“ in Duisburg, die eben-
falls von der Stella AG inszeniert wurden. Im Jahr 2002 musste auch das Musical „Starlight Express“ 
nach langjähriger Laufzeit in Bochum Insolvenz anmelden. 
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lenkung vom Alltag“, fast jeder fünfte (19 %) ist von der perfekten Illusion begeistert 
(vgl. Süddeutsche Zeitung vom 13.10.98). 
In dieser Arbeit wird der Fokus auf den Betriebstyp des Urban Entertainment Cen-
ter gerichtet, in dem Entertainment- und Gastronomieangebote sowie erlebnisorien-
tierter Einzelhandel räumlich gebündelt werden. Die Gesamtkonzeption ist so ange-
legt, dass ein überregionaler Anziehungspunkt mit Alleinstellungscharakter im Ein-
zugsgebiet entsteht (Vossen 1999a: 25). Mit dem Begriff „Urban" wird nicht (mehr) 
ausschließlich die innerstädtische Lage beschrieben. Diese Bezeichnung zielt ebenso 
auf den Entwurf einer urbanen Atmosphäre ab. Während der Begriff „Urban Enter-
tainment Center“ in den USA zunächst ausschließlich für Center in der Innenstadt 
geprägt wurde, deren Revitalisierung geplant war,20 verwässert sich diese Definition 
bei der Übertragung auf deutsche Verhältnisse.  
Die Entstehung der Urban Entertainment Center wurde in den USA durch einen städ-
tebaulichen Strukturwandel eingeläutet. In den USA etablierte sich diese Betriebs-
form des Einzelhandels als Reaktion auf den „Donut-Effekt“. In den 70er und 80er 
Jahren war der Bau eines Eigenheims für die amerikanische Mittelschicht fast aus-
schließlich in den Vorstädten der Metropolen möglich. Die Verbesserung des öffent-
lichen Nahverkehrs ermöglichte einem Großteil der Bevölkerung, in der Innenstadt 
zu arbeiten und in den Vorstädten zu wohnen. Dadurch verlagerten sich Kaufkraft 
und Infrastruktur zunehmend in die Vororte. 
Die Innenstädte verödeteten zusehends, während der Ring, der sich um die Innen-
städte legte, „fetter“ wurde („Donut-Effekt“). Durch politische Fördermaßnahmen 
wurde der Versuch unternommen, die Vitalität der Städte wieder zu aktivieren. Dabei 
ging es vornehmlich darum, innerstädtische Freizeitziele, Gastronomie und erlebnis-
orientierten Einzelhandel unter einem Dach zu vereinen, sowie Verbindungen zu 
möglicherweise schon bestehenden Einrichtungen wie Tagungscentren und Sportare-
nen zu schaffen (vgl. Vossen 1999a: 23f.). 
Auch in Deutschland besteht ein anhaltender Sub-Urbanisierungsdruck, da vor allem 
Familien in die Vorstädte ziehen und den Kernstädten, ähnlich wie in den USA, gan-
ze Bevölkerungsgruppen entzogen werden (vgl. Strohmeier 1995: 2 und 2002: 4). Im 
Gegensatz zu den USA verfügen (west)-deutsche Städte in der Regel aber über „ge-
                                              
20 Jüngere Beispiele für innerstädtische Revitalisierungsprojekte in den USA sind z. B. die „Third 
Street Promenade“ in Santa Monica und das „42 Street Developement“ in New York; diese Projekte 
sind in einem Konferenzband des MASSKS ausführlich dokumentiert (vgl. MASSKS 1999f). 
48 
Handel in Deutschland – Eine Bestandsaufnahme 
wachsene“ Innenstadtzentren, in die traditionelle Handelsstrukturen integriert sind. 
Für den innerstädtischen Handel bedeutet die Ansiedlung neuer Betriebsformen mit 
starken Shopping- und Freizeitakzenten eine Herausforderung für ihre Wettbewerbs-
position. Die Planung von UECs erfolgt in Deutschland nicht vorrangig zur Revitali-
sierung von Innenstädten, sondern zur Revitalisierung von Brachflächen (z. B. durch 
Abzug von (Schwer)-Industrie oder freiwerdende Kasernengelände). Diese Brachflä-
chen können auch im Innenstadtbereich liegen. Die Bedrohung deutscher Innenstädte 
durch UECs liegt hauptsächlich in den neuen erlebnisorientierten Grundkonzepten, 
für die die Verbraucher weite Einkaufswege in Kauf nehmen und deshalb das 
Kaufangebot ihrer eigenen Innenstädte in geringerem Maß in Anspruch nehmen.  
Historisch betrachtet handelt es sich bei dieser Entwicklung um ein Paradoxon. Die 
Ideen für UECs in der Stadtmitte waren bereits in der Konstruktionsphase von Euro-
pa in die USA transportiert worden. Die traditionelle europäische Altstadt diente als 
Vorbild für künstliche Inszenierungen in den verödeten Innenstädten der USA. Die 
Innenstadtkonzentration wird in Form eines UECs - eines künstlich erstellten Zent-
rums – nach Europa zurückgeholt, nun „versehen mit den Segnungen der amerikani-
schen Freizeitindustrie“ (vgl. Die Welt vom 30.9.2000). 
Es werden verschiedene Typen von UECs unterschieden. Die hauptsächliche Diffe-
renzierung wird mittlerweile zwischen innerstädtischen Arealen in Form eines UEC, 
die mit dem städtebaulichen Umfeld in wechselseitiger Beziehung stehen, und eigen-
ständigen UEC-Komplexen, die nicht an einen innerstädtischen Standort gebunden 
sind, getroffen. Eine weitere Kategorisierung erfolgt nach einzelhandelsbezogenen, 
unterhaltungsbezogenen und eigenständigen UECs ohne speziellen Bezug. Bei ein-
zelhandelsbezogenen Objekten dominieren kleinteilige Einkaufsflächen („Speciality 
Stores“), die eine Verkaufsfläche von 300 bis 400 qm in der Regel nicht überschrei-
ten. Sie sind zumeist themenorientiert oder auf einen bestimmten Lebensstil ausge-
richtet und bieten Produkte, die vom Kunden „entdeckt“ werden können.21 Bei der 
unterhaltungsbezogenen Variante eines UECs stehen vor allem die Freizeiteinrich-
tungen im Vordergrund und erfahren Ergänzung durch Gastronomie und erlebnisori-
entierten Einzelhandel. Zu den unterhaltungsbezogenen UECs in Deutschland zählt 
                                              
21 Als Beispiel kann die Handelskette 'The Museum Company' angeführt werden, die Reproduktionen 
von Kunstwerken und Vermarktungsprodukte von Museen aus der ganzen Welt in einer musealen 
Atmosphäre anbietet, wobei zu jedem Gegenstand Hintergrundinformationen ('Edutainment') gegeben 
wird (vgl. Vossen 1999a: 58f.). 
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z. B. das Sony Center, das auf dem Potsdamer Platz in Berlin errichtet wurde.22 Ei-
genständige UEC-Komplexe leben in hohem Maß von Wiederholungsbesuchen und 
benötigen deshalb eine breite Zielgruppe. Bei unterhaltungsbezogenen UEC ist das 
Konzept auf eine mehrtägige Aufenthaltszeit abgestimmt, dementsprechend erfolgt 
eine touristische Vermarktung für Wochenend- und Kurzurlauber, eine Integration 
von Hotelanlagen wird dadurch notwendig. Je nach Schwerpunkt, einzelhandels- 
oder freizeitorientiert, unterscheiden sich die Bestandteile eines UEC. Die Bausteine 
reichen dabei von Sport- und Fitnessanlagen, Freizeit- und Erlebnisbädern, über Ki-
nos, Museen bis hin zu Andachtsräumen. In den USA werden wegen der Innenstadt-
lage von UECs zunehmend auch Veranstaltungszentren integriert, die die Möglich-
keit eröffnen, Sportveranstaltungen sowie Kongresse und Tagungen in den Räum-
lichkeiten eines UECs zu organisieren. 
In dem hier untersuchten Fallbeispiel des Urban Entertainment Center „CentrO.“ in 
Oberhausen handelt es sich um ein innenstadtorientiertes Urban Entertainment Cen-
ter, da dieses UEC auf einer innerstädtischen Industriebrache errichtet wurde. Des 
Weiteren kann das UEC in diesem Fall als einzelhandelsbezogenes UEC identifiziert 
werden. Das bedeutet, dass der Kern des UECs aus einem Einkaufscenter besteht und 
weitere Angebote aus dem Gastronomie- und Freizeitbereich um dieses Kernangebot 
herum arrangiert werden. Der Kern dieses UEC besteht aus einem erweiterten Shop-
ping-Center. Ein UEC verfügt in der Regel, ebenso wie ein Shopping Center, über 
ein Centermanagement, das zentrale Managementfunktionen übernimmt. Ein weite-
res Merkmal besteht darin, dass UECs als Renditeprodukte durch Projektentwickler 
„aus einer Hand“ geplant und vermarktet werden. Die räumliche Agglomeration von 
diversen Freitzeitgestaltungsmöglichkeiten ist ein Grundelement eines UEC, das Ziel 
besteht darin, durch die räumliche Nähe der Angebote, Nachfragesynergien zu er-
zeugen (vgl. Ackermann/Lanzerath 1999: 4). 
Der Bau von Shopping-Centern hat in NRW, dem bevölkerungsreichsten Bundesland 
Deutschlands, eine lange Tradition. Im Folgenden soll geklärt werden, aus welchen 
Elementen traditionelle Shopping-Center bestehen, in welchen Entwicklungsschritten 
sich Shopping-Center insbesondere im Ruhrgebiet durchgesetzt haben und welche 
                                              
22 Das Sony Center besteht im Wesentlichen aus verschiedenen Kinovarianten und Erlebnisgastrono-
mie. Der benachbarte debis-Komplex wird von Varietétheater, Casino und verschiedenen Kinoformen 
dominiert; ergänzt wird das Angebot durch ein Shopping-Center mit 120 Geschäften (vgl. Roost 
2000). 
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ergänzenden Komponenten - abgesehen von einem Plus an Verkaufsfläche - in ein 
Shopping-Center implementiert werden müssen, um ein UEC zu gestalten. 
Unter dem Begriff „Shopping-Center“ sollen in Anlehnung an die Definition der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Mittel- und Großbetriebe des Einzelhandels (BAG) 
zentral geplante und verwaltete großflächige Versorgungseinrichtungen gefasst wer-
den.23 Ein Shopping-Center besteht aus einer Vielzahl von Fachgeschäften verschie-
dener Branchen und kann mit „Ankerunternehmen“ (z. B. Warenhäusern) kombiniert 
werden. Darüber hinaus finden sich in einem Shopping-Center gastronomische Be-
triebe und weitere Dienstleistungsunternehmen (z. B. Reisebüros, Reinigungen). Im 
Allgemeinen handelt es sich um Einzelhandelsgeschäfte mit einer Mindestfläche von 
10.000 qm, die über ein überdurchschnittliches Angebot an PKW-Stellplätzen verfü-
gen (vgl. BAG 2000: 66).24 In Anlehnung an Weinberg/Besemer (1999) und Bran-
denburg (1985) wird hier unter einem Shopping-Center ein eigenständiger Betriebs-
typ verstanden. Die Begriffe „Einkaufscenter“ und „Shopping-Mall“ werden dabei 
synonym für den Begriff Shopping-Center verwendet, da in der Literatur keine ein-
heitlichen begrifflichen Abgrenzungen vorgenommen werden.  
Nachdem in Deutschland 1964 die ersten beiden Shopping-Center25 mit einer Ge-
schäftsfläche von insgesamt 68.000 qm eröffnet wurden, konnten 1995 immerhin 
schon 183 Shopping-Center mit einer Gesamtfläche von 6.080.800 qm verzeichnet 
werden (vgl. Ziehe 1997: 79). Trotz der vorherrschenden Flächenexpansion von 
Shopping-Centern ist Deutschland im Flächenvergleich eher im Mittelfeld zu finden, 
betrachtet man die Fläche in qm pro 1000 Einwohner. Länder wie Schweden (330), 
Frankreich (235) oder Großbritannien (231) haben eine weit höhere Dichte an Shop-
ping-Centern zu verzeichnen als Deutschland (97). In den USA wird bereits heute 
mehr als die Hälfte des Einzelhandelsumsatzes in Shopping-Centern realisiert (vgl. 
Striebich 2001: 36). 
                                              
23 Falk (1999) nimmt eine detaillierte Abgrenzung verschiedener Arten von Shopping-Center vor. Er 
trifft eine Unterscheidung nach der Größe des Centers, der Größe des Haupteinzugsgebietes, der Wa-
ren- und Dienstleistungs-Angebotsstruktur, der baulichen Gestaltung und der Art des Magnetmieters 
vor, und differenziert demzufolge in „Neighbourhood-Center“, „Community-Center“, Regional Cen-
ter, Passage/Galerie/Einkaufshof, „Power Center“, „Factory-Outlet-Center“, „Off-Price-Center“, 
„Spezial- und Themencenter“ sowie „Urban Entertainment Center“. 
24 Einzelne Autoren haben sich ausführlich mit verschiedenen betriebswirtschaftlichen Aspekten, die 
bei der Ansiedlung von Shopping-Centern virulent werden auseinandergesetzt (für einen ausführli-
chen Literaturüberblick siehe Weinberg/Besemer 1999). 
25 Dabei handelt es sich um das Main-Taunus-Zentrum bei Frankfurt am Main und das Ruhrpark-
Zentrum Bochum. 
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Tab. 4 Kennziffern der deutschen Shopping Center 
 1970 1980 1990 2000 2002 
Anzahl 17 67 95 279 318 
Fläche in Tsd qm 563,0 1.993,5 3.026,1 9.212,2 140.121,3 
Quelle: BAG (2002: 20) 
Für das Ruhrgebiet kann die Entwicklung der Shopping-Center gut rekonstruiert 
werden (vgl. Heineberg/Mayr 1996). 1964 wurde im Ruhrgebiet das erste Shopping-
Center in Bochum eröffnet. Der Rhein-Ruhrpark wurde östlich von Bochum „auf der 
grünen Wiese“ eröffnet. Zwischen 1969 und 1977 (1. Ansiedlungsphase) wurden im 
Ruhrgebiet weitere zehn Center26 eröffnet. Neben „zwischenstädtischen“ Shopping-
Centern, wie z. B. dem Rhein-Ruhr Zentrum in Mülheim-Heißen, wurden in dieser 
Zeit bereits einige Shopping-Center in der Innenstadt angesiedelt, teilweise mit dem 
Anspruch, Bestandteile einer „neuen Stadtmitte“ zu sein (z. B. Forum City in Mül-
heim). Aber auch die klassische Ansiedlung auf der „grünen Wiese“ erfolgte z. B. 
durch die Eröffnung des Shopping-Centers „Marler Stern“. Zwischen 1979 und 1989 
wurden im Ruhrgebiet in einer zweiten Ansiedlungsphase weitere zehn Shopping-
Center27 gebaut, die alle dem Standorttyp der city- oder innenstadtintegrierten Ein-
kaufscenter zuzuordnen sind. Die Orientierung auf die City folgte, wie im übrigen 
Bundesgebiet auch, aufgrund der Ansiedlungsrestriktionen für periphere Standorte 
durch Novellierungen der Baunutzungsverordnung und des Bundesbaugesetzes und 
aufgrund der Verknappung geeigneter Standorte für Großprojekte. Dazu kamen die 
Bemühungen zahlreicher Städte um funktionale Aufwertung und Attraktivitätssteige-
rung ihrer Stadtzentren (vgl. Heineberg/Mayr 1996: 12 ff). Während in der ersten 
Phase architektonisch unaufwändige Gebäude gestaltet wurden (z. B. Uni-Center 
Bochum), tritt mit der zunehmenden Innenstadtkonzentration auch eine architektoni-
sche Aufwertung der Shopping-Center ein (z. B. Drehscheibe Bochum). 
In den Jahren nach 1989 wurde mit dem „Widumer Platz“ in Castrop-Rauxel 1992 
lediglich ein Einkaufzentrum im Ruhrgebiet errichtet, die Phase nach 1989 war be-
stimmt von Erweiterungen und Umbauten sowie architektonischer Umgestaltungen 
                                              
26Dabei handelt es sich im Einzelnen um folgende Shopping-Center: Bero-Center Oberhausen; West-
falen-EKZ Dortmund; Rhein-Ruhr Zentrum Mülheim; Uni Center Bochum; EKZ Altenessen Essen; 
City-Center Herne; Marler Stern; City-Center Bergkamen; Forum City-Mülheim; Löhrhof-Galerie 
Recklinghausen (vgl. Heineberg/Mayr 1996: 13). 
27 Dabei handelt es sich im Einzelnen um folgende Shopping-Center: City-Center Essen; City-Center 
Gladbeck; Glückauf-Center Gladbeck; Hansa-Zentrum Bottrop; Rathaus-Center Bochum; Lippetor-
EKZ-Dorsten; Bahnhofs-Center Gelsenkirchen; Averdunk-Centrum Duisburg; Drehscheibe Bochum; 
City-Point Bochum (vgl. Heineberg/Mayr 1996: 13). 
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der bestehenden Center (City-Center Mühlheim; Rhein-Ruhr-Zentrum Mühlheim; 
Ruhr-Park Bochum). Häufig wechselten auch die Eigentums- und Managementver-
hältnisse sowie die Namen der Einkaufszentren (vgl. Heineberg/Mayr 1996). 
Erweitert man die Perspektive auf die gesamtdeutsche Entwicklung, kann ein regel-
rechter Shopping-Center Boom in den östlichen Bundesländern nach der Wiederver-
einigung konstatiert werden. Seit 1995 ist auch in den westlichen Bundesländern 
wieder eine deutliche Belebung des Marktes zu verzeichnen, die vor allem durch 
neue Erscheinungsformen von Shopping-Centern geprägt ist. Bei diesen neueren 
Ausprägungen handelt es sich um integrierte Freizeit- und Unterhaltungseinrichtun-
gen, Shopping-Center, die an Bahnhöfen und Flughäfen „angekoppelt“ werden28 und 
zunehmend auch um eine Mischform von Shopping-Centern mit Freizeit- und Unter-
haltungsangeboten. 
Tab. 5 Shopping-Center-Fläche je 1.000 Einwohnern am Jahresende 1997 

















Quelle: BAG (2000: 66) 
                                              
28 In den Hauptbahnhof Leipzig wurde das Einkaufszentrum „Promenade“ integriert. Die Neueröff-
nung fand 1997 statt. Der größte Kopfbahnhof Europas wird täglich von 100.000 Personen frequen-
tiert. Magnetbetriebe wie Saturn, Vobis, Aldi haben sich dort eingemietet. Der Textilbereich hat einen 
Mieteranteil von ca. 20 Prozent. 48 Prozent der Promenaden-Besucher kommen von außerhalb (vgl. 
Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 13.11.98). Ein weiteres Beispiel stellt das Einkaufszentrum „mit 
Landebahn“ dar, wie es auf dem Frankfurter Flughafen entsteht. Der Frankfurter Flughafen weitet 
seine Ladenflächen auf 20.000 qm aus. Mehr als zwei Drittel des operativen Ergebnisses verdient die 
Fraport AG mit sogenannten Nebenaktivitäten wie Einzelhandel, Immobilienverwaltung und Park-
raumbewirtschaftung (vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 29.5.2001). 
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Nordrhein-Westfalen ist bundesweit zwar der Spitzenreiter bezüglich der Anzahl 
(38) und der Fläche von Shopping-Centern (1.248.400 qm), berechnet man aber die 
Shopping-Center-Fläche pro 1000 Einwohner, befindet sich NRW im Vergleich mit 
anderen Bundesländern mit 70 qm Shopping-Center Fläche jedoch im unteren Mit-
telfeld. Neben den Stadtstaaten, die „naturgemäß“ eine hohe Dichte an Shopping-
Centern pro Einwohner aufweisen, zeigt die Tabelle, dass sich der Bau von Shop-
ping-Centern vor allem in den östlichen Bundesländern in den Jahren nach der Wen-
de sprunghaft gesteigert hat. Hier wird mittlerweile bereits von einer Überversorgung 
gesprochen. In Deutschland sollen bis zum Jahr 2003 weitere 77 Shopping-Center 
eröffnet werden. Das bedeutet eine Erweiterung der Verkaufsfläche um 1,9 Millio-
nen qm. Die größte Flächenexpansion erfährt dabei NRW mit 500.000 qm (vgl. EHI 
2001). 
Die Architektur von Einkaufscentern wurde in Deutschland erst nach und nach von 
den amerikanischen Vorbildern kopiert. Zunächst entstanden Einkaufscenter in 
Deutschland als „graue Betonklötze“ ohne Tageslicht. Mittlerweile dominieren in 
Deutschlands modernen Einkaufscentern ebenfalls Glas, Kuppeln und freundliche 
Farben. Als 1956 in den USA die erste von mittlerweile 39.000 Malls eröffnet und 
damit das Zeitalter des „Erlebniseinkaufes“ eingeläutet wurde, standen in Deutsch-
land „Versorgungseinkäufe“ noch im Zentrum des Käuferinteresses. Dieses Bild hat 
sich im Laufe der Jahrzehnte gewandelt. Gesättigte Märkte erfordern auch in 
Deutschland ausgefeilte Marketingstrategien der Anbieter, um Produkte absetzen zu 
können und auch die Verbraucher rüsten zunehmend zum Erlebniskauf. Die Erfolgs-
faktoren für Shopping Center setzen sich dabei aus einer Variation verschiedenster 
Dienstleistungen zusammen, die unter den Schlagwörtern „Convenience“, „Erlebnis“ 
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Abb. 10 Erfolgsfaktoren von Shopping-Centern 
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Quelle: GMA Wien; in Anlehnung an Bastian (1999) 
Aus der Abbildung wird deutlich, dass bei der Planung von traditionellen Einkaufs-
centern in den letzten Jahren neben einer optimalen Versorgung ebenfalls ein 
Schwerpunkt auf die Convenience- und Erlebnisorientierung gelegt wird. Im Unter-
schied zu einem UEC ist das Angebot an Versorgungs- und Freizeitmöglichkeiten 
und die themenbezogene Vermarktung in einem Shopping-Center schmaler geschnit-
ten. Im amerikanisch geprägten UEC nimmt das gleichzeitige Vorhandensein von 
Gastronomie und zusätzlichen Freizeiteinrichtungen einen breiten Raum ein. Imbiss-
Stände, Restaurants, Cafés, Bars, Diskotheken, Kindergärten und -spielplätze, 
Kunstgalerien, Konzerthallen, Kinos, Schwimmbäder, Fitnessclubs, Kosmetik- und 
Haarstudios, Optiker, Arztpraxen sowie Versammlungsräume für soziale Organisati-
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onen gehören in den amerikanischen Malls mittlerweile zum Standard (vgl. Haubl 
1998: 200). 
Bezüglich der Restaurants und der Verpflegungsmöglichkeiten bestehen wichtige 
Bausteine eines UEC aus Food Courts, Themen- und Erlebnisgastronomie sowie 
Impuls Dining. Food Courts bestehen aus einer Agglomeration einzelner, kleiner 
(Fast)-Food-Anbieter, die einen gemeinsamen Sitzbereich zur Verfügung stellen. 
„Aus Kundensicht erfüllen sich in erster Linie die Funktionen des zeitlich effi-
zienten Sofortkonsums in ungezwungener Atmosphäre, denn Essen und Ein-
kaufen lassen sich auf diese Weise bequem verbinden. Das durch die relativ 
große Anzahl verschiedener Mieter eines Food Courts generierte sehr differen-
zierte Angebot stellt die Grundlage dar, breite Kundenschichten anzusprechen 
und zu begeistern, denn trotz des sehr geballten und konzentrierten gastrono-
mischen Angebots, bietet ein Food Court dem Kunden die Möglichkeit, frei 
aus den vielen Optionen auszuwählen und sich somit sehr individuell zu ver-
pflegen“ (Reiff 1998: 32). 
Von den Betreibern der UECs werden Food Courts als Verlängerungsfaktor hinsicht-
lich der Verweildauer im Center installiert. Neben den Food Courts sind Themenre-
staurants Bestandteile des Gastronomieangebotes eines UECs. Themenrestaurants 
sind gleichzeitig auch touristische Anziehungspunkte, da hier auch Fanartikel von 
Stars vertrieben werden.29 Die Speisen bestehen in der Regel aus Fast Food und tra-
gen themenbezogene Namen. In Themenrestaurants erfolgt eine 
„Verschmelzung von Essen und Unterhaltung, man spricht von sogenannten 
‚Eatertainment‘. Die Seele des Restaurants ist nicht mehr der Wirt oder die 
Wirtin, sondern eine glaubwürdig erzählte Story bzw. ein übergeordnetes 
Thema, das im Sinne einer Personifizierungsstrategie mit Stars und öffentli-
chen Persönlichkeiten wie zum Beispiel Steven Spielberg, Arnold Schwarzen-
egger, Bruce Willis, Silvester Stallone, Demi Moore verbunden ist. Sie sind als 
Investoren oder Minderheitsgesellschafter beteiligt und dienen als ‚Zugpferde‘ 
im Rahmen des Marketings“ (Reiff 1998: 34). 
Ein weiterer Gastronomie-Baustein wird unter dem Begriff „Impulse Dining“ ge-
fasst. Impuls Dining weist Parallelen zu Impulskäufen auf. Der Verbraucher entdeckt 
                                              
29 In den USA werden teilweise bis zu 50 % des Umsatzes in den Themenrestaurants durch Merchan-
dising erzielt, die Profitmargen sind bei den Fanartikeln auch weitaus höher als bei den gastronomi-
schen Produkten (vgl. Reiff 1998: 35). 
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überraschend ein gastronomisches Angebot, das er an Ort und Stelle erwerben und 
konsumieren kann. Durch diese „überraschenden“ Effekte werden Erlebnisse gene-
riert, wie sie als Grundidee für UECs geplant sind. Der geweckte Konsumwunsch 
kann sofort befriedigt werden und führt auch umgehend zu einem Ess-„Erlebnis“. 
Die Angebote des Impulse Dining erstrecken sich von Popcorn über Frozen Yoghurt, 
Eiscreme und frischgepressten Säften etc. Dabei ist wichtig, dass die Speisen als 
„Finger Food“ angeboten werden, also aus der Hand gegessen werden können.  
Neben diesen Basisbetrieben, die in deutschen Einkaufszentren bisher nur zu Teilen 
integriert sind, ist der „Kitt“, der aus der Ansammlung der einzelnen Unternehmen 
eine Einheit gestalten soll, unter dem Begriff „theme-world“ subsumiert. Unter einer 
„theme-world“ versteht man „thematisch kohärente virtuelle Realitäten“ (Haubl 
1998: 200). Das bedeutet, dass ein bestimmtes Thema (z. B. Karneval in Venedig) 
als Attraktion durch Sortimentsangebot, Dekoration, Schaufenstergestaltung und 
Gastronomieangebot sowie durch Aktionsstände intensiviert wird. Ein relativ häufi-
ger Themenwechsel sorgt dafür, dass der flanierende Verbraucher mit immer neuen 
Attraktionen und Kaufanregungen konfrontiert wird, dadurch neue Bedürfnisse ge-
weckt werden und auch Stammkunden immer wieder auf neue „Erlebnisse“ inner-
halb des Areales des Urban Entertainment Center stoßen. 
Die angebotenen Waren innerhalb eines UEC sind im Vergleich zu herkömmlichen 
Einkaufscentern überdurchschnittlich häufig freizeitorientierte Waren wie Bücher, 
Tonträger und Sportartikel. Außerdem werden zu einem hohen Anteil Geschenkarti-
kel angeboten. In der Regel erfolgt ein weitgehender Verzicht auf Lebensmittelhan-
del, da dieser mit der gewünschten Verweildauer der Verbraucher in einem UEC 
nicht vereinbar ist.30 In den USA wird ein weiterer Anziehungspunkt in Form von 
markenbezogenen Ausstellungsgeschäften eingerichtet. Hier werden Markenartikel 
bekannter Hersteller (z. B. Nike) präsentiert. Durch Kletterwände, künstlich angeleg-
te Wanderpfade, Laufbänder und künstliche Golf-Fees werden die Verbraucher ani-
miert, die Produkte zu testen und deren Anwendung zu erleben. Die gleichzeitige 
unterbewusste Einprägung des Markennamens, verbunden mit der Schaffung von 
„kleinen Ereignissen“, ist das Ziel dieser Aktivitäten. In Markenstores wird der Kun-
                                              
30 Im CentrO. Oberhausen wurde zunächst ein Erlebnis-Lebensmittelhandel eröffnet. In „Charlies 
Farm“ wurde der Verbraucher von „singenden Kühen“ begrüßt, Hühner gackerten vom Tonband und 
durch den ganzen Laden fuhr oberhalb der Regale eine nostalgische Eisenbahn. Das Warenangebot 
stellte sich überwiegend aus hochpreisigen „Erlebnis-Gütern“ zusammen. Der Handel wurde nach vier 
Jahren aus wirtschaftlichen Gründen geschlossen, da offenbar zu viele „Sehleute“ und zu wenig Käu-
fer den Erlebnishandel frequentierten (vgl. Westdeutsche Allgemeine Zeitung v. 7. 9.2000). 
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de nicht zum Kauf gedrängt. Für den Hersteller ist wichtig, dass der Markenname 
internalisiert wird. Das Produkt wird durch den Verbraucher dann möglicherweise in 
weniger erlebnisbezogenen Absatzstellen erworben. Durch die hohe Kundenfre-
quenz, die in der Regel in UECs erzielt wird, rechnet sich jedoch der Einsatz dieses 
zusätzlichen Marketingaufwandes für freizeitbezogene Markenartikler. 
In den UEC finden die Menschen das, was ihnen in Großstädten und Ballungszentren 
offenbar zunehmend fehlt: Sauberkeit, Sicherheit und anregende Unterhaltung. Opa-
schowski findet noch dramatischere Erklärungsmuster für die hohe Kundenfrequenz, 
die UECs in der Regel erzielen: „Die neuen Erlebniswelten sind Fluchtburgen für 
Menschen, die der Langeweile und der Einsamkeit zu Hause entfliehen wollen“ 
(Süddeutsche Zeitung vom 13.10.1998). Diese Tendenz bestätigt auch eine Be-
sucherbefragung im UEC CentrO. in Oberhausen, welches im weiteren Verlauf der 
Arbeit auf seine Dienstleistungsgenerierung hin untersucht wird. Zu den wichtigsten 
Besuchsanlässen zählten im CentrO.: 
• der Kombinationskonsum, d. h. die Verbindung unterschiedlicher Aktivitäten wie 
Einkaufen und Freunde treffen (22 %); 
• Bummeln im Sinne einer freizeit- bzw. erlebnisorientierten Aktivität (17 %) so-
wie  
• Kommunikative Elemente wie „Leute kennen lernen“, „Ausspannen“, „das Frei-
zeitangebot wahrnehmen“ (13 %).  
Die besonderen Attraktivitätsfaktoren des CentrO. aus Sicht der Befragten waren  
• der Angebotsmix (43 %); 
• Ambiente bzw. Atmosphäre des Gesamtkomplexes (15 %) oder auch 
• „einfach alles“ (12 %). 
Kritik wurde von den Besuchern in sehr geringem Maß geäußert und bezog sich dann 
vor allem auf die Menge der Besucher („zu viele Besucher“) und das „eintönige, zu 
sehr auf jüngeres Publikum zielende Gesamtangebot“ (vgl. Quack 2000: 193).  
Für die Investoren liegt das oberste Ziel in der Platzierung eines überregionalen 
Attraktivitäts- und Anziehungspunktes. Die dabei verbundenen Vorgaben werden in 
der sogenannen „UEC-Sonne“ verbildlicht. 
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Abb. 11 „UEC-Sonne“ 

















Der Alleinstellungscharakter wird erreicht, wenn im Einzugsgebiet noch kein UEC 
vorhanden ist. „Ziel muss es also sein, eine hohe Marktdominanz in allen Schlüssel-
bereichen zu erlangen und damit auch zukünftige Ansiedlungen mit ähnlicher Anzie-
hungskraft zu unterbinden“ (Reiff 1998: 42). Anziehungskraft wird insbesondere 
durch ein entsprechendes Einzugsgebiet geschaffen, überaus nützlich erweisen sich 
dabei touristische Anziehungspunkte in unmittelbarer Nähe. Eine hohe Marktdurch-
dringung wird durch ein breites Spektrum von Kundengruppen gewonnen. Je enger 
das Einzugsgebiet, desto größerer Wert wird auf die Bindung der lokalen Kunden 
gelegt. Für die USA wird das nähere Einzugsgebiet mit acht bis sechzehn Kilometern 
angegeben. In diesem Radius können die höchsten „Abschöpfungsquoten“ erreicht 
werden. Die Verweildauer wird durch ein entsprechend großes Angebot von Attrak-
tionen unterstützt. Für amerikanische UECs wird eine durchschnittliche Verweildau-
er von 3 bis 4 Stunden angegeben, wobei diese Verweildauer für verschiedene Ziel-
gruppen zu verschiedenen Tageszeiten erreicht werden soll (Kombination von Tages- 
und Abendunterhaltung). Eine weitere Vorgabe besteht im Ausgleich von zielgrup-
penspezifischen Nachfrageschwankungen. Die Einzelhandelsnachfrage ist in der Re-
gel über den Tag und die Woche sehr unterschiedlich verteilt, die Kombination mit 
antizyklischen Angeboten für bestimmte Kundenkreise kann eine ausgeglichenere 
Nachfrage im Wochenverlauf generieren. Die Erhöhung der Ausgabebereitschaft 
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hängt mit der emotionalen Ansprache der Kunden zusammen. Impulskäufe werden 
von so genannten „try-before-you-buy-Angeboten“ unterstützt, da das Ausprobieren 
und Testen der Ware Kaufbedenken zerstreuen soll. Die Erhöhung der Ausgabebe-
reitschaft liegt aber nur zum Teil in den Händen der Investoren. In der Regel sind die 
Mieter angehalten, den „try-before-you-buy“-Aspekt in ihren Shops zu unterstrei-
chen. Kostensynergien ergeben sich durch die spezifische Angebotsbündelung inner-
halb eines UECs (z. B. gemeinsame Parkplätze für die integrierte Veranstaltungshal-
le, Einkaufsbereich und Multiplex-Kino). Eine wesentliche Zielsetzung ergibt sich 
aus den Synergien, die sich durch den Nutzungsmix ergeben. Die gegenseitige Gene-
rierung von Frequenzen für Einkaufs- und Veranstaltungsangebote steht im Mittel-
punkt der Zielsetzung (vgl. Reiff 1998: 43). 
Das Arrangement der verschiedenartigen Bausteine kann als wechselseitige „Fre-
quenzmaschine“ der Freizeiteinrichtungen und Einkaufeinrichtungen betrachtet wer-
den. Darin liegt ein Grund für den Erfolg dieser Center. Die Planer haben dabei 
längst entdeckt, welche UEC-Bausteine Synergien generieren. So schaffen z. B. 
Sport-, Fitness- und Wasserfreizeitanlagen nur geringe Synergiepotenziale für Ein-
zelhandelseinrichtungen, da Sporteinrichtungen von den Gästen sehr gezielt aufge-
sucht werden; umsatzträchtigere Synergiepotenziale bieten Gastronomie und Enter-
tainmentnutzungen, da ca. 30 bis 40 % aller Kinogänger vor oder nach dem Kinobe-
such einen Gastronomiebetrieb besuchen. Für die USA ergeben sich bedeutende 
Synergiepotenziale zwischen Einzelhandel und Kinobesuch, da die dortigen Laden-
öffnungszeiten die Möglichkeiten bieten, vor oder nach dem Kinobesuch Einkäufe zu 
tätigen31 (vgl. Wenzel & Partner 1999: 15). Für den deutschen Markt ergeben sich 
differierende Verknüpfungsquoten: 
Tab. 6 Verknüpfungsquoten von Multiplexkinobesuch und anderen Aktivitäten in 
Deutschland 
Aktivitätsbereich Vor dem Kinobesuch Nach dem Kinobesuch 
Einkaufen   6 - 11 % 5 - 6 % 
Restaurant   5 - 10 %   6 - 12 % 
Kneipe/Biergastronom. 3 - 5 % 15 - 20 % 
Discothek                   ----  2 -  5 % 
Quelle: Wenzel & Partner BDU (1999) 
                                              
31 Bei einer Befragung gaben 60 Prozent der amerikanischen Kinobesucher an, vor oder nach dem 
Kino Einkäufe zu tätigen (Wenzel & Partner 1999: 15). 
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Die begrenzten Ladenöffnungszeiten in Deutschland lassen Synergien zwischen den 
Aktivitätsbereichen „Einkaufen“ und „Kino“ nur in geringerem Maß zu. Die Ver-
knüpfung zwischen dem Kinobesuch und dem anschließenden Besuch einer Bier-
gastronomie erweist sich für diese deutsche Verbraucherbefragung am höchsten. 
Durch die clusterförmige Anordnung der Freizeit- und Konsummöglichkeiten erfolgt 
neben der Verknüpfung von Aktivitätsbereichen auch eine gleichmäßigere Kunden-
frequenz des Urban Entertainment Centers. Während die Entertainmentangebote die 
abendlichen Frequenzen generieren sollen, sorgen die Einzelhandelsgeschäfte für die 
entsprechende Tagesfrequenz der Anlage. Als doppelter Nutznießer erweist sich da-
bei die Gastronomie, die sowohl während des Tages als auch am Abend mit Besu-
chern rechnen kann. Für die Investoren eines UECs ist diese gegenseitige Erzeugung 
von Frequenz ein wichtiger Bestandteil des UEC-Konzeptes, da mit der erhöhten 
Frequenz in der Regel auch ein höherer Umsatz für die Mieter erzielt werden kann. 
Je nach Angebotskonzeption und Einzugsgebiet variieren die Zielgruppen und die 
Einzugsgebiete eines UECs. Allerdings können einige grundlegende Merkmale defi-
niert werden. Bedingt durch die überregionale Ausrichtung sollen in einer Entfer-
nung von 30 bis 60 Fahrminuten mindestens eine Million Einwohner wohnen. Ein 
darüber hinaus wichtiger Wirtschaftsfaktor besteht im Tagestourismus. Dies sind 
maßgebliche Kriterien für die Standortentscheidung. Je kleiner ein Einzugsgebiet 
geschnitten ist, umso wichtiger werden die Marktdurchdringung und Wiederho-
lungsbesuche vor Ort. In der Regel liegt die Hauptzielgruppe eines UEC in der Al-
tersklasse der 15- bis 45-Jährigen. Die Besucher der Zielgruppe gehören zur mittle-
ren bis gehobenen sozialen Schicht. Als überdurchschnittlich ansprechbar gelten jun-
ge Paare sowie Bewohner von Einpersonenhaushalten und Familien (vgl. Vossen 
1999a: 68f). 
Das erste deutsche einzelhandelszentrierte UEC, das neben dem Einkaufserlebnis 
vielfältige Möglichkeiten der Freizeitgestaltung bietet, wird seit 1996 in Oberhausen 
betrieben. In dieser Arbeit soll die Erlebnisorientierung, bzw. die einzelnen Dienst-
leistungen und die Möglichkeiten ihrer kollektiven Erstellung, überprüft werden, die 
dazu führt, dass ein „Einkaufserlebnis“ für die Verbraucherinnen und Verbraucher 
geschaffen wird. 
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1.4 Fazit 
Rationalisierungsstrategien auf Organisations- und gesamtwirtschaftlicher Ebene 
lassen sich im Einzelhandel aufgrund von Unternehmenskonzentrationen, Automati-
sierung logistischer Vorgänge und im Personalbereich durch Einsatz von EDV und 
der Durchsetzung von Selbstbedienung konstatieren. Ein relativ neuer Trend liegt in 
der „Verkürzung der Distributionskette im Handel“, die durch die Implementierung 
neuer Betriebstypen wie „Factory Outlet-Center“ und „Online-Handel“ auf dem 
deutschen Markt erfolgt und den Verbrauchern einen früheren Zugriff auf die Waren 
ermöglicht. Diese Entwicklung beinhaltet ein mögliches Gefährdungspotenzial für 
den stationären Einzelhandel, da die Kunden zunehmend über die Option verfügen, 
alternative Vertriebswege des Handels zu nutzen. Die in diesem Kapitel präsentierten 
Betriebstypen „Factory Outlet-Center“ und „Online-Handel“ haben jedoch aus politi-
schen bzw. aus logistischen Gründen (noch) Probleme, sich in den Markt zu integrie-
ren. Eine Gefährdung des stationären Handels durch sie ist derzeit noch begrenzt, 
obschon für den elektronischen Handel höhere Zuwachsraten prognostiziert werden. 
Eine möglicherweise konkretere Bedrohung speziell für den innerstädtischen Einzel-
handel geht vom erlebnisorientierten Betriebstyp32 des Urban Entertainment Centers 
aus, wie er z. B. in Form des CentrO. in Oberhausen in Deutschland Fuß gefasst hat. 
Durch die räumliche Agglomeration von Freizeiteinrichtungen, Gastronomie und 
Einkaufsstätten und einer übergreifenden Themenbildung, die durch zusätzliche Er-
lebnisangebote und gepflegtes Ambiente abgerundet wird, gelingt es ein Plus an Er-
lebnismöglichkeiten für die Verbraucherinnen und Verbraucher zu generieren. Bevor 
im weiteren Verlauf der Arbeit eruiert wird, aus welchen Dienstleistungen sich die-
ses „Erlebnisplus“ zusammensetzt, in welcher Form sich Dienstleistungen in einem 
UEC generieren lassen und wie das „Erlebnisplus“ auch für den innerstädtischen 
Handel fruchtbar gemacht werden kann, sollen im folgenden Kapitel zunächst die 
                                              
32 In der Empirie ist zu beobachten, dass auch an die Betriebstypen Factory Outlet, elektronischer 
Handel und den Discounthandel „erlebnisorientierte Bausteine“ angegliedert werden können, dies 
jedoch nicht zwingend der Fall ist. So wird in einzelnen Fällen die Ansiedlung von Factory Outlet-
Center durch Gastronomiebetriebe und Erlebnisparks aufgewertet. Der Online-Vertrieb von Waren 
kann entsprechend kundenfreundlich gestaltet werden, in dem Gewinnspiele und Probieraktionen auf 
der Benutzeroberfläche zur Verfügung stehen. Die Verknüpfung von Discountwaren mit „Erlebnis-
sen“ kann allerdings erst in einem Fall beobachtet werden. Das Handelsunternehmen Wal-Mart ver-
sucht in Verbrauchermärkten, Niedrigpreise mit visuellen Reizen und ausgeweitetem Kundenservice 
zu kombinieren. Mit einer Erweiterung der Produktpalette um amerikanische Produkte erfolgt gleich-
zeitig die Durchsetzung einer, für deutsche Verhältnisse neuartigen Serviceidee. Gut besetzte Kassen, 
neue Öffnungszeiten, das Ansprechen von unschlüssigen oder suchenden Kunden durch das 
informierte Verkaufspersonal ergänzen die Niedrigpreisphilosophie des Unternehmens (vgl. 
Wirtschaftswoche vom 25.11.1999). 
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Ursachen für die zunehmende Erlebnisorientierung der deutschen Verbraucher auf 
der Basis genereller gesellschaftlicher Entwicklungen in Deutschland aufgezeigt 
werden. 
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2. Dienstleistungen im Wandel 
Während in der Nachkriegszeit die „Musik“ der Beschäftigungszuwächse im indus-
triellen Sektor spielte, wandelte sich der Arbeitsmarkt in den letzten Jahrzehnten von 
einem industriell dominierten zu einem Dienstleistungsarbeitsmarkt, in dem rund 
63 % der deutschen Erwerbstätigen beschäftigt sind (vgl. IWD 2002a). Der Dienst-
leistungssektor zeichnet sich durch eine hohe Heterogenität in der Entwicklung sei-
ner Tätigkeitsfelder aus. Eine grobe Unterscheidung wird getroffen in unterneh-
mensorientierte Dienste, die indirekt zur Herstellung eines Produktes beitragen (z. B. 
Management, Verkauf, Forschung und Entwicklung) und in konsumorientierte 
Dienste, die dadurch definiert werden, dass die erstellten Dienstleistungen unmittel-
bar vom Endverbraucher konsumiert werden. Konsumdienste werden weiter in haus-
haltsorientierte Dienste (Tätigkeiten in Privathaushalten), personenbezogene (Diens-
te, die unmittelbar der nachfragenden Person zugute kommen) und in Freizeitdienste 
(Fun-Services) unterschieden. Sehr allgemein werden unter Freizeitdiensten Dienst-
leistungen im Bereich der Erholung und Freizeit, Essen und Trinken sowie (nicht 
beruflich erforderliche) Hotelübernachtungen erfasst (vgl. Häußermann/Siebel 1995: 
26). 
Der Wandel von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft, der erhöhte Konsum 
von Dienstleistungen und die damit möglicherweise verbundene Beschäftigungsstei-
gerung im tertiären Sektor wurde von Theoretikern recht früh prognostiziert. Fou-
rastié (1954) sah in der Entwicklung des Dienstleistungssektors die „große Hoffnung 
des 20. Jahrhunderts“ und begründete die Ausweitung des tertiären Sektors mit dem 
wissenschaftlichen Fortschritt, der in der Folge zu technischem Fortschritt und zu 
Produktivitätssteigerungen führe; der daraus entstehende gesellschaftliche Reichtum 
bilde die Basis für die wachsenden Bedürfnisse der Konsumenten nach Dienstleis-
tungen. „Der Hunger nach Tertiärem“ gekoppelt mit der impliziten Rationalisie-
rungsresistenz von Dienstleistungen führe zu einer Beschäftigungsausweitung des 
Dienstleistungssektors (Fourastié 1954). Die Dienstleistungsnachfrage diene, mit 
zunehmendem Reichtum einer Gesellschaft, der Positionierung und Abgrenzung des 
Individuums in der Gesellschaft und sie werde deshalb nahezu unerschöpflich nach-
gefragt. Eine ähnlich optimistische Perspektive entwickelten Gartner/Riessman 
(1978), die mit dem Wandel zur Dienstleistungsgesellschaft einen Zuwachs an per-
sonenbezogenen Diensten und eine daraus resultierende Konsumentenmacht ablei-
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ten, die zu einer Humanisierung der Gesellschaft führe und bislang benachteiligte 
gesellschaftliche Gruppen in den Arbeitsmarkt integrieren könne. 
Entgegen dieser optimistischen Prognosen argumentierte Baumol (1967) mit der 
These der „Kostenkrankheit“ gegen die mögliche Ausweitung privater Dienstleistun-
gen. Da die Löhne im tertiären Sektor - entgegen ihrer Produktivitätsentwicklung – 
parallel zu den produktivitätsgekoppelten Löhnen im sekundären Sektor stiegen, 
könne die private Nachfrage nach Dienstleistungen nicht ausgeweitet werden und der 
Dienstleistungssektor stürbe an den hohen Kosten, es sei denn, die Dienstleistungser-
stellung würde vom Staat subventioniert. Gershuny (1981) nimmt diese Argumenta-
tion auf und prognostiziert, dass verbraucherbezogene Dienstleistungen vor allem in 
Eigenarbeit und mit der Unterstützung industrieller Produkte erbracht werden und 
eine „Selbstbedienungsgesellschaft“ entstehe. Scharpf (1986 und 1997) differenziert 
diese Prognosen und deckt auf, dass die gesellschaftliche Nachfrage nach Dienstleis-
tungen stark abhängig von der Lohndifferenzierung und der gesamtwirtschaftlichen 
Abgabequote ist. 
Bevor die Entwicklung der Dienstleistungsgesellschaft anhand empirischer Daten 
aufgezeigt wird, soll auf die Definitionsgrundlage der Wirtschaftssektoren eingegan-
gen werden. Die Wirtschaftssektoren wurden von Fisher (1939) nach der „Notwen-
digkeit“ der darin erzeugten Güter und Leistungen festgelegt. Danach werden im 
primären Sektor die unmittelbar lebensnotwendigen Güter produziert, im sekundären 
Sektor die nachrangig lebenswichtigen Güter und im tertiären Sektor Dienstleistun-
gen für Luxusbedürfnisse oder Bequemlichkeiten. Der dritte Sektor hat sich ausge-
hend von einer statistischen „Restkategorie“ mittlerweile so weit ausdifferenziert, 
dass Fishers Definition nur für einen Teil der in diesem Sektor erstellten Dienstleis-
tungen zutrifft und vornehmlich in Bezug auf Freizeitdienste und nur zum Teil auf 
personenbezogene und haushaltsbezogene Dienste zutrifft. So ist z. B. das weite Feld 
der sozialen Dienste nicht qua Definition auf „Bequemlichkeiten“ und Luxuskonsum 
festlegbar. 
Die Abgrenzung der Sektoren erfolgte in diesem Definitionsversuch normativ und 
wurde schon bald durch die einflussreiche Definition von Fourastié (1954) abgelöst, 
der die Wirtschaftssektoren nach dem möglichen Maß ihrer Produktivitätssteigerung 
definiert (vgl. Fourastié 1954: 43ff.). Auch diese sektorale Differenzierung, die die 
Produktivität in den einzelnen Sektoren zum Ausgangspunkt nimmt, bleibt in jünge-
rer Zeit nicht unwidersprochen. Durch die Entwicklung von Kommunikationstechno-
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logie birgt auch der dritte Sektor, der nach Fourastié produktivitätsresistent ist, Pro-
duktivitäts- und Rationalisierungsreserven. Für konsumorientierte Dienste gilt zwar 
immer noch im höheren Maß als für unternehmensorientierte Dienste das „uno-actu-
Prinzip“, das besagt, dass sich die Erbringung und der Verbrauch der Dienstleistung 
orts- und zeitgleich vollziehen. Durch die Anwendung von Kommunikations- und 
Informationstechnologie wird dieses Prinzip jedoch zunehmend ausgehöhlt. Danach 
müssen nicht für alle Dienstleistungen Dienstleister und Kunde zur selben Zeit am 
gleichen Ort anwesend sein. So sind z. B. Bildungsveranstaltungen nicht mehr auf 
das anwesende Auditorium begrenzt, sondern können in „Echtzeit“ zu weiteren Or-
ten weltweit übertragen werden und erreichen dadurch eine größere Zahl an Men-
schen. Mittlerweile werden auch Soziale Dienste wie z. B. Betreuung, durch die In-
formationstechnologie auf ein größeres Klientel ausgeweitet, weitere Stichworte sind 
hier das „virtuelle Altersheim“ und „Telemedizin“ (vgl. Bußmann/Hilbert 1996). 
Entsprechend der Prognose Fourastiés hat sich der Dienstleistungssektor in Deutsch-
land tatsächlich enorm entwickelt. Allerdings hat sich der tertiäre Sektor nicht zum 
unerschöpflichen Quell der Beschäftigung herauskristallisiert. Innerhalb des Dienst-
leistungssektors zeichnen sich, je nach Branche und Nachfragergruppe (Unterneh-
men oder Verbraucher), unterschiedliche Entwicklungen ab. Es lässt sich konstatie-
ren, dass die unternehmensorientierten, wissensbasierten Dienstleistungen expandie-
ren, dass aufgrund des höheren Rationalisierungspotentials damit aber nicht zwin-
gend ein Beschäftigungsausbau verbunden ist. Im Bereich der konsumorientierten 
Dienstleistungen zeichnet sich ein Boom der personenbezogenen sozialen Dienstleis-
tungen ab. Tatsächlich werden soziale Dienste aber nur zum Teil privat nachgefragt 
und zu einem großen Teil aus staatlichen Mitteln finanziert. Die von Baumol (1967) 
prognostizierte „Kostenkrankheit“ kommt für diesen Dienstleistungszweig heute 
durchaus zum Tragen. Haushaltsorientierte Dienstleistungen werden aufgrund hoher 
Preise ebenfalls von den Konsumenten weniger auf dem Markt nachgefragt. Sie wer-
den in Deutschland in großem Umfang von den Konsumenten selbst erbracht oder in 
Form von Schwarzarbeit erstellt (vgl. Schneider 2002).33 Als Erklärungsmuster für 
diese Entwicklung kann sowohl Gershunys These von der „Selbstbedienungsgesell-
schaft“ dienen, als auch der Scharpfsche Erklärungsansatz, der die gebremste Dienst-
                                              
33 Die nordrhein-westfälischen Arbeitsämter verhängten im Jahr 2001 knapp 71 Mio. DM an Bußgel-
dern wegen illegaler Beschäftigung und Leistungsmissbrauchs. Im Vergleich zum Jahr 1999 war dies 
ein Zuwachs an Bußgeldern um 25 Prozent. Nicht angemeldete Arbeit neben dem Bezug von Arbeits-
losengeld und Arbeitslosenhilfe wurden in 41.500 Fällen festgestellt und insgesamt mit Bußgeldern 
von 9,2 Mio. DM belegt (vgl. Landesarbeitsamt NRW 2002). 
66 
Im Trend: Verbunddienstleistungen für erlebnisorientierte Verbraucher 
leistungsentwicklung in Deutschland mit der relativ niedrigen Lohndifferenzierung 
und der Abgabenlast erklärt, die haushaltsbezogene Dienstleistungen für das Gros 
der Nachfrager zu teuer gestalten (vgl. Scharpf 1986 und 1997).  
An diesem Punkt setzen neue Konzepte an, die eine stärkere Ausweitung von Ar-
beitsplätzen für Geringqualifizierte mit Hilfe eines subventionierten Niedriglohnsek-
tors vorschlagen, um den Dienstleistungssektor weiter auszubauen (vgl. 
Fels/Heinze/Pfarr/Streek 1999, Sinn 2002, Weinkopf 1999). Der Ausbau der Be-
schäftigungspotentiale im expandierenden tertiären Sektors hat angesichts der hohen 
Arbeitslosenzahl in Deutschland eine hohe Priorität.  
Ein internationaler Vergleich der Beschäftigungseffekte im Dienstleistungsbereich 
fällt aufgrund verschiedener statistischer Erfassungsmethoden schwer. Insbesondere 
im Vergleich des tertiären Sektors zwischen den USA und Deutschland wird häufig 
auf eine „Dienstleistungslücke“ hingewiesen (vgl. z. B. Scharpf 1997, IWD 2002b), 
während andere Forschungsergebnisse, die ihren Untersuchungen keinen Sektoren-
vergleich, sondern einen Tätigkeitsvergleich zugrunde legen, nahezu einen Gleich-
stand der Entwicklung der Dienstleistungssektoren in den beiden Ländern konstatie-
ren (vgl. Wagner 1998, Bosch 2002) bzw. eine Lücke lediglich für anspruchsvolle 
Dienstleistungstätigkeiten feststellen (vgl. Die Zeit vom 17.2.2000, Baethge 2001, 
Lehndorff 2002). 
Der Ländervergleich wird nicht nur durch unterschiedliche Methoden erschwert, die 
verschiedenartigen gesellschaftlichen Entwicklungen und die Einbettung des Dienst-
leistungssektors in die jeweilige Volkswirtschaft weisen zum Teil gravierende Unter-
schiede auf (vgl. Döhrn/Heilemann/Schäfer 2001 für Dänemark oder Willkens 2001 
für die Niederlande). Deutschland zeichnet sich z. B. durch eine hohe Exportquote 
von Industriegütern und einer hohen Importquote von Dienstleistungen (durch Aus-
landstourismus) aus. Dadurch liegt der Anteil der Bruttowertschöpfung in Deutsch-
land im Vergleich zu anderen Ländern vergleichsweise niedriger. Des Weiteren kann 
in Deutschland im Ländervergleich ein höherer Anteil von Beschäftigten im verar-
beitenden Gewerbe festgestellt werden. Während in Deutschland ca. 35 % der Be-
schäftigten im verarbeitenden Gewerbe beschäftigt sind, beträgt dieser Anteil in Dä-
nemark 26 %, in den Niederlanden 23 % und in den USA 24 %. Für ein exportorien-
tiertes Land sind ständige Produktivitätsanstrengungen notwendig, um auf dem 
Weltmarkt konkurrenzfähig zu bleiben. Da im sekundären Sektor die Produktivitäts-
steigerung in der Regel höher ausfällt als im Dienstleistungssektor wird ein Wirt-
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schaftsaufschwung in anderen Ländern z. B. GB oder USA weniger vom Produktivi-
tätsfortschritt getragen und es können auf dem nationalen Arbeitsmarkt, unter sonst 
gleichen Bedingungen, mehr Arbeitsplätze geschaffen werden (vgl. Werner 2001). 
Ein signifikanter Unterschied im europäischen Vergleich kann jedoch bezüglich der 
Frauenerwerbsquote festgestellt werden. Die Beschäftigungsquote für Deutschland 
liegt gemessen am Vollzeitäquivalenten34 mit 43,4 % gegenüber Dänemark (60,3 %) 
oder Schweden (56,2 %) relativ niedrig. Dies wird damit begründet, dass das traditi-
onelle Haushaltsmodell in Deutschland auch institutionell noch stark verankert ist 
und infolge dessen die Ganztagesbetreuung für Klein- und Schulkinder bislang nur 
unzureichend ausgebaut ist, was einer Ausweitung der Frauenerwerbsquote entge-
gensteht. Das Steuer- und Sozialsystem35 in Deutschland schafft ebenfalls wenig An-
reize für verheiratete Frauen eine Beschäftigung aufzunehmen. Insbesondere die 
Ausweitung der Frauenerwerbsquote generiert jedoch weitere Dienstleistungsnach-
frage im Bereich der sozialen und personenbezogenen Dienstleistungen, wie der 
Ländervergleich deutlich werden lässt (vgl. Bosch 2002). 
Für die Nutzung der versteckten Beschäftigungspotentiale des tertiären Sektors in 
Deutschland werden deshalb neben der Subventionierung von niedrigen Einkommen, 
auch die Beförderung der Frauenerwerbstätigkeit durch den Ausbau von Kinder-
betreuungsmöglichkeiten vorgeschlagen. In dieser Arbeit wird im Folgenden weniger 
auf die Beschäftigungspotentiale eingegangen, die mit dem Ausbau von Dienstleis-
tungstätigkeiten verbunden sind, sondern die Möglichkeit der inhaltlichen Verknüp-
fung bislang „alleinstehender“ Dienstleistungen erörtert und anhand von Fallbeispie-
len untersucht. 
In jüngerer Zeit lässt sich eine weitere Ausdifferenzierung des dritten Sektors ausma-
chen, die als „zweite Tertiarisierung“ bezeichnet wird. Innerhalb des tertiären Sek-
tors kommt es zu Umschichtungen dergestalt, dass „reife“ Wirtschaftsgruppen zu-
mindest hinsichtlich der Beschäftigungspotenziale bereits wieder schrumpfen. Hier 
werden die Rationalisierungseffekte der IuK-Technologien weiter wirksam. Diese 
von Knuth/Schräpler/Schumann (2001) als „alte“ Dienstleistungen bezeichneten 
                                              
34 Die unterschiedlichen Teilzeitanteile und durchschnittliche Stundenanzahlen von Teilzeitbeschäftig-
ten in den verschiedenen europäischen Ländern werden so auf ein gemeinsames vergleichbares Maß 
gebracht (vgl. Bosch 2002). 
35 Hier kann das mittlerweile diskutierte Ehegattensplitting sowie die kostenlose Krankenversicherung 
von Ehefrauen in der Versicherung des berufstätigen Alleinverdieners angeführt werden. 
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Dienste sind z. B. traditionelle, in großbetrieblichen Strukturen organisierte Dienst-
leistungen wie Sozialversicherungen und Finanzdienstleistungen. Entscheidend ist 
hierbei, dass nicht nur interne Abläufe sondern auch Transaktionen mit dem Bürger 
bzw. Kunden technisiert werden. Als „neue“ Dienstleistungen werden unterneh-
mens-, personen- und haushaltsbezogene Dienste bezeichnet, die durch Beschäfti-
gungszunahme gekennzeichnet sind. Diese Dienstleistungen werden von Knuth/ 
Schräpler/Schumann (2001) als „neu“ bezeichnet, da sie sich verstärkt aus Unter-
nehmungen und Haushaltungen heraus differenzieren und durch wachsende Beschäf-
tigung und hohe Arbeitsmarktdynamik gekennzeichnet sind. 
Neben „alten“ und „neuen“ Dienstleistungen findet sich eine Klasse von Dienstleis-
tungen, die sich „im Umbruch“ befindet. Dazu werden die Bundesunternehmen des 
Verkehrs-, Transport-, und Kommunikationssektors gerechnet, die sich im Privatisie-
rungsprozess befinden sowie Bildungs- und Kulturbereiche, die gezwungenermaßen 
von öffentlicher Finanzierung unabhängig werden. Auch die Branchen Handel und 
Medien werden in dieser Klassifikation zu einer im Umbruch befindlichen Dienst-
leistung gezählt, da diese Branchen durch neue Technologien, Vertriebswege und 
Eigentumsstrukturen umgestaltet werden. 
Die sich immer weiter differenzierenden Entwicklungen in einzelnen Dienstleis-
tungsfeldern lassen sich in den amtlichen Statistiken nur schwer erfassen. Bislang 
standen als statistische Grundlagen für die Dienstleistungsentwicklung vornehmlich 
die Statistik der „sozialversicherungspflichtig Beschäftigten“ und die Umsatzsteuer-
statistik zur Verfügung. In jüngster Zeit wird eine „Strukturerhebung im Dienstleis-
tungsbereich“ durchgeführt, die erste absolute Daten zu enger gefassten Dienstleis-
tungsfeldern liefert und über die Merkmale Beschäftigung und Umsatz hinaus auch 
Löhne/Gehälter, Investitionen und Bestände sowie Steuern und Subventionen erfasst 
(vgl. LDS 2002).36 Entwicklungsprozesse lassen sich mit dieser Erhebung naturge-
mäß erst in den nächsten Jahren nachzeichnen. Für den Handel als ein eher traditio-
nelles Dienstleistungsfeld, das sich bislang relativ klar von anderen Dienstleistungs-
feldern abgrenzen lässt, liegen statistische Daten vor. 
                                              
36 Im Feld der „unternehmensnahen Dienstleistungen“ (Grundstücks- und Wohnungswesen, die Ver-
mietung beweglicher Sachen und „die Erbringung von Dienstleistungen überwiegend für Unterneh-
men“ waren in NRW im Jahr 2000 730.000 Personen in gut 83.000 Unternehmen beschäftigt. Diese 
Unternehmen erwirtschafteten im Berichtsjahr einen Umsatz von 76.4 Mrd. Euro. Im ebenfalls unter-
suchten Wirtschaftsbereich „Verkehr und Nachrichtenübermittlung“ arbeiteten im Jahr 2000 rd. 
664.000 Beschäftigte in knapp 15.000 Unternehmen mit einem Umsatz von 76, 4 Mrd Euro (vgl. LDS 
2002). 
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Der Dienstleistungssektor trägt mit 62,4 % zur Bruttowertschöpfung bei. Insgesamt 
sind die „Leistungsträger“ des Dienstleistungssektors insbesondere das Unterneh-
mensfeld „Grundstückswesen, Unternehmensdienste“ (25,5 %) sowie „öffentliche 
und private Dienste“ (21,4 %). Der Handel als distributives Dienstleistungsfeld hält 
1999 einen Anteil an der Gesamtwirtschaft von 10,4 %. Dieser Anteil hat sich im 
Vergleich zum Jahr 1991 (10,5 %) leicht verschlechtert. 15 % aller Erwerbstätigen 
sind im Dienstleistungsfeld „Handel“ beschäftigt. Dieser hohe Erwerbstätigenanteil 
einer Branche wird im Dienstleistungssektor sonst nur von dem Dienstleistungsfeld 
„Finanzierung, Vermietung, Unternehmensdienste“ mit 13,9 % (an den Erwerbstäti-
gen aller Sektoren) erreicht (vgl. Institut der deutschen Wirtschaft 2001: 21). 
Der Handel als eine distributive Dienstleistung „im Umbruch“ soll im Folgenden 
analysiert und auf Veränderungen untersucht werden, die sich durch Verschiebungen 
in der Distributionskette ergeben. Im Zentrum der Betrachtung steht, welche „neuen“ 
Dienstleistungen sich an diese im Umbruch befindliche Branche durch neue Be-
triebskonzepte (hier: Urban Entertainment Center) anlagern können. Für diesen 
Zweck müssen weitere Veränderungen, die sich innerhalb der Wirtschaftssektoren 
ergeben, in die Betrachtung einbezogen werden. Ein Trend liegt hier in der Entwick-
lung des „komplexen Nutzen“, der eine Brücke schlägt zwischen sekundärem und 
tertiärem Sektor, aber auch innerhalb des tertiären Sektors an Bedeutung gewinnt. 
Diese Entwicklung wird unter der Expansion von Verbunddienstleistungen gefasst. 
Verbunddienstleistungen treten dabei sowohl als Kombinationsleistungen „Produkt + 
Dienstleistung“ als auch in der Kombination „Dienstleistung + Dienstleistung“ auf. 
Sie etablieren sich sowohl für den industriellen Sektor als auch für den Dienstleis-
tungssektor (vgl. Bade 1998: 141, Baethge/Rock/Ochel et al. 1999: 66, 
Knuth/Schräpler/Schumann 2001: 2). 
Im sekundären Sektor nimmt der Anteil von nicht unmittelbar produzierenden 
„dienstleistenden“ Tätigkeiten zu (funktionaler Wandel). Dies kann als Folge der 
Verwissenschaftlichung der Produktion und der beständigen Innovationen in der 
Produkt- und Prozesstechnologie betrachtet werden (vgl. Häußermann/Siebel 1995: 
24). Zunehmend wird der Vertrieb von Industrieprodukten um Dienstleistungen er-
gänzt. Um einen Wettbewerbsvorsprung zu erlangen, werden individuelle Kunden-
bedürfnisse im Vertrieb von Industriegütern stärker berücksichtigt und ein komplexer 
Nutzen, bestehend aus physischem Produkt und begleitender Dienstleistung(en), an-
geboten. So werden z. B. Bauleistungen zunehmend um das Angebot des „Facility-
Management“ erweitert oder Industriegüter im Verbund mit einem Servicepaket ver-
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kauft, das beispielsweise regelmäßige Wartung impliziert. Die Nachfrage nach einem 
„Dienstleistungsplus“ entwickelt sich sektoren- und branchenübergreifend, da viele 
Massengüter zunehmend qualitativ austauschbar werden und sich zusätzliche „Servi-
cepakete“ als Vertriebsinnovation erweisen.  
Im Bereich der personenbezogenen Dienstleistungen wird diese Vertriebsinnovation 
unter dem Konzept der „Lebensqualität“ erfasst (vgl. Beyer/Brandel/Langer 2000). 
Innerhalb dieses Begriffsrahmens werden Dienstleistungskombinationen zusammen-
gefasst, die einen Zuwachs von Lebensqualität generieren und den gesamten Bereich 
der personenbezogenen Dienstleistungen sowie auch Zulieferer von Gütern (z. B. 
Medizin- und Gerontotechnik) einbeziehen:  
„Am Beispiel der Schnittmenge zwischen Sozialem und Gesundheit sowie 
Freizeit, Sport und Tourismus, dem so genannten Wellness-Bereich, lassen sich 
beispielhaft solche erfolgsversprechende Verknüpfungsstrategien etwa durch 
Kooperation mit Unternehmern, Bildungsträgern, der Gastronomie oder medi-
zinischen Rehabilitation aufzeigen.“ (Beyer/Brandel/Langer 2000: 37). 
Im Bereich der Freizeitdienste lässt sich in den letzten Jahren eine zunehmende Kop-
pelung von verschiedenen Diensten beobachten. Es werden im zunehmenden Maß 
„Dienstleistungsbündel“ für die Verbraucher geschnürt, die sich aus verschiedenen 
Dienstleistungen zusammensetzen oder/und Güter mit Dienstleistungen verknüpfen. 
Im Tourismusbereich werden z. B. „Wellness-Pakete“ angeboten, die Gesundheits-
dienstleistungen mit Reise- und Verpflegungsdienstleistungen koppeln. Grundsätz-
lich kann festgehalten werden, dass das Konzept der Verbunddienstleistungen über 
den eigentlichen Nutzen eines Produktes hinaus zwei Arten von Zusatznutzen impli-
zieren kann. Einmal in Form materieller Art (z. B. durch Specials, Gutscheine, Servi-
ce) und/oder der emotionalen Art (durch Staunen, Nähe zu Stars, Live-Erlebnisse). 
Diese Zusatzdienstleistungen haben zu einer „Mehr-Kultur“ geführt, die sich auch in 
der Sprache der Werbung deutlich niederschlägt, wie Steinecke (2000: 17) plakativ 
aufzeigt: 
• BMW wirbt für seine neue Dreier-Serie mit dem Slogan: BMW - mehr als ein 
Auto; 
• beim Vielfliegerprogramm der Lufthansa gibt es für treue Kunden „Miles & Mo-
re“; 
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• die Hotelkette Maritim verspricht dem Gast „mehr als ein Hotel“ zu bieten und 
• mit dem Maggi-Kartoffelpulver kann man „Rösti und mehr“ zaubern.  
2.1 Verbunddienstleistungen im Einzelhandel 
Bezogen auf den Einzelhandel besteht eine einfache Variante eines Dienstleistungs-
paketes aus einem Gut, das der Verbraucher erwirbt, verbunden mit einer zusätzli-
chen Serviceleistung. Diese kann für den Verbraucher kostenpflichtig (z. B. Ände-
rungsschneiderei) oder kostenfrei (z. B. angenehme Einkaufsatmosphäre) sein. Ins-
besondere in Shopping Centern und Urban Entertainment Centern wird der Fokus auf 
die Bündelung von verschiedenartigen Dienstleistungsangeboten gelegt, die über 
einfache den Kauf begleitende Servicedienstleistungen, hinausgehen und den Ein-
kauf zum „Erlebnis“ werden lassen, indem mehrere Dienstleistungen den Einkauf der 
Kunden bereichern. „Erlebnisse“ und „Ereignisse“ (Events) für die Verbraucherinnen 
und Verbraucher im Einzelhandel setzen sich demnach aus verschiedenen Dienstleis-
tungen zusammen. 
Für den Einzelhandel definieren Schröder/Horst/Krönfeld (1992: 7f.) den Erlebnis-
wert „als subjektiv empfundenen, durch einen bestimmten Konsumvorgang vermit-
telten Beitrag zur Lebensqualität des Konsumenten (...). Es handelt sich also um e-
motionale Erlebnisse, die in der Gefühls- und Erfahrungswelt der Konsumenten ver-
ankert sind.“ Opaschowski (2000a: 19) beschreibt Events als Ergebnisse professio-
neller strategischer Planung, die einen „Einmal- und Einzigartigkeitscharakter“ ge-
paart mit einem Kontinuitätsanspruch vermitteln müssen; was bedeutet, dass Event-
Angebote in zeitlich regelmäßigen Abständen angeboten und ständig durch neue 
Erlebnisdienstleistungen ergänzt werden müssen, da eine starke Bedrohung des E-
vent-Erlebens vom Gewöhnungs- und Abnutzungseffekt ausgeht. Schrö-
der/Horst/Krönfeld führen dafür folgendes Beispiel an: 
„Das in einer Einkaufsstätte veranstaltete Schaubacken entzückt die Verbrau-
cher beim ersten Besuch, verleitet sie beim zweiten Mal zu der Aussage 'Guck 
mal, die backen immer noch' und erzeugt beim dritten Mal bereits Langewei-
le.“ (dies. 1992: 10). 
Neben der Steigerungsidee, die wechselnde innovative Dienstleistungen für die Ein-
zelhandelskunden fordert, wird bei Verbrauchern auch eine „Rastlosigkeit“ in der 
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Anspruchnahme von Freizeitbeschäftigungen festgestellt. Opaschowski (1995: 125) 
konstatiert, dass insbesondere solche Freizeitbeschäftigungen rückläufig sind, die 
länger als zwei Stunden in Anspruch nehmen und spricht in diesem Zusammenhang 
von „Freizeithopping“. In den letzten Dekaden hat sich das Erlebnisangebot für die 
Verbraucher permanent gesteigert. Neben der Vermehrung der Erlebnismittel (Kon-
sumgüter, Reisen, Fernsehprogramme) erfolgte auch eine Verdichtung der Erlebnis-
se. Der Verbraucher „hüpft“ sozusagen von Erlebnis zu Erlebnis. Das bedeutet, dass 
zunehmend Freizeitangebote nachgefragt werden, in denen mehrere Freizeitbedürf-
nisse in einem zeitlich begrenzten Rahmen verfolgt werden können. Diesem An-
spruch kommen, bezogen auf den Einzelhandel, insbesondere Einkaufsstätten entge-
gen, die – wie ein UEC – neben Einkaufsmöglichkeiten weitere Möglichkeiten der 
Freizeitgestaltung anbieten (Kombination von Gastronomie, Kino, Erlebnispark und 
Einzelhandel). 
Bereits Anfang der 90er Jahre wurde in der amerikanischen Literatur (vgl. Turchiano 
1990) eine Trendwende im Verbraucherverhalten festgestellt, die unmittelbare Kon-
sequenzen für die Betreiber von Shopping-Center implizieren. Holzschnittartig be-
trachtet wird das Motto „shop till you drop“ der 80er Jahre durch die Einstellung 
„Fashion free and proud of it“ abgelöst. Diese veränderte Einstellung wird unter dem 
Schlagwort „shopping fatigue“ gefasst. Das bedeutet, dass die Mehrheit der Ameri-
kaner einkaufen geht, um etwas zu erleben und nicht ausschließlich, um Waren zu 
erwerben. Turchiano prognostiziert, dass nur Shopping-Center, die Service im Ver-
bund mit „Erlebnissen“ anbieten, auf die Dauer konkurrenzfähig bleiben werden. 
Mutmaßlich sind die „Überlebenden“ dieses Trends die sehr großen Malls und Urban 
Entertainment Center bzw. deren Investoren, die die finanzielle Potenz besitzen, im-
mer neue Aktionen zu akquirieren und ein großes Bündel an freizeitbezogenen 
Dienstleistungen für ihre Kunden zur Verfügung zu stellen. 
In der derzeit bestehenden Dienstleistungsökonomie dient das Erlebnis als Beigabe 
zu herkömmlichen Angeboten, um diese leichter verkaufen zu können. Pine/Gilmore 
hingegen gehen davon aus, dass zukünftig auch Erlebnisse - wenn sie nur attraktiv 
genug gestaltet werden - von der Dienstleistungserbringung abgekoppelt und ge-
trennt davon vermarktet werden können. Auf den Fall eines Urban Entertainment 
Centers herunter gebrochen bedeutet dies, dass die Menschen in Erwartung neuer 
„Events” Eintritt bezahlen, um überhaupt Zutritt zum Areal eines Dienstleistungs-
zentrums zu bekommen. Dies würde allerdings einen Ausbau der „Erlebnisindustrie“ 
bedingen, d. h. der Markt der Produktvorführungen, Wettbewerbe, kurzfristig wech-
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selnder Sortimente und Entertainmentstrategien müsste in noch höherem Maß pro-
fessionalisiert werden (vgl. Pine/Gilmore 1999: 61). In Bezug auf Science Parks, 
Ski-Hallen und Freizeitparks wurde diese Art der Erlebnisvermarktung bereits in die 
Praxis umgesetzt. 
Für den Einzelhandel mutet das Szenario (noch) fremd an, für die Aufenthaltsberech-
tigung in einem Einkaufszentrum Eintritt zu entrichten (vgl. hierzu auch Hitzler 
2000: 409). Die steigende Nachfrage nach „Erlebnissen“ durch die Verbraucher ver-
anlasst die Autoren Pine/Gilmore (1999: 56ff.) zu einer begrifflichen Ausweitung des 
wirtschaftlichen Sektorenschemas, welches bislang in die Sektoren Landwirtschaft, 
Industrie und Dienstleistung gegliedert ist. Pine/Gilmore (1999) sehen in der Insze-
nierung von Erlebnissen einen weiteren, sich ausbildenden Wirtschaftssektor. Sie 
gehen davon aus, dass es sich bei Erlebnissen um eigenständige wirtschaftliche An-
gebote handelt, die sich von Dienstleistungen ebenso unterscheiden wie diese sich 
von Produkten: 
„Ein Erlebnis ist keine vage Angelegenheit, sondern ein reales Angebot, eben-
so real wie ein Produkt oder ein Rohstoff. Im Gegensatz zu den wirtschaftli-
chen Angeboten zuvor sind Erlebnisse ihrem Wesen nach persönlich und exis-
tieren ausschließlich im Bewusstsein von Individuen, die sich auf emotionaler, 
körperlicher, intellektueller oder sogar spiritueller Ebene darauf einlassen.” 
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Quelle: Pine/Gilmore (1999: 57) 
In dieser Arbeit wird die Inszenierung von Erlebnissen jedoch nicht einem vierten 
Wirtschaftssektor zugeordnet, sondern als ein Bündel von Dienstleistungen definiert, 
das den Verbrauchern als unentgeltliche „Zugabe“ im Einkaufsprozess angeboten 
wird. Bislang zeigen sich im Handel nämlich kaum Beispiele dafür, dass Kunden 
bereit sind für zusätzlichen Service auch höhere Preise zu bezahlen. „Man liebt zwar 
den Service und den Flair von Tante Emma, kauft dann aber lieber dort, wo es am 
günstigsten ist“ (Heidel 1999: 371). Die Kunden sind nur dann bereit Serviceleistun-
gen zu bezahlen, wenn sie dadurch einen deutlichen Vorteil erzielen (z. B. hohe Prei-
se für Lebensmittel in Tankstellen nach den Ladenschlusszeiten). 
In der Folge wird analysiert, welche Dienstleistungsbündel in der Praxis des Einzel-
handels generiert werden und wie das „Zusammenspiel“ der verschiedenen Dienst-
leistungen organisiert ist. Die Basis des Erlebniseinkaufes wird hier aus verschiede-
nen Dienstleistungen erstellt, die den Einkaufsprozess begleiten. 
Unter handelsergänzenden Dienstleistungen, deren Kombinationsmöglichkeiten 
und institutionelle Erstellungsvoraussetzungen im weiteren Verlauf der Arbeit im 
Vordergrund stehen, soll hier ein Dienstleistungsbündel verstanden werden, das sich 
sowohl aus primären als auch aus sekundären Dienstleistungen (vgl. Bullinger 1995: 
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47) zusammensetzen kann und unter dem Oberbegriff konsumorientierter Dienstleis-
tungen verortet wird. 
Tab. 7 Dienstleistungen nach Tätigkeitsgruppen 
Dienstleistungsgruppe Wachstumsprognose 
 1985 2010 
Sekundäre Dienstleistungen   
Betreuen, Beraten, Lehren, Publizieren 11,9 % 18,4 % 
Organisation; Management 5,8 % 9,7 % 
Forschen, Entwickeln 5,1 % 7,3 % 
Primäre Dienstleistungen   
Allgemeine Dienste 
(Reinigen, Bewirten, Lagern, Transportieren, 
Sichern) 
15,4 % 13,8 % 
Bürotätigkeiten 16,5 % 11,8 % 
Handelstätigkeiten 10,5 % 10,6 % 
Quelle: Bullinger (1995: 47) 
Als handelsergänzende Dienstleistungen werden hier die Dienstleistungen definiert, 
die für die Verbraucherinnen und Verbraucher auf allgemeinen und individuellen 
Flächen von Einzelhandelsclustern zur Verfügung gestellt werden. Diese Dienstleis-
tungen sind der „Stoff“, aus dem zumindest in Urban Entertainment Centern Erleb-
nisse „gewebt“ werden. Während die Dienstleistungen, die in privaten Ladengeschäf-
ten bereitgestellt werden, als individuelle handelsergänzende Dienstleistungen zu 
betrachten sind, die die Unternehmen für die Verbraucher erstellen, um ihr eigenes 
Unternehmen wettbewerbsfähig zu halten, sind die Dienstleistungen, die auf allge-
meinen Flächen generiert werden, kollektiv zu erstellende handelsergänzende Dienst-
leistungen, da sie der Aufwertung des Einkaufsumfeldes im Allgemeinen dienen. In 
welchem Ausmaß und in welchen institutionellen Arrangements diese Art der han-
delsergänzenden Dienstleistungen in einem UEC erstellt werden und inwiefern diese 
Dienstleistungsgenerierung auch auf Innenstädte übertragen werden kann, ist eine 
zentrale Frage dieser Arbeit. 
Im Weiteren wird die Erstellung von Freizeitdiensten untersucht, die aus einem Bün-
del von einzelnen Dienstleistungen bestehen (Sicherheitsdienste, Marketingdienste, 
Reinigungsdienste), die von Einzelhandelsunternehmen in einem „Paket“ gekauft 
werden und kostenfrei von deren Verbrauchern „konsumiert“ werden. Das bedeutet: 
Die in einem UEC eingemieteten Einzelhandelsunternehmen beziehen Dienstleis-
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tungsbündel von einem Lieferanten (Betreibergesellschaft des UEC), um ihren Kon-
sumenten eine angenehme Einkaufsatmosphäre zu bieten. Da Dienstleistungen nicht 
lagerbar sind und nur bei paralleler Darbietung mehrer Dienstleistungen die ge-
wünschte Einkaufsatmosphäre bei den Verbraucherinnen und Verbrauchern hervor-
gerufen wird, werden diese Dienstleistungen an Ort und Stelle von der Betreiberge-
sellschaft des UEC erstellt. Dieses Vorgehen führt zu einer räumlichen Agglomerati-
on von Einzelhandelsbetrieben in Form eines UEC. 
Die Innovation des Betriebstypen UEC liegt in der Möglichkeit der gebündelten 
Dienstleistungserstellung für die Verbraucher und stellt aus diesem Grund eine po-
tenzielle Konkurrenz für den traditionellen Handel der Innenstädte dar, der sozusa-
gen in einer „nachholenden Modernisierung“ dem traditionellen Handel ebenfalls 
handelsergänzende Dienstleistungen hinzufügt, was die zahlreichen Aktivitäten im 
Innenstadtmarketing vieler Kommunen zum Ausdruck bringen. Die Frage, die zu-
nächst beantwortet werden soll, lautet: Warum gewinnen freizeitbezogene Dienstleis-
tungen, und hier im Besonderen handelsergänzende Dienstleistungen im Einzelhan-
del, für die Nachfrager an Bedeutung? 
2.2 Freizeitverhalten und Verbrauchernachfrage im Wandel  
Das Freizeitverhalten der deutschen Bevölkerung hat sich in den letzten Jahrzehnten 
nachhaltig verändert. Der „Fahrstuhleffekt” (Beck 1986: 124), verstanden als mate-
rielle Absicherung auf höherem Niveau für die Mehrheit der Bevölkerung, bietet die 
breite Basis für die Verwirklichung alternativer Freizeitgestaltung. Die qualitative 
Ausgestaltung der freien Zeit erfolgt vor dem Hintergrund der quantitativen Zunah-
me der „Freizeit”. Während in den 50er Jahren die Arbeitswoche 48 Stunden umfass-
te und die 15tägige Urlaubszeit überwiegend zu Hause oder mit Verwandtenbesu-
chen verbracht wurde, werden in den 90er Jahren maximal 40 Stunden in der Woche 
gearbeitet. 
„Erstmals in der Geschichte der Neuzeit hatten die Menschen mehr Stunden 
zur eigenen freien Verfügung und weniger Stunden für den Lebenserwerb: 
2100 Stunden Freizeit standen nur mehr 2043 Stunden Arbeitszeit (...) gegen-
über.” (Opaschowski 1994: 30). 
Die realen Arbeitszeitverkürzungen kommen in den letzten Jahren weitgehend zum 
Stillstand und die Arbeitszeiten polarisieren sich stark. Es wächst der Anteil der Be-
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schäftigten mit besonders kurzen Arbeitszeiten ebenso wie der Anteil mit besonders 
langen Arbeitszeiten (vgl. Prahl 2002: 111). 
Zu der Veränderung in der Zeitverwendung kommt eine Erhöhung der Reallöhne, die 
zwischen 1950 und 1994 eine fast vierfache Steigerung erfuhren (vgl. Müller-
Schneider 2000: 25).37 Neben dem wachsenden Freizeitvolumen und dem 
„Wohlstandsschub” führen sozio-ökonomische Entwicklungen zur Herausbildung 
von neuen Konsumententypen (vgl. Gröppel 1991: 6ff.). Die Bildungsexpansion, in 
deren Folge sich die absolute Anzahl an Schulabgängern mit Fachhochschul- bzw. 
Hochschulreife verdreifacht hat, sowie die Mobilität - die durch die stetige Zunahme 
von PKWs in bundesdeutschen Haushalten erhöht wird – trugen zum Wandel des 
Verbraucherverhaltens bei. Durch die steigende Zahl berufstätiger Frauen, die Zu-
nahme von Einpersonenhaushalten und Ein-Kind-Familien ändern sich Nachfrage-
gewohnheiten und –wünsche ebenfalls (z. B. Nachfrage nach Tiefkühlprodukten und 
kleineren Packungsgrößen). Gröppel konstatierte bereits vor einem Jahrzehnt: 
„Der Konsument ist heute konsumerfahren! In Zusammenhang mit dem (...) 
Bildungsschub, dem Wohlstand und der langen Friedensperiode in den westli-
chen Industriestaaten konnten die Konsumenten ohne Schwierigkeiten ihren 
Bedarf an Konsumgütern decken, Erfahrungen mit den vielfältigsten (auch 
hochstiligen) Produkten sammeln und können diese heute differenziert erleben 
und beurteilen. Qualitativ hochwertige Artikel werden als Selbstverständlich-
keit wahrgenommen.” (dies. 1991: 8; Hervorhebung im Original). 
Diese Entwicklung führt zu einem gestiegenen Selbstbewusstsein und zu einer höhe-
ren Kritikbereitschaft der Konsumenten. Freizeitforscher machen verschiedene 
Trends im Konsumentenverhalten aus: Während die 80er und 90er Jahre vom so ge-
nannten „Und-und-und“-Verbraucher (TV + Videorecorder + Zweitwagen + Ur-
laubsreise) geprägt war, kristallisiert sich nun der „Hier-mehr-, dort-weniger“-
                                              
37 Allerdings werden in den letzten Jahren bedingt durch die sinkende Gesamtbeschäftigung in 
Deutschland, geringen Tarifanhebungen und steigender Abgabenlast Konsumausgaben in vielen 
Haushalten vermehrt aus Erspartem getätigt. Dies gilt allerdings nicht für alle Wirtschaftseinheiten, da 
das private Geldvermögen in Deutschland ungleich verteilt ist. Zwar reduziert sich die Klasse der 
Haushalte, die monatlich mit weniger als 2.500,- DM Nettoeinkommen haushalten müssen, dennoch 
zählte 1993 noch jeder vierte Haushalt zu dieser Kategorie. Auf der anderen Seite können die Haus-
halte, die zwischen 2.500 und 5.000 DM bzw. zwischen 5.000 und 10.000 DM Nettoeinkommen ver-
fügen, starke Zuwächse verzeichnen. Der Handel wird also mit unterschiedlichen Lebenslagen der 
Konsumenten konfrontiert. Bezieher geringer Einkommen sind auf die bisher erfolgreiche Niedrig-
preisstrategie des Handels beim Versorgungskauf angewiesen, während Haushalte mit höherem Ein-
kommen möglicherweise ihre Sparneigung drosseln, wenn interessante Angebote – ggf. in höheren 
Preissegmenten – locken (vgl. Beyer/Hilbert/Micheel 1998: 49).  
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Verbraucher heraus. „Der Verbraucher von heute gleicht einer gespaltenen Persön-
lichkeit, die das Einsparen ebenso beherrscht wie das Verschwenden.“ (Freizeit aktu-
ell vom 25.8.98). Das Stichwort für diese Entwicklung ist „Luxese“: Mal Luxus mal 
Askese, ein Spagat zwischen Sparen und Verschwenden (vgl. Opaschowski 2000c: 
30). 
Die sozio-ökonomischen Entwicklungen sind verwoben mit dem Wandel der Werte. 
Unter Wertewandel soll in Anlehnung an Schmidt (1997: 43) eine Veränderung der 
individuellen und/oder gesellschaftlichen Wertorientierung verstanden werden. Da-
bei wird unter dem Begriff „Wert“ etwas Wünschenswertes verstanden, an dem sich 
das Handeln von Individuen orientiert (vgl. Müller-Schneider 2001: 91). In den letz-
ten Jahrzehnten ist ein tendenzielles Abnehmen von Pflicht- und Akzeptanzwerten 
und eine Zunahme von Selbstentfaltungswerten in der Bevölkerung zu verzeichnen 
(vgl. Inglehart 1977, Klages 1984, Hennings 2000, Hradil 2002). 
Tab. 8 Veränderung der Wertorientierung 
Abnehmende Wertorientierung Zunehmende Wertorientierung 




Weitgehend umweltfreies Denken 
Freizeitorientierte-individualistische, 
hedonistische Lebenseinstellung 
Rein produktbezogene Werbung ohne 
Umweltbezug Verstärktes Umweltbewußtsein 
 Angst vor Umweltvergiftung und Gesundheitsschäden 
 Ökologisch-informative Werbung 
Quelle: Schmidt (1997: 66) 
Begründet wird die Veränderung der Werte in Anlehnung an die „Maslowsche Be-
dürfnispyramide”. Nach der Befriedigung grundsätzlicher menschlicher Bedürfnisse 
treten intellektuelle und sozial-kulturelle Bedürfnisse in den Vordergrund. In Gesell-
schaften, die tendenziell mit materiellen Gütern überversorgt sind, ist die Sättigung 
der grundsätzlichen Bedürfnisse gegeben und wird als selbstverständlich vorausge-
setzt; postmaterielle Ziele, die kulturell definiert werden, rücken in den Vordergrund 
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(vgl. Funke 1997: 17). Dabei ist der Umgang mit im Überfluss vorhandenen mate-
riellen Gütern die Voraussetzung für das eigentlich Erwünschte: Lebensqualität, 
Freude und Spaß. Die allgemeine Aussage zu einer Expansion postmaterieller Werte 
greift für Schulze (1997) jedoch zu kurz. Ausgehend vom allgemeinen Trend zur 
Modernisierung wird nach seiner Meinung auch das individuelle Erleben schrittweise 
erneuert. Die Erneuerung des Erlebens liegt in der „Wendung der Zweckdefinition 
nach innen” (ebd. 1997: 419). Das bedeutet, der Einzelne, „das Subjekt” handelt rati-
onal, um intrinsisch motivierte Ziele optimal umsetzen zu können. 
„Außenorientierte Motive, etwa in den Konsumbereichen Essen, Wohnen, 
Transport oder Kleidung werden umgedeutet. Zunehmend richten sich die Mo-
tive nach innen: Es geht um ‘gutes’ Essen, ‘stilvolles’ Wohnen, Fortbewegung 
als Erlebnis, Bekleidung als Selbstinszenierung. Grundbedürfnisse werden 
nicht als Not gespürt, sondern als minimale Abweichungen von einem Sätti-
gungszustand, dessen Wiederherstellbarkeit als selbstverständlich gilt.” (Schul-
ze 1997: 428). 
Allerdings suchen die einzelnen „Subjekte” nicht völlig freischwebend im sozialen 
Raum nach Erlebnissen. Sie richten sich an kollektiven Erlebnismustern aus. Für die 
Beschreibung dieser Muster orientiert sich Schulze an der Zeichentheorie38. Schulze 
geht davon aus, dass insbesondere der Bedeutungsebene des Genusses in der bundes-
republikanischen Gesellschaft eine gesteigerte Wertigkeit zukommt. Die Bedeu-
tungsebenen werden bei Schulze mit Hilfe der Variablen Alter und Bildung zu Mi-
lieus verdichtet. Im Allgemeinen werden unter sozialen Milieus Gruppen von 
Gleichgesinnten zusammengefasst, die ähnliche Werthaltungen, Prinzipien der Le-
bensgestaltung, Beziehung zu Mitmenschen und Mentalitäten aufweisen (vgl. Hradil 
2002: 244). Diejenigen, die dem gleichen Milieu angehören, gestalten ihre Umwelt 
in ähnlicher Weise und unterscheiden sich so von anderen sozialen Milieus (zur 
Entwicklung von Milieus vgl. Vester 2001). 
                                              
38 „Das Subjekt interpretiert das Objekt als Zeichen, es ordnet ihm einen Komplex von Bedeutungen 
zu. Zeichen können beliebige Manifestationen sein (Texte, Geräusche, Personen, Skulpturen, Gemäl-
de, Bauwerke, Denkmäler, Handlungen, Mimik, Gebärden, Parkanlagen – Objekte, Situationen und 
Ereignisse aller Art), sofern sie von Sendern als Zeichen gemeint/ und oder von Empfängern als Zei-
chen interpretiert werden.” (Schulze 1997: 95). Diesen Zeichen werden Bedeutungen zugeordnet, die 
auf den Ebenen Genuss, Distinktion und Lebensphilosophie verankert sind. 
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Abb. 13 Milieuverteilung 
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Danach besteht das Selbstverwirklichungsmilieu aus jüngeren, ledigen Personen mit 
höherer Bildung, die an Kultur interessiert sind, Restaurants frequentieren und gro-
ßen Wert auf Freizeitsport legen. Das Unterhaltungsmilieu rekrutiert sich ebenfalls 
aus der Gruppe der Jüngeren, hier aber derjenigen mit geringerer Bildung.  
„Man kleidet sich in diesem Milieu oft sportlich, aber mit billiger Massenware, 
ist oft Teil eines Sportpublikums, frequentiert Volksfeste, fährt gerne mit dem 
Auto oder Motorrad durch die Gegend, spricht häufig dialektgefärbt, raucht re-
lativ viel und interessiert sich wenig für öffentliche Angelegenheiten.” (Funke 
1997: 314). 
Ältere Bevölkerungsgruppen werden bei Schulze in Niveaumilieu, Harmoniemilieu 
und Integrationsmilieu differenziert. Das Niveaumilieu fasst Personen höherer Bil-
dungsgrade, die sich konservativ oder elegant kleiden, Kulturveranstaltungen besu-
chen, überregionale Tageszeitungen lesen und überwiegend in Eigenheimen wohnen. 
Im krassen Gegensatz hierzu steht das Harmoniemilieu. Hier finden sich Personen 
geringerer Bildung, die sich billig und unauffällig kleiden, den Urlaub überwiegend 
als Pauschaltouristen verbringen und hauptsächlich Illustrierte lesen. Zwischen den 
Gegensätzen des Hochkulturschemas und des Trivialschemas findet man nach Schul-
ze das Integrationsmilieu, dessen Mitglieder über mittlere Bildung verfügen (mittlere 
Angestellte oder Beamte) und sich überwiegend gediegen und unauffällig kleiden. In 
diesem Milieu werden Nachbarschaftskontakte und Vereinsaktivitäten gepflegt. Die 
„ästhetischen Präferenzen” (Funke 1997: 314) der meist verheirateten Personen sind 
weit gestreut. 
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Milieustrukturen sind naturgemäß von Unschärfen geprägt. Es gibt Grenzfälle, die 
sich nur schwer in die vorgefassten Kategorien einordnen lassen, und die Differen-
ziertheit der Milieustruktur kann ebenfalls unterschiedlich scharf sein. Für einen Ü-
berblick über etwaiges Kaufverhalten und die sich darin ergebenden Verschiebungen 
von Kaufprioritäten können Milieustrukturen jedoch hilfreich sein. Nach Schulze 
(1997) differiert das Kaufverhalten milieuabhängig. Was jedoch für den Einzelnen 
ein Erlebnis darstellt, kann nicht prognostiziert werden: 
„Handlungslogisch besteht kein Unterschied zwischen Comic-Heft und Kafka-
Gesamtausgabe. Die Käufer der einen wie der anderen Produktklasse eignen 
sich zweckrational Erlebnismittel an, um bei sich selbst Erlebnisziele zu reali-
sieren. Dabei orientieren sie sich (...) an verschiedenen alltagsästhetischen 
Schemata, die zu milieuspezifischen Stiltypen kombiniert werden.” (Schulze 
1997: 20). 
Neben der Erneuerung des Erlebens, die für das Individuum durch die Wendung von 
Zweckdefinition nach innen ausgerichtet ist (vgl. Schulze 1997), wird ein weiterer 
gesellschaftlicher Trend konstatiert, der sich auf das Freizeitverhalten und damit 
auch auf die Konsumaktivitäten der Verbraucher niederschlägt. Der Wertewandel 
wird begleitet von einer zunehmenden Säkularisierung, die die Hinwendung zu einer 
eher hedonistischen Lebensweise unterstützt (vgl. Gensicke 2001). Gross (1994) ar-
gumentiert mit der Auflösung des Glauben an ein „Jenseits“: 
„Die Himmelsleiter führte [früher, d. V. ] himmelwärts und endete im ganz 
Anderen. Nun wird sie wie von einem Baum dessen Früchte abgepflückt sind, 
weggenommen und auf die Erde abgesenkt. Das vom religiösen Prinzip domi-
nierte Weltalter wird abgelöst von einer irdisch-synchronen Seinsweise, in der 
das Konkunktiv ins Diesseits gerät.“ (ders. 1994: 371).  
Auch Opaschowski veranschaulicht diesen Trend: 
„Früher waren Religion und Kirche für Heilsversprechen zuständig. Heute und 
in Zukunft sorgt eine mächtige Erlebnisindustrie für Glücksversprechungen 
(...), aus der religiös motivierten Kirchengemeinde wird eine Weltgemeinde der 
Unterhaltungsbranche.“ (ders. 2000b: 52). 
Max Weber deckte die religionsbasierte Orientierung der protestantischen Ethik - 
damals allerdings noch in die andere „Marschrichtung“ - auf. Der religiöse Hinter-
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grund des Calvinismus schloss die Hinwendung zu Genuss und Luxus gänzlich aus. 
„Mit voller Gewalt wendet sich die Askese (...) vor allem gegen eins: das unbefange-
ne Genießen des Daseins und dessen, was es an Freuden zu bieten hat.“ (Weber 1988 
[1925]: 183). Das gläubige Individuum war in ein enges Gerüst gesperrt, das ihm in 
Hinblick auf die „Gnadenorientierung“ im Diesseits für das Jenseits keine Abwei-
chungen von der Askese ermöglichte. Zwar entfiel mit der Zeit der religiöse Hinter-
grund, dennoch blieb die konsumferne Werte- und Berufsorientierung erhalten. Die-
ses Gerüst der Wertorientierung hat sich jedoch bis in die Gegenwart zunehmend 
gelockert bzw. verflüchtigt. Wo den Menschen der Gegenwart die Ausrichtung auf 
ein „Himmelreich“ abhanden kommt, bleibt für die Umsetzung von Träumen und 
Wünschen nur die zeitlich befristete Lebenszeit und die gilt es, optimal auszunutzen. 
Aus dieser Intention entsteht, so Peter Gross, eine Multioptionsgemeinschaft: „Nach-
dem Gott die Position räumen musste, die Zukünfte optioniert und die Vergangenhei-
ten obsolet geworden sind, tritt das Subjekt in die Lücke“ (Gross 1994: 22; Hervor-
hebung im Original).  
Durch die Auflösung der überkommenen Ordnung fallen alte Zuweisungen und Ein-
bindungen weg. Allerdings nicht ersatzlos: Prinzipiell hat jeder/jede das Anrecht auf 
alles, alle Optionen sind theoretisch offen und umsetzbar. Sie unterscheiden sich le-
diglich im Grad der Teilhabe durch den Einzelnen. Die Umsetzbarkeit des Mögli-
chen wird allerdings individualisiert und liegt in der Verantwortung des Einzelnen 
(vgl. hierzu grundlegend Beck 1986 und 1997b). Für die Konsumgesellschaft bedeu-
tet diese Entwicklung: Erlaubt ist, was dem Einzelnen gefällt, auf seine innenorien-
tierten Ziele hinführt, und deshalb gekauft wird. 
Müller-Schneider (2000: 25) versucht diese Entwicklung weitergehend zu analysie-
ren und geht von einem erlebnisrationalen Glückskonzept aus, mit dessen Hilfe sich 
Individuen in der Gesellschaft orientieren. Das Glückskonzept setzt sich demnach 
aus den Komponenten „Manipulation des Bewusstseins“, „Körpergestaltung“ und 
„Situationsmanagement“ zusammen. Die hier interessierende Komponente stellt das 
Situationsmanagement dar, das dadurch definiert wird, dass sich Individuen in Situa-
tionen begeben, die sie lustvoll erleben können. In Bezug auf die Einkaufssituation 
bedeutet dies, dass sich das Individuum an Konsumgütern und Dienstleistungen die 
Produkte auswählt, die die schönsten Erlebnisse versprechen. Demzufolge breiten 
sich auf dem Erlebnismarkt zunehmend komplexe Situationsarrangements aus, die 
eigens für die Nachfrage nach Erlebnissen konzipiert und zusammengestellt werden. 
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„Diese Arrangements fungieren als 'Orte des Glücks', an denen positive Gefühlswel-
ten öffentlich in Szene gesetzt werden“ (Müller-Schneider 2000: 26). 
2.3 Erlebnis- versus Versorgungskonsum 
Der Erlebnismarkt bietet zunehmend komplexe Situationsarrangements, es stellt sich 
jedoch die Frage, in welchem Ausmaß sich der Erlebniskauf in Deutschland bereits 
etabliert hat; d. h. in welchem Umfang Verbraucherinnen und Verbrauchern der Pro-
zess des Einkaufens nicht nur als „Mittel zum Zweck“ dient, sondern das Einkaufen 
mit Erlebnisaspekten verknüpft wird. 
„Unter der Erlebnisorientierung des Verbrauchers versteht man die während 
des Einkaufens subjektiv wahrgenommenen tiefen angenehmen Empfindun-
gen, die über den reinen Versorgungsaspekt mit Waren hinausgehen, und die 
dazu führen, dass zusätzliche Bedürfnisse befriedigt werden.” (Ziehe 1997: 
56).  
Diese Bedürfnisse sind mit dem Wunsch nach steigender Lebensqualität (mehr At-
mosphäre, Behaglichkeit etc.) verbunden. Die diversen Studien kommen - je nach 
Methode und Stichprobengröße - zum Ergebnis, dass die Zielgruppe der erlebnisori-
entierten Verbraucher zwischen 18 und 43 % der Verbraucher ausmacht (vgl. Ziehe 
1997: 60). Eine vereinfachte Zweiteilung in erlebnisorientierte und rational orientier-
te Verbraucher kann, legt man milieuspezifische Raster an, nicht getroffen werden. 
Neben emotionalen Grundmustern beeinflussen die finanziellen Möglichkeiten sowie 
das sozio-kulturelle Umfeld das Kaufverhalten. 
”Das Motiv zu einer scharfen Nutzen-Kalkulation entfällt in dem Maße, in dem 
das konsumierte Gut die eigenen Ressourcen an Zeit und Geld nur geringfügig 
belastet und eine Fehlinvestition nur einen Bagatellschaden anrichtet.” (Schul-
ze 1997: 428). 
Das Bild des ”hybriden Käufers”, der z. B. Versorgungseinkäufe beim preisgünstigen 
Discounter tätigt und Freizeit- und/oder Konsumgüter seinen milieuspezifischen 
Rahmenbedingungen entsprechend erlebnisorientiert einkauft, trifft die Realität. Sta-
tistisch können solche Entwicklungen nur sehr ungenau erfasst werden. Es lässt sich 
jedoch ein generationenspezifisches Kaufverhalten feststellen. Zwei Drittel der über 
55-Jährigen hält am Prinzip des Versorgungseinkaufes fest, während jüngere (58 %) 
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und mittlere (52 %) Generationen immer mehr zum Erlebniskonsum tendieren. Vor 
allem die jüngere Generation hat „Shopping” als Freizeitaktivität fest im Programm: 
„Shopping bedeutet zweierlei für sie: Lebenslust und Langweileverhinderung. Ein-
kaufszentren und Passagen sind nicht nur Walhallas des Erlebniskonsums für sie, 
sondern auch Fluchtburgen, um der Langeweile und Vereinsamung zu entfliehen.” 
(Opaschowski 1997: 72). Für das Jahr 2010 wird daher die Dominanz von Erlebnis-
einkäufen prognostiziert.  














Quelle: Opaschowski (1997: 67) 
Vor dem aktuellen Hintergrund der Arbeitsmarkt- und Einkommensentwicklung 
wird das Schema Versorgungs- versus Erlebniskäufer erweitert und es werden von 
Opaschowski (2000c: 25f.) fünf Konsumententypen verortet. Neben dem Normal-
konsumenten (43 % der Bevölkerung) und dem Sparkonsumenten (16 % der Bevöl-
kerung) lassen sich Anspruchskonsumenten (22 % der Bevölkerung), Anpassungs-
konsumenten (11 % der Bevölkerung), Geltungskonsumenten (9 %) und Luxuskon-
sumenten (5 %) ausmachen.39 
                                              
39 Die Basis der Erhebung beruht auf einer Repräsentativbefragung des BAT Freizeitforschungsinsti-
tuts von 3000 Personen in Deutschland im Jahr 1997 (vgl. Opaschowski 2000c: 25f.) 
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Tab. 9 Freizeit-Konsumenten-Typen 
Quelle: Opaschowski (2000c: 26 f.) 
hen“. 
npassungskonsument (11 % der Bevölkerung) 
as es kostet“ und ist fasziniert vom Konsum. Er neigt zu Spontankäufen und hat mehr Wün-
che als Geld. 
eltungskonsument (9 % der Bevölkerung) 
-
tiven 
onsum von anderen bestätigen lassen. Er will und muss immer etwas Außergewöhnliches erleben. 
uxuskonsument (5 % der Bevölkerung) 
 
 
„schließlich verdient zu haben“. In seiner knapp bemessenen freien Zeit will er etwas vom Leben haben. 
Normalkonsument (43 % der Bevölkerung) 
 
Kauft nur das, „was notwendig ist“. Ihm genügt eine Sorte Bier oder Cola und nicht 17 verschiedene Ge-
schmackslinien, Kalorien-Konzepte und Verpackungs-Systeme. Von Kaufrausch keine Spur, von Konsum-
Askese aber auch nicht. 
 
Sparkonsument (16 % der Bevölkerung) 
 
Hält das Geld zusammen, weil er „sparen will und muss“. Der alltägliche Konsum spielt sich ab zwischen 
Haushalt und Hausarbeit, Geldmangel und Geldnot, Konsumeinschränkung und Konsumverzicht. Vor allem 
Familien mit niedrigem Einkommen werden diesem Konsumententyp zugerechnet. 
 
Anspruchskonsument (22 % der Bevölkerung) 
 
Konsum ist ein Hilfsmittel auf dem Wege zu einem schöneren Leben. Der Anspruchskonsument begreift 
Erlebniskonsum als Möglichkeit, das nachholen zu können, was er bisher versäumt hat: mehr Zeit und mehr 





Steht unter Zwang oder Drang sich anzupassen. Er will und muss immer dazugehören. Er lebt im Hier und 





Will die erworbenen Konsumüter wie die Mode zur Schau tragen. Materiell und sozial weitgehend unabhän





Verbindet anspruchsvollen Konsum mit ausgeprägtem Qualitätsbewusstsein und intensivem Lebensgenuss.
Bei überdurchschnittlichem Einkommen und höherer Bildung leistet er sich „höherwertige und teure Kon-
sumgüter“. Aufgrund verantwortlicher beruflicher Tätigkeiten hat er das Gefühl, sich den Erlebniskonsum
Die Ausgangsüberlegungen der Verbraucher differieren abhängig davon, ob Erleb-
nisgüter oder Verbrauchs-/Gebrauchsgüter nachgefragt werden. Die Trennung der 
Produkte in diese Kategorien wirft jedoch ein definitorisches Problem auf. Während 
einige Produkte offensichtlich als Erlebnisangebote vermarktet und vom Verbraucher 
auch überwiegend so bezeichnet werden (z. B. Pauschalreisen, Konzerte, Illustrierte), 
existieren zahlreiche Güter, die erst in den letzten Jahrzehnten zu Erlebnisgütern a-
vanciert sind und neben dem Gebrauchswert auch Erlebniskomponenten beinhalten. 
Dazu gehören z. B. Möbel, Haushaltsgeräte, Fahrzeuge, Autozubehör usw. Außer-
dem gibt es eine große Gruppe von Produkten mit gemischter Bedeutung, deren Er-
lebniskomponente mehr und mehr herausgearbeitet wird. Schulze (vgl. 1997: 422) 
definiert Produkte, deren Nutzen vor allem mit ästhetischen Begriffen („schön, span-
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nend, gemütlich, stilvoll, interessant”) belegt werden, als Erlebnisangebote. Der 
Verbrauch von Erlebnisangeboten wird dann unter den Begriffen „innenorientierter 
Konsum” und „Erlebnisnachfrage” gefasst. 
Die Bedürfnisse der Verbraucher sind das Unterscheidungsmerkmal, das erlebnis- 
von versorgungsorientierten Angebotskonzepten trennt. Von Erlebnissen während 
des Einkaufsvorgangs kann also nur gesprochen werden, wenn der Verbraucher über 
die reine Versorgung mit Handelswaren hinaus die Befriedigung weiterer Bedürfnis-
se - durch den Vorgang des Einkaufens selbst - erfährt (vgl. Schröder/Horst/Krönfeld 
1992: 8). In den letzten Jahren werden nicht nur Einkaufsvorgänge mit Erlebnis und 
Unterhaltung verbunden. Es haben sich eine ganze Reihe von so genannten „Tain-
ments“ etabliert, die Unterhaltung als Sekundärziel mit etablierten Primärzielen ver-
knüpfen (vgl. Probst 2000: 110): 
• Happytainment (z. B. Freizeit-, Erlebnis- und Themenparks); darunter fallen 
Spaß, Erlebnisarenen und Familienunterhaltung; 
• Entertainment (Shows und Musicaltheater) mit den Zielen Unterhaltung und 
Kunstgenuss; 
• Edutainment (Museen, Zoos, Science Center, Planetarien) mit dem Ziel der Ver-
mittlung von Bildungsinhalten; 
• Infotainment (z. B. Sportsendungen, Nachrichten-Shows) mit dem Ziel der un-
terhaltsamen Berichterstattung und der Vermittlung von Information; 
• Eatertainment (z. B. Erlebnisgastronomie und -hotellerie) mit den Ziel der gast-
ronomischen Versorgung und der Vermittlung von lukullischem Genuss; 
• Shopotainment (z. B. Shopping Center, Brandlands) mit den Zielen des Einkau-
fens und des Beschaffens. 
Die „Tainments“ stellen also eine Verknüpfung der Primärnutzen mit dem Sekun-
därnutzen „Unterhaltung“ dar. Mehrere „Tainments“ werden z. B. unter dem Dach 
des CentrO. in Oberhausen zusammengeführt. In der Literatur wird dieses UEC als 
gelungenes Beispiel für die Ausgewogenheit von Primär- und Sekundärnutzen darge-
stellt. 
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„Das Einkaufserlebnis steht hier in der zentralen, hellen lichtdurchfluteten 
Shopping Mall bei ausgewogenem Angebot und gediegenem Ambiente im 
Vordergrund. Gastronomie, Spielpark, Show- und Kinoangebote runden den 
gelungenen familiären Einkaufsbummel ab.“ (Probst 2000: 110). 
Die Entwicklung der Konsumkultur ist insgesamt mit einer zunehmenden Produkt-
Dienstleistungkopplung bzw. Dienstleistungsbündelung verbunden. Parallel dazu, 
allerdings derzeit nur als sehr schwacher Gegentrend ausgeprägt, kann auch ein Kon-
sumboykott der Verbraucher konstatiert werden. Steinecke (2000: 25) führt als Bei-
spiele für eine „Entschleunigung des Konsums“ z. B. die Diskussion über unmensch-
liche Arbeitsbedingungen an, unter denen verschiedene Sportunternehmen ihre Pro-
dukte produzieren lassen oder Publikationen von „Unternehmenstestern“, die über 
die Herstellungsbedingungen von Produkten informieren. Dieser Gegentrend ist der-
zeit allerdings eher schwach ausgeprägt. Verbraucherinnen und Verbraucher, die den 
teilweisen Konsumboykott fordern, können jedoch in Schulzes Theorie ebenfalls 
erfasst werden, da auch der Konsumboykott oder der sehr selektive Konsum als in-
nenorientiertes Ziel „Zulassung“ finden. Auch im Argumentationsgang, der einer 
„Multioptionsgesellschaft“ das Wort redet (Gross 1994), ist der Konsumboykott eine 
mögliche von vielen Optionen, die der „multioptionale Mensch“ von heute wählen 
kann. Der Weg der „Entschleunigung des Konsums“ scheint derzeit jedoch ein Weg 
zu sein, der in entwickelten Industriegesellschaften nur für kleine Kundensegmente 
konstatiert werden kann und der auch bei Konfrontation der Verbraucher mit Le-
bensmittelskandalen (z. B. BSE, Nitrofen) nur kurzzeitig greift. 
2.4 Fazit 
Durch die ausreichende Deckung elementarer Bedarfe, der Zunahme von Freizeit 
sowie erweiterter finanzieller Spielräume bietet sich für einen großen Teil der 
Verbraucher ein breiteres Spektrum, um ihre Freizeit in vielfältiger Weise zu gestal-
ten. Diese Entwicklung wird dadurch verstärkt, dass die Religionsanbindung in hoch-
industrialisierten Gesellschaften abnimmt und sich die Hinwendung zu „innenorien-
tierten Werten“ durch die Verbraucherinnen und Verbraucher vollzieht. Von dieser 
Entwicklung profitieren die Anbieter von Einkaufslandschaften, für die die Orientie-
rung am Erlebniseinkauf eine gewichtige Vertriebskomponente darstellt. Der Trend 
zu Verbunddienstleistungen, der sich innerhalb des tertiären Sektors durchsetzt, wird 
auch für den Handel virulent. Zusätzliche Einkaufserlebnisse werden in Form aufein-
ander abgestimmter Dienstleistungen durch die Anbieter konzipiert und angeboten. 
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Dabei kann unterschieden werden zwischen solchen Dienstleistungen, die der Ein-
zelhandel als Zugabe in den eigenen Räumlichkeiten vermittelt und solchen, die auf 
allgemeinen Flächen von mehreren Einzelhändlern zusammen erstellt werden, um 
die gewünschte Wirkung zu entfalten (z. B. Sicherheit und Sauberkeit im Umfeld der 
Einkaufsstätten, Veranstaltungen). Im weiteren Verlauf der Arbeit stehen die Mög-
lichkeiten der kollektiven Erstellung dieser Verbraucherdienstleistungen im Fokus 
der Untersuchung.  
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3. Theoretische Fundierung: Wie werden handelsergänzende 
Dienstleistungen generiert? 
Die bisherigen Ausführungen zeigen, dass ein neuer Trend des Handels in der „An-
reicherung“ des Warentausches durch handelsergänzende Dienstleistungen liegt. Im 
weiteren Verlauf der Arbeit wird die Unterscheidung getroffen zwischen Dienstleis-
tungen, die in den Räumen eines Einzelhandelsgeschäftes angeboten werden und 
solchen, die auf kollektiven Flächen eines Einzelhandelsclusters (z. B. in der Innen-
stadt oder in einem Shopping-Center) erstellt werden. Die folgenden Ausführungen 
konzentrieren sich auf die Erstellung von Dienstleistungen auf kollektiven Flächen 
eines Einzelhandelsclusters. 
Wenn „zusätzliche kostenlose Dienstleistungen“ für die Verbraucher erstellt werden 
sollen, weil sie für den Einzelhändler frequenzerhöhend und somit umsatzerhöhend 
wirken, dann wird - so die Grundannahme - das Einzelhandelsunternehmen versu-
chen, diese Dienstleistungen selbst zu erstellen oder auf dem Markt erwerben, vor-
ausgesetzt die Dienstleistungen sind marktfähig. Marktliche Koordination bietet sich 
vor allem für den standardisierten Güter- und Leistungsaustausch („spot contrac-
ting“) an. Bei dieser Abwicklungsform ist eine längerfristige Bindung per Vertrag 
nicht notwendig, da mit einem Wechsel des Vertragspartners nur geringe 
Umstiegskosten verbunden sind. Dieses „spot contracting“ wird jedoch bei der Er-
stellung von handelsergänzenden Dienstleistungen auf kollektiven Flächen von Ein-
zelhandelsclustern erschwert bzw. verhindert, da handelsergänzende Dienstleistun-
gen in „Paketen“ mit verschiedenartigen Bestandteilen (z. B. Reinigungsdienste, Si-
cherheitsdienste, Erstellung von „Events“) angeboten werden müssen, um ihre erleb-
nissteigernde Wirkung entfalten zu können. Diese Problematik wird in diesem Kapi-
tel mit Hilfe der Transaktionskostentheorie, einem Teilansatz der Neuen Institutione-
nökonomik (NIÖ), und der Kollektivgütertheorie von Olson (1968) analysiert.  
Der Transaktionskostenansatz wird hier gewählt, da mit seiner Hilfe ein günstiges 
institutionelles Arrangement festgelegt werden kann, in dem handelsergänzende 
Dienstleistungen generiert werden können. Mit Hilfe der Kollektivgütertheorie kann 
das Problem des „Trittbrettfahrens“ analysiert werden, das bei der Erstellung von 
kollektiven Gütern virulent wird. Beiden Theorieansätzen liegt der Rational-Choice-
Ansatz zugrunde, der auf dem methodologischen Individualismus und der Prämisse 
ökonomisch-rationalen Handelns individueller und kollektiver Akteure beruht. Im 
methodologischen Individualismus wird das Individuum zum Ausgangspunkt der 
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ökonomischen Analyse erklärt. Dabei wird unterstellt, dass Individuen völlig ver-
schieden sind und Menschen sich durch vielfältige Präferenzen, Motive, Interessen, 
Ziele, Zwecke und Ideen auszeichnen. 
„Kennzeichnend für diesen Ansatz ist, dass ‚der Markt‘, ‚der Staat‘, ‚die Ge-
sellschaft‘ usw. nicht wie ein eigenständiges Wesen anzusehen ist und wie eine 
Person handelt, sondern dass der Ausgangspunkt der Untersuchung das Verhal-
ten von Individuen innerhalb ‚des Marktes‘, ‚des Staates‘, der ‚Gesellschaft‘ 
usw. ist.“ (Roggencamp 1999: 78). 
Eine Theorie sozialer Erscheinungen setzt deshalb bei den Verhaltensnormen einzel-
ner Akteure an, deren Handlungen die zu untersuchenden Erscheinungen überhaupt 
erst entstehen lassen. 
3.1 Neue Institutionenökonomik und Transaktionskostentheorie 
Das Gedankengebäude, das als „Neue Institutionenökonomik“ (NIÖ) bezeichnet 
wird, ist in sich heterogen und entspringt dem Versuch, den Anwendungsbereich der 
neoklassischen Mikroökonomik zu erweitern. Die Transaktionskostentheorie, die 
hier als Erklärungsgrundlage herangezogen wird, ist einer von drei Theorieansätzen, 
die unter dem Dach des institutionenökonomischen Ansatzes zusammengeführt wer-
den. In allen drei institutionenökonomischen Teilansätzen wird dem Individuum ein 
stark eigennütziges Verhalten unterstellt, welches auch vor List und Täuschung nicht 
zurückschreckt. Gemeinsam ist allen drei Ansätzen weiterhin, dass die neoklassische 
Vorstellung der völlig reibungslosen und kostenlosen Interaktion zwischen den öko-
nomischen Akteuren aufgegeben wird.  
„Die effiziente Ressourcennutzung und die Übertragung arbeitsteilig erstellter 
Produkte oder Dienstleistungen über eine technisch trennbare Schnittstelle 
hinweg (Transaktion) gelingen in der Realität nicht so friktionslos und automa-
tisch, wie es in der ökonomischen Modellwelt vorausgesetzt wird. Ursächlich 
für diese Probleme ist die „menschliche Natur“, zu deren wesentlichem Merk-
mal Opportunismus (List, Betrug, Lüge usw.) und begrenzte Rationalität gehö-
ren.“ (Bea/Göbel 1999: 126).  
Unter Berücksichtigung dieser Verhaltensannahmen ist es notwendig, sich – über das 
Wirken des Preismechanismuses hinaus – Gedanken über eine Regelung und Steue-
rung ökonomischer Interaktionen zu machen. Dabei steht die Wahl der „geeigneten“ 
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Institution im Vordergrund. Institution wird dabei definiert als „ein System von for-
malen und informellen Regeln (Normen) einschließlich ihrer Garantieinstrumente, 
welches den Zweck verfolgt, individuelles Verhalten auf ein bestimmtes Zielbündel 
auszurichten“ (Bea/Göbel 1999: 126). Effizientere Institutionen sollen weniger effi-
zienten vorgezogen werden. Um diese Kernaussage herum haben sich die drei Teil-
ansätze der NIÖ entwickelt,40 wobei für den Untersuchungszusammenhang zunächst 
auf den Transaktionskostenansatz zurückgegriffen wird, da er als klassisches Instru-
ment eingesetzt wird, um auf Unternehmensebene eine Entscheidung zwischen Ei-
generstellung oder Fremdbezug von Gütern bzw. Dienstleistungen herbeizuführen 
und anhand der anfallenden Entscheidungskriterien den geeigneten institutionellen 
Rahmen abzustecken. Die zentrale These der Transaktionskostentheorie lautet: 
„dass eine gegebene Transaktion unter den genannten Verhaltensannahmen um 
so effizienter organisiert und abgewickelt werden kann, je besser die Charakte-
ristika des institutionellen Arrangements den sich aus den Charakteristika der 
abzuwickelnden Transaktion ergebenden Anforderungen entsprechen.“ (E-
bers/Gotsch 1999: 235). 
Der theoretische Ausgangspunkt liegt dabei beim Akteur als einzelnem Individuum, 
wird aber auch auf organisierte Gebilde wie Unternehmen und Staat verallgemeinert 
(vgl. Picot/Dietl/Franck 1997: 66). Bezogen auf die Distribution von Industriepro-
dukten kann die Fragestellung auf das Problem Eigenabsatz oder Fremdabsatz ange-
                                              
40 Die NIÖ setzt sich aus den Teilansätzen „Transaktionskostentheorie“, „Theorie der Verfügungs-
rechte“ und dem „Principal-Agent-Ansatz“ zusammen. Die Theorie der Verfügungsrechte (property 
rights) beschäftigt sich mit der Verfügungsrechtsstruktur einer Gesellschaft. In einer Welt mit einge-
schränkten Informationen und selbstsüchtigen Individuen wird die Frage nach dem Eigentum an Sa-
chen deshalb virulent, weil vom Eigentum starke Anreize zum wirtschaftlichen Verhalten ausgehen. 
Die zentrale Prämisse lautet, dass die Menschen mit solchen Ressourcen effizienter umgehen, die 
ihnen selbst gehören (vgl. Ebers/Gotsch 1999: 203). Im Principal-Agent-Ansatz steht der bilaterale 
Vertrag zwischen einem Prinzipal (Auftraggeber) und einem Agenten (Auftragnehmer) im Zentrum 
dieser Betrachtung. Prinzipal-Agent-Beziehungen treten in allen Institutionen auf: auf dem Markt 
zwischen Käufern und Verkäufern, in Unternehmen zwischen den Aktionären und dem Top Manage-
ment, aber auch zwischen Managern und den Mitarbeitern sowie in Kooperationen von Partnern. Die 
Hauptaussagen des Ansatzes werden in zwei Argumenationsschritten entwickelt: Zunächst stehen die 
Prinzipal-Agent-Probleme und der daraus resultierende Koordinationsbedarf im Zentrum der Betrach-
tung, daran anschließend liegt der Fokus auf der Darstellung der Mechanismen (Anreiz-, Kontroll-, 
und Informationssystemen), die zur Lösung der Agenturprobleme angewandt werden (vgl. E-
bers/Gotsch 1999: 212f.). Während der Principal-Agent-Ansatz im Allgemeinen voraussetzt, dass 
Institutionen wie der Markt, das Unternehmen, Privateigentum und Vertragsfreiheit bereits existieren, 
interessieren im Property-Rights-Ansatz und dem hier behandelten dritten Teilansatz, dem Transakti-
onskostenansatz, die institutionellen Rahmenbedingungen ökonomischer Tätigkeiten, ihre Entstehung 
und die daraus entstehenden Vor- und Nachteile. 
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wandt werden (Picot 1986: 2). Bezogen auf den Handel wurde sie von Gümbel 
(1985) und Picot (1986) eingesetzt, um die Fragen der optimalen Struktur für Han-
delswege zu überprüfen. Im Folgenden wird der Transaktionskostenansatz als ein 
theoretischer Baustein eingeführt, um die Frage nach der Möglichkeit der Eigener-
stellung oder der Fremderstellung von handelsergänzenden Dienstleistungen in ei-
nem Cluster von Einzelhandelsunternehmen zu klären. Konkret wird die Frage ge-
stellt, welche Transaktionskosten bei der Erstellung von handelsergänzenden Dienst-
leistungen im Marktmodell anfallen und welche institutionellen Alternativlösungen 
für eine Nutzen maximierende Lösung in Frage kommen. 
Der Transaktionskostenansatz wurde in mehreren Schritten entwickelt. Coase (1937: 
390) begründet das Entstehen von Unternehmen mit den Kosten der Benutzung des 
Marktsystems. Im Gegensatz zur neoklassischen Theorie führt er die Existenz von 
Unternehmen darauf zurück, dass Tausch und Abstimmung mit Kosten verbunden 
seien. Die Kosten, die entstehen, wenn ein Gut oder eine Leistung über eine tech-
nisch trennbare Schnittstelle hinweg übertragen wird, wurden später von Williamson 
(1989) als Transaktionskosten bezeichnet. Je nachdem, ob die Transaktion über den 
Markt oder innerhalb eines Unternehmens erfolgt, entstehen unterschiedliche Trans-
aktionskosten. Die entscheidende Frage des Transaktionskostenansatzes lautet: Wel-
ches der alternativen institutionellen Arrangements ist empfehlenswert? Es soll das 
Arrangement gewählt werden, das die kleinste Summe an Transaktionskosten auf-
weist. Während der von Coase entwickelte Ansatz noch von einer strengen Dichoto-
mie zwischen Markt und Unternehmen ausgeht, dehnt Williamson das Untersu-
chungsspektrum auf Hybride aus, wobei Markt und Hierarchie nun die Extrempunkte 
eine Kontinuums möglicher Kontrollstrukturen repräsentieren. Als „Entscheidungs-
hilfe“, um die Höhe der Transaktionskosten festlegen zu können, existieren drei Un-
terscheidungsmerkmale von Transaktionen: 
• Faktorspezifität; 
• Häufigkeit der Transaktion; 
• Unsicherheit. 
Unter Faktorspezifität versteht man den Grad in dem Güter und Leistungen, die ü-
bertragen werden sollen, standardisierbar sind. Die Spezialisierung auf spezifische 
Faktoren durch den Lieferanten tragen zur Produktionskostensenkung bei, bergen für 
den Lieferanten aber auch ein hohes Risiko, da er sich speziell auf einen Abnehmer 
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einstellen muss, indem er z. B. Spezialmaschinen (Sachkapitalspezifität) bereithalten 
oder über Arbeitskräfte mit speziellen Kenntnissen verfügen muss (Humankapi-
talspezifität) oder gar seinen Standort in die Nähe des Auftraggebers verlagern muss 
(Standortspezifität) wie es z. B. häufiger bei Automobilzulieferunternehmen zu beo-
bachten ist. Die Häufigkeit der Transaktion ist in Verbindung mit der Spezifität von 
Bedeutung. Häufige Standardtransaktionen weisen in der Regel keine besonderen 
Probleme auf und können marktlich abgewickelt werden. Bei Transaktionen mit spe-
zifischem Charakter ist dagegen das Transaktionsvolumen maßgebend, damit eine 
Entscheidung getroffen werden kann, ob sich ein spezialisiertes Beherrschungs- und 
Überwachungssystem lohnt. Unsicherheit tritt zustands- und verhaltensbedingt auf. 
Beim Abschluss eines Vertrages weiß man weder genau, wie sich die Umweltsituati-
on entwickelt noch wie sich die Vertragspartner verhalten werden. Bei Standard-
transaktionen entsteht aus der Unsicherheit wiederum kein Problem, weil man den 
Vertragspartner leicht wechseln kann, in der Wechselwirkung mit Faktorspezifität, 
die die Vertragspartner langfristig bindet, erhöht Unsicherheit die Transaktionskosten 
(vgl. Bea/Göbel 1999: 134f.). 
In einer weiteren Differenzierung werden fixe und variable Transaktionskosten un-
terschieden. Fixe Transaktionskosten entstehen im Zuge der Einrichtung von Institu-
tionen, variable, die hier näher betrachtet werden, als Kosten, die von Anzahl und 
Umfang der Transaktion abhängen. Dies sind im Einzelnen: 
• die Kosten der Anbahnung von Verträgen (Such- und Informationskosten): Hier-
unter fällt die Suche nach geeigneten Vertragspartnern, Kosten der Kommunika-
tion, Schaffung einer Preistransparenz verschiedener Anbieter. Im Fall von 
Dienstleistungen gehört zur Qualitätskontrolle in der Regel eine gewisse Über-
prüfung der Befähigung und Eignung des betreffenden Anbieters. 
• die Kosten des Abschlusses von Verträgen (Verhandlungs- und Entscheidungs-
kosten): die Kosten dieser Kategorie beziehen sich auf das Aushandeln von Ver-
tragsbestimmungen und das Abfassen von Verträgen in Schriftform. „Entschei-
dungskosten umfassen die Kosten der Aufbereitung sämtlicher Informationen, 
die Entlohnung von Beratern, die Kosten der Entscheidungsfindung innerhalb 
von Gruppen usw.“ (Richter/Furubotn 1999: 52). 
• die Kosten der Überwachung und Durchsetzung vertraglicher Leistungspflichten: 
Diese Kosten ergeben sich aus der Notwendigkeit, vereinbarte Lieferfristen und 
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zugesagte Qualitäten zu überwachen und die Einhaltung von Vertragsbedingun-
gen zu überprüfen. 
• Anpassungskosten für die Durchsetzung von Änderungen aufgrund veränderter 
Bedingungen während der Vertragslaufzeit (vgl. Neuburger 1994: 54f.). 
 
3.1.1 Transaktionskosten bei der Erstellung von handelsergänzenden 
Dienstleistungen 
Im vorliegenden Fall werden die Transaktionskosten durch die notwendige 
Kombination von verschiedenen handelsergänzenden Dienstleistungen erhöht. Um 
eine Attraktivitätssteigerung der Einkaufsumgebung herbeizuführen, ist für den 
Erlebniseinkauf idealerweise ein „Paket“ von ineinandergreifenden Dienstleistungen 
zu „schnüren“. Das bedeutet, dass die Erstellung einzelner Dienstleistungen alleine, 
wie z. B. die Erhöhung der Reinigungsfrequenz auf den allgemeinen Flächen des 
Einzelhandelsclusters, nicht wesentlich zur Erhöhung der Attraktivität der 
Einkaufsumgebung insgesamt beitragen, sondern erst mehrere ineinandergreifende 
Dienstleistungen den Erlebniswert der Einkaufsumgebung nachhaltig steigern. 
Daraus folgt, dass Dienstleistungen mittlerer Spezifität und Komplexität aus einer 
breiten Angebotspalette verschiedener Dienstleistungsbranchen zu einem attraktiven 
Dienstleistungspaket zusammengestellt werden müssen. Als potentieller Käufer eines 
Dienstleistungspaketes muss der einzelne Unternehmer (Einzelhändler) zunächst 
individuell für seine Organisation festlegen, welche Dienstleistungen er in sein 
Leistungspaket aufnehmen möchte und in welcher Breite und Tiefe diese Leistungen 
ausgeführt werden sollen. Während für Sicherheits- und Reinigungsdienste eher 
standardisierbare Transaktionen vorstellbar sind, ist bei einer Definition der 
Servicedienstleistungen genau festzulegen, welche Dienstleistungen im Einzelnen 
erbracht werden sollen. Die dabei auszuschöpfenden Gestaltungsmöglichkeiten 
machen einen höheren Informations- und Vertragserstellungsaufwand nötig, als dies 
für standardisierbare Marktgüter der Fall ist. Die Erstellung von „Events“ schließlich 
ist von hoher Veränderlichkeit geprägt und deshalb kaum standardisierbar; die 
Erscheinungsform der Veranstaltungen unterliegt einem häufigen Wechsel, da die 
Dienstleistung „Erlebnis“ stets der Gefahr ausgesetzt ist, einem „Langeweileeffekt“ 
(vgl. Kapitel 2) zu erliegen. 
Die zusätzlich notwendigen Vertragsbedingungen, die beim Kauf handelsergänzen-
der Dienstleistungen für ein Unternehmen anfallen, wirken transaktionskostenerhö-
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hend und lassen eine Marktabwicklung als ungünstigen institutionellen Rahmen er-
scheinen, da das „Dienstleistungspaket“ neben einigen standardisierten Dienstleis-
tungen auch Dienstleistungen enthalten muss, die zwar mittelmäßig spezifisch (da für 
mehrere Unternehmen in der gleichen Form anbietbar), aber in hoher Veränderlich-
keit und Häufigkeit erstellt werden müssen, um eine Attraktivitätssteigerung des 
Einkaufsumfeldes herbeizuführen. Mit hoher Veränderlichkeit verbundene Beschrei-
bungsprobleme erfordern jedoch transaktionskostenerhöhende Vertragsbestandteile, 
nämlich Abmachungen über eine hinreichend enge Kommunikation zwischen den 
Transaktionspartnern (vgl. Wolff/Neuburger 1995: 84f.). 
3.1.2 Vertragliche Regelung 
In der Transaktionskostentheorie werden alternative institutionelle Arrangements auf 
vertragstheoretischer Basis definiert und differenziert (vgl. Williamson 1996). Die 
Analyseeinheit ist die Transaktion, und jeder Austausch von Gütern oder Leistungen 
basiert auf einem impliziten oder expliziten Vertrag. Hierbei werden drei Formen 
von Vertragsbeziehungen unterschieden: klassische, neoklassische und relationale, 
die entsprechend institutionelle Arrangements begründen: die Abwicklung von 
Transaktionen über den Markt, über langfristige Verträge und in Organisationen (vgl. 
Williamson 1985, Ebers/Gotsch 1999). 
Klassische Vertragsbeziehungen werden auf dem „Markt“ abgewickelt. Die Ver-
tragsbeziehungen sind definiert durch die kurze Dauer, die präzise Bestimmung des 
Gegenstandes sowie einer begrenzten persönlichen Interaktion der Transaktionspart-
ner. Es werden keine Verpflichtungen eingegangen, die über den bloßen Tauschakt 
hinausgehen; die mit dem Vertrag verbundenen Verpflichtungen werden ex ante 
festgelegt, daraus entstehende Konflikte werden über den Rechtsweg gelöst. Ein ein-
facher Kaufvertrag über ein Standardgut wird nach diesem Muster abgewickelt. 
Klassische Vertragsbeziehungen liegen solchen Transaktionen zugrunde, die in der 
institutionellen Form marktlichen Austausches zwischen autonomen Transaktions-
partnern vollzogen werden. Diese Form der Vertragsbeziehung verliert an Attraktivi-
tät,  
„wenn potentiell opportunistisch handelnde begrenzt rationale Wirtschaftssub-
jekte spezifische, unsichere und strategisch bedeutsame Austauschbeziehungen 
eingehen. In diesem Fall erweist sich die kaufvertragliche Abwicklung als zu 
aufwändig (vgl. Picot 1997: 80). 
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In diesem Fall ist es wirtschaftlicher, wenn sich die Tauschpartner zur Abwicklung 
von Transaktionen längerfristig aneinander binden, dazu bieten sich, folgt man dem 
Transaktionskostenansatz, neoklassische Vertragsbeziehungen an. 
In neoklassischen Vertragsbeziehungen sind im Unterschied zu klassischen Ver-
tragsbeziehungen nicht sämtliche Bedingungen, die die Kosten und Nutzen der 
Transaktion beeinflussen, von den Transaktionspartnern vollständig antizipiert und 
vertraglich präzise festgelegt. Die Transaktionspartner rechnen mit vertraglichem 
Anpassungsbedarf. Neoklassische Vertragsbeziehungen sind daher oft durch Anpas-
sungs- und Sicherheitsklauseln sowie durch Institutionalisierung privatrechtlicher 
Konfliktregelungsmechanismen gekennzeichnet. Aufgrund des offenen Regelungs-
bedarfes beschränkt sich die Abwicklung der Transaktion nicht auf einen diskreten 
Akt von Leistung und Gegenleistung, sondern erfordert auch nach Vertragsschluss 
ein gewisses Maß an Abstimmung und Kooperation der Transaktionspartner. Die 
Transaktionspartner versuchen, zumindest zunächst, Konflikte über Schiedsgerichte 
zu lösen, anstatt sie gerichtlich zu regeln. Neoklassische Vertragsbeziehungen sind 
das Kennzeichen vieler langfristiger Verträge, z. B. langfristiger Lieferverträge, aber 
auch von Franchising- oder Joint-Venture-Verträgen. Williamson (1996) bezeichnet 
die durch sie begründeten institutionellen Arrangements als hybride Formen. 
Relationale Vertragsbeziehungen zeichnen sich im Vergleich zu neoklassischen 
Vertragsbeziehungen durch eine noch weitere Auflösung des diskreten Charakters 
der Transaktion, durch noch größere Offenheit in der Ex-ante-Definition von Leis-
tung und Gegenleistung sowie durch die Etablierung einer sehr langfristigen Aus-
tauschbeziehung zwischen den Transaktionspartnern aus, die dadurch in eine kom-
plexe Sozialbeziehung eingebunden sind. Die Transaktionspartner treten in eine län-
gerfristige Beziehung ein, die in irgendeiner Form gemeinsame Entscheidungen der 
Transaktionspartner und abgestimmte, bilaterale Anpassungsprozesse für den Fall 
erfordert, so dass die Ausgestaltung der Vertragsbeziehungen geänderten Bedingun-
gen angepasst werden muss. Konflikte werden zwischen den Parteien, ohne 
Einschaltung der Gerichte gelöst. Als typische Beispiele gelten unbefristete 
Beschäftigungsverhältnisse oder Partnerschaften. Relationale Vertragsbeziehungen 
kennzeichnen die institutionelle Form der Abwicklung von Transaktionen in 
Organisationen.  
Während klassische Vertragsbeziehungen für die Konfliktregulierung in Märkten 
charakteristisch sind, ist für hybride Formen das neoklassische Vertragsrecht zentral. 
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Hierarchien basieren auf relationalen Verträgen (vgl. Krebs/Rock 1994: 326, Sy-
dow/Windeler 2000: 14f.). Gleicht man die Voraussetzungen für die Erstellung von 
handelsergänzenden Dienstleistungen mit den möglichen Vertragsformen der Trans-
aktionskostentheorie ab, dann scheidet das marktliche Arrangement für die Generie-
rung von handelsergänzenden Dienstleistungen aus. Die Eigenerstellung eines 
Dienstleistungspaketes im institutionellen Arrangement des Unternehmens ist für die 
Erstellung handelsergänzender Dienstleistungen ebenfalls unwahrscheinlich, da die 
Transaktionskosten, die neben den Erstellungskosten eines Dienstleistungspaketes 
anfallen, aufgrund der vielen Einzelleistungen und den dafür notwendigen Ressour-
cen in Sach- und Humankapital, den Nutzen, den sich der einzelne Händler vom Ein-
satz der handelsergänzenden Dienstleistungen erwarten kann, übersteigen. Aus die-
sen Vorbedingungen ergeben sich zwei Alternativen:  
• Verzicht auf den Bezug von zusätzlichen Dienstleistungen auf die Gefahr hin, 
dass sich die Verbraucher Einkaufsstätten mit attraktiverem Einkaufsumfeld zu-
wenden (Marktversagen). Im Extremfall können hohe Transaktionskosten jeden 
Tausch verhindern. Die Transaktionskosten können so hoch sein, dass die Sum-
me aus Transaktionskosten und laufenden Produktionskosten die Konsumenten 
(hier die Einzelhandelsunternehmen) gänzlich von der Nachfrage abhalten. Es 
gilt dann andere organisatorische Bedingungen als Kassamärkte zu schaffen, z. 
B. Privatunternehmen oder staatliche Behörden. Nach Richter/Furubotn (vgl. 
1999: 72) stellt Marktversagen jedoch nichts Absolutes dar. Die Korrektur des 
Marktversagens ist durch kollektives Handeln möglich. Kollektives Handeln wird 
in der Institutionenökonomie definiert als gemeinsames Handeln von zwei oder 
mehr Personen. Dabei wird unterschieden in öffentliches Kollektivhandeln (Ge-
meinde, Staat) und privates Kollektivhandeln (Markt, Unternehmen) (vgl. Rich-
ter/Furubotn 1999: 287);  
• Zwischenbetriebliche Kooperation mit weiteren Einzelhändlern im unmittelbaren 
Umfeld, dadurch können Erstellungs- und Transaktionskosten auf mehrere Betei-
ligte verteilt werden, so dass sich die Kosten für den einzelnen Händler reduzie-
ren. Bei dieser Option entstehen jedoch Verhandlungskosten über die Zusam-
mensetzung, den Umfang und die finanzielle Beteiligung am Dienstleistungspa-
ket. Das bedeutet, dass der eigentlichen Transaktion ein mehr oder weniger um-
fangreicher Abstimmungsprozess vorausgeht (ex-ante-Transaktionskosten), der 
am ehesten unter neoklassischen Vertragsbedingungen und damit in einem hybri-
den institutionellen Arrangement abgewickelt werden kann.  
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Für den vorliegenden Forschungszusammenhang kann aus diesen Ausführungen die 
Hypothese abgeleitet werden, dass für die Erstellung von handelsergänzenden 
Dienstleistungen langfristige Verträge notwendig werden, die in einem hybriden in-
stitutionellen Arrangement abgewickelt werden. Ob und in welchem Umfang es sich 
dabei um langfristige Kooperationsverträge oder um Netzwerkarrangements handelt, 
wird im vierten Kapitel in Verknüpfung mit den empirischen Ergebnissen zu prüfen 
sein. 
Ein weiterer „Stolperstein“, der bei der Erstellung von handelsergänzenden Dienst-
leistungen in Einzelhandelsclustern auftritt und eine marktnahe Generierung von 
handelsergänzenden Dienstleistungen erschwert, ist das Kollektivgüterproblem, das 
immer dann auftaucht, wenn Einzelne von einem Gesamtnutzen nicht ausgeschlossen 
werden können und deshalb die Produktion von Gütern bzw. die Generierung von 
Dienstleistungen blockiert wird. 
3.2 Kollektivgüterproblem 
Unter dem Begriff „handelsergänzende Dienstleistungen“ wird im vorliegenden Fall 
ein ganzer Strauß sehr unterschiedlicher Dienstleistungen definiert, wie z. B. die Er-
stellung von Sicherheitsdienstleistungen, Serviceleistungen, Reinigung und die Be-
reitstellung von „Events“. Die Leistungen sind solcher Art, dass sie nicht in den 
Räumen des jeweiligen Einzelhändlers angeboten werden, sondern auf allgemein 
zugänglichen Flächen (z. B. in der Fußgängerzone oder den allgemeinen Flächen 
eines Einkaufszentrums) zur Verfügung gestellt werden. Daraus folgt, dass alle Ein-
zelhändler im räumlichen Cluster davon profitieren wenn ein einzelnes Unternehmen 
des Clusters handelsergänzende Dienstleistungen auf den öffentlichen Flächen anbie-
tet. In diesem Fall profitieren sie von der erhöhten Kundenfrequenz, die durch 
Dienstleistung ausgelöst wird (z. B. Open-Air-Konzerte in einer Fußgängerzone). 
Olson bezeichnet solche Güter als Kollektivgüter:  
„Ein Gemein-, Kollektiv- oder öffentliches Gut wird hier als jedes Gut defi-
niert, das den anderen Personen in einer Gruppe praktisch nicht vorenthalten 
werden kann, wenn irgendeine Person X1,...Xi...Xn es konsumiert. Mit anderen 
Worten, diejenigen, die von dem öffentlichen oder kollektiven Gut weder et-
was kaufen noch dafür bezahlen, kann man es weder vorenthalten noch kann 
man ihnen seinen Konsum verwehren, wie man das bei nicht-kollektiven Gü-
tern kann.“ (ders. 1968: 13f.). 
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Um eine „gerechte“ Verteilung der dafür anfallenden Kosten zu erreichen, müsste 
sich das auftraggebende Unternehmen zunächst mit allen anderen Einzelhändlern im 
Einzelhandelscluster vertraglich abstimmen, bevor es die eigentliche Transaktion 
(Kauf von zusätzlichen Dienstleistungen) auf dem Markt tätigt. In der Regel schei-
tern diese Bemühungen, da hier die Kosten den Nutzen für den auftraggebenden Ein-
zelhändler übersteigen, oder der auftraggebende Einzelhändler das „Trittbrettfahren“ 
der anderen Unternehmen in Kauf nehmen muss. Das daraus entstehende Problem, 
das Güter und Dienstleistungen nicht erstellt werden, obwohl es den Nutzen einer 
ganzen Gruppe von Einzelhändlern mehren würde, wird von Olson (1968) als Kol-
lektivgüterproblematik bezeichnet. 
Unter dem Begriff der Gruppe wird bei Olson eine Anzahl von Personen verstanden, 
die ein gemeinsames Interesse haben. Im vorliegenden Fall werden damit Einzel-
händler bezeichnet, die durch das Angebot von zusätzlichen handelsergänzenden 
Dienstleistungen eine erhöhte Kundenfrequenz und dadurch Umsatzsteigerungen 
initiieren wollen. Darüber hinaus muss man aber davon ausgehen, dass alle Grup-
penmitglieder auch rein individuelle Interessen verfolgen, die sich vom Gruppeninte-
resse durchaus unterscheiden (vgl. Olson 1968: 4). Obwohl alle Mitglieder einer 
Gruppe das gleiche Interesse haben, den kollektiven Vorteil in Form von handelser-
gänzenden Dienstleistungen zu generieren, haben sie dennoch kein gemeinsames 
Interesse daran, die Kosten für die Beschaffung dieses Kollektivgutes zu tragen. Der 
Einzelne zieht es vor, die anderen Gruppenmitglieder die Kosten tragen zu lassen. 
Die Kollektivgüterproblematik stellt sich deshalb für alle großen Gruppen. Die ge-
meinhin vorausgesetzte Annahme, dass Gruppen in ihrem Eigeninteresse handeln, 
wird von Olson (1968) widerlegt:  
„Tatsächlich ist es jedoch nicht richtig, dass die Folgerung, Gruppen würden in 
ihrem Eigeninteresse handeln, sich logisch aus der Annahme rationalen Verhal-
tens im Eigeninteresse ergibt. Aus der Tatsache, dass es für alle Mitglieder ei-
ner Gruppe vorteilhaft wäre, wenn das Gruppenziel erreicht würde, folgt nicht, 
dass sie ihr Handeln auf die Erreichung des Gruppenzieles richten werden, 
selbst wenn sie völlig rational im Eigeninteresse handeln (...). Außer wenn die 
Zahl der Individuen in einer Gruppe ziemlich klein ist oder Zwang oder ir-
gendein anderes spezielles Mittel angewendet werden kann, um die Einzelnen 
zu bewegen, in ihrem gemeinsamen Interesse zu handeln, werden rationale, im 
Eigeninteresse handelnde Individuen tatsächlich nicht so handeln, dass ihr 
gemeinsames oder Gruppeninteresse verwirklicht wird.“(Olson 1968: 2; Her-
vorhebungen im Original). 
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Es ist also abhängig von der Gruppengröße, ob es einen Anreiz für den Einzelnen 
gibt, zur Erreichung eines Gruppenziels beizutragen. Für kleine Gruppen hält Olson 
ein freiwilliges auf einen gemeinsamen Zweck gerichtetes Handeln für möglich, geht 
jedoch auch in diesem Fall davon aus, dass das gemeinsame Handeln eingestellt 
wird, bevor das Optimum für die Mitglieder der Gruppe insgesamt erreicht ist. Durch 
freiwilliges und rationales Handeln eines oder mehrerer Mitglieder kann es kleineren 
Gruppen jedoch gelingen, sich mit Kollektivgütern zu versorgen (vgl. Olson 1968: 
31). Dies gilt vor allem für kleine Gruppen, die durch einen höheren Grad an Un-
gleichheit gekennzeichnet sind, entweder durch ungleiches Interesse am Kollektivgut 
oder durch bessere finanzielle Grundausstattung. 
Durch wirtschaftliche und soziale individuelle Anreize besteht die Möglichkeit auch 
für große Gruppen Kollektivgüter zu produzieren. Diese „selektiven Anreize“ kön-
nen positiver oder negativer Natur sein. Im Wesen sozialer Anreize liegt es, dass sie 
zwischen den Einzelnen unterscheiden können:  
„Der Widerspenstige kann geächtet, der Mitarbeitende in den Kreis der Bevor-
zugten gebeten werden. Einige Organisationstheoretiker haben zu Recht betont, 
dass soziale Anreize ungefähr so wie finanzielle Anreize behandelt werden 
müssen.“ (Olson 1968: 59).  
Soll das Kollektivgut „zusätzliche Verbraucherdienstleistungen“ von einer Gruppe 
von Einzelhändlern erbracht werden, stellt sich die Aufgabe das Kollektivgutproblem 
mit Hilfe „selektiver Anreize“ zu dämpfen. Die Problematik der erhöhten Transakti-
onskosten für den Einzelnen, verbunden mit dem Kollektivgüterproblem, mit dem 
die Gruppe der Einzelhändler konfrontiert ist, führt zu der Annahme, dass das Kol-
lektivgut „Dienstleistungspaket für Verbraucher“ auf der Grundlage atomistischer 
Konkurrenz der Einzelhändler eines Einzelhandelsclusters nicht oder nur rudimentär 
„geschnürt“ werden kann. 
Die Lösung des Kollektivgüterproblems erfolgt allgemein abhängig vom sozialen 
Ordnungsmuster, das der jeweiligen Gruppe als Basis zugrunde liegt. Die kollektive 
Bedarfslage, die für diesen Forschungszusammenhang zunächst interessiert, fußt auf 
dem Marktmodell, das rational handelnde Akteure (Einzelhändler) unterstellt, die 
ihren Nutzen im Austausch von privaten Gütern und Dienstleistungen mehren wol-
len. Die atomistische Konkurrenz ist das leitende Prinzip der Handlungskoordination. 
Der Marktmechanismus versagt jedoch in der Regel bei der Produktion von kollekti-
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ven Gütern (hier: zusätzliche Dienstleistungen für Verbraucher). Das Versagen des 
Marktmechanismus ergibt sich zwar nicht zwangsläufig, ist jedoch wahrscheinlich, 
wenn nicht von einem Unternehmen die Kosten für ein kollektives Gut übernommen 
werden, also hierarchisch erbracht werden und das dabei auftretende „shirking“ der 
anderen Unternehmen billigend in Kauf genommen wird. Dies ist durch die bereits 
beschriebenen hohen Transaktionskosten und der teilweise hohen Veränderlichkeit, 
die in der Erstellung der hier untersuchten Dienstleistungen impliziert ist, nicht zu 
erwarten. Eine Erstellung von Kollektivgütern auf der Marktgrundlage folgt, wenn 
überhaupt, aufgrund selektiver Anreize. 
Nach Olson (1968) werden Kollektivgüter klassischerweise in Organisationen er-
stellt, da es zum Wesen einer Organisation gehöre einen unteilbar allen zugute kom-
menden Vorteil zu bieten. Individualgüter könnten immer durch individuelles Han-
deln beschaffen werden und nur wo es um gemeinsame Zwecke oder Kollektivgüter 
gehe, sei Organisations- oder Gruppenhandeln unerlässlich. Daraus folgt für Olson, 
dass allgemein die Bereitstellung von Kollektivgütern die grundlegende Funktion 
von Organisationen darstelle; er führt dabei den Staat als Beispiel an. „Ein Staat ist 
zuallererst eine Organisation, die für ihre Mitglieder, die Bürger, Kollektivgüter be-
reitstellt; und ähnlich stellen andere Arten von Organisationen Kollektivgüter für ihre 
Mitglieder bereit“ (ders. 1968: 15).  
Die Logik des kollektiven Handelns impliziert also, dass Handeln auf der Grundlage 
„atomistischer Konkurrenz“ kein idealer Nährboden für das Erbringen von Kollek-
tivgütern darstellt, wenn nicht andere Steuerungsformen unterstützend eingesetzt 
werden können.  
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Abb. 15 Marktbeeinträchtigung 
Quelle: Eigene Darstellung 
  
Dienstleistungspaket   
Einzel -   
händler   
Einzel -   
händler   
Einzel -   
hä ndler   
-  Kosten der Entscheidungsfindung   
erhöhte Transaktionskosten   
-   Standardttransaktionen  +    
-   hochspezifische Transaktionen   
erhöhte Transaktionskosten   
Kollektivgüterproblem   
+   
+   
Einzel -   
händler   Einzel -   
händler   
= starke Marktbeeinträchtigung   
Zusammenfassend kann festgehalten werden: Legt man „atomistische Konkurrenz“ 
der Marktteilnehmer zugrunde, gelingt es nur bedingt, zusätzliche Dienstleistungspa-
kete für Verbraucher auf allgemeinen Flächen (z. B. in einer Innenstadt) zu erstellen. 
Dies liegt zum einen an den erhöhten Transaktionskosten, die durch das gezielte Ar-
rangement von Einzelleistungen für das Dienstleistungspaket entstehen, zum anderen 
handelt es sich bei den zu erstellenden Dienstleistungen um kollektive Güter. 
Die Kollektivgutproblematik tritt immer dann auf, wenn andere Akteure (hier: Ein-
zelhändler) von der Nutznießung eines Gutes oder einer Leistung nicht ausgeschlos-
sen werden können und die Möglichkeit haben, sich als „Trittbrettfahrer“ zu verhal-
ten. Stellt ein Einzelhändler eine „zusätzliche Dienstleistung“ außerhalb seiner Ver-
kaufsräume (klassische Innenstadtsituation) für Verbraucher zur Verfügung (z. B. 
eine Musikveranstaltung), dann profitieren die benachbarten Einzelhändler von der 
entstehenden Kundenfrequenz, ohne sich an den anfallenden Aufwendungen zu 
beteiligen. Aus diesem Grund werden Kollektivgüter in diesem Zusammenhang nur 
bedingt erstellt und zwar nur dann, wenn „selektive Anreize“ wirksam werden, die 
einen Einzelnen dazu bewegen, Dienstleistungen zu generieren und das „shirking“ 
Anderer billigend in Kauf zu nehmen. Auf der Grundlage des Marktmodells funktio-
niert die Erstellung handelsergänzender Dienstleistungen für den Einzelhandel also 
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nicht oder nur in Einzelleistungen, wenn für Mitglieder kleinerer Gruppen „selektive 
Anreize“ wirksam werden. 
3.3 Fazit 
Warum können handelsergänzende Dienstleistungen kaum marktlich erstellt werden? 
Dies liegt zum einen an den komplexen Anforderungen an die Beschaffenheit und 
Zusammensetzung der Dienstleistungen und der dadurch bedingten Erhöhung der 
Transaktionskosten für die Marktteilnehmer und zum anderen an der geographischen 
Nähe der Einzelhandelsunternehmen in einem Einzelhandelscluster, die das „Tritt-
brettfahren“ der Unternehmen ermöglicht und dadurch eine Marktabwicklung verzö-
gert bzw. blockiert. Handelsergänzende Dienstleistungen mutieren unter diesen 
räumlichen Bedingungen zu kollektiven Gütern, von deren Nutzen niemand ausge-
schlossen werden kann (vgl. Olson 1968). Die zentrale Frage, die sich aus dieser 
Marktbeschränkung bei der Erstellung von handelsergänzenden Dienstleistungen 
ergibt, lautet daher: Von wem und unter welchen Steuerungsvoraussetzungen werden 
in räumlichen Einzelhandelsclustern handelsergänzende Dienstleistungen erstellt? 
Diese Frage soll für zwei verschiedene Typen von Einzelhandelsclustern (UEC und 
Innenstadt) im Ruhrgebiet beantwortet werden. 
Die theoretischen Grundannahmen ergeben, dass diese Dienstleistungen unter den 
Steuerungsbedingungen des Marktes nicht erstellt werden können, wenn davon aus-
zugehen ist, dass die Problematik erhöhter Transaktionskosten und gleichzeitig das 
Kollektivgüterproblem greifen. Dies bedeutet jedoch nicht, dass handelsergänzende 
Dienstleistungen für den Einzelhandel auf allgemeinen Flächen generell nicht erstellt 
werden können, es werden allerdings andere Steuerungsformen als die des Marktes 
notwendig. 
In der Transaktionskostenökonomie wird bei Marktversagen eine „Rettung“ der 
Transaktion durch die Senkung von Transaktionskosten in einem alternativen institu-
tionellen Arrangement vorgeschlagen, das auf einem Kontinuum zwischen Markt 
und Hierarchie angesiedelt ist. Die Grundlage dieses institutionellen Arrangements 
besteht aus neoklassischen Verträgen. Diese Art der Verträge erfordert - im Gegen-
satz zu klassischen Vertragsbeziehungen - auch nach Vertragsschluss ein gewisses 
Maß an Abstimmung und Kooperation der Vertragspartner, das in institutionellen 
Arrangements geleistet werden muss. 
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Das Aufbrechen des Kollektivgutproblems ist auf der Grundlage des Marktes eben-
falls nur sehr eingeschränkt und nur aufgrund selektiver Anreize möglich. Olson zielt 
bei der Lösung des Dilemmas auf eine hierarchische Lösung ab und formuliert, dass 
die Bereitstellung von öffentlichen oder Kollektivgütern die grundlegende Funktion 
von Organisationen darstelle (vgl. Olson 1968). Bezogen auf gesamtgesellschaftlich 
notwendige Kollektivgüter sorge der Staat durch den Zwang der Steuerabgabe für die 
Kollektivgüter (z. B. in Form von Polizeischutz, Bundeswehr). Bricht man das Prob-
lem auf eine klassische Innenstadtansiedlung des Einzelhandels herunter, könnte auf 
der lokalen Mikroebenen evtl. der hierarchische Akteur „Kommune“ diese Funktion 
übernehmen. 
Die Frage, die sich sowohl für ein Urban Entertainment Center als auch für eine klas-
sische Innenstadtsituation stellt lautet: Unter Einsatz welcher institutioneller Arran-
gements werden handelsergänzende Dienstleistungen in einem räumlichen Einzel-
handelscluster generiert und in welcher Weise werden dabei die „Transaktionskos-
ten“ reduziert und das „Kollektivgutproblem“ unter Kontrolle gebracht? Hinter die-
ser Fragestellung steht die Beobachtung, dass die Erstellung handelsergänzender 
Dienstleistungen in einem UEC nahezu perfekt zu gelingen scheint, während in In-
nenstädten nur eine zögerliche Aufwertung der allgemeinen Attraktivität in Form 
von handelsergänzenden Dienstleistungen gelingt. 
Auf der Basis der aufgezeigten theoretischen Grundlegung wird im weiteren Verlauf 
der Arbeit zunächst das Urban Entertainment Center „CentrO.“ und daran anschlie-
ßend das Modell „Innenstadt“ (anhand von Fallbeispielen) auf die Fähigkeit, han-
delsergänzende Dienstleistungen zu generieren, untersucht. 
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4. Dienstleistungsgenerierung in einem Urban Entertainment 
Center  
In einem Urban Entertainment Center (UEC) werden Entertainment- und Gastrono-
mieangebote sowie erlebnisorientierter Einzelhandel in einer räumlichen Agglomera-
tion angeboten. In diesem Kapitel wird die Erstellung von handelsergänzenden 
Dienstleistungen vor allem in Bezug auf den erlebnisorientierten Einzelhandel in 
einem Urban Entertainment Center untersucht. Als Fallbeispiel wurde das CentrO. in 
Oberhausen ausgewählt, das als erstes UEC Deutschlands 1996 seinen Betrieb auf-
nahm. 
In diesem Fall gründet der Investor des UEC den Organisationszweck seines Unter-
nehmens auf das Marktversagen, das bei der Erstellung von Kollektivgütern zu beo-
bachten ist: Unter der Bedingung atomistischer Konkurrenz gelingt es nicht, bzw. nur 
sehr eingeschränkt, Kollektivgüter in Form von „handelsergänzenden Dienstleistun-
gen“ auf allgemeinen Flächen des Einzelhandels zu erzeugen. Angebote des Handels 
im Sinne von „Events“ und Steigerung der Erlebnisqualität werden vom Verbraucher 
während des „Shoppings“ aber zunehmend erwünscht und tragen zum Erfolg von 
Standortgemeinschaften des Handels bei. Diese Dienstleistungsnische wird von den 
Betreibern eines UEC mithilfe eines dienstleistungserstellenden Unternehmens aus-
gefüllt. Im Folgenden wird der Frage nachgegangen: Welche Dienstleistungen wer-
den in diesem Zusammenhang erstellt und welcher institutionelle Kontext ist dafür 
notwendig? 
Das Aufbrechen des Kollektivgüterproblems erfolgt hier über die Konstituierung 
eines neuen Handelsstandortes (Urban Entertainment Center), an dem nur solche 
Unternehmen mit handelsergänzenden Dienstleistungen „beliefert“ werden, die be-
reit sind, sich auf die Vertragsbedingungen des Dienstleisters (UEC-Betreiber) einzu-
lassen und sich in dessen Räumlichkeiten einzumieten. Dabei ist nicht die Neuheit 
des Raumes, sondern das monopolistische Verfügungsrecht über den Raum aus-
schlaggebend dafür, dass der Nutzen des UEC-Betreibers mit dem Nutzen einer 
Gruppe von Einzelhändlern zusammenfällt und kollektive Dienstleistungen erstellt 
werden können. Diese Dienstleistungen verlieren durch das monopolisierte Verfü-
gungsrecht des UEC-Investors den Charakter von kollektiven Dienstleistungen und 
wandeln sich in private Güter, da etwaige „Trittbrettfahrer“ von der Nutzung dieser 
Dienstleistungen ausgeschlossen werden können. 
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Die theoretische Verankerung für dieses empirisch beobachtbare Phänomen kann mit 
der „Theorie der Verfügungsrechte“ (vgl. Richter/Furubotn 1999, Wolff/Neuburger 
1995, Ebers/Gotsch 1999) beschrieben werden. Die „Theorie der Verfügungsrechte“ 
bzw. „property rights“, ist ein Teilansatz der Neuen Institutionenökonomie und un-
terstellt, dass jeder individuelle Akteur seinen Nutzen zu maximieren versucht und 
dass in einer gegebenen Rechtsordnung Verfügungsrechte gelten, die regeln, wer 
welche Ressourcen nutzen darf. Welche Nutzungsmöglichkeiten an einer Ressource 
einem Akteur berechtigterweise offen stehen, hängt dabei von zwei Umständen ab: 
„Erstens von den besonderen Verfügungsrechten, die der betreffende Akteur an der 
Ressource selbst hält, und zweitens von dem im Kontext geltenden institutionellen 
Regeln.“ (Ebers/Gotsch 1999: 187). 
Die Theorie der Verfügungsrechte unterscheidet vier Verfügungsrechte an einer Res-
source: Das Recht die Ressource zu nutzen (usus), die Gewinne anzueignen (usus 
fructus), die Form oder Substanz der Ressource zu ändern (abusus) sowie das Recht 
die Verfügungsrechte an einer Ressource teilweise oder gänzlich auf andere zu über-
tragen. Ein Akteur, der auf alle vier Verfügungsrechte zurückgreifen kann, ist in der 
Lage die Ressource exklusiv zu nutzen und andere Akteure von ihrem Nutzen auszu-
schließen. Die Verfügungsrechte an einer Ressource können auch auf mehrere Ak-
teure verteilt sein. Danach kann beispielsweise ein Mieter das Nutzungsrecht an ei-
nem Haus besitzen, der Eigentümer das Recht, bauliche Veränderungen vorzuneh-
men und das Haus verkaufen, und dem Kreditgeber können im Falle der Zahlungsun-
fähigkeit des kreditnehmenden Eigentümers die Rechte am Ertrag sowie das Über-
tragungsrecht zustehen (vgl. Ebers/Gotsch 1999). 
Im Fall des untersuchten UECs ist der Investor des UEC zunächst im Besitz aller vier 
Verfügungsrechte und überträgt das Recht, die Ressource zu nutzen an Einzelhänd-
ler, die sich in diesen Räumen einmieten. Die Attraktivität der Ressource wird vom 
Investor durch ein Dienstleistungsangebot gesteigert: Eine vom Investor beauftragte 
Betreibergesellschaft erstellt handelsergänzende Dienstleistungen für die allgemein-
zugänglichen Flächen des Areals. Die Mieter als Nutzer der Immobilie sind vertrag-
lich verpflichtet, die „Dienstleistungspakete“ der Betreibergesellschaft zu erwerben. 
Anders als in traditionellen Einzelhandelsclustern der Innenstadt kann der Investor 
durch den Besitz der Verfügungsrechte ausschließen, dass „Trittbrettfahrer“ seine 
107 
Das UEC „CentrO.“: Ein hierarchisches Netzwerk 
Ressourcen nutzen. Durch diese Vorgehensweise wird im untersuchten Fall das Kol-
lektivgüterproblem aufgelöst. 41 
Das Problem der erhöhten Transaktionskosten, das bei der Generierung von handels-
ergänzenden Dienstleistungen virulent wird, bleibt jedoch bestehen. Wie in der theo-
retischen Grundsteinlegung im dritten Kapitel aufgezeigt ist anzunehmen, dass aus 
der Sicht eines Einzelhandelsunternehmens die erhöhten Transaktionskosten bei der 
Erstellung von handelsergänzenden Dienstleistungen in langfristigen Verträgen ge-
senkt werden. Ob sich aus dieser Problemstellung eine netzwerkartige Kooperation 
mit dem Anbieter von Dienstleistern und weiteren Einzelhändlern entwickelt, muss 
anhand des Falles überprüft werden. 
Die empirischen Ergebnisse im Fall des CentrO. Oberhausen ergeben folgende Aus-
gangslage: Der Investor, der das Gelände erworben und darauf ein UEC errichtet hat, 
setzt eine Betreibergesellschaft (CentrO.-Management) ein, die Mietverträge mit 
Einzelhandelsunternehmen und Gastronomie abschließt. Die Mietverträge implizie-
ren, dass die Einzelhandelsunternehmen zum einen Ladeneinheiten im Urban Enter-
tainment Center mittelfristig anmieten und zum anderen Dienstleistungspakete von 
der Betreibergesellschaft erwerben. 
Im weiteren Verlauf der Arbeit stellt sich zunächst die Frage, ob diese Geschäftsbe-
ziehungen lediglich aus langfristigen Verträgen bestehen oder ob sich aus diesen 
Geschäftsbeziehungen Netzwerkbeziehungen entwickeln? Anschließend wird fokus-
siert, welche handelsergänzenden Dienstleistungen von der Betreibergesellschaft 
generiert werden und über welche Steuerungsmöglichkeiten die Betreibergesellschaft 
verfügt. 
                                              
41 Das Bild von der ”Insel der Glückseligen” ist jedoch fragil. Das Kollektivgüterproblem taucht so-
fort wieder an die Oberfläche, wenn von den Mietern ”Gemeinschaftsaktionen” zu erbringen sind, die 
nicht vertraglich mit dem Dachmanagement geregelt sind. Angebote des CentrO.-Managements zu 
einer „Weiterbildungsakademie” mit dem Ziel das Serviceverhalten des Verkaufspersonals aller Un-
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4.1 Kooperation versus Netzwerk 
Der Untersuchung von Netzwerken liegt häufig die These zugrunde, dass die zuneh-
mende Bedeutung netzwerkartiger Prozesse ein Indiz für die gesellschaftliche Mo-
dernisierung darstelle. 
„Obligatorische und ‚promotionale‘ Netzwerke in der Wirtschaft, politische 
und infrastrukturelle Netzwerke – diese parallelen Entwicklungen legen die 
Vermutung nahe, dass das Aufkommen von interorganisatorischen Netzwerken 
eine allgemeine Begleiterscheinung des Strukturwandels in modernen Gesell-
schaften ist; es scheint sogar ein Grundmerkmal gesellschaftlicher Modernisie-
rung zu sein.“ (Mayntz 1992: 21). 
Als Auslöser für die Etablierung von Netzwerkarrangements in Unternehmen werden 
regelmäßig der tiefgreifende Wandel globaler Wettbewerbsbedingungen und verän-
derte Markt- und Kundenanforderungen benannt (vgl. Hirsch-Kreinsen 2002).42 
Während wirtschaftliche Kooperationsbeziehungen für die Industrie, insbesondere 
im Hinblick auf Zulieferbeziehungen in der Automobilindustrie, bereits ausgiebig 
erforscht wurden (stellvertretend für viele Belzer 1991, Semlinger 1993, Wegge 
1999), etabliert sich die Kooperations- und Netzwerkforschung für den tertiären Sek-
tor erst nach und nach. Hervorzuheben ist hier z. B. Sydow/Windeler/Krebs (1995) 
mit der Untersuchung der Vermittlungspraxis in Versicherungsnetzwerken. Speziell 
für den Einzelhandel liegen nur vereinzelte Untersuchungen vor. Eschenburg (1971) 
beschreibt Kooperationen in Form von Einkaufsgenossenschaften, während Mande-
wirth (1995) Transaktionskosten als Effizienzkriterium für Handelskooperationen 
heranzieht.  
Zur Beschreibung von interorganisationalen Unternehmensbeziehungen wurde in den 
letzten Dekaden eine Reihe an Kooperationsbegriffen geprägt (beispielhaft hierzu 
Schubert/Küting 1981: 119, Berg 1981: 74, Haury 1989: 53, Endress 1991: 13, Bel-
zer 1993: 45). Eine einheitliche Definition hat sich dabei bisher nicht herauskristalli-
siert, dennoch kann als kleinster gemeinsamer Nenner Kooperation als eine mittel- 
                                              
42 Die allgemein erhöhte Kooperationsneigung gilt jedoch nicht für alle Organisationen. Bei Unter-
nehmensorganisationen ist die Kooperationsbereitschaft stark abhängig von Größe und Branche der 
kooperierenden Unternehmen. Speziell für das Ruhrgebiet ergibt eine empirische Untersuchung (Bel-
zer/Hilbert 1994), dass die Kooperationsbereitschaft im Verarbeitenden Gewerbe und in kleineren 
Unternehmen noch in den „Kinderschuhen“ steckt, obwohl die wenigen Unternehmen, die kooperie-
ren, davon in erheblichem Maße profitieren. 
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bis langfristig ausgelegte Zusammenarbeit rechtlich selbständiger Unternehmen zur 
gemeinschaftlichen Erfüllung von Aufgaben bezeichnet werden. Dabei kann die 
Form der Kooperation auf verschiedenen Grundlagen beruhen wie z. B. auf Abspra-
chen, Vereinbarungen und Verträgen (vgl. Picot/Reichwald/Wigand 1998: 279, Rog-
gencamp 1999: 31). Balling versucht eine Synthese der verschiedensten Begriffsde-
finitionen und benennt die konstituierenden Merkmale zwischenbetrieblicher Koope-
rationsbeziehungen in Form eines Kriterienkataloges: 
• Höherer Grad der einzelbetrieblichen Zielerreichung als Antriebsmoment; 
• Beteiligung von zwei oder mehr Unternehmen; 
• Freiwilligkeit der Zusammenarbeit; 
• Definition gemeinsamer Ziele; 
• Einzelbetriebliche Aufgabenausgliederung; 
• Gemeinsame Wahrnehmung bestimmter Funktionen; 
• Einschränkung der wirtschaftlichen Dispositionsfreiheit bei Erhalt der rechtlichen 
Selbständigkeit der Unternehmen; 
• Zusammenarbeit ist nicht ausschließlich am üblichen Konkurrenzprinzip orien-
tiert (vgl. Balling 1998: 17). 
Insgesamt plädiert Balling (1998: 19) dafür, die konstituierenden Merkmale von Ko-
operation weit zu fassen, da eine Einengung des Kooperationsbegriffes nicht dem 
Bedeutungsgehalt im Sprachgebrauch entspräche. Kooperationen können in ver-
schiedenen betrieblichen Sektoren angestrebt werden.43 Gemeinsame Vertriebsaktivi-
täten, wie sie auch in dieser Arbeit im Vordergrund stehen, werden insgesamt als 
einer der häufigsten Kooperationsbereiche in Unternehmen angeführt (vgl. Balling 
1998: 47). Häufig werden Kooperationen unter einer strategischen Prämisse gegrün-
det. Die Ausgestaltung der möglichen Kooperationen erstreckt sich über das Begriff-
spektrum von „strategischen Allianzen“, „strategischen Partnerschaften“ und im Zu-
sammenhang mit Netzwerken von „strategischen Netzwerken“. 
                                              
43 Kooperationen im Beschaffungsbereich sowie im Bereich der Forschung und Entwicklung sind eher 
seltener, ebenso wie Kooperationen im Bereich der Verwaltung und der EDV, da hier häufig die Be-
fürchtung besteht, dass die Geheimhaltung von Betriebsinterna nicht in vollem Umfang gegeben ist. 
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Reziprozität ist dabei ein klares Abgrenzungskriterium zwischen Kooperation und 
Netzwerk. Während für politische und ökonomische Kooperationen einzelne Ele-
mente von Reziprozität, wie z. B. Vertrauen bedeutsam sind, ist das komplexe Re-
ziprozitätsprinzip ein kennzeichnendes Merkmal von Netzwerken. Unter Reziprozität 
wird ein Zustand gefasst, in dem die Partner wechselseitig von den Handlungen des 
jeweiligen Gegenüber profitieren. Der Idealfall ist der Tausch äquivalenter Waren. 
Da der Wert getauschter Informationen jedoch schwer zu beurteilen ist, impliziert 
der Begriff „Reziprozität“ zumindest die Vorstellung, dass die gemeinsam erzeugten 
Erträge einigermaßen fair verteilt werden und sich die Netzwerkteilnehmer auf die 
„Lieferbereitschaft“ eines Partners, und sei es zu einem späteren Zeitpunkt, verlassen 
können (vgl. Weyer 2000: 12). Ein weiteres Unterscheidungsmerkmal liegt in der 
Teilnehmerzahl: Netzwerkbeziehungen bestehen immer aus mehreren Teilnehmern, 
während Kooperationen im Unterschied dazu auch dyadische Beziehungen umfassen 
können (vgl. Dörsam/Icks 1997: 5, Hellmer/Friese/Kollros 1999: 66). 
Grundsätzlich können in der Kooperations- bzw. Netzwerkdebatte drei verschiedene 
Arten von Vernetzungsvarianten konstatiert werden. Von vertikaler Vernetzung 
spricht man, wenn die Unternehmen entlang einer Wertschöpfungskette zusammen-
arbeiten und nacheinander gelagerte Produktionsaktivitäten übernehmen (z. B. Be-
ziehungen zwischen Zulieferern und Herstellern in der Automobilindustrie). Bei ei-
ner horizontalen Vernetzung erfolgt die Kooperation zwischen den Unternehmen der 
gleichen Wertschöpfungsstufe. Darüber hinaus lassen sich diagonale oder komple-
mentäre Vernetzungen in den Netzwerkbegriff einordnen, die eine branchenübergrei-
fende Vernetzung von Unternehmen unterschiedlicher Wirtschaftszweige impliziert, 
deren Leistungsangebot sich zu einer Bedarfsgruppe ergänzt. Für die hier untersuchte 
Branche des Einzelhandels ist die horizontale Vernetzung von Unternehmen einer 
Standortagglomeration von Interesse. 
Im Folgenden soll das weite Feld der Netzwerkforschung auf das Themengebiet der 
Unternehmungsnetzwerke zentriert werden. Das bedeutet, dass die Evolution von 
politischen und regionalen Netzwerke ausgeblendet wird.44 Im Falle eines UEC wird 
eine neue Form der Vertriebskooperation gebildet, die darauf angelegt ist, zusätzli-
che Dienstleistungen für Verbraucherinnen und Verbraucher zu erstellen. In wel-
chem institutionellen Arrangement dies geschieht, soll nach einer Einführung in die 
Netzwerkforschung überprüft werden. 
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4.1.1 Theoretische Debatte zur Evolution von Unternehmungsnetzwerken 
„Die Vielfalt der Netzwerkstudien und die Geschäftigkeit der Netzwerkfor-
schung kaschieren nur notdürftig, was ihr am meisten fehlt: Ein Diskurs über 
die begrifflichen und theoretischen Grundlagen. Die Versuche, Unterneh-
mungsnetzwerke begrifflich zu bestimmen, könnten zumindest unterschiedli-
cher nicht sein.“ (Windeler 2001: 16). 
Eine geschlossene Theorie, die die Evolution von Netzwerken erklärt, ist bisher nicht 
entwickelt (vgl. auch Sydow 1992, Weyer 2000). Aus diesem Grund wird in der For-
schung auf verschiedene theoretische Bausteine zurückgegriffen, um die Evolution 
und die Steuerung von (Unternehmens)-Netzwerken zu erklären. Die Palette der the-
oretischen Zugänge ist groß. Sie reicht von organisationstheoretischen Ansätzen wie 
z. B. dem Ressourcenabhängigkeits-Ansatz, neueren systemtheoretischen Ansätzen, 
industriesoziologische Ansätzen bis hin zum Transaktionskostenansatz (für einen 
ausführlichen Überblick vgl. Sydow 1992, Belzer 1993, Windeler 2001). 
Grundsätzlich können in der Netzwerkforschung jedoch zwei Positionen unterschie-
den werden: In der eher ökonomisch intendierten Netzwerkforschung wird die These 
vertreten, dass Unternehmungsnetzwerke eine intermediäre Position zwischen Markt 
und Hierarchie einnehmen, während in eher soziologischen Erklärungsmustern da-
von ausgegangen wird, dass Unternehmensnetzwerke einen vollständig eigenen Cha-
rakter aufweisen, der über die Elemente marktlicher und hierarchischer Koordination 
hinausgeht. Im Folgenden sollen die beiden Positionen überblicksartig vorgestellt 
werden, um im Anschluss daran die theoretische Basis vorzustellen, die dieser Arbeit 
in Bezug auf Unternehmungsnetzwerke zugrunde liegt. 
4.1.1.1. Netzwerke als Hybride zwischen den Polen Markt und Organisation 
Der „Klassiker“, der sehr häufig als Begründung für die Evolution von Netzwerken 
herangezogen wird, ist der Transaktionskostenansatz, der Unternehmensnetzwerke 
als Hybride zwischen den Polen „Markt“ und „Hierarchie“ verortet.45 Der Transakti-
onskostenansatz gründet auf der Annahme, dass es nicht die Produktionskosten sind, 
                                                                                                                                  
44 Es besteht allerdings eine Vielzahl von thematischen Verknüpfungen zwischen Unternehmungs-
netzwerken, politischen und regionalen Netzwerken (vgl. z. B. die Beiträge in Jansen/Schubert 1995). 
45 In dieser Arbeit wurde die Transaktionskostentheorie in Kapitel 3 bereits eingesetzt, um zu analy-
sieren, ob im Falle verbraucherfreundlicher Dienstleistungen für das einzelne Unternehmen Eigenfer-
tigung oder Fremdbezug zu bevorzugen sei. Die Entscheidung „Eigenfertigung“ versus „Fremdbezug“ 
ist der klassische Anwendungsfall der Transaktionskostentheorie. Die Transaktionskostentheorie wird 
jedoch auch als vertragsbasierte Grundlage für die Netzwerkforschung eingeführt. 
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die die Organisationsstruktur und –gestaltung beeinflussen, sondern die Kosten, die 
bei Transaktionen entstehen. Das Problem der effizienten Organisationsgestaltung 
wird beim Transaktionskostenansatz deshalb als Vertragsproblem definiert. Das so-
ziologische „Einfallstor“ für die Begründung der Evolution von Netzwerken wird 
vom ökonomisch intendierten Transaktionskostenansatz geöffnet, da dieser zumin-
dest ein Konfliktregelungsmechanismus bei der Abwicklung langfristiger (neoklassi-
scher) Verträge vorsieht: 
„Aufgrund des offenen Regelungsbedarfes beschränkt sich die Abwicklung der 
Transaktion nicht auf einen diskreten Akt von Leistung und Gegenleistung, 
sondern erfordert auch noch nach Vertragsschluss ein gewisses Maß an Ent-
scheidung, Abstimmung und Kooperation der Transaktionspartner.“ (E-
bers/Gotsch 1999: 215). 
Die vertragsstheoretische Annäherung (vgl. die ausführliche Darstellung in Kapitel 
3) an hybride Arrangements zwischen Markt und Hierarchie bietet jedoch lediglich 
einen „Tunnelblick“ auf die Evolution von Netzwerken, da der ökonomisch inten-
dierte Transaktionskostenansatz eine Einbettung von sozialen Beziehungen nicht 
berücksichtigt und ausschließlich bilaterale Austauschbeziehungen untersucht (vgl. 
Sydow 1992: 145ff.). Daraus leitet Sydow ab, dass zur Erklärung der Evolution von 
Netzwerken der Transaktionskostenansatz bestenfalls eine Partialerklärung darstelle 
und weitere Theorien zur Erklärung des Phänomens herangezogen werden müssen. 
Sydow behält in seiner Erklärung der Evolution von Unternehmungsnetzwerken das 
Koordinationsmuster „zwischen Markt und Hierarchie“ zwar bei, lässt in seine Defi-
nition aber die „Einbettung“ der Vertragsbeziehungen in soziale Beziehungen ein-
fließen, da durch vertrauensvolle Beziehungen zwischen Unternehmungen Transak-
tionskosten gesenkt werden könnten. Nach einer prominenten Definition von Sydow 
sind Unternehmungsnetzwerke46  
„eine auf die Realisierung von Wettbewerbsvorteilen zielende Organisations-
form ökonomischer Aktivitäten (...), die sich durch komplex-reziproke, eher 
kooperative, denn kompetitive und relativ stabile Beziehungen zwischen recht-
lich selbständigen, wirtschaftlich jedoch zumeist abhängigen Unternehmungen 
auszeichnet.“(ders. 1992: 79). 
                                              
46 Unternehmungsnetzwerke werden auch als „zwischenbetriebliche Netzwerke“ oder als „interorga-
nisationale Netzwerke“ bezeichnet (vgl. Siebert 1991: 293, Sydow 1992: 78). 
113 
Das UEC „CentrO.“: Ein hierarchisches Netzwerk 
Diese Definition avancierte für viele Beiträge in der managementnahen Netzwerkfor-
schung zum „Ankerpunkt“.47 Entscheidend für die Existenz von Unternehmensnetz-
werken ist danach, dass mehrere bislang autonom agierende Unternehmen ein ge-
meinsames Ziel verfolgen und die Individualziele zumindest teilweise dem Kollek-
tivziel untergeordnet werden. Um dieses Kollektivziel zu erreichen, beschränkt sich 
jedes Mitglied eines Netzwerkes auf diejenige Wertschöpfung, für die es die größte 
Kompetenz besitzt. Von der rein marktlichen Koordination unterscheiden sich Un-
ternehmungsnetzwerke - in dieser Sichtweise - durch die Betonung kooperativer 
Verhaltensweisen, während auf dem Markt wettbewerbliche Verhaltensweisen im 
Vordergrund stehen. Die marktliche Effizienz ist dagegen weiterhin vorhanden, da 
den beteiligten Mitgliedern prinzipiell die Möglichkeit zur Kündigung des Vertrages 
offen steht. Hierarchiemerkmale des Unternehmungsnetzwerkes sind Vertrauen und 
Informationsintegration. Vertrauen in Unternehmungsnetzwerken beruht auf koope-
rativem Verhalten und äußert sich in der Zurverfügungstellung erfolgsrelevanter In-
formation und in der Gewissheit, dass der Vertragspartner eine die Netzwerkpartner 
betreffende Aufgabe regelt, als ob es seine eigene wäre (vgl. Siebert 1991: 295ff).48 
                                              
47 Eine ähnliche Argumentation entwickeln Fischer/Gensior (1998: 35), die davon ausgehen, dass die 
Tragfähigkeit interorganisationaler Beziehungen in verstärktem Maß von persönlichen Beziehungen 
abhängig werden. Netzwerke könnten deshalb auch als Anlagerung persönlich-sozialer Beziehungen 
an interorganisationale Beziehungen entstehen, genau so ist aber auch die umgekehrte Variante mög-
lich, in dem interorganisationale Beziehungen an private und persönliche Beziehungen „angedockt“ 
werden. Wiesenthal (2000) integriert ebenfalls soziale Beziehungen in seine Erklärungen und fasst 
den Hybrid zwischen den Polen „Markt“ und „Hierarchie“ unter dem Begriff der „Gemeinschaft“. Für 
Weyer (2000: 11) ist der Kern eines sozialen Unternehmensnetzwerkes durch eine vertrauensvolle 
Kooperation gekennzeichnet. Für Heidling (2000: 65) sind Unternehmensnetzwerke eine intermediäre 
Organisation, die sich durch eine Kombination hierarchischer und marktlicher Elemente auszeichnet 
und in denen Transaktionen durch formale Regeln flankiert werden. Je nach Form der Beziehung ist 
das Netzwerkarrangement eher markt- oder hierarchienah ausgestaltet. Auch Bresser (1992: V) stellt 
die kollektive Strategie, die in einem Netzwerk umgesetzt wird, in den Vordergrund. Er definiert: "Die 
als strategisches Netzwerk bezeichnete Organisationsform verbindet rechtlich selbständige, wirt-
schaftlich aber interdependente Unternehmungen, die sich auf Teilaspekte einer Wertschöpfungskette 
spezialisiert haben und gemeinschaftliche (kollektive) Strategien verfolgen." 
48 Eine Aufarbeitung des Vertrauensbegriffes erfolgte in den letzten Jahren von Strohmeier 1993, 
Loose/Sydow 1994, Preisendörfer 1995 und Funder 1999. 
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Abb. 16 Charakteristika von Unternehmungsnetzwerken 





















Je intensiver die Netzwerkteilnehmer die Spezifika des Beziehungsgeflechtes in ih-
ren Handlungen berücksichtigen, um so deutlicher weisen die Geschäftspraktiken der 
beteiligten Unternehmen den Charakter eines Netzwerkes zwischen den Polen Markt 
und Hierarchie auf. 
















Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Sydow (1992: 104) 
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Bestimmte Formen der interorganisationalen Kooperation erfahren in den letzten 
Jahren zunehmende Aufmerksamkeit, da sie als strategisches Instrument andere 
Wettbewerbsstrategien ergänzen oder gar ersetzen können. Insbesondere die Form 
der „Virtual Corporation“ gehört zu den modernsten Wettbewerbsstrategien. Dieses 
temporäre Netzwerk unabhängiger Firmen ist informationstechnologisch verbunden 
und poolt einen Teil der jeweiligen Ressourcen. Bei dieser Form der Kooperation 
kann teilweise auch auf eine gemeinsame Institution (Verwaltung, formalisierte Or-
ganisation) verzichtet werden. Die Beziehungen zwischen den Unternehmen beste-
hen bedarfs- und fallweise, dennoch basieren sie auf Vertrauen. Ist ein Projekt been-
det, löst sich die Netzwerkverbindung wieder auf, um zu einem späteren Zeitpunkt 
möglicherweise wieder aktiviert zu werden. 
Neben dieser jüngsten Kooperationsform gewinnen auch etablierte Kooperations-
formen wie „Joint Ventures“ oder „Strategische Allianzen" in der Wirtschaft zu-
nehmend an Bedeutung. In einer allgemeinen deutschen Definition handelt es sich 
bei Joint Ventures um die Gründung einer selbständigen Unternehmung durch meh-
rere Muttergesellschaften, an der die kooperierenden Unternehmen zu gleichen Tei-
len beteiligt sind. In der amerikanischen Literatur wird der Begriff wesentlich weiter 
gefasst: „more than a simple contract yet less than a merger“ (Balling 1998: 20). 
Joint Ventures finden sich zunehmend im Bereich der Luft- und Raumfahrtindustrie 
und in der Mikroelektronik, da diese Märkte durch hohe Forschungsrisiken und ho-
hen finanziellen Aufwand gekennzeichnet sind. Als Beispiele werden die Entwick-
lung der Flugzeuge „Concorde“ und „Airbus“ sowie des Militärflugzeugs „Tornado“ 
angeführt (vgl. Picot/Reichwald/Wigand 1998: 284). 
Im Gegensatz zum Joint Venture treten die jeweiligen Unternehmen bei einer Strate-
gischen Allianz getrennt am Markt auf und agieren als unabhängige Wettbewerber 
eines jeweils spezifischen Marktsegments. Diese Form der Kooperation ist ebenfalls 
für Hochtechnologie-Industrien von Interesse, da hier Synergien hergestellt werden 
können, ohne dass Wettbewerbsunternehmen zu tiefen Einblick in die eigenen For-
schungsentwicklungen bekommen. Sydow definiert den Begriff „Strategische Alli-
anz“ als 
„eine formalisierte längerfristige Beziehung zu anderen Unternehmungen, die 
mit dem Ziel aufgenommen wird, eigene Schwächen durch Stärkenpotentiale 
anderer Organisationen zu kompensieren, um auf diese Art und Weise die 
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Wettbewerbsposition einer Unternehmung oder einer Gruppe von Unterneh-
mungen zu sichern und langfristig zu verbessern." (ders. 1992: 63). 
In der Literatur (vgl. hierzu Backhaus/Meyer (1993: 332), Gahl (1991: 44), Rich-
ter/Furubotn (1999: 325) wird darüber hinaus die horizontale Kooperationsrichtung 
dieses Arrangements hervorgehoben. Vertikale Beziehungen zwischen Zulieferern 
und Abnehmern können demnach unter dem Begriff der strategischen Allianz nicht 
gefasst werden. Insbesondere bei Kooperationsbeziehungen zwischen international 
operierenden Unternehmen wird von strategischen Allianzen gesprochen, die Zu-
sammenarbeit erstreckt sich hier in der Regel auf einzelne ausgewählte Geschäftsfel-
der. 
Ein weiterer Typ eines Unternehmungsnetzwerkes stellt das „Strategische Netz-
werk“ dar. Diese Ausprägung eines Unternehmungsnetzwerkes soll hier genauer 
dargestellt werden, da aufgrund der empirischen Ausgangsbedingungen (Betreiber-
gesellschaft des CentrO. versus einer Vielzahl von Mietern) die Wahrscheinlichkeit 
hoch ist, dass die Geschäftsbeziehungen im Fall eines UEC die Form eines Strategi-
schen Netzwerkes annehmen können. Interorganisationale Unternehmenskooperatio-
nen mit vertikaler und zugleich horizontaler Ausrichtung werden von Back-
haus/Meyer (1993: 332) als Strategische Netzwerke definiert. Das strategische 
Netzwerk unterscheidet sich von anderen Unternehmungsnetzwerken vor allem da-
durch, dass es von einem oder mehreren Unternehmen strategisch geführt werden. 
Sydow (1992), der sich in einer umfassenden theoretischen Arbeit speziell strategi-
schen Netzwerken widmet, definiert in Anlehnung an Jarillo (1988): 
„Ein strategisches Netzwerk stellt eine auf die Realisierung von Wettbewerbs-
vorteilen zielende polyzentrische, gleichwohl von einer oder mehreren Unter-
nehmungen strategisch geführte Organisationsform ökonomischer Aktivitäten 
zwischen Markt und Hierarchie dar, die sich durch komplex-reziproke, eher 
kooperative denn kompetitive und relativ stabile Beziehungen zwischen recht-
lich selbständigen, wirtschaftlich jedoch zumeist unabhängigen Unternehmun-
gen auszeichnet.“ (Sydow 1992: 82; Hervorhebung im Original). 
Die strategische Führung eines Netzwerkes äußert sich zum Beispiel darin, dass der 
Markt, auf dem das strategische Netzwerk tätig ist, im Wesentlichen von einer foka-
len Unternehmung definiert wird. Diese Unternehmung bestimmt mehr als andere 
über Art und Inhalt der Strategie, mit der dieser Markt bearbeitet wird sowie über 
Form und Inhalt der Interorganisationsbeziehungen. Obwohl der polyzentrische Cha-
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rakter des Netzwerkes grundsätzlich erhalten bleibt, betreibt die fokale Unterneh-
mung eine Art strategische Metakoordination der ökonomischen Aktivitäten (vgl. 
Sydow 1993: 389). Die starke Position des fokalen Akteurs beruht darauf, dass er 
Ressourcen kontrolliert, zu denen die anderen selbst keinen Zugang hätten, die sie 
zur Nutzung ihrer eigenen Ressourcen aber benötigen (vgl. Sydow/van Well 1996: 
204). Von den Vorgaben des fokalen Unternehmens werden auch die Interorganisati-
onsbeziehungen geprägt. 
Als typische Beispiele für strategische Netzwerke werden in der Literatur (Sydow 
1991a, Picot/Reichwald/Wigand 1998: 294) das japanische multilaterale Netzwerk 
Keiretsu und Franchising-Netzwerke angeführt. Franchisingsysteme sind als Allian-
zen mit wechselseitigem Nutzen konzipiert (vgl. Lafontaine 1992, Picot/Dietl/Franck 
1997). Auch hierbei handelt es sich um eine Kooperationsform zwischen rechtlich 
selbständigen Wirtschaftsakteuren. Durch die Kooperation lassen sich Größenvortei-
le nutzen, opportunistische Verhaltensspielräume einengen und Systemanpassungen 
erleichtern. Der Franchisegeber erteilt dem Franchisenehmer die Lizenz, den ge-
schützten Markennamen bzw. ein Geschäftssystem, unter Einhaltung bestimmter 
Vereinbarungen, unternehmerisch zu nutzen. Ähnlich wie eine Genossenschaft be-
sitzt die Franchise-Organisation gegenüber einer vertikalen Integration deutliche 
Anreizvorteile. Die marktwirtschaftlichen Anreizvorteile werden mit den Koordina-
tionsvorteilen einer Integration verbunden, weil der Franchisegeber in (vertraglich 
festgelegte) Entscheidungsbereiche des Franchisenehmers (z. B. Innenausstattung, 
Preispolitik) hineinregieren kann.49 Auch innerhalb der strategischen Netzwerke oder 
Allianzen unterscheidet man zwischen vertikaler und horizontaler Allianz, wobei die 
horizontale Allianz funktionsspezifische Zusammenarbeit z. B. im Vertrieb be-
schreibt. Vertikale Allianzen verfolgen das Ziel der Reduktion der Wertschöpfungs-
tiefe beim gleichzeitigen Versuch, die ausgelagerten Funktionen durch vertragliche 
Regelungen abzusichern (vgl. Frank 1993: 103). 
Heidling (2000: 68f.) konstatiert, dass auch für das strategische Netzwerk vertrau-
ensvolle und kooperative Beziehungen den entscheidenden Unterschied zu den zent-
                                              
49 Im Fall des Franchising übernimmt ein Kernunternehmen (hub firm) zentrale Funktionen (z. B. 
Einkauf, Marketing), der Vertrieb der Produkte vor Ort bleibt jedoch selbständigen Unternehmen 
überlassen, die vom Marketingimage profitieren, ansonsten aber auf eigenes Risiko wirtschaften. 
Insbesondere die Netzwerkunternehmung der italienischen Firma Benetton wird als „Klassiker“ eines 
strategischen Netzwerkes beschrieben. In diesem Fall sind die Einkaufs- und Verkaufstätigkeiten der 
Firma in Netzwerkform organisiert, dadurch steht ein relativ geringer eigener Investitionsbedarf und 
auf Nachfrageschwankungen kann entsprechend flexibel reagiert werden.  
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ralen Funktionsmechanismen des Marktes und der Hierarchie ausmachen. Während 
der Markt auf dem Wettbewerb zwischen Akteuren beruhe und hierarchische Formen 
von Elementen der Autorität und des Gehorsams gekennzeichnet seien, basiere die 
Zusammenarbeit innerhalb strategischer Netzwerke auf eher vertrauensvollen und 
kooperativen Beziehungen. Zu den zentralen Bedingungen für vertrauensvolle Struk-
turen in Unternehmungsnetzwerken zählen danach: 
• Ein möglichst enger und intensiver Austausch zwischen den Netzwerkteilneh-
mern; 
• Eine eher geringe Zahl von kooperierenden Akteuren mit – bezogen auf vertikale 
Netzwerkbeziehungen – möglichst gleichartigen Strukturmerkmalen (z. B. Un-
ternehmensgröße, Eigentumsverhältnisse, Unternehmensphilosophie); 
• Ein hohes Maß unterschiedlicher Inhalte, die im Netzwerk ausgetauscht werden; 
• Ein tendenziell ausgewogenes Verhältnis zwischen Autonomie und Abhängigkeit 
(vgl. Heidling 2000: 69). 
Sind diese Bedingungen, die eine relative Unabhängigkeit der Netzwerkteilnehmer 
versprechen, nicht gegeben, bleibe offen, auf welcher Grundlage vertrauensvolle 
Austauschverhältnisse gründen und wie stabil sie seien. Die Fokussierung auf die 
sozialen Beziehungen greift Heidling (2000) heraus und setzt sich kritisch mit der 
von Sydow entwickelnden Netzwerkperspektive auseinander. Er lenkt den Fokus auf 
die Handlungsfähigkeit der schwächeren Netzwerkakteure in strategischen Netzwer-
ken. Deren Position wird am Beispiel der Interaktion zwischen dem handwerklich 
geprägten Kraftfahrzeuggewerbe und der Automobilindustrie dokumentiert. Wäh-
rend Sydow (1992) darauf verweist, dass die abhängigen Akteure ihre Situation viel-
fach akzeptieren und damit die entsprechenden Praktiken reproduzieren, präzisiert 
Heidling unter der Aufnahme des Machtbegriffes die Situation:  
„Entscheidend für die dauerhafte Einwilligung machtunterlegener Partner in 
solche ungleichen Tauschverhältnisse ist ihr vergleichsweise sehr viel geringe-
res Alternativenspektrum, was damit zusammenhängt, das ihnen der Zugang zu 
besseren Tauschverhältnissen versperrt ist.“ (ders. 2000: 71). 
Damit wird das Prinzip der Reziprozität in Frage gestellt; Heidling gibt zu Bedenken, 
dass die Übervorteilung des einen durch den anderen Netzwerkpartners eingerechnet 
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werden muss und schlägt vor, dieses Austauschverhältnis als „antagonistische Ko-
operation“ zu bezeichnen. Eine solche Tauschbeziehung umfasse sowohl die Verfol-
gung des jeweiligen Eigeninteresses (unter Umständen auf Kosten des Partners) als 
auch das Interesse an gemeinsamen Zielen der beteiligten Akteure. Am Reziprozi-
tätsprinzip, das von Sydow als Definitionsmerkmal strategischer Netzwerke einge-
bracht wird, wird insofern festgehalten, dass weiterhin von interdependenten Teilen 
ausgegangen wird, die in wechselseitigem Austausch stehen. Der Austausch muss 
jedoch keineswegs symmetrisch gestaltet sein, wenn kompensatorische Mechanis-
men eingeführt werden, die den Mangel an Reziprozität auffangen. Die Verhand-
lungsfähigkeit aller beteiligten Akteure muss jedoch gegeben sein, d. h. sie müssen in 
der Lage sein, ihre Eigeninteressen genau zu bestimmen und zu vertreten. Darüber 
hinaus müssen sie zu einer eigenen strategischen Interaktion fähig sein und nicht nur 
unter dem Zwang zur ständigen Kompromissfindung stehen (vgl. Heidling 2000: 71). 
Die Handlungsfähigkeit der Akteure und die explizite Verknüpfung von Handlung 
und Struktur in Unternehmungsnetzwerken werden jedoch in keinem der Netzwerk-
ansätze aufgenommen, die Netzwerke als Hybride zwischen Markt und Organisation 
verorten. Um die Verhandlungsfähigkeit von Akteuren und die Rückbindung von 
Handlungen in vorgegebenen Strukturen nachzeichnen zu können, wird ein weiterer 
Theoriebaustein notwendig, der von Windeler (2001) unter Verwendung der Gidden-
schen Strukturationstheorie für die Betrachtung von Unternehmungsnetzwerken 
fruchtbar gemacht wurde. Windeler entwickelt einen Ansatz, der das Unterneh-
mungsnetzwerk als eigenständige Kooperationsform neben Markt und Hierarchie 
darstellt. 
4.1.1.2. Netzwerke als eigenständige Kooperationsform 
Eine Reihe von Autoren betrachten die in Netzwerken wirksamen Steuerungsmodi 
als eine eigenständige, dritte Koordinationsform neben Markt und Hierarchie. Teub-
ner (1996) hält die grundbegriffliche Einebnung des Gegensatzes von Vertrag und 
Organisation unzulässig und begreift Netzwerke als autopoietische Systeme höherer 
Ordnung „insofern sie durch Doppelattribution emergente Elementarakte (‚Netz-
werkoperationen‘) herausbilden und diese zirkulär zu einem Operationssystem ver-
knüpfen“ (Teubner 1996: 540). Er postuliert, dass das Handeln der Systemmitglieder 
gleichzeitig ‚kooperativ‘ am gemeinsamen Zweck und ‚vertraglich‘ an den Individu-
alzwecken der Systemmitglieder orientiert ist und man nicht vom normativen Vor-
rang der einen oder anderen Orientierung ausgehen dürfe. Voraussetzung für ein 
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Netzwerk sei, dass ein Handlungssystem sich zugleich als formale Organisation und 
als Vertragsbeziehung zwischen autonomen Akteuren herausbildet. Hier ist dann 
auch der Unterschied zur vertraglich verankerten Position der Transaktionskosten-
theorie zu verorten, die der Verfolgung individueller Zwecke den Vorrang einräumt 
(vgl. Teubner 1996: 546). 
Auch Powell (1996) löst sich vom Schema „zwischen Markt und Hierarchie“ und 
setzt eine Beziehungsqualität, nämlich „Vertrauen“, als eigenständige Form der Ko-
ordinationsform jenseits von Markt und Hierarchie ein. Semlinger (1993) entwickelt 
ebenfalls ein Schema jenseits von Markt und Hierarchie unter Implementierung des 
Kooperationsbegriffes. Kooperation ist in dieser Betrachtung jedoch nicht mit ver-
trauensbasierter Zusammenarbeit von Unternehmen verbunden, „Kooperation ist 
sowohl offen für konsensuellen Tausch als auch für einseitige Ausbeutung“ (Semlin-
ger 1993: 337). 
Windeler (2001) geht ebenfalls von eigenständigen Unternehmungsnetzwerken aus 
und versucht die Theorielücke der Netzwerkevolution nachhaltig zu schließen, indem 
er den strukturationstheoretischen Ansatz von Giddens für die theoretische Veranke-
rung von Unternehmungsnetzwerken verwendet. Er bricht mit der Perspektive der 
etablierten managementnahen Netzwerkforschung; nach seinen Erkenntnissen sind 
die Aktivitäten einzelner Akteure als systemisch geregelt und kontextuell konstitu-
tiert zu verstehen. Die in der managementnahen Netzwerkforschung unterstellte Po-
sition, Unternehmungsnetzwerke seien auf der Grundlage von isolierten Entschei-
dungen des Top-Managements isoliert agierender Unternehmungen in weitgehend 
extern gegebenen Handlungskontexten zu verstehen, wird verworfen (vgl. Windeler 
2001: 203ff.). Hinsichtlich der Konstitution von Unternehmungsnetzwerken wird die 
„Uniformitäts- und Zwangsläufigkeitsvorstellung“ der Transaktionskostentheorie als 
unzureichend abgelehnt. Windeler setzt an bei den strategischen Interessen der 
Netzwerkunternehmungen und deren Praktiken: 
„Momente marktlicher oder netzwerktypischer Koordination finden sich bei-
spielsweise in der Regel parallel im Unternehmungsnetzwerk, ohne dass diese 
damit gleich Hybride zwischen Markt und Hierarchie wären, wie Williamson 
und viele mit ihm annehmen. Interaktionen und Beziehungen werden in Unter-
nehmungsnetzwerken (...) nicht nur unter Rekurs auf eine Form der Koordina-
tion hervorgebracht. Sie werden unter gleichzeitigem Rekurs auf verschiedens-
te, oftmals miteinander amalgamierte Formen koordiniert.“ (Windeler 2001: 
211). 
121 
Das UEC „CentrO.“: Ein hierarchisches Netzwerk 
Damit bezieht sich Windeler auch auf personale, familiale, freundschaftliche sowie 
auf politische und religiöse Verbindungen, die insgesamt als „traditional“ bezeichnet 
werden. Koordination in sozialen Systemen bezeichnet die Abstimmung von Hand-
lungen und Ereignissen in Zeit und Raum. Dies geschehe unter Rekurs auf den Sys-
temkontext. Dabei schließen Akteure an bisher praktizierte Koordinationsweisen an 
und entwerfen aber auch neue. Koordination ist so immer Koordination in und von 
Zeit und Raum. 
Windeler unterscheidet drei möglichen Koordinationsformen in sozialen Systemen 
der Ökonomie: Unternehmungen, Märkte und Unternehmungsnetzwerke. Während 
in der ökonomischen Literatur Märkte und Unternehmen als Pole einer Skala gege-
nüberstehen, wird im strukturationstheoretischem Zugang ein relationales Verständ-
nis entwickelt und die Opposition von Märkten und Unternehmungen wird aufgelöst. 
Es spielen sowohl Marktpreise als auch die hierarchische Koordination als Phäno-
mene in Unternehmungsnetzwerken eine wichtige Rolle. Die Vermischung ist jedoch 
nicht schon das konstituive Merkmal von Unternehmungsnetzwerken. Windeler pos-
tuliert fließende Übergange zwischen den Koordinationsformen; entscheidend für die 
jeweilige Untersuchung sei die dominante Koordinationsform im sozialen System: 
„Wer sich dazu [zu dieser Sichtweise, d. V.] durchringt, ist offen für die Exis-
tenz paralleler und für die Supplementierung ‚übergeordneter‘ durch ‚unterge-
ordnete‘ Modi sowie für den Wandel ihrer Relationen in Zeit und Raum.“ 
(Windeler 2001: 212). 
Damit ein Koordinationsmodus im Geflecht mit anderen Modi dominant bleibt, müs-
sen Akteure diesen Modus in ihrem Handeln „dominant setzen“. Dies kann über An-
reize und Sanktionen gefördert werden. In einem Unternehmungsnetzwerk ist die 
Form der Netzwerkkoordination die dominante, dabei kann der Grad der netzwerk-
förmigen Koordination jedoch variieren. Einige der Beziehungen können stärker 
netzwerkförmig koordiniert sein als andere und die Ausprägung kann in Zeit und 
Raum variieren. Ein weitere Voraussetzung besteht darin, dass die Akteure ihre Ak-
tivitäten dem Netzwerk zurechnen. Ein Mindestmaß an sozialer Attribuierung wird 
also vorausgesetzt (vgl. Windeler 2001: 233). Die Definition von Unternehmungs-
netzwerken lautet danach: 
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„Unternehmungsnetzwerke sind vornehmlich aus Geschäftsbeziehungen und 
Geschäftsinteraktionen zusammengesetzt, die (mehr als zwei) Unternehmun-
gen überwiegend mit Blick auf den zwischen ihnen konstituierten dauerhaften 
Beziehungszusammenhang reflexiv koordiniert.“ (Windeler 2001: 232; Her-
vorhebungen im Original). 
Dabei ergeben sich Geschäftsbeziehungen in der Windelerschen Definition nur durch 
solche Beziehungen, die sich bei der Planung, Abwicklung und Durchführung von 
Geschäften entwickeln und sich nicht nur als isolierter direkter Austausch darstellen, 
sondern deren Bindung über einzelne Interaktionen hinausweist und Interaktionen 
Folgeinteraktionen anbahnen (vgl. Windeler 2001: 209). Die am Netzwerk beteilig-
ten Unternehmungen halten auch als Netzwerkmitglieder die einheitliche Leitung 
ihrer wirtschaftlichen Angelegenheiten aufrecht und stehen miteinander im Wettbe-
werb. Die Unternehmungen sind bestrebt, wirtschaftliche Vorteile aus dem Netz-
werkzusammenhang zu realisieren. Das Mittel hierfür ist eine längerfristig angelegte 
Reziprozität des Gebens und Nehmens von Kooperationsvorteilen im dauerhaften 
Beziehungszusammenhang. Vier Besonderheiten kennzeichnen den strukturati-
onstheoretischen Netzwerkbegriff: 
• Netzwerke werden als eigenständiger Typus sozialer Systeme im ökonomischen 
Bereich betrachtet; 
• Die Definition eines Unternehmungsnetzwerkes erfolgt über die Qualifizierung 
des Beziehungszusammenhangs und nicht über die Qualitäten einzelner (dyadi-
scher) Beziehungen; 
• Der Grad kollektiver Handlungsfähigkeit von Unternehmungsnetzwerken wird 
als variabel betrachtet; 
• Das Verständnis der Konstitution von Unternehmungsnetzwerken beruht darauf, 
„dass die (Re-)Produktion von Unternehmungsnetzwerken als Medium und Re-
sultat der Aktivitäten kompetenter Akteure verstanden wird, die diese unter re-
kursivem Bezug auf organisationale Felder und gesellschaftsweiten Institutionen-
sets hervorbringen.“ (Windeler 2001: 237). 
Eine wichtige Frage in der strukturationstheoretischen Herangehensweise lautet: Wie 
kann die Dauerhaftigkeit des Beziehungszusammenhangs zwischen rechtlich selb-
ständigen, ihre wirtschaftlichen Angelegenheiten einheitlich leitenden Unternehmun-
gen jenseits der Pole Markt und Hierarchie hervorgebracht werden? Nach dem struk-
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turationstheoretischen Netzwerkbegriff sind Unternehmungsnetzwerke über eine 
besondere Qualität des Beziehungszusammenhangs, dessen Dauerhaftigkeit und 
nicht über eine bestimmte Qualität von Beziehungen klassifiziert. In der manage-
mentnahen Literatur kann die gegenteilige Argumentation festgestellt werden, dort 
wird die strukturelle Besonderheit von Beziehungen als Definitionsmerkmal von 
Unternehmungsnetzwerken verwendet. Dabei werden als Strukturmerkmale von Be-
ziehungen z. B. Kooperation, Vertrauen, Macht, Verhandlung und Vertragsrecht 
„gehandelt“. In der strukturationstheoretischen Perspektive wird der Beziehungszu-
sammenhang der Akteure in den Vordergrund gerückt. Strukturmerkmale von Bezie-
hungen verlieren jedoch nicht ihre Bedeutung. Sie werden als Faktoren oder Momen-
te analysiert, die die Herausbildung eines dauerhaften Beziehungszusammenhangs 
fördern, oder sich als Resultat seiner Reproduktion ergeben. Dabei werden einzelne 
Beziehungsqualitäten jedoch nicht als unwichtig eingestuft. Im Gegenteil: Sie kön-
nen konkrete Unternehmungsnetzwerke weitgehender charakterisieren, ohne dass 
einzelnen Qualitäten allerdings konstitutive Bedeutung zugewiesen werden kann 
(vgl. Windeler 2001: 243). 
Der wichtigste Unterschied zu den managementnahen Netzwerkforschungen besteht 
darin, dass der handelnde Akteur in die Betrachtungen einbezogen wird, während in 
den herkömmlichen Ansätzen der strukturellen Netzwerkanalyse die Erklärungsmus-
ter vom Handeln der Akteure abgelöst betrachtet werden. Der strukturationstheoreti-
sche Handlungsbegriff hingegen ist durch vier Merkmale charakterisiert. „Er ist rela-
tional, kompetenzbasiert, prozessual ausgelegt und versteht Handlungen als Moment 
der Konstitution des Sozialen.“ (Windeler 2001: 157). Das bedeutet im Einzelnen: 
Das individuelle Handeln Einzelner ist nicht isoliert zu betrachten. Die Handelnden 
sind in der Lage in jeder Interaktionssituation auch anders handeln zu können und 
beziehen ihr Handeln aktiv auf den Systemkontext. Der Unterschied zur handlungs-
theoretischen Fassung von Handeln in der managementnahen Forschung ist dabei 
folgenschwer: 
„Von individuellen Intentionen und/oder Zweck/Mittel-Verwendungen wird 
auf Interaktionen, genauer auf rekursiv im Handeln in Interaktionen aktualisier-
te, systemisch und institutionell in Zeit und Raum koordinierte, kontextuell 
eingebettete Handlungen umgestellt. (...) Die Grenzen und Möglichkeiten des 
Handelns hängen in Unternehmungsnetzwerken (und anderen Sozialsystemen) 
vom in ihnen koordinierten Handeln anderer ab.“ (Windeler 2001: 158). 
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Die Akteure sind „knowledgeable“ und verstehen immer einiges von dem, was sie 
tun und um sie herum geschieht, den Zusammenhängen, in denen sie handeln, und 
sie bringen dieses Wissen in ihr Handeln ein. Diese theoretische Herangehensweise 
hat gegenüber dem Transaktionskostenansatz und der daraus entstandenen manage-
mentnahen Forschung den Vorteil, dass Veränderungsprozesse im Unternehmungs-
netzwerk erklärt werden können und nicht nur eine Serie diskreter Akte darstellen. 
Soziale Systeme sind in Zeit und Raum konstituierte Interaktions- und Beziehungs-
systeme. Netzwerkakteure stellen sich in ihren Geschäftsaktivitäten aufeinander ein. 
Soziale Beziehungen liegen aber nur dann vor, wenn Akteure Aktivitäten und Ereig-
nisse über einzelne Interaktionen hinaus rekursiv (wechselseitig) in Zeit und Raum 
aneinander binden und darüber miteinander verbinden (vgl. Windeler 2001: 208f). 
Für den empirischen Fall eines UEC ist zu erwarten, dass die Betreibergesellschaft 
des UEC mehr als andere Unternehmen eine zentrale Rolle bei der Netzwerkregula-
tion einnehmen wird. Wie bereits aufgezeigt, bezeichnet Sydow (1992) solche Ver-
netzungen als strategisches Netzwerk. Windeler verwendet für diese Art der Unter-
nehmungsvernetzung den Begriff des hierarchischen Netzwerkes: 
„Hierarchisch nenne ich Netzwerke, in denen die Regulation der Interaktionen 
und Beziehungen der Akteure insgesamt eine vornehmlich hierarchische Form 
aufweist, das heißt: durch einen erkennbaren, identifizierbaren und von den 
Netzwerkunternehmungen akzeptierten Netzwerkkoordinator maßgeblich und 
relativ dauerhaft derart bestimmt wird, so dass die hierarchische Form fakti-
sche Geltung erlangt, aber keine einheitliche Leitung in wirtschaftlichen Ange-
legenheiten konstituiert.“(Windeler 2001: 43). 
Während bei Sydow (1992) die Steuerung des Netzwerkes vornehmlich durch einen 
„fokalen Akteur“ aufgrund der Steuerungsmechanismen „Markt“ und „Hierarchie“ 
vorgenommen wird, die in soziale Beziehungen „eingebettet“ sind, bestimmt im 
strukturationstheoretischen Ansatz der Netzwerkkoordinator mehr als andere über 
die Netzwerkregulation und gibt die Bedingungen vor für die  
• Selektion der Mitglieder und Märkte, auf denen das Netzwerk sich entfaltet; 
• die Evaluation der Netzwerkpraktiken; 
• die Allokation der Ressourcen; 
• die Systemintegration der Aktivitäten von an- und abwesenden Akteuren; 
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• die Positionierung der Akteure zueinander und  
• die Konstitution der Grenzen des Netzwerkes relevanter Handlungsdomänen 
(vgl. Windeler 2001: 265). 
Diese Gegenstände der Netzwerkregulation können mit den Mitteln Sprache/Schrift, 
Geld, Technik und Expertise koordiniert werden. Die durch das Netzwerk gestifteten 
Beziehungsgeflechte und Regelungen der Geschäftsbeziehungen zwischen den 
Netzwerkunternehmungen determinieren dabei nicht das Handeln der Netzwerkak-
teure. Die (Mitglieder von) Netzwerkunternehmungen aktualisieren diese auch in 
hierarchischen Netzwerken immer wieder im Handeln und nutzen die durch sie er-
öffneten Chancen strategisch, auch wenn ihnen die Netzwerkregulation weitgehend 
den Weg vorschreibt, auf dem dies netzwerkadäquat geschehen soll. Immer sind es 
Akteure, die intendiert oder unintendiert Zusammenhängen und Praktiken erst durch 
ihr Handeln eine gewisse Ausdehnung in Zeit und Raum verleihen (vgl. Windeler 
2001: 26). Dadurch sind auch Unternehmungsnetzwerke Subjekte und Objekte von 
Netzwerkregulation. 
4.1.1.3. Fazit 
Die Transaktionskostentheorie ist ein wertvoller Theoriebaustein, wenn man aus der 
Sicht des einzelnen Unternehmens eine Entscheidung über Fremdbezug bzw. Eigen-
fertigung anstellen möchte. Die Pole „Hierarchie“ und „Markt“ und die von William-
son entwickelte Verknüpfung der vertraglichen Abgrenzung können für die Erklä-
rung der Evolution von Netzwerken eingesetzt werden. Sydow (1992 und 1999) hält 
in einer eher ökonomisch intendierten Herangehensweise an der Begrenzung der 
Koordinationsformen (Markt versus Hierarchie) fest und unterlegt diese Polarisie-
rung mit sozialen Beziehungen. Windeler (2001) stößt das soziologische Tor weiter 
auf und bietet durch die Anwendung des Giddenschen strukturationstheorischen An-
satzes die Möglichkeit, verstärkt die Prozesshaftigkeit in Unternehmungsnetzwerken 
zu untersuchen, da er den handelnden Akteur in seinen Theorierahmen einbezieht. 
Der Problemorientierung50 dieser Arbeit kann mit dem strukturationstheoretischen 
                                              
50 Krebs/Rock (1994: 342) unterscheiden zwei unterschiedliche Forschungsleitbilder, mit deren Hilfe 
auch die „Intermediaritätsposition“ und die „Eigenständigkeitsposition“ in der Netzwerkforschung 
begründet werden können. Ein Forschungsbild – das in dieser Arbeit gewählte - lässt sich mit den 
Merkmalen Problemorientierung und pragmatischer Vorgehensweise grob konturieren. Greift man 
dieses Forschungsbild auf, steht im Vordergrund der Forschungsarbeit, Formen von Netzwerken em-
pirisch einordnen zu können. In diesem Fall ist die Frage, ob es sich bei Unternehmungsnetzwerken 
um eine intermediäre oder eigenständige Organisationsform handelt eher sekundär. Ein weiteres For-
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Netzwerkansatz sehr gut begegnet werden. Es geht darum, Netzwerkausprägungen, 
die sich in der Empirie möglicherweise abbilden, anhand von Fallstudien nachzu-
zeichnen. Ziel dieser Vorgehensweise ist es, durch empirische Forschung gehaltvolle 
Einsichten in die Formation und die Leistungsfähigkeit des Netzwerkes zu bekom-
men. Die breit angelegte Netzwerkperspektive des strukturationstheoretischen An-
satzes ermöglicht einen offenen Zugang zum empirischen Phänomen (vgl. 
Krebs/Rock 1994: 343) und wird deshalb hier als das theoretisch „geschliffenste“ 
Werkzeug eingesetzt, um die empirischen Erkenntnisse einzuordnen. 
4.2 Empirische Ergebnisse – Das CentrO. 
Das untersuchte Urban Entertainment Center besteht aus einem Cluster von Unter-
nehmen der Freizeit- und Unterhaltungsbranche. Die Eigentümer des CentrO. haben 
eine Betreibergesellschaft (CentrO.-Management) für die Leitung des UECs einge-
setzt. Diese Betreibergesellschaft vermietet Flächen an ca. 200 Unternehmen des 
Einzelhandels und an ca. 50 gastronomische Betriebe; es bestehen darüber hinaus 
langfristige Mietverträge mit einem Multiplex-Kino und einer Veranstaltungsarena, 
die ebenfalls auf dem Gelände angesiedelt sind. Des Weiteren hat die Betreiberge-
sellschaft einen Freizeitpark auf dem Gelände des CentrO. verpachtet. Die einzelnen 
Grundeinheiten des Centers (Einzelhandelsunternehmen, Gastronomiebetriebe, Mul-
tiplex-Kino, Veranstaltungshalle) sind durch mittel- bzw. langfristige Mietverträge51 
an das Center-Management gebunden. 
Das einzelhandelsorientierte UEC ist in einer überdachten Shopping-Mall angeord-
net, in der sich die 200 Einzelhandelsbetriebe in zwei Etagen über eine Verkaufsflä-
che von ca. 70.000 qm erstrecken.52 Innerhalb der Shopping-Mall findet sich die 
„Coca-Cola Oase“, die sich unter einer Glaskuppel ausbreitet und in deren Rondell 
22 Gastronomieeinheiten mit 1.200 Sitzgelegenheiten vorhanden sind. Die Coca-
Cola Oase bildet den gastronomischen Mittelpunkt des Einkaufszentrums. Über eine 
Großleinwand werden hier Musikvideos und Werbung eingespeist. Außerhalb des 
Einkaufscenters, aber unmittelbar im Anschluss an das Gebäude, ist an einem künst-
                                                                                                                                  
schungsleitbild hingegen, dass sich durch eine stärkere theoretisch-systematische Orientierung aus-
zeichnet, hat zum Ziel Netzwerkbeziehungen von anderen Beziehungen abzugrenzen und die Evoluti-
on und Reproduktion von Netzwerken erklärenden Variablen zu bestimmen. Mit der theoretisch-
systematischen Auseinandersetzung wird dann auch wiederum ein veränderter Zugang zur Empirie 
möglich. 
51 In Einzelfällen wurden auch Kaufverträge abgeschlossen. 
52 Bildmaterial zu den einzelnen Bestandteilen des UEC finden sich im Anhang (Punkt 9) der Arbeit. 
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lich angelegten Flusslauf eine ca. 400 m lange Promenade angegliedert. Dort befin-
den sich 25 Gastronomiebetriebe, die mit über 8.000 Sitzplätzen im Innen- und Au-
ßenbereich ein Bewirtungsspektrum bieten, das von Bars über Restaurants bis zur 
Diskothek reicht. Unmittelbar an diese Promenade schließt sich die Veranstaltungs-
halle „Arena“ mit 11.500 Sitzplätzen an, die vorwiegend für überregionale Konzerte 
genutzt wird. Des Weiteren findet sich auf dem Areal ein Multiplex-Kino. Das 
CentrO.-Management hat darüber hinaus einen 80.000 qm umfassenden Freizeitpark 
(der sich räumlich an das Einkaufszentrum und die Promenade angliedert) verpach-
tet, der im Sommerhalbjahr zahlreiche Spiel- und Unterhaltungsmöglichkeiten für 
Kinder bereithält und als Frequenzbringer für den Einzelhandel konzipiert wurde. 
Dieses Cluster von Einkaufs- und Freizeitanbietern wird eingerahmt von Parkhäu-
sern, in denen ca. 10.500 Fahrzeuge Platz finden. In der Erweiterung dieser Parkhäu-
ser finden sich zahlreiche Busparkplätze. Die Anbindung an den ÖPNV befindet sich 
in unmittelbarer Nähe des Haupteingangs zum Shopping Center (vgl. CentrO.-
Pressemappen 2001 und 2002).53  
Was ist das Besondere an dieser Konstellation? Der Kommunikations-Philosoph 
Norbert Bolz (1999) definiert den neuen urbanen Trend folgendermaßen: 
„‘Center‘ ist die Konsumkathedrale als Bündelung von Konsum- und Ereignis-
chancen, als Architektur der ‚Mehrwerterlebnisse‘, in die man vor der häusli-
chen Langeweile flieht. Und ‚urban‘ ist es als kulturell angereicherte Shop-
ping-Landschaft. Die neuen Entertainment Center wollen mehr bieten als die 
klassische Mall – sie sind auf eine Wirtschaft des Unsichtbaren hin konzipiert". 
(Rheinische Post vom 17.9.1999). 
„Die Wirtschaft des Unsichtbaren“ kann im sozialwissenschaftlichen Terminus etwas 
„handfester“ übersetzt werden. Bei den neuen, vom Unternehmen CentrO.-
Management erbrachten Angeboten für deren Mieter, handelt es sich um die Bereit-
stellung von handelsergänzenden Dienstleistungen, die die einzelnen Unternehmen 
ihren Kunden nicht in eigener Regie anbietet, da diese Dienstleistungen nur be-
schränkt marktfähig sind. Diese Zusatzleistungen werden aber von den Verbrauchern 
zunehmend eingefordert, da der bloße Tausch - Ware gegen Geld - für „Erlebnisein-
käuferinnen und –käufer“ nicht mehr die alleinige Intention für einen Einkauf dar-
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stellt. Die vom CentrO.-Management zusätzlich erstellten Dienstleistungen haben die 
Eigenschaften von „kollektiven Gütern“, die das Wohlbefinden der Kunden erhöhen 
und die Attraktivität des Einkaufsumfeldes steigern. 
Betrachtet man die eingemieteten Unternehmen und das CentrO.-Management im 
Urban Entertainment Center aus theoretischem Blickwinkel, zeichnet sich ein Netz-
werk von Unternehmungen ab, dessen Knoten durch die Einzelhandels-, Gastrono-
mie-, und Dienstleistungsbetriebe gebildet werden und deren Beziehungen aus Ge-
schäftsbeziehungen bestehen, die vertraglich untermauert sind. Alle Unternehmen 
innerhalb des CentrO. sind vertraglich an das CentrO.-Management gebunden. Die 
Geschäftsbeziehungen zwischen den Unternehmen gehen dabei über ein „spot 
contracting“ hinaus und breiten sich durch die Langfristigkeit der Verträge und die 
Einmietung der Vertragspartner in der Mall in Raum und Zeit aus. Die räumliche 
Nähe der Unternehmen und vor allem der „Unternehmensmix“, der von der Betrei-
bergesellschaft auf die Zielgruppe der Verbraucher abgestimmt wird, ist eine not-
wendige Voraussetzung, damit die handelsergänzenden Dienstleistungen überhaupt 
ihre Wirkung entfalten können. 
Der Grundstock für die Dauerhaftigkeit der Geschäftsbeziehungen wird durch mittel- 
bzw. langfristige Verträge zwischen CentrO.-Management und den jeweiligen Un-
ternehmen gelegt. Die dadurch geschaffene Struktur kann in der Folge durch einzel-
ne Beziehungsqualitäten zwischen den Unternehmen weitgehend aus- und umgestal-
tet werden. Beziehungsqualitäten werden von handelnden Akteuren geschaffen, die 
in den einzelnen Unternehmen in verantwortlicher Position agierenden und „bounda-
ry spanner“ oder „pivot player“ genannt werden. Diese Akteure nehmen interorgani-
sationale Beziehungen mit anderen Unternehmensvertretern auf. Dabei können sich 
die Beziehungen der „boundary spanner“ auf eine personale Ebene beziehen, werden 
aber vorrangig über organisational festgelegte Rollen und Stellen geprägt (vgl. Win-
deler 2001: 198). Welche Strukturen und Steuerungsversuche durch die CentrO.-
Betreibergesellschaft in der Empirie geprägt werden und welche Spielräume von den 
beteiligten Unternehmungen genutzt werden, soll im Weiteren untersucht werden. 
Zunächst wird die Aufgabenorganisation und das Dienstleistungsspektrum der 
Betreibergesellschaft dargestellt und daran anschließend die Stellung der Einzelhan-
dels- und Gastronomieunternehmen im CentrO. erörtert. 
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4.2.1 Aufbauorganisation des CentrO. - Managements 
Für die rechtlich selbständigen Betriebe des Einzelhandels und der Gastronomie 
werden einzelne Betriebsfunktionen vom CentrO.-Management, der Betreibergesell-
schaft des Investors, übernommen, die in einem Mietvertrag festgelegt sind.  
Abb. 18 Kooperationsprofil des CentrO. 
Quelle: Eigene Darstellung 
Für die Erstellung von zusätzlichen Dienstleistungen für die Mieter verfügt das 
CentrO.-Management über einen Personalstamm von ca. 200 Mitarbeitern, die in den 
Abteilungen „Marketing/Presse“, „Events/Sponsoring“, „Sicherheit“, „Reinigung“ 
und „Haustechnik“ beschäftigt sind. Dem CentrO.-Management als koordinierendem 
Unternehmen obliegt die Verantwortung für die Erstellung von „zusätzlichen Dienst-
leistungen“, die das folgende Leistungsspektrum umfassen: 
Einzelhandel  
( ca. 200 Mieter)  
Gastronomie  




Centro  -  Management  
• Presse / Marketing  
• Events  /  Sponsoring  
• Security  
• Cleaning  
• Haustechnik  
Stadium Leasing GmbH  
(Vermietung) 
Erlebnispark  
• die Vermarktung des CentrO. als Ganzes und die Organisation der damit verbun-
denen “Events” auf dem Areal des Urban Entertainment Centers; 
• die Generierung von zusätzlichen Serviceleistungen für die Besucher des CentrO. 
(z. B. Informationstische, Kinderbetreuung, Sprachservice und Betreuung für 
ausländische Kunden, Rollstuhlservice für behinderte Kunden); 
• die Erbringung von Sicherheits- und Reinigungsdiensten für alle kollektiven Flä-
chen; 
• Information (z. B. durch die Hauszeitung) und Abstimmung von einheitlichen 
Vorgehensweisen mit den Mietern durch festgelegte Treffen; 
• die Anwerbung von Sponsoren für das CentrO. und die Abstimmung deren Akti-
vitäten innerhalb des Urban Entertainment Centers sowie 
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• die zentrale Außendarstellung des CentrO. als Einheit und die Pflege sämtlicher 
Außenkontakte. 
Im UEC unterliegt die Erstellung von handelsergänzenden Dienstleistungen für die 
Gesamtheit aller Mieter einer neuartigen Regelung. Diese Regelung weicht von der 
traditionellen Vorgehensweise der Kollektivguterstellung in den Innenstädten (vgl. 
Kapitel 5) erheblich ab. Die Mieter (Einzelhändler, Gastronomen, Kino und Arena-
betreiber) bleiben weiterhin dem Marktmechanismus überlassen, übertragen aber die 
Erstellung „handelsergänzender Dienstleistungen“ gegen die Zahlung einer Umlage 
dem CentrO.-Management. Die Erstellung dieser Dienstleistungen - die hier als 
„Clubgüter” bezeichnet werden können, da sie nicht für jeden, sondern exklusiv für 
die Mieter des CentrO. erbracht werden – erfolgt durch das CentrO.-Management. 
Bereits in der Planungsphase wurden „Clubgüter” (z. B. eine ausreichende Anzahl 
von Parkplätzen für PKW und Busse, optimale Anfahrtswege, Überdachungen), von 
denen alle Mieter und deren Kunden profitieren sollen, berücksichtigt. Für die Erstel-
lung der ”Clubgüter” im laufenden Betrieb wurden Abteilungen (Security, Cleaning, 
Marketing) unter dem Dach des CentrO.-Managements gebildet, die sich ausschließ-
lich mit der Erstellung dieser Serviceleistungen befassen und deren Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter direkt bei der Betreibergesellschaft beschäftigt sind. 
Zu den Clubgütern gehört des Weiteren die Erarbeitung von CentrO.-übergreifenden 
Marketingplänen, die Gewährung von Sicherheit und Sauberkeit für alle kollektiven 
Flächen und Räume innerhalb und außerhalb des Einkaufszentrums.54 Durch die ver-
traglich abgesicherte Bereitstellung dieser Leistungen entsteht für das Konglomerat 
an Einzelhandels-, Gastronomie- und sonstigen Dienstleistungsgeschäften ein Ge-
winn an Kundenattraktivität, was sich wiederum in einer hohen Verbraucherfrequenz 
und expandierenden Umsätzen der einzelnen Anbieter niederschlägt (Interviews 1/I, 
7/I, 11/I). Das Problem der Kollektivgütererstellung, das durch die Werbegemein-
schaften der Innenstädte nur partiell gelöst werden kann, wird in diesem Fall durch 
den Steuerungsmechanismus „Geld” von vornherein gelöst. 
Absoluter Vorrang bei der Erstellung von Dienstleistungen hat die Kundenzufrieden-
heit, die vom Management unter dem Stichwort „Convenience“ gefasst wird. Unter 
diesem Oberbegriff werden Dienstleistungen wie Sicherheit, Sauberkeit und Service 
zusammengeführt, um den Kunden eine angenehme Einkaufsatmosphäre zu bieten. 
                                              
54 Innerhalb der angemieteten Räumlichkeiten ist der jeweilige Händler oder Gastronom selbst für 
Sicherheit und Sauberkeit zuständig. 
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„98 % der befragten Kunden geben Convenience als wichtigen Aspekt für den Ein-
kauf im CentrO. an“ (Interview 1/I). Das Dienstleistungskonzept, das im CentrO. 
präferiert wird, ist derart gestaltet, dass vor allem die Zielgruppe der Familien mit 
„Convenience“ versorgt wird. Für diese Zielgruppe werden Dienstleistungen wie 
extrabreite Parkplätze, Fläschchenwärmservice und Kinderbetreuung angeboten. 
Acht ausgebildete Erzieherinnen sind mit der Beaufsichtigung der Kinder beauf-
tragt.55 
In Bezug auf die Erstellung von handelsergänzenden Dienstleistungen kristallisiert 
sich heraus, dass erstens Dienstleistungen aus mehreren Dienstleistungsbranchen 
erbracht werden und dies zweitens nicht isoliert geschieht, sondern Synergien bei der 
Erstellung der Dienstleistungen genutzt werden. Dies liegt u. a. an der flachen Hie-
rarchie, die die Organisationsstruktur der Betreibergesellschaft kennzeichnet und 
„die ganz bewusst so gestaltet wurde“ (Interview 1/I). Die fünf „Abteilungsleiter“ 
(Security; Cleaning; Haustechnik; Presse/Marketing; Events/Sponsoring) stehen im 
direkten Kontakt mit dem CentrO.-Direktor, und treffen sich in kurzen Zeitabstän-
den. Die engen Absprachen zwischen den Abteilungen, schlagen auf die „praktische 
Arbeit“ durch, dies wird im Interview durch folgendes Beispiel belegt: Werden vom 
Wachpersonal bei den Rundgängen Verunreinigungen entdeckt, wird diese Informa-
tion sofort in den Reinigungsbereich weitergegeben und dort unmittelbar bearbeitet 
(Interview 13/I). 
Der Anspruch an die Qualität der Kundendienstleistungen wird auch auf die Perso-
nalauswahl übertragen. Im Unterschied zur Dienstleistungserstellung in anderen 
Shopping Malls wird die Leistungserstellung der Dienstleistungen nicht „outge-
sourct“, sondern in der Organisation durch fest angestelltes Personal erbracht. Da-
durch kann eine durchgängige Qualität der Leistungen sichergestellt werden, da die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf die hohen Ansprüche - z. B. die Sauberkeit 
betreffend - geschult und eingewiesen werden und die flache Organisationshierarchie 
unterstützend dazu beiträgt, dass Anweisungen abteilungsübergreifend „durchge-
stellt“ werden. 
Insgesamt beschäftigt das CentrO.-Management ca. 200 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, deren Zahl saisonal aufgestockt wird. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
                                              
55 Die Nachfrage nach Kinderbetreuung im CentrO. ist so hoch, dass die Beaufsichtigungszeit im 
„Kinderland“ zeitweise auf zwei Stunden reduziert werden musste (vgl. Interview 1/I). 
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erhalten zu Beginn ihrer Tätigkeit ein 3-Tages-Training „Eisbrecher“, das unter Hin-
zuziehung einer externen Unternehmensberatung durchgeführt wird. „In erster Linie 
handelt es sich hierbei um Motivationsschulungen, um das Team von der Putzfrau 
bis zum Manager ‚zusammenzuschweißen‘, es wird einem selbst aufgezeigt, dass 
man in ganz kurzer Zeit mehr schafft, als man sich selbst zutraut.“ (Interview 4/I). 
Die hohen Qualitätsansprüche, die an das Personal gestellt werden, werden auch in 
der Führungsebene durchgehalten. Die Abteilungsleiter und der Direktor verfügen 
über einschlägige berufliche Qualifikationen und fast durchgängig über internationa-
le Berufserfahrung. Der Austausch mit einem „Schwesterunternehmen“ in Sheffield 
erfolgt obligatorisch. 
Abb. 19 Aufbauorganisation der Betreibergesellschaft 





















Neben den fünf Abteilungen wurden zwei Stabstellen eingerichtet, die dem CentrO.-
Direktor zuarbeiten. Eine Stabstelle ist als GmbH ausgegründet, deren Geschäftsfüh-
rung für die „Pflege der Mieter“ zuständig ist.56 Mit dem Geschäftsführer der vermie-
tenden GmbH findet eine enge Abstimmung statt: Im Auftrag des CentrO.-Direktors 
werden von dieser Stabstelle gezielt Gespräche zur Vervollständigung der vermiete-
ten Flächen geführt. Das bedeutet, dass „Wunschmieter“ direkt angesprochen wer-
den, ob sie eine Dependance im CentrO. einrichten wollen. Die Zusammenstellung 
der Mieter richtet sich an einem gedachten idealen Branchenmix aus. „Die Zielgrup-
                                              
56 Wie in ähnlichen Einrichtungen in den USA entrichten die Mieter eine Grundmiete und eine Zu-
satzmiete, die sich an ihren Umsätzen orientiert. 
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pe der ganz jungen Leute soll nicht weiter ausgebaut werden, durch die schrittweise 
Umstellung auf höherwertige Ware soll sich die Präsenz dieser Zielgruppe von selbst 
etwas reduzieren“ (Interview 1/I). Das bedeutet, dass die Betreibergesellschaft auch 
die Aufgabe der Selektion von Mietern vollständig übernimmt und unter Marketing-
gesichtspunkten gestaltet. 
Eine weitere Stabstelle ist durch eine „Ästhetik- und Gastronomiebeauftrage“ be-
setzt. Diese nimmt täglich mehrere Begehungen im CentrO. vor und überprüft, ob die 
vertraglichen Vorgaben bezüglich Schaufensterdekorationen, Speisekarten usw. ein-
gehalten werden. Um ein einheitliches Bild innerhalb der Mall zu vermitteln, ist es 
den Mietern beispielsweise nicht erlaubt, so genannte Schüttenware vor den Geschäf-
ten zu präsentieren. Des Weiteren wird kontrolliert, ob Notausgänge nicht durch Wa-
renanlieferungen blockiert werden. Die Ästhetik- und Gastronomiebeauftragte nimmt 
jedoch nicht nur eine Kontrollfunktion wahr; sie ist gleichzeitig Ansprechpartnerin 
für die Mieter und verdeutlicht die Präsenz der Betreibergesellschaft innerhalb der 
Mall und leitet Anregungen und Beschwerden an die Geschäftsleitung weiter. Die 
Rolle der Ästhetikbeauftragten ist klar als eine „boundary-spanning“-Rolle konzi-
piert. Die handelnden Akteure der eingemieteten Unternehmen können bzw. müssen 
hin und wieder den Kontakt mit der Beauftragten aufnehmen. Dabei kann die Art der 
Interaktionsbeziehung unterschiedlich ausgestaltet werden (z. B. vertrauensbasiert 
oder machtbasiert).  
134 
Das UEC „CentrO.“: Ein hierarchisches Netzwerk 
4.2.2 Handelsergänzende Dienstleistungen und ihre Erstellung 
Beispielhaft für das Dienstleistungsspektrum, das durch die Betreibergesellschaft 
generiert wird, sollen im Folgenden zwei Bereiche des Dienstleistungsspektrums 
vorgestellt werden, zum einen die Erstellung von Marketingdienstleistungen und 
zum anderen die Erstellung von Sicherheitsdienstleistungen. 
4.2.2.1. Sicherheit im CentrO. 
„Shopping center security is the protection of all assets associated with a cen-
ter. Security officiers generally do not have police powers, and security policy 
and procedures are not necessarily designed to enforce civil codes order laws, 
but rather to protect the shopping center and its assets.” (ICSC “Management” 
1996: 21). 
In der Abteilung „Sicherheit” sind die meisten Arbeitskräfte der Betreibergesell-
schaft gebunden: Insgesamt sind in dieser größten Abteilung ca. 50 Arbeitnehmer 
beschäftigt. Die Abteilung „Sicherheit“ wird von einem “Security-Manager” geleitet. 
Im Kontrollraum, der rund um die Uhr besetzt ist und sozusagen das Herz des Secu-
rity-Bereiches darstellt, werden die notwendigen Informationen für den Sicherheits-
bereich gebündelt. Die im CentrO. installierten Überwachungskameras speisen hier 
ihre Bilder ein; Notrufe aus Parkhäusern und Aufzügen laufen hier auf und Lautspre-
cheransagen werden ebenfalls aus dieser Zentrale getätigt. Unterstützt wird die Be-
legschaft des Kontrollraums durch Supervisoren, die mehrere Dutzend Wachmän-
nern betreuen. Die Wachmänner führen in verschiedenen Arbeitsschichten Rundgän-
ge durch das komplette Areal des CentrO. durch. Folgende Aufgaben werden insge-
samt vom Security-Bereich übernommen: 
• Bildüberwachung von Mall, Promenade und Außengelände; 
• Überwachung der Parkhäuser und Aufzüge; 
• Erfüllung der Brandschutzbestimmungen; 
• Regelung des Straßenverkehrs auf dem Gelände; 
• Verfolgung von Ladendieben; 
• Sicherung des Areals durch patrouillierende „Officer”; 
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• Ansprechpartner in Sicherheitsfragen vor Ort;  
• Evakuierungsplanung für Notfälle. 
Der Sicherheitsbereich der Veranstaltungshalle „Arena” mit 11.000 Sitzplätzen wird 
ebenfalls bei der täglichen Routineüberwachung vom Kontrollraum des CentrO. aus 
unterstützt. In Sondersituationen (Vorweihnachtsbetrieb, Konzerte in der Arena) 
werden an die Gastronomen bzw. deren internes Sicherheitspersonal Funkgeräte ver-
teilt, so dass eine Verbindung zum zentralen Kontrollraum hergestellt werden und 
das Wachpersonal bei Bedarf verstärkt werden kann. 
Die Sicherung der Waren in den jeweiligen Verkaufsräumen obliegt den Mietern. 
Bedingt durch die hohe Kundenfrequenz kann diese Überwachungsaufgabe von den 
Mietern häufig nicht selbst bewältigt werden. Aus diesem Grund werden - zumindest 
von größeren Betrieben - private Sicherheitsdienste hinzugezogen. „Dies führt teil-
weise zu Irritationen bei den Besuchern des CentrO., die internes und externes Per-
sonal auf den ersten Blick nicht unterscheiden können und auch von den externen 
Kräften freundliches Auftreten und fundierte Auskünfte erwarten“ (Interview 13/I). 
Dieses Beispiel zeigt, dass für das Personal, das direkt bei der Betreibergesellschaft 
beschäftigt ist, eine erweiterte Dienstleistungsorientierung dominiert, die ein service-
orientiertes Verhalten den CentrO.-Kunden gegenüber beinhaltet. Das bedeutet, dass 
vom CentrO.-Sicherheitspersonal über den Wachdienst hinaus auch Kundenauskünf-
te erteilt werden und Hilfeleistungen erbracht werden. Dieses Aufgabenspektrum 
wird von herkömmlichen Sicherheitsdiensten nicht abgedeckt.  
4.2.2.2. Marketing im CentrO. 
Der Marketingbereich des CentrO.-Managements besteht aus den beiden Abteilun-
gen „Presse- und Öffentlichkeitsarbeit” und „Event/Sponsoring”. Insgesamt sind in 
beiden Abteilungen neun Personen beschäftigt. Wie auch in der amerikanischen 
Marketingbranche üblich, wird jährlich ein Marketingplan erstellt, indem die Aktivi-
täten für die einzelnen Bereiche (z. B. Tourismus, Medien, Events) geplant werden. 
Die Umsetzung des Marketingplans und die damit verbundene Budgetkontrolle ist 
eine zentrale Aufgabe des Event-Managers, der von einer Sekretärin und einer Assis-
tentin unterstützt wird. Im Gegensatz zu britischen bzw. amerikanischen Marketing-
gepflogenheiten, in denen die Fernsehwerbung eine zentrale Rolle spielt, lebt Marke-
ting in Deutschland eher von Events und Promotion, da gesetzliche Auflagen hierzu-
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lande reißerische, vergleichende Werbung einschränken. Dies hat zur Folge, dass 
sich auch in NRW eine Vielzahl von Eventagenturen etablieren konnte, deren Diens-
te vom Event-Manager des CentrOs auch genutzt werden. Insgesamt werden pro Jahr 
ca. 15 vom CentrO.-Marketing organisierte Events im CentrO. durchgeführt. 
Eine weitere Marketing-Sparte, die in Großbritannien und den USA in bezug auf das 
Shopping-Marketing „noch in den Kinderschuhen steckt“ (Interview 25/I), in 
Deutschland aber Anwendung findet, ist das Sponsoring. Das CentrO.-Management 
hatte in den ersten Jahren „Sponsorpakete” mit den Firmen LTU, Coca-Cola, der 
Stadtsparkasse Oberhausen und der Firma Schöller abgeschlossen. Diese Leistungs-
pakete beinhalten u.a. die Bereitstellung von CentrO.-Flächen für die Events der 
Sponsoren. Mit dem Abschluss solcher Sponsor-Pakete für das CentrO. werden so-
zusagen „zwei Fliegen mit einer Klappe geschlagen“: Der Sponsor nutzt die hohe 
Kundenfrequenz des CentrO. (ca. 23 Mio. Besucher im Jahr), um seine Produkte zu 
präsentieren und teilweise auch zu verkaufen. Durch die Präsentationen und Veran-
staltungen der Sponsoren wird wiederum die Erlebnisvielfalt für die CentrO.-Kunden 
erhöht. Diese Art von Vereinbarungen werden im Marketingjargon als „barter-deals“ 
bezeichnet. Unter dem Aspekt des Tausches erfolgt auch die Vermietung der kollek-
tiven Flächen des CentrO. für die Produktion von Kinospielfilmen oder die Inszenie-
rung von Autogrammstunden für Schauspieler.  
Einer der Hauptsponsoren, die Firma Schöller, betreibt eine Vielzahl von Verkaufs-
ständen, die über das ganze CentrO.-Gelände und die Shopping-Mall verteilt sind; 
zusätzlich sponsert der Eisfabrikant den Freizeitpark, auf dem auch eigene Werbeak-
tivitäten durchführt werden:  
„Mit über 3.000 Besuchern war die Parkeröffnung am 31. März 2000 ein wei-
teres Highlight der Zusammenarbeit. An diesem Tag machte Schöller, Haupt-
sponsor des Freizeitparks, den kleinen Besuchern ein ganz besonderes Ge-
schenk: Sie konnten alle Fahrgeschäfte umsonst benutzen. Auch die vielen 
fröhlichen Aktionen wie Fotos mit Mr. Ed und dem Schöller Eiszwerg und 
Goldschürfen nahmen die Kids mit Begeisterung an. Zur Erfrischung verteilten 
zwei von Schöller angeheuerte Piraten an die Kinder viel leckeres Eis (...)In 
diesem Jahr war es der Eiszwerg-Express, eine Mini-Eisenbahn, mit der kleine 
Gäste durch den CentrO Park chauffiert werden. Darüber hinaus wird die Part-
nerschaft mit zahlreichen neuen Aktionen fortgeführt, in denen die Verbrau-
cher wieder die Hauptrolle spielen werden. (...) Wichtig für Schöller ist, dass 
derartige Aktivitäten wie auch die fest installierte Manhattan Lasershow auf 
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der Promenade für Sympathie und Markenbekanntheit sorgen, ohne aufdring-
lich zu wirken.“ (CentrO.-Pressemappe 2001). 
Die Firma Coca-Cola, ein weiterer Sponsor, hat ebenfalls über 100 Verkaufsstellen 
im CentrO. positioniert. Die Firma Bahlsen stieg 1999 in das Sponsoring-Konzept 
des CentrO. ein und hat ebenfalls einen Verkaufsstand in der Coca-Cola-Oase eröff-
net: 
„Nach einem erfolgreichen Debüt mit einer Hütte auf dem Weihnachtsmarkt 
auf der CentrO Promenade wurde am 24.1.2000 in der Coca-Cola Oase der ers-
te Bahlsen Snack-Verkaufsstand eröffnet. Die Ausweitung des Food-Angebots 
um Snack-Produkte kam bei den Konsumenten gut an, so dass ein zweiter 
Stand in Kürze folgen wird. (...) CentrO. bietet der Firma Bahlsen Snacks eine 
imagegerechte Plattform, ihre Produkte zu präsentieren und sich in neuen Ab-
satzkanälen zu etablieren - eine optimale Ausgangssituation für eine erfolgver-
sprechende Kooperation.“ (CentrO.-Pressemappe 2001). 
Angebote eines Ferienfliegers werden ebenfalls durch Promotionsaktionen vermark-
tet: An einem Kiosk im Einkaufszentrum können CentrO.-Kunden „Last-Minute“-
Angebote der LTU abrufen. Außerdem nutzt die LTU die Videoleinwand in der Co-
ca-Cola-Oase und die Printmedien des CentrO. für die Firmenwerbung. Der Düssel-
dorfer Konzern Henkel stattet das Kinderland, das für die Kinderbetreuung während 
der Einkaufszeiten eingerichtet ist, mit Klebstoff für Bastelarbeiten aus und veran-
staltet zusätzlich Bastelwettbewerbe. Die Räumlichkeiten, in denen pro Jahr ca. 
40.000 Kinder für die Dauer der elterlichen Einkäufe betreut werden, erhielten den 
Namen „Pritt-Kinderland“. 
Weitere Sponsoring-Kooperationspartner sind die EVO (Energieversorgung Ober-
hausen) sowie Banken, die eine Reihe von Geldautomaten auf dem CentrO.-Gelände 
platziert haben. Die Firma T-Mobil stattet das „Pritt-Kinderland“ mit Mobiltelefonen 
für die einkaufenden Eltern aus und veranstaltet ebenfalls regelmäßig Promotione-
naktionen auf dem CentrO.-Gelände. Die Deutsche Telekom hat über das CentrO.-
Gelände 35 Telefonhäuschen verteilt. Darüber hinaus wird die Filmleinwand der 
CentrO.-Oase auch von diesem Kooperationspartner genutzt (vgl. CentrO.-
Pressemappe 2001). 
Neben diesen langfristigen Sponsor-Arrangements können die Flächen des CentrO. 
auch für einmalige Präsentationen angemietet werden. Voraussetzung ist immer, dass 
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das Sponsor-Konzept in das Gesamtkonzept des CentrO., nämlich „Steigerung des 
Erlebniswertes“, eingepasst werden kann. Aus diesem Grund findet eine enge Ab-
stimmung der Event- und Promotionskonzepte mit dem „Event-Manager“ des 
CentrO. statt (vgl. Interview 25/I). Dieses Vorgehen hat zur Konsequenz, dass die 
geplanten Sponsorkonzepte bzw. -präsentationen vom CentrO.-Management geneh-
migt werden müssen. Gemeinsam mit einer regional ansässigen Agentur sucht die 
Marketing-Abteilung Sponsoren, die in das Freizeit-Shopping-Konzept des CentrO. 
passen, und bietet interessierten Firmen ausgearbeitete Sponsor-Pakete an. 
Pro Jahr werden durch die Vermarktung der CentrO.-Flächen ca. 25 Events auf dem 
Gelände durchgeführt. Dazu kommen ca. 15 „eigene“ Veranstaltungen, die vom 
CentrO.-Management durchgeführt werden (z. B. Weihnachtsmarkt, Kirmes). Das 
bedeutet, dass auch „Stammkunden“ fast jede Woche mit neuen Präsentationen und 
Festen im CentrO. rechnen können und ein hohes Maß an „Erlebniswert“ präsentiert 
wird. „Weiterhin sollen im CentrO. sehr viele Veranstaltungen angeboten werden. 
Die Menschen haben das Gefühl, im CentrO. ist immer zusätzlich noch etwas los, 
darum soll die Zahl der Veranstaltungen beibehalten werden und der Service weiter 
ausgebaut werden.“ (Interview 4/I). 
Der Freizeitpark, der in das Gelände des CentrO. integriert ist, dient als weiterer 
“Frequenzbringer” für den Einzelhandel. Kinder im Alter von vier bis zwölf Jahren 
finden im Sommerhalbjahr hier einen Spielpark mit zahlreichen Attraktionen vor 
(Wasserspiele, Irrgarten, Fahrgeräte usw.). Während in den Anfangsjahren das 
CentrO.-Management den Freizeitpark in eigener Regie betrieben hat, konnte ab dem 
Jahr 2000 Deutschlands größtes Schaustellerunternehmen als Betreiber für den Park 
gewonnen werden. 
„Wir freuen uns über die Zusammenarbeit mit einem Profi wie Oscar Bruch“, 
erklärt CentrO Direktor Michael Grundmann. Mit der Ergänzung unserer Park-
attraktionen durch neue Fahrgeschäfte setzen wir neue Maßstäbe für Einkaufs-
zentren.“ (CentrO.-Pressemappe 2001). 
Die Idee, das Shopping-Center mit einem Erlebnispark zu kombinieren, ist ebenfalls 
eine „neue” Marketingstrategie, die erstmalig in Deutschland umgesetzt wurde und 
die eine dauerhafte Attraktivität für die Hauptzielgruppe „Familie“ gewährleistet. 
Zusätzliche Aufgaben der Marketing-Abteilung liegen in der Produktion der Haus-
zeitschrift, die in regelmäßigen Abständen an die Mieter des CentrO. verteilt wird 
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und hausinterne Informationen enthält. Des Weiteren wird durch die Marketing-
Abteilung ein Kundenmagazin („CentrO.-Life“) produziert, das dreimal pro Jahr in 
einer Auflage von jeweils 750.000 Exemplaren an die Kundschaft des CentrO. ver-
teilt wird. Innovative Marketingideen werden vom Event-Manager bei zahlreichen 
nationalen und internationalen Messen gesammelt. 
4.3 Situation der Kooperationspartner 
Für die Handels- und Gastronomieunternehmen, die sich im CentrO. einmieten, ent-
steht - betriebswirtschaftlich gesehen - eine Sondersituation. In der Theorie wird ein 
Unternehmen als  
„eine wirtschaftliche, technische, soziale und rechtliche Einheit verstanden, de-
ren Aufgabe die Erstellung und der Absatz von Gütern und/oder Dienstleistun-
gen ist. Alle hierfür erforderlichen Entscheidungen werden von der Unterneh-
mensführung getroffen. Sie trägt auch die Verantwortung für die gesamte Ge-
schäftstätigkeit und deren Ergebnis.“ (Vahs 1997: 12). 
definiert. Die jeweilige Unternehmensleitung der im CentrO. eingemieteten Betriebe 
ist nunmehr jedoch nicht mehr „alleiniger Entscheidungsträger“ des Unternehmens, 
sondern verpflichtet sich vertraglich, Betriebsfunktionen an das CentrO.-
Management auszulagern (Externalisierung). Diese Funktionsauslagerung betrifft 
hauptsächlich den Marketingbereich. Für die Unternehmen ergibt sich - organisati-
onstheoretisch gesehen - eine Besonderheit. Sie sind einerseits häufig Filialbetriebe 
und somit Bestandteil einer Konzernorganisation, gleichzeitig aber - gebunden durch 
Verträge - Teil der Organisation CentrO., die ebenfalls massiv Einfluss auf Betriebs-
abläufe nehmen kann (z. B. Vorgabe der Öffnungszeiten), um Clubgüter (z. B. Si-
cherheit) für alle Mieter bzw. deren Kunden zur Verfügung stellen zu können. 
4.3.1 Convenience auch auf individuellen Flächen? 
Ca. 200 Einzelhandelsunternehmen haben ihre Dependance in der Mall des CentrO. 
und partizipieren an der Dienstleistungserstellung des CentrO.-Managements. Die 
Steigerung des Erlebniswertes für die Kunden wird jedoch in den Verkaufsräumen 
der jeweiligen Unternehmen höchst individuell gestaltet. Dabei zeigt sich, dass keine 
einheitliche Servicelinie verfolgt wird, sondern nach individueller Vorgabe des Fran-
chisegebers bzw. des Mutterhauses oder des Inhabers vorgegangen wird. Bezüglich 
der Präsenz des Verkaufspersonals ergeben sich unterschiedliche Vorgaben: „Zu-
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künftig werden noch weniger Leute [Verkaufspersonal, d. V.] auf der Fläche sein. 
Der Kunde hat das Gefühl, dass er Service bekommt, tatsächlich wird der Service 
zukünftig aber nicht verbessert.“ (Interview 3/I). Das Credo in einem anderen Unter-
nehmen lautet dagegen: 
„Wir investieren im CentrO. wesentlich mehr in Verkäuferschulungen als in 
anderen Häusern, die Personalbesetzung ist überplanmäßig. Das resultiert aus 
der ausgesprochenen Serviceorientierung. Der Service und die Themenorien-
tierung sind lebensnotwendig um sich am Markt abzusetzen. Um diesem An-
spruch gerecht werden zu können, wird in unserem Haus mehr Personal benö-
tigt.“ (Interview 6/I).  
In diesem speziellen Fall wurde nicht nur die Anzahl des Verkaufspersonals aufge-
stockt, die Erlebnisorientierung zieht sich durch das gesamte Firmenkonzept. Es 
wurden innerhalb der Verkaufsräume Abteilungsgrenzen aufgehoben und Waren 
nach „Themen“ angeordnet. In der „Kinderwelt“ werden demzufolge nicht nur Be-
kleidung, sondern auch Kinderspielzeug und Kinderbücher angeboten. Dies gilt e-
benso für die Sportabteilung. Wanderschuhe können dort z. B. in einem kleinen „Na-
turparcour“ getestet werden. Unter dem Schlagwort „Visual merchandising“ wird 
überdies mit gezielten Beleuchtungseffekten, Einsatz von Musik und hochwertiger 
Ladeneinrichtung operiert. Darüber hinaus wird mit dem Einsatz von Düften experi-
mentiert. Neuerungen hinsichtlich Kundendienstleistungen z. B. der „Styling-
Spiegel“, eine Multimediawand, auf der dem Kunden eine „Typberatung“ geboten 
wird (virtuelle Umkleidekabine), wurden zunächst nur für die CentrO.-Filiale einge-
führt. 
Fachgeschäfte, deren Situation sich an anderen Standorten sehr beratungsintensiv 
gestaltet, sehen sich gezwungen aufgrund der hohen Kundenfrequenz im CentrO. 
Abstriche in der Beratung machen. Dennoch: „unser Beitrag zum Erlebniseinkauf ist 
Herzlichkeit und kompetente Beratung“ (Interview 7/I). Auch in diesem Fall wird in 
den Filialen des CentrO. mit einem hohen Personalschlüssel gearbeitet, da die Kun-
denfrequenz im Vergleich zu anderen Filialgeschäften im CentrO. deutlich erhöht ist. 
Insgesamt verfolgen die Mieter des Einzelhandels innerhalb ihrer Verkaufsräume 
kein einheitliches Konzept bezogen auf den Kundenservice; mehrheitlich wird je-
doch versucht, einen Bruch zwischen dem Ambiente im Einzelhandelsgeschäft und 
dem vom CentrO.-Management geschaffenen Ambiente „vor der Tür“ zu vermeiden. 
Ein Ausbau der Kundenbindung durch erhöhte Präsenz qualifizierten Verkaufsperso-
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nals wird von den Mietern aber nur zum Teil angestrebt. Die Erhöhung von Dienst-
leistungsqualität im Einzelhandel, die von Oberbeck (2001) als eine Variable für den 
zukünftig wirtschaftlichen Erfolg von Dienstleistungsunternehmen postuliert wird, 
wird von den Mietern im CentrO. nur teilweise eingelöst. Die Cost-Cutting-Konzepte 
im Personalbereich werden von vielen Einzelhandelsunternehmen weiter durchgehal-
ten. 
4.3.2 Das CentrO. – Ein Unternehmungsnetzwerk? 
Bisher konnte aufgezeigt werden, dass das CentrO.-Management eine koordinierende 
Rolle im Unternehmungsgeflecht des CentrO. einnimmt. Im Folgenden wird die wei-
terführende Frage gestellt, inwiefern es sich bei den Geschäftsbeziehungen der im 
CentrO. ansässigen Unternehmen um Netzwerkbeziehungen handelt. Um dies identi-
fizieren zu können, muss im strukturationstheoretischen Sinne überprüft werden, ob 
diese Geschäftsbeziehungen dauerhaft angelegt sind und ob innerhalb dieser Bezie-
hungen eine reflexive Koordination erfolgt. Das Handeln von Akteuren ist in struktu-
rationstheoretischer Sicht nicht durch Strukturen, durch Netzwerkgovernances oder 
Marktstrukturen determiniert. Unternehmungen haben im Rahmen der Netzwerk-
strukturen immer die Möglichkeiten anders zu handeln und ihre Möglichkeiten zu 
handeln, sind dafür relevant, was im Unternehmungsnetzwerk geschieht (vgl. Winde-
ler 1998: 24). Den Netzwerkunternehmungen wird das Handeln in hierarchischen 
Netzwerken also nicht abgenommen, auch wenn der Handlungsraum durch den 
Netzwerkkoordinator beschränkt wird: 
„Im Gegenteil: Es wird von ihnen sogar ein proaktives Handeln im Sinne der 
durch den Netzwerkkoordinator formulierten Erwartungen verlangt. Der Mög-
lichkeitsraum zu eigenständigem Handeln mag sehr begrenzt sein. Möglichkei-
ten anders zu handeln, bestehen immer fort.“ (Windeler 2001: 43).  
Die empirische Untersuchung ergibt, dass jedes der eingemieteten Unternehmen zu-
nächst vertraglich mit dem CentrO.-Management in einer dyadischen Beziehung 
steht. Das CentrO.-Management schafft jedoch Strukturen, die eine Aufnahme von 
interorganisationalen Beziehungen zwischen den eingemieteten Unternehmen forcie-
ren soll. Dabei wird vom CentrO.-Management vornehmlich eine Vernetzung der 
„Ankerunternehmen“ angestrebt, die hinsichtlich der angemieteten bzw. gekauften 
Fläche und des erzielten Umsatzes im CentrO. den größten Anteil besitzen. Wie die 
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empirischen Ergebnisse zeigen, gelingt es dem CentrO.-Management zumindest 
teilweise, dass die durch Steuerungsprozesse angeregten Strukturen von den kollek-
tiven Akteuren genutzt und reflexiv bestätigt werden. Das bedeutet, dass sich ein Teil 
der CentrO.-Unternehmen in ein hierarchisches Netzwerk einfügt, Aktivitäten über 
gemeinsame Gremien abstimmt und Geschäftsbeziehungen miteinander aufnimmt, 
die ein hierarchisches Netzwerk konstruieren. Die weitaus größere Zahl der Unter-
nehmen unterhält dagegen lediglich dyadische Geschäftsbeziehungen mit dem 
CentrO.-Management und pflegt über die vertraglichen Vereinbarungen hinaus nur 
in geringem Ausmaß Beziehungen mit weiteren Unternehmungen im CentrO, die 
über einzelne Interaktionen hinausreichen. Diese empirische Beobachtung soll im 
Folgenden unter der Einbindung verschiedener Facetten der Netzwerksteuerung aus-
gebreitet werden. 
Steuerung kann als das Bemühen um die Verringerung einer Differenz zwischen ei-
nem gewünschten und einem sich abzeichnenden Systemzustand bezeichnet werden. 
Steuerung zielt in der Regel darauf ab, Ereignisse oder Interaktionen mehr als nur 
punktuell zu beeinflussen (vgl. Sydow/Windeler 2000: 2f.). Ausgehend vom Koordi-
nator des Unternehmensclusters, dem CentrO.-Management, wird im Folgenden un-
tersucht, inwiefern es ihm unter Einsatz von Steuerung gelingt, die Unternehmen 
innerhalb des Clusters zu „positionieren“ und welche Netzwerkbeziehungen sich 
zwischen den Unternehmen des räumlichen Clusters ergeben. In der Netzwerkfor-
schung gewinnen steuerungsskeptische Konzepte an Bedeutung. Es wird die auto-
nome Steuerungsfähigkeit von sozialen Systemen hervorgehoben und gefordert, ein 
komplexeres Verständnis von Steuerung zu entwickeln, dass sich nicht nur auf die 
direkte Steuerung beschränkt (vgl. Sydow/Windeler 2000: 1). Für den vorliegenden 
Fall soll deshalb zum einen überprüft werden, welche hierarchische Steuerungsmög-
lichkeiten dem CentrO.-Management zukommen, es soll jedoch auch überprüft wer-
den, in welcher Weise Steuerung durch Kontextveränderung (vgl. Willke 1997; 
1999) vom CentrO.-Management eingesetzt wird.  
4.4 Steuerungsvarianten 
Im Fall des UEC „CentrO.“ verfügt die Betreibergesellschaft über hierarchische 
Steuerungsmöglichkeiten, die u. a. für die Entscheidung der Marketingstrategie für 
das gesamte räumliche Unternehmenscluster zur Anwendung kommen. Das charak-
teristische Merkmal dieses Netzwerkes ist das hierarchische Unternehmen (hier das 
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CentrO.-Management), das die Dienstleistungserstellung koordiniert. Formal bleibt 
die wirtschaftliche Selbständigkeit der Unternehmungen erhalten, faktisch entsteht 
ein wirtschaftliches Abhängigkeitsverhältnis zwischen den Unternehmungen der Ko-
operation, deren Stellung üblicherweise auch nicht gleichberechtigt ist. Das Abhän-
gigkeitsverhältnis entsteht daraus, dass das koordinierende Unternehmen (CentrO.-
Management) eine gewisse Grundgesamtheit an Unternehmen notwendig braucht, da 
es sonst seine Gemeinschaftsgüter nicht kostendeckend vermarkten kann; die einzel-
nen Unternehmen hingegen sind ebenfalls auf eine räumliche Nähe der Netzwerk-
partner angewiesen, da die Gemeinschaftsgüter ihre Wirkung nur dann entfalten, 
wenn sie Unternehmen in genügender Zahl in Anspruch nehmen. Das gegenseitige 
Abhängigkeitsverhältnis sagt jedoch nichts über die Steuerungsmöglichkeiten und 
die Dominanz einzelner Unternehmen aus. In hierarchischen Netzwerken ist definiti-
onsgemäß ein Netzwerkkoordinator überproportional zu anderen Unternehmen mit 
Steuerungsmöglichkeiten ausgestattet (vgl. Windeler 2001: 43).  
Grundsätzlich ist das CentrO.-Management in der Lage, die eingemieteten Unter-
nehmen hierarchisch zu steuern, da sich der Investor mit 51 % am Marketing-Etat 
des CentrO. beteiligt und somit bei der Erbringung eines der wichtigsten „Clubgü-
ter”, dem Marketingplan, eine Mehrheitsentscheidung herbeiführen kann.  
„Das CentrO.-Management ist sehr strikt. Jeder Husten muss da auf die Vor-
stellung der Chefs abgestimmt sein. Die Werbung im CentrO. wird stark abge-
stimmt, die Läden können nicht einfach Sonderangebote inserieren u.ä.” (In-
terview 15/I). 
Die Machtposition des Betreibers wird durch die Tatsache verstärkt, dass die anfäng-
lich erwartete Mieterfluktuation nicht im erwarteten Ausmaß eingetreten ist und mitt-
lerweile eine Warteliste potentieller Mieter geführt wird, die vom CentrO.-
Management bei Bedarf und entsprechend des angestrebten Branchenmixes „abgear-
beitet“ werden kann. „Potenzielle Mieter, denen in der Planungsphase des CentrO. 
die geplanten Besucherzahlen unrealistisch und die Mieten zu hoch erschienen wa-
ren, lassen sich jetzt auf die Warteliste setzen“ (Interview I/1). Der Direktor des 
CentrO. gibt an, dass er die „Mieter relativ rigide händeln” könne, dies aber nach 
Möglichkeit vermeide. Empirische Beispiele für die hierarchische Steuerung sind: 
• Vorgabe der Ladenöffnungszeiten für alle Mieter durch das Center-Management; 
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• Vorgaben, die die Schaufenstergestaltung der Mieter betreffen; 
• Planung der Marketingaktivitäten des CentrO.; 
• Abhängigkeit der Mieter beim Bedarf an zusätzlicher Lager- und Verkaufsfläche 
von der Preisgestaltung des Center-Managements; 
• Vertraglich festgelegte, unangekündigte Hygienekontrollen der Gastronomiebe-
triebe durch Beauftragte des Center-Managements. 
Die Überwachung der diversen vertraglich vereinbarten Vorgaben (z. B. Ladenöff-
nungszeiten) erfolgt durch die bereits erwähnte „Ästhetikmanagerin”, die täglich 
Rundgänge durch das CentrO. unternimmt und der als Ansprechpartnerin für die 
Mieter eine Doppelfunktion zukommt. Zum einen übernimmt sie die Kontrollfunkti-
on, indem sie die Betriebe innerhalb und außerhalb der Mall auf nicht akzeptable 
Dekorationen und Außenwirkung überprüft und auf die Einhaltung der Öffnungszei-
ten durch die Mieter achtet; zum anderen soll durch ihre Präsenz die ständige Ge-
sprächsbereitschaft des Managements demonstriert werden. Die „Ästhetikmanage-
rin” berichtet direkt an den CentrO.-Direktor, so dass das Management hier eine Art 
„Frühwarnsystem” installiert hat, um auch über kleinere Vorfälle im CentrO. unter-
richtet zu sein. Die Nichtbeachtung der Vorgaben durch das Management, z. B. 
mehrmaliges verspätetes Öffnen der Ladeneinheit, kann eine Abmahnung durch das 
Management nach sich ziehen. Im Extremfall erfolgt die Vertragskündigung durch 
das CentrO.-Management (vgl. Interview 5/I). Neben diesen Belegen für hierarchi-
sche Steuerung wurde die Dienstleistungsorganisation auch auf das Vorkommen von 
Formen der Kontextsteuerung untersucht. Willke (1997: 544) definiert Kontextsteue-
rung als eine Form der Abarbeitung des Widerspruches von Vielfalt und Einheit, die 
ihre Besonderheit daraus gewinnt, dass sie entgegen aller Tradition der Management-
theorie nicht ausschließlich auf hierarchische Einheit und zentrale Führung setzt. 
Nach einer kurzen Einführung zu zwei Ausprägungen dieser Steuerungsart (dezentra-
le und zentrale Kontextsteuerung) sollen empirisch belegbare Umsetzungen im 
CentrO. aufgezeigt werden. 
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4.4.1 Kontextsteuerung 
„Kontextsteuerung als eine Form der Abarbeitung des Widerspruchs von Viel-
falt und Einheit gewinnt ihre definierende Besonderheit daraus, dass sie entge-
gen aller Tradition der Managementtheorie nicht ausschließlich auf hierarchi-
sche Einheit und zentrale Führung setzt.” (Willke 1997: 544). 
Grundlage für die Suche nach alternativen Wegen zur hierarchischen Steuerung ist 
„die Einsicht in die Erfolglosigkeit direkter Interventionen in evolierende, selbstrefe-
rentiell geschlossene, eigengesetzliche und ‚eigensemantische‘ Systeme.” (Naujoks 
1994: 113). Da polyzentrisch organisierte Unternehmen oder Unternehmensnetzwer-
ke einer hierarchischen Steuerung nicht ohne weiteres zugänglich sind, bieten sich 
als Alternative oder Ergänzung verschiedene Varianten der Kontextsteuerung an. Im 
hierarchischen Netzwerk des CentrO. nimmt das Unternehmen, das das Netzwerk 
koordiniert eine zentrale Steuerungsposition ein. Es soll überprüft werden, ob auch in 
diesem Fall Formen der Kontextsteuerung eingesetzt werden. 
Die Idee der Kontextsteuerung kann nicht in einer eindimensionalen Verortung zwi-
schen den Polen Selbststeuerung und Fremdsteuerung erfolgen. Naujoks (vgl. 1994: 
114) unterscheidet die Steuerung der Subsysteme nach dem Einfluss endogener 
(durch das Subsystem selbst bestimmte) und exogener (durch andere Subsysteme 
bestimmte) Faktoren. Nur wenn beide Steuerungsfaktoren hoch sind, kann eine 
„sinnvolle Kopplung von Selbst- und Fremdreferenz” (ebd. 1994: 116) stattfinden. 
Der Faktor der endogenen Steuerung kann bei den Mietern tendentiell hoch einge-
schätzt werden, da an das Dachmanagement des CentrO. nur einzelne Betriebsfunk-
tionen ausgelagert werden; die exogene Steuerung ist ebenfalls als relativ hoch ein-
zuschätzen, da sich die Mieter vertraglich verpflichten, sich den Vorgaben des 
CentrO. unterzuordnen. Auf der Basis von „Kontextsteuerung” entfernt sich Steue-
rung vom Anspruch der Beherrschung und kann treffender mit dem Begriff der „Kul-
tivierung” umschrieben werden (vgl. Naujoks 1994: 113). Es wird unterschieden in 
dezentrale Kontextsteuerung und direktive Kontextsteuerung. Es stellt sich hier zu-
nächst die Frage, ob bei der Ausgestaltung der Aufgaben (z. B. Marketing) durch das 
CentrO.-Management die Beteiligung der Mieter möglich gemacht wird und inwie-
fern Elemente der direktiven Kontextsteuerung angewandt werden. Um die operative 
Geschlossenheit der Teilsysteme mit bestimmten Formen der Umweltöffnung zu 
verbinden, müssen die Anstöße der Spitzeneinheit  
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„zum einen in der ‚Sprache‘ des Systems lesbar sein, um überhaupt wahrge-
nommen zu werden; und sie müssen zum anderen als Kontextinformation in 
die zirkuläre Operationsweise des Systems eingeschleust werden, um über-
haupt wirksam zu werden.” (Willke 1989: 129). 
Der Erfolg der Steuerung ist von mehreren Faktoren abhängig, z. B. vom Wissen des 
Steuerungsakteurs um die „Sensoren des Steuerungsobjektes“, der Beeinflussbarkeit 
der durch die Sensoren erfassten Sachverhalte und der Anzahl und ‚Verteilung‘ der 
Sensoren, da sich ein Subsystem, welches sich durch mehrere System/Umwelt-
Differenzen konstitutiert, die nur von verschiedenen Umsystemen angeregt werden 
können, der steuernden kontextuellen Intervention eines Akteurs weitestgehend ent-
zieht (vgl. Naujoks 1994: 119). Es werden zwei Formen von Anstößen unterschie-
den: Umweltgestaltung und Optionenpolitik (vgl. Eichmann 1989: 204). Das Steue-
rungsverhalten der Betreibergesellschaft wird im Folgenden auf das Vorhandensein 
dieser komplemetären Steuerungsvarianten untersucht werden. Im Fall der Umwelt-
gestaltung versucht die Spitzeneinheit durch eigene Informations- und Entschei-
dungsprozesse eine relevante Teilumwelt eines anderen Systems zielgerichtet zu 
strukturieren. Dadurch wird der Steuerungsadressat angeregt, eigene Programme zu 
reflektieren und mögliche Veränderungen durchzuführen. (vgl. Naujoks 1994: 119). 
4.4.2 Kontextsteuerung durch Umweltgestaltung: Interessengemeinschaft 
der Mieter  
Die Steuerungsvariante der Umweltgestaltung wird auch bei der Steuerung durch das 
CentrO.-Management angewandt. Die Mieter werden vom CentrO.-Management 
teilweise in die Entscheidungsfindung eingebunden. Das Mitbestimmungsorgan, das 
zu diesem Zweck vom CentrO.-Management eingerichtet wurde, nennt sich „Interes-
sengemeinschaft der Mieter”. 
Die Gründung einer „Interessengemeinschaft der Mieter“ wird bereits im Mietvertrag 
durch die Betreibergesellschaft angeregt. „Die praktische Umsetzung gestaltet sich 
relativ einfach, da an der Mitgliedschaft großes Interesse der Mieter besteht” (Inter-
view 3/I). Die Interessengemeinschaft wird aus den Geschäftsführern der vier „Mag-
netkaufhäuser”, die zusammen die Hälfte der zu vermietenden Fläche bewirtschaften, 
und dem Direktor des CentrO. gebildet. Diese Mitglieder sind „gesetzt”, d. h. die 
Geschäftsführer dieser Häuser sind in jedem Falle Mitglieder der Interessengemein-
schaft. Sechs weitere Mitglieder werden von den Mietern der einzelnen Einkaufszo-
147 
Das UEC „CentrO.“: Ein hierarchisches Netzwerk 
nen57 aus ihrer Mitte gewählt und vertreten die Mieter der jeweiligen Einkaufszone 
im CentrO. Die Aufgabe der Interessengemeinschaft, die sich einmal monatlich trifft, 
besteht darin, gemeinsame Marketingaktivitäten abzusprechen und Anregungen der 
Mieter zu diskutieren und ggf. umzusetzen. Den Mietern wird durch dieses Vorgehen 
die Möglichkeit eingeräumt, die Strukturen, die durch das CentrO.-Management zu-
nächst vorgegeben werden, zu verändern. 
Ein Unterausschuss der Interessengemeinschaft bildet der Marketingausschuss. In 
diesem Unterausschuss sind neben Vertretern des Managements fast ausschließlich 
Repräsentanten der „Ankerunternehmen” vertreten. Der Marketingausschuss trifft 
sich jeweils vor der Sitzung der Interessengemeinschaft; Entscheidungen größerer 
Tragweite, z. B. der von der Marketingabteilung vorbereitete Jahresmarketingplan, 
werden hier bereits im Vorfeld abgestimmt. 
Während die Mieter bzw. Eigentümer der großen Häuser in jedem Fall einen Sitz in 
diesem „Mitbestimmungsorgan” erhalten, können kleinere Unternehmen nur indi-
rekt, durch Wahl eines „Zonenvertreters”, die Entscheidungsfindung der Interessen-
gemeinschaft beeinflussen. Durch die Vorbesprechung der Marketingmaßnahmen im 
Kreis des selektiv zusammengestellten Marketingausschusses und die dort stattfin-
dende Vorabstimmung verringert sich die mögliche Einflussnahme der Mieter von 
kleineren Flächen weiter. Das bedeutet im Klartext: Das CentrO.-Management bindet 
vorrangig die „Ankerunternehmen” in seine Entscheidungen ein und gibt diesen Un-
ternehmen durch ausreichende Informationsintegration die Möglichkeit, die eigenen 
Organisations- und Marketingentscheidungen an die gewünschte „Linie” des CentrO. 
anzugleichen, bzw. diese durch ihr Handeln zu beeinflussen. Das Missverhältnis in 
der Berücksichtigung der Mieter kleinerer Flächen wird durch vertrauensbildende 
Steuerungsaktivitäten seitens des Managements entschärft: Durch regelmäßige Ein-
ladungen zu sogenannten „Frühstückstreffen” wird allen Mietern, die nur indirekt - 
durch die Wahl eines Zonenvertreters - am Mitbestimmungsprozess beteiligt sind, 
mehrmals im Jahr die Gelegenheit zur direkten Kontaktaufnahme mit mehreren Ver-
tretern des Managements gegeben (vgl. Interview 1/I).58  
Nach Aussagen des Direktors hat sich das Verhältnis zu den Repräsentanten der ein-
gemieteten Unternehmen im Laufe der Zeit generell verbessert, da erstens durch Per-
                                              
57 Das Einkaufscenter ist in sechs formale Zonen aufgeteilt. 
58 Einmal im Jahr findet außerdem eine Jahresversammlung statt, zu der alle Mieter eingeladen wer-
den (vgl. Interview 1/I). 
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sonaleinsparungen im Managementbereich die Nebenkosten gesenkt werden konnten 
und andererseits die Mieter angesichts der derzeitigen Rezession im Einzelhandel 
„auf der Insel der Glückseligen” lebten und überwiegend mit ihren Umsätzen zu-
frieden seien (Interview 1/I). Insgesamt lässt sich konstatieren, dass das Management 
trotz seiner grundsätzlich hierarchischen Steuerung schmale Korridore der Kon-
textsteuerung durch Umweltgestaltung offen hält, obschon grundsätzlich eine aus-
schließlich hierarchische Steuerung bezüglich des Marketings und der oben ange-
führten Rahmenbedingungen durch das Management möglich wären, da die Verfü-
gungsrechte vertraglich fixiert sind. 
4.4.3 Kontextsteuerung durch Optionenpolitik 
Bei der Umsetzung der Kontextsteuerung durch Optionenpolitik werden Operationen 
nicht vollzogen, aber dem System als Möglichkeiten mitgeteilt. Dabei werden die 
Rückwirkungen beobachtet. Diese Art der Kontextsteuerung kann in der alltäglichen 
Steuerungspraxis des CentrO. ebenfalls nachvollzogen werden. Themenbezogene 
Großveranstaltungen (z. B. Country-Night), die in der benachbarten „Arena” statt-
finden, werden den Einzelhändlern im CentrO. rechtzeitig durch die hausinterne In-
fopost angekündigt. Damit verbunden wird durch das CentrO.-Management der 
Wunsch formuliert, die Schaufenstergestaltung der jeweiligen Veranstaltung anzu-
passen und entsprechende Produktpräsentationen zu veranlassen. Ebenso stellt das 
CentrO.-Management zu bestimmten Anlässen kostenloses Dekorationsmaterial zur 
Verfügung, das die Einzelhändler zur Schaufensterdekoration verwenden können. 
Durch diese Maßnahme wird von Seiten des CentrO.-Managements beabsichtigt, 
einen visuellen „roten Faden“ durch die Verkaufsräume anzulegen und damit für die 
Besucherinnen und Besucher eine „Erlebnislinie“ (vgl. Wenzel/Franck 1995) zu bie-
ten. Der Abruf des Dekorationsmaterials erfolgt jedoch auf freiwilliger Basis und ist 
optional. Die Umsetzung der entsprechenden Vorschläge wird zwar beobachtet aber 
nicht angemahnt. Die einzelnen Unternehmen sind hier in der Lage zu entscheiden, 
ob sie sich an der vom CentrO.-Management geschaffenen Struktur beteiligen wollen 
oder nicht. 
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4.4.4 Dezentrale Kontextsteuerung 
Neben der direktiven Kontextsteuerung lassen sich im CentrO. auch Formen der de-
zentralen Kontextsteuerung festmachen. Dezentrale Kontextsteuerung bedeutet  
„die reflexive, dezentrale Steuerung der Kontextbedingungen aller Teilsysteme 
und selbstreferentielle Steuerung jedes einzelnen Teilsystems. Dezentrale Steu-
erung der Kontextbedingungen soll heißen, dass ein Mindestmaß an gemein-
samer Orientierung oder ‚Weltsicht‘ zwar unumgänglich ist, dass aber dieser 
gemeinsame Kontext nicht mehr von einer zentralen Einheit oder von einer 
Spitze der Gesellschaft vorgegeben werden kann. Vielmehr müssen die Kon-
textbedingungen aus dem Diskurs der autonomen Teile konstitutiert werden.” 
(Willke 1989: 121). 
Im Fall der dezentralen Steuerung gibt die Leitungseinheit keine Richtung mehr vor, 
sondern versucht die Grundeinheiten in der Art zu beeinflussen, dass sie die eigene 
Richtung immer wieder selbst finden. Die Grundeinheiten sind verantwortlich für ein 
funktionierendes Ganzes, „da die Steuerungsadressaten nun gleichzeitig zu Steue-
rungsakteuren werden (horizontale Steuerung)” (Naujoks 1994: 121). Diese Steue-
rungsart weist große Parallelen zur strukturationstheoretischen Verankerung des 
handelnden Akteurs im Unternehmungsnetzwerk auf. Während Windeler von Ge-
schäftsbeziehungen ausgeht, die nicht nur auf einzelne Interaktionen beschränkt sind 
und die Ausgestaltung verschiedene Beziehungsformen annehmen kann, rücken bei 
Naujoks (1994) handlungsentlastende Interaktionszusammenhänge in den Mittel-
punkt, in denen die Verarbeitung von Informationen in empathischer Einstellung 
erfolgen, „d. h. die Grundeinheit muss sich in die jeweilige Situation der anderen 
Teilsysteme einfühlen können, um somit die relative Berechtigung von deren Erfor-
dernissen anerkennen zu können.” (vgl. Schimank 1987: 63). Das Handeln muss in 
ein gemeinsames Werte- und Normenverständnis eingebettet sein.  
Ein derartiger Konsens ergibt sich für die „Ankerunternehmen“ des CentrO. Über die 
Zusammenarbeit in der „Interessengemeinschaft der Mieter“ hinaus verständigen 
sich die Mieter der „Ankerunternehmen“ in informellen Treffen über gemeinsame 
Strategien in verschiedenen Geschäftsfeldern. Dazu gehört z. B. die Absprache eines 
gemeinsamen Internet-Auftritts der Betreiber der Veranstaltungshalle mit verschie-
denen großen Gastronomiebetrieben auf dem CentrO.-Areal. Dabei ist zu beobach-
ten, dass branchenunabhängig vor allem die Mieter, die die größten Flächen ange-
150 
Das UEC „CentrO.“: Ein hierarchisches Netzwerk 
mietet bzw. gekauft haben, die informellen Kontakte zu anderen „Groß-Mietern“ 
pflegen. Für die ca. zehn „Ankermieter“ der verschiedenen Branchen untereinander 
und im Verhältnis zum CentrO. Management zeichnen sich engere soziale Beziehun-
gen ab, die sich in Form von informellen Treffen etabliert haben. „Die Großen ver-
suchen sich untereinander abzusprechen“ (Interview 14/I). Eine weitere thematische 
Gemeinsamkeit eint die Mieter großer Flächen im CentrO. Die Ankerunternehmen 
des Einzelhandels legen ein starkes Bemühen an den Tag, die Ladenöffnungszeiten 
weiter auszudehnen, um die hohen Kundenfrequenzen, die sich auch außerhalb der 
Öffnungszeiten der Mall durch die Veranstaltungen in der Arena und die Gastrono-
mie auf der Promenade ergeben, nutzen zu können.59 Die Filialleitungen bzw. Inha-
ber kleinerer Unternehmen hingegen wehren sich im Großen und Ganzen gegen eine 
weitere Ausweitung der Ladenöffnungszeiten, da dann in der Regel zusätzliches Per-
sonal in Leitungspositionen eingestellt werden müsste, um die gesamte Öffnungszeit 
abzudecken (Interviews 1/I,6/I, 7/I, 11/I; 14/I). 
Die Mieter kleinerer Flächen, und somit die Mehrzahl der Einzelhandels- und Gast-
ronomieunternehmen im CentrO., entwickeln jedoch in Bezug auf dieses Thema kei-
ne gemeinsame Strategie (Kollektivgüterproblem). Im Gegenteil, sie vermeiden ge-
nerell informelle Kommunikation mit den Mitbewerbern, die über Nachbarschaftshil-
fe hinausgeht.  
„Eine Kooperation mit anderen Einzelhändlern findet nicht statt, da die klei-
nen Läden ganz andere Probleme haben, und ich dort keine anregenden Infor-
mationen bekomme. Die Informationen die ich benötige, z. B. Reduzierungs-
termine, bekomme ich aus meiner Zentrale.“ (Interview 11/1). 
Das CentrO.-Management ist für die Unternehmen der zentrale Ansprech- und Ver-
tragspartner. Ansonsten agieren die Unternehmen weiter in marktlicher Konkurrenz. 
Sie bauen keine langfristigen Beziehungen zu anderen Unternehmen auf.60Zwischen 
dem Netzwerkkoordinator „CentrO.-Management“ und den Mietern kleinerer Flä-
                                              
59 Wünschenswert ist demnach eine Flexibilisierung der Öffnungszeiten. Die abendlichen Öffnungs-
zeiten von 20.00 Uhr sollen beibehalten werden. Eine Öffnung an Sonntagen ist stark erwünscht, da 
Sonntags durchschnittlich 30.000 Menschen das CentrO. frequentieren (Bummel, Gastronomie, Kino, 
Ausstellungen im Gasometer). Im Gegenzug könnte dann das CentrO. z. B. an einem eher „umsatz-
schwachen“ Tag, wie Montag, geschlossen werden (Interview 1/I). 
60 Dies ist nicht nur bei den Einzelhändlern im CentrO., sondern auch bei den Gastronomen auf der 
Promenade zu konstatieren. „Absprachen mit Geschäftsführern anderer Restaurants kommen selten 
zustande, da jeder ‚sein eigenes Süppchen‘ kocht. Nachbarschaftshilfe (Leihen von Ware) findet statt 
und ansonsten kommt es mit dem ein oder anderen Kollegen zu informellen Treffen.“ (Interview 10/I). 
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chen ergibt sich eine vertraglich fixierte Geschäftsbeziehung, die sich über Zeit und 
Raum stabilisiert, aber ihren dyadischen Charakter beibehält. Den Mietern kleinerer 
Flächen wird über direkte und kontextuelle Kontextsteuerung des CentrO.-
Managements die Möglichkeit geboten, soziale Beziehungen zum Management und 
weiteren Unternehmen zu knüpfen. Über Informationspost und die vom CentrO.-
Management anberaumten „Frühstückstreffen“ wird ein Forum institutionalisiert, das 
es erlaubt die soziale Beziehungen zwischen den eingemieteten Unternehmen und 
dem CentrO.-Managment zu vertiefen. Eine Beteiligung der kleineren Unternehmen 
am Abstimmungsprozess bezüglich des Marketings erfolgt jedoch nur über ihre je-
weilige Zonenvertretung im CentrO. Die Beziehungen zum CentrO.-Management 
werden von den Interviewpartnern der kleineren Einzelhandelsunternehmen über-
wiegend als gut und reibungslos beschrieben, nur in Einzelfällen wird Kritik geäu-
ßert, die darauf hindeutet, dass insbesondere „Inhabergeschäfte“ sich durch die Vor-
gaben des CentrO. in ihrem Spielraum stark eingeschränkt fühlen und die hierarchi-
sche Steuerung als beengend empfunden wird: „Ein Ladeninhaber hat im CentrO. 
die Stellung eines Abteilungsleiters und kann keine eigenen Konzepte entwickeln“ 
(Interview 16/I). In den Augen dieses Ladeninhabers handeln die Beschäftigten des 
Managements „wie Beamte“, es fehlte an Flexibilität und Spontaneität. 
Der augenscheinlich fehlenden Reziprozität, die sich für die Position der Mieter von 
kleineren Flächen ergibt, wird in vielen Fällen durch den kompensatorischen Mecha-
nismus „Umsatzerhöhung“ Rechnung getragen, da auch die Mieter kleinerer Flächen 
einräumen, dass die Filialen im CentrO. im Vergleich zu anderen Filialen in Nord-
rhein-Westfalen außergewöhnlich ertragsstark seien und dies obschon hohe Umlagen 
an das CentrO.-Management entrichtet werden müssten. 
Abschließend bleibt festzuhalten, dass sich für die Ankerunternehmen innerhalb des 
CentrO. Netzwerkbeziehungen entwickeln, die über die Mitarbeit in der „Interessen-
gemeinschaft der Mieter“ hinausgehen und die als hierarchisches Netzwerk verortet 
werden können. Daneben unterhält das CentrO.-Management eine Vielzahl von lang-
fristigen Geschäftsbeziehungen, die den Charakter von dyadischen Kooperationen 
haben und nicht vernetzt sind. Die Steuerungsgrundlage, die vom CentrO.-
Management geprägt wird und die unter dem Motto: „Mitbestimmung für die An-
kerunternehmen, geringere Einbindung der kleineren Unternehmen“ zusammenge-
fasst werden kann, wird von den Unternehmen durch das Handeln ihrer Akteure ma-
nifestiert und im Falle des hierarchischen Netzwerkes durch die Entwicklung weite-
rer sozialer Beziehungen unter den Ankerunternehmen ausgebaut. Die Zugehörigkeit 
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zum Netzwerk wird nach Windeler (2001: 233) konstituiert, wenn die Akteure ihre 
Aktivitäten dem Netzwerk zurechnen; ein Mindestmaß an sozialer Attribuierung 
wird also gefordert. In welchem Umfang diese Attribuierung für die kleineren Unter-
nehmen im CentrO. gegeben ist müsste für jeden Fall separat geprüft werden. 
4.5 Fazit 
Die Frage, die in diesem Kapitel beantwortet wurde, lautet: Wie werden in einem 
Urban Entertainment Center Kollektivgüter in Form von handelsergänzenden Dienst-
leistungen erstellt und wie erfolgt die Steuerung in diesem Beziehungsgefüge von 
Unternehmen? Diese Frage wird zunehmend virulent, da Verbraucherbedürfnisse in 
einer „Erlebnisgesellschaft“ (vgl. Schulze 1997) einem Wandel unterzogen sind und 
infolge dessen auch die Einkaufstätigkeit in Form von „Shopping“ für einen Teil der 
Verbraucher die Form einer Freizeitbeschäftigung angenommen hat. Handelsergän-
zende Dienstleistungen auf kollektiven Flächen stellen für Einzelhandels- und 
Dienstleistungsunternehmen zunächst Kollektivgüter dar, die auf marktlicher Grund-
lage – aufgrund der räumlichen Clusterung des Einzelhandels - nur unzureichend 
erstellt werden können (vgl. Olson 1968), die aber als Anreiz für den konsumver-
wöhnten Verbraucher interessanter werden und mit deren Hilfe sich Umsätze im 
Einzelhandel stabilisieren und steigern lassen. 
Das Kollektivgutproblem, dass bei der Generierung von zusätzlichen handelsergän-
zenden Dienstleistungen entsteht, wenn Einzelhändler in einem räumlichen Cluster 
angesiedelt sind, wird im Fall des UEC außer Kraft gesetzt. Der Investor des CentrO. 
ist Eigentümer des gesamten zu bewirtschaftenden Areals einschließlich der Ver-
kaufsfläche, so dass in diesem Fall das individuelle Nutzenkalkül des Eigentümers 
der Gesamtfläche und der Gruppennutzen der Mieter (Einzelhändler und Gastrono-
men) zusammenfallen; dieser Sachverhalt kann in Bezug auf die Theorie der Verfü-
gungsrechte verankert werden. Der Investor, zugleich Gesamteigentümer, beauftragt 
eine Betreibergesellschaft mit der Erstellung der Dienstleistungen und der Steuerung 
der Unternehmungsagglomeration. 
Da der Firmenstandort vollständig im Besitz des fokalen Unternehmens bleibt, ist es 
keinem der sich einmietenden Unternehmen möglich, sich als „Trittbrettfahrer“ zu 
verhalten, da es vertraglich abgesichert zusätzlich zur Miete monatliche Umlagen für 
die Erstellung handelsergänzender Dienstleistungen an das CentrO.-Management 
entrichten muss. Das CentrO.-Management als Koordinator professionalisiert die 
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Erstellung handelsergänzender Dienstleistungen und bietet seine Leistungen „paket-
weise“ den Einzelhandelsunternehmen an, die bereit sind, das weitestgehend bereits 
„geschnürte Dienstleistungspaket“ zu akzeptieren und zugleich eine Dependance 
ihres Unternehmens auf dem Areal des CentrO. einzurichten. Dabei liegt das Risiko 
der Errichtung der Infrastruktur für den neuen Firmenstandort in der „Neuen Mitte 
Oberhausen“ beim Eigentümer des CentrO. Das vom Eigentümer eingesetzte 
CentrO.-Management tritt als Dienstleister auf und verpflichtet sich Marketingmaß-
nahmen für alle Mieter durchzuführen, um eine möglichst hohe Kundenfrequenz für 
den neu geschaffenen Standort zu erreichen. Vom gesteigerten Umsatz der Netz-
werkteilnehmer werden auch die Einnahmen des CentrO.-Managements nachhaltig 
beinflusst.61 Zur Frequenzsteigerung lässt das CentrO.-Management im Untersu-
chungsfall einen Freizeitpark betreiben und sorgt für eine professionelle Vermark-
tung des Urban Entertainment Centers. 
Der Koordinationsmodus erscheint zunächst als reine Marktbeziehung; durch die 
Ausdehnung der Geschäftsbeziehung in Raum und Zeit und durch den dauerhaften 
Beziehungszusammenhang der Akteure wird jedoch der Koordinationsmodus eines 
Unternehmungsnetzwerkes dominant gesetzt. Ca. zehn „Ankerunternehmen“ unter-
halten untereinander und mit dem Netzwerkkoordinator, dem CentrO.-Management 
Geschäftsbeziehungen im strukturationstheoretischen Sinne, deren Bindungen über 
einzelne Aktionen hinausweisen und in hohem Maße Folgeinteraktionen anbahnt. 
Die Mehrzahl der 200 Einzelhändler und auch der 50 Gastronomen bilden allerdings 
innerhalb des Netzwerkes vertraglich basierte dyadische Beziehungen zum Netz-
werkkoordinator und knüpfen keine weiteren sozialen Beziehungen innerhalb des 
Unternehmungsnetzwerks, die über gelegentliche Nachbarschaftshilfe hinausgehen.  
Das Center-Management übernimmt innerhalb des Netzwerkes die Rolle eines Koor-
dinators, der sich in der Hauptsache darauf konzentriert „Clubgüter“ für die Unter-
nehmen auf der Basis internationaler Standards zu erstellen. Die Unternehmungen 
innerhalb des Kooperationsgefüges erwerben – vertraglich gesichert - vom Center-
Management einen Anteil an „handelsergänzenden Dienstleistungen“, den die jewei-
ligen Unternehmen allein nur bruchstückhaft bzw. überhaupt nicht erbringen könn-
ten. Durch dieses Vorgehen werden Transaktionskosten für die Erstellung der 
Dienstleistungen gesenkt und in der Folge eine hohe Kundenfrequenz aufgrund die-
ses Zusatzangebotes erzielt. 
                                              
61 Neben einer festgelegten Fixmiete erhält die Betreibergesellschaft eine umsatzabhängige Umlage 
(vgl. Interview 1/I). 
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Den Unternehmen, die sich ins CentrO. einmieten, stehen verschiedene Möglichkei-
ten offen, eigene Gestaltungsvorschläge in die (Marketing)-Planung einzubringen. 
Dafür setzt das Center-Management als Netzwerkkoordinator verschiedene Selekti-
ons- und Allokationsregulationen ein, die mit Hilfe hierarchischer Steuerung und 
dezentraler Kontextsteuerung durchgesetzt werden können. Die empirischen Ergeb-
nisse ergeben, dass vor allem die Mieter, die große Verkaufsflächen innerhalb des 
CentrO. angemietet haben, über ein größeres Mitspracherecht verfügen und sich in-
nerhalb dieser „Ankerunternehmen“ über die Beziehungen zum fokalen Unterneh-
men hinaus soziale Beziehungen stabilisieren. 
Was ist spektakulär an dieser Konstellation? Im Großen und Ganzen wurde die Kol-
lektivgüterproblematik, die sich bei der Generierung handelsergänzender Dienstleis-
tungen stellt, auch von Betreibern anderer Einkaufszentren in der ein oder anderen 
Form gelöst.62 Allerdings scheint das CentrO. hinsichtlich der Konsequenz in der 
Umsetzung eines ganzheitlichen Konzepts (bestehend aus den Komponenten Einzel-
handel, Gastronomie, Veranstaltungen, Ausstellungen, Kino und Erlebnispark), der 
Höhe der finanziellen Umlage und in der Verfolgung einer klaren Zielgruppenpolitik 
(„junge Familie”) eine Vorreiterrolle in Deutschland zu spielen. Die „Binnenverhält-
nisse”, insbesondere die „Machtstrukturen”, die neben hierarchischer Steuerung auch 
Kontextsteuerung innerhalb der Organisation CentrO. integrieren, sind neben der 
Aushebelung der Kollektivgutproblematik und der Senkung der Transaktionskosten 
bei der Erstellung handelsergänzender Dienstleistungen Erfolgsfaktoren, die zum 
Gelingen des Dienstleistungskonzeptes CentrO. beitragen. 
Im weiteren Verlauf der Arbeit interessiert, wie es im Gegensatz zum Urban Enter-
tainment Center Einzelhändlern in Innenstädten gelingen kann, Kollektivgüter für 
erlebnisorientierte Verbraucher auf kollektiven Flächen (Fußgängerzonen) zu erstel-
len und in welcher Weise dieser Prozess gesteuert wird. In Innenstädten ist nicht da-
mit zu rechnen, dass Individualnutzen und Gruppennutzen bei der Generierung von 
handelsergänzenden Dienstleistungen zusammenfallen, da in traditionell gewachse-
nen Strukturen der Innenstadt handelsergänzende Dienstleistungen die Form von 
kollektiven Gütern annehmen und diese deshalb, so die Hypothese, nur unter Hin-
dernissen erstellt werden können. Aufgrund dieser Annahme soll überprüft werden, 
welche Möglichkeiten von den Einzelhändlern in den Innenstädten genutzt werden, 
                                              
62 Probleme und Mängel, die bei Planung und Umsetzung von UECs auftreten können, werden von 
Ackermann/Lantzerath-Flesch (1999) am Fallbeispiel des „CAP Kiel“, das 1995 eröffnet wurde, dar-
gestellt. 
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um eine Attraktivitätssteigerung der innerstädtischen Einkaufsumgebung zu bewir-
ken und auf welche Hilfestellungen, z. B. durch hierarchische Akteure (Kommune, 
Landesregierung), die Marktteilnehmer des innerstädtischen Einzelhandels zurück-
greifen können, um handelsergänzende Dienstleistungen zu erstellen. 
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5. Handelsergänzende Dienstleistungen in der Innenstadt 
Für die Innenstädte scheint sich in punkto Erlebniseinkauf eine Trendwende zu voll-
ziehen. Die Thematik wird nicht nur in der Wissenschaft, sondern auch in der Politik 
zunehmend diskutiert, wie folgendes Zitat dokumentiert: 
„In den Bereichen Kultur und Freizeit stehen die Innenstädte vor ganz neuen 
Herausforderungen (...) Ich bin überzeugt, dass die Identität und das Profil vie-
ler Städte in Zukunft vor allem durch kulturelle Merkmale und durch das Frei-
zeitangebot geprägt werden. Der Trend zur Erlebnisorientierung gilt auch für 
Städte. Wir sollten uns auf diese Entwicklung einstellen: nicht, indem wir uns 
dem Trend einfach ergeben, sondern indem wir versuchen, die Entwicklungs-
dynamik des Freizeitsektors für unsere Innenstädte zu nutzen.“ (Brusis 2000: 
1). 
5.1 Erlebniseinkauf in der Innenstadt – Status Quo 
Gemäß einer weit gefassten Definition des Begriffes „Einkaufszentrum“ versteht 
man darunter eine „Standortagglomeration von Einzelhandels- und Dienstleistungs-
unternehmen“ (Schäfer 1998: 17). Danach stellen Shopping Center, Malls oder Ur-
ban Entertainment Center (UEC) einheitlich geplante, errichtete und unter einer zent-
ralen Leitung stehende Einzelhandels- und Dienstleistungsagglomerationen dar, die 
auch die wirtschaftliche Selbständigkeit der eingemieteten Betriebe mehr oder weni-
ger stark tangieren (vgl. Kapitel 1). 
Folgt man dieser Definition eines Einkaufszentrums, kann man auch Innenstädte als 
historisch gewachsene Einkaufszentren bezeichnen, die allerdings durch die wirt-
schaftliche und organisatorische Selbständigkeit der dort ansässigen Unternehmen 
gekennzeichnet sind. Im Gegensatz zum untersuchten UEC, indem das Eigentum des 
ganzen Areals auf eine Unternehmung gebündelt ist, beschränkt sich das Eigentum 
innerstädtischer Immobilienbesitzer in der Regel auf kleinere Parzellen. Die konzent-
rierte Erstellung von handelsergänzenden Dienstleistungen nach dem Muster eines 
UEC, in dem das ganze Areal Eigentum des Betreibers bleibt, entfällt deshalb für 
diesen Betrachtungsfall. 
Ausgehend von der Grundannahme, dass auch die innerstädtischen Einzelhändler 
daran interessiert sind, eine hohe Frequenz von „Erlebniseinkäufern“ zu erzielen, 
stellt sich für diese Standortagglomeration von Einzelhandels- und Dienstleistungs-
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unternehmen die Frage, von wem und in welcher Weise Kollektivgüter in Form von 
„handelsergänzenden Dienstleistungen“ am Standort „Innenstadt“ erbracht werden? 
Bevor dieser Fragestellung nachgegangen wird, soll zunächst ein Überblick darüber 
gegeben werden, welchen generellen gesellschaftlichen und einzelhandelsspezifi-
schen Trends die (west)-deutschen Innenstädte unterliegen.63 
In diesem Kapitel wird der Blick nicht auf gesamte Städte, sondern vorrangig auf die 
Situation von Innenstädten gerichtet, und in diesem Zusammenhang stehen insbe-
sondere einzelhandelsrelevante Aktivitäten der Innenstädte im Fokus der Untersu-
chung. Diese Untersuchungsperspektive wird gewählt, da in diesem räumlichen Um-
feld, ebenso wie in einem UEC, zunehmend das Problem virulent wird, den neu ent-
stehenden Anforderungen von „Erlebniskäuferinnen“ und „Erlebniskäufern“ nach 
handelsergänzenden Dienstleistungen zu entsprechen. Der Begriff „Innenstadt“ soll 
in Anlehnung an Schäfer (1998: 9) als Oberbegriff für die möglichen Teilbereiche 
der Innenstadt nämlich „Altstadt“ und „City“ gefasst werden. Dabei können diese 
beiden Bestandteile der Innenstadt in unterschiedlichen Beziehungen zueinander 
stehen.64 Unter „City“ soll dabei der Teil der Innenstadt verstanden werden, in dem 
die zentralen wirtschaftlichen, administrativen und kulturellen Funktionen einer Stadt 
vereinigt sind. 
Eine der zentralen Kräfte, die hinter der Herausbildung des Hauptgeschäftszentrums 
„City“ stehen, ist der Handel, der in den letzten Jahren zwei parallel verlaufenden 
Entwicklungen unterliegt. Die Verknappung der 1a-Lagen führt zu einer Verteuerung 
der hochwertigen Innenstadtlagen, was zu einer schleichenden Filialisierung vieler 
Innenstädte geführt hat, da häufig nur finanzstarke Unternehmen in der Lage sind, 
die Höchstmieten für 1a-Lagen zu entrichten.65 Tatsächlich wird in vielen Fußgänger-
                                              
63 In einer Studie des Deutschen Seminars für Städtebau und Wirtschaft (DSSW), die auf der Grund-
lage von Befragungen in 24 west- und 14 ostdeutschen Städten erstellt wurde, lassen sich bezüglich 
der Zielsetzung der Stadtmarketingprozesse leichte Unterschiede für westliche und östliche Bundes-
länder feststellen. Während es in den neuen Bundesländern vorrangig um die Schaffung neuer Struk-
turen und Angebote sowie um die Vitalisierung innerstädtischer Räume geht, wird die Zielsetzung des 
Stadtmarketingprozesses in den westlichen Bundesländern auf die Verbesserung der Kommunikation 
und der Kooperation bestehender Einrichtungen und Kräfte ausgerichtet (vgl. Beyer 1995). In der 
vorliegenden Arbeit erfolgt eine Fokussierung auf westdeutsche Innenstädte des Ruhrgebietes. 
64 Altstadt als Teil der City, City als Teil der Altstadt, bzw. City ohne vorhandene Altstadt. 
65 Das Mitpreisniveau für Einzelhandelsimmobilien gilt unter Immobilienexperten als Indikator für die 
Qualität eines Einzelhandelsstandortes. In den Einzelhandelmetropolen München und Berlin werden 
Mieten bis zu 400 DM pro qm realisiert. In NRW hat sich mittlerweile auch Dortmund in die Reihe 
der Toplagen eingeordnet. An besten Standorten, z. B. am Westenhellenweg, werden 300 DM La-
denmiete verlangt. Damit steht Dortmund nach München, Berlin, Frankfurt/Main (340 DM), Hamburg 
und Köln (jeweils 330 DM) und Düsseldorf (320 DM) an siebter Stelle im bundesdeutschen Ranking 
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zonen von Mittel- und Großstädten ein Filialisierungsgrad von über 50 % erreicht.66 
Dies hat Auswirkungen auf den Branchenmix der Innenstädte. In vielen Fällen do-
miniert das Bekleidungssortiment die innerstädtische Angebotslage. Nutzungsände-
rungen (z. B. für Spielhallen, Fast-Food Restaurants) sorgen für eine weitere Uni-
formierung der Innenstädte. Der traditionelle mittelständische Facheinzelhandel mit 
inhabergeführten Geschäften befindet sich auf dem Rückzug; das Stichwort von der 
„Verödung der Innenstädte“ macht die Runde (vgl. hierzu auch Frankfurter Allge-
meine Zeitung vom 3.7.2001). 
Des Weiteren gerät der innerstädtische Einzelhandel durch Entwicklungen an der 
Stadtperipherie in Bedrängnis. Im Verlauf eines Suburbanisierungsprozesses siedel-
ten sich Teile der städtischen Wohnbevölkerung (insbesondere mobile Mittel-
schichtsfamilien) in den Vorstädten an. Diese wohnfeldorientierten Wanderungen 
konnten auch für das Ruhrgebiet konstatiert werden (vgl. Strohmeier 2002: 4). Durch 
diese Entwicklung verschob sich gleichfalls die traditionelle Standortspezialisierung 
des Handels. Während früher die Güter des täglichen Bedarfs (Versorgungsgüter) 
überwiegend in Stadtrandlagen angeboten wurden und die City im Idealfall als rang-
höchstes Einkaufszentrum die Deckung des mittel- und langfristigen Bedarfs für die 
Bewohner des gesamten Stadtgebietes und des Umlandes anbot, verlagerte sich diese 
Standortspezialisierung in zunehmendem Maß. Hauptsächlich in den 80er Jahren 
wurden Einkaufszentren mit Citysortimenten auch an die Stadtperipherien gebaut, 
die sich durch eine hohe Autokundenorientierung auszeichnen und somit zu einer 
weiteren „Entleerung“ der Innenstädte beitragen konnten. 
„So gibt es ungeachtet einer im Zeitablauf zunehmend restriktiven Haltung der 
Stadtplanung gegenüber peripheren Einzelhandelsstandorten im Land Nord-
rhein-Westfalen inzwischen mehr als 1.300 SB-Warenhäuser und Verbrau-
chermärkte, rund 600 Baumärkte, etwa 570 Möbelmärkte und 37 regionale 
Shopping Center – mit noch immer ungebrochenem Ansiedlungsdruck derarti-
ger Einrichtungen.“ (Hatzfeld 1999: 29). 
                                                                                                                                  
und an erster Stelle im Ruhrgebiet. Im Ruhrgebiet liegt das Preisniveau etwas niedriger. Für Einzel-
handelsflächen in Toplagen in Essen werden Mieten von 250 DN durchgesetzt. In Bochum liegt das 
Mietpreisniveau in 1a-Lagen bei 170 DM und in Duisburg bei 160 DM. Im Vergleich dazu liegen die 
Mieten im CentrO. zwischen 150 bis 450 DM pro qm (vgl. Handelsjournal 2000: 30). 
66 Die Filialisierungsgrade in den Fußgängerzonen einiger nordrhein-westfälischer Städte: Essen 
76,2 %; Bochum 68,2 %; Dortmund 68,2 %; Duisburg 57,6 %; Gelsenkirchen 56,8 % Düsseldorf 56, 
4 % (vgl. Hatzfeld 1996: 67). Nach neueren Erhebungen (vgl. bei Hatzfeld 2002) stellen sich Filiali-
sierungsgrade für einige deutsche Städte (in % der Betriebe in der Fußgängerzone) folgendermaßen 
dar: München 44,1 %, Köln 57,6 %, Hamburg 62,1 %, Stuttgart 70,1 %, Dortmund 71,2 %, Düssel-
dorf 75,6 %, Berlin-Stadt 80,4 % und Essen 88,2 %. 
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Die abnehmende Attraktivität der Innenstädte hatte sich bis Mitte der 90er Jahre in 
einem spürbaren Besucherrückgang niedergeschlagen. Die deutschen Innenstädte 
mussten einen Besucherschwund von bis zu 25 % verkraften und entsprechende Um-
satzeinbußen hinnehmen. Die Konsumenten gaben zeitweise nur ca. 12 % ihres Ge-
samtbudgets in Fußgängerzonen der Innenstädte aus, während 27 % des Gesamtbud-
gets für Ausgaben auf der „grünen Wiese“ verwendet werden (vgl. Bie-
ber/Haas/Kendschek 1999: 25). In jüngster Zeit scheint sich die Gesamtlage jedoch 
etwas zu entspannen. Nachdem von Investoren des Einzelhandels in den letzten De-
kaden vorwiegend Flächen auf der „grünen Wiese“ nachgefragt wurden, setzt nun 
die Nachfrage für Verkaufsflächen in der Innenstadt langsam wieder ein. 
Diese Entwicklung scheint aber mit einer erhöhten Erwartung der Kunden an han-
delsergänzende Dienstleistungen verknüpft zu sein, die die Basis des „Erlebniskau-
fes“ darstellen. Umfrageergebnisse deuten darauf hin, dass sowohl in den Innenstäd-
ten als auch in den Shopping Malls der freizeitorientierte Erlebniseinkauf einen ho-
hen Stellenwert einnimmt. Für die Stadt Bremen konnte anhand einer empirischen 
Erhebung ein Anteil von über 50 % Verbrauchern ermittelt werden, die ihren Einkauf 
als Freizeitbeschäftigung auffassen, und immerhin noch 24 % der Innenstadteinkäu-
ferinnen und –einkäufer bezeichnen ihren Einkauf als kombinierte Freizeit- und Ver-
sorgungstätigkeit (vgl. Frehn 1998: 10f.)67. Auch für die Stadt Essen liegt eine Kun-
denbefragung vor, aus der hervorgeht, dass ca. 75 % der Innenstadtbesucher als 
Hauptgrund für ihren Aufenthalt in der City „Einkaufen“ angeben und ca. 41 % zum 
„Stadtbummel“ in die City kommen (vgl. Schröder/Berghaus 2000: 8). Eine reprä-
sentative Befragung, die vom Handelsverband BAG deutschlandweit unter 360.000 
Kunden durchgeführt wurde, kommt zum Ergebnis: 
„Mehr als zwei Drittel aller Befragten haben positive Empfindungen beim 
Aufenthalt und Einkauf in Innenstädten. Sie assoziieren ihn mit den Begriffen 
‚Spaß haben‘, ‚Einkaufsvergnügen‘ sowie mit einem besonderen Erlebnis. (..) 
Bemerkenswert ist auch die Tatsache, dass im Hinblick auf die Stadtgröße 
kaum Unterschiede in den Empfindungen der Verbraucher registriert werden 
konnten. Ob in einer Kleinstadt oder in einer Großstadt: Der Aufenthalt und 
Einkauf wird positiv bewertet.“ (Pangels 2001). 
                                              
67 Anhand der drei Merkmale „persönliche Einschätzung der Tätigkeit als Freizeit- oder Versorgungs-
tätigkeit“, „eingeplante Verweildauer“ und „Konkretheit der Kaufabsicht“ wurde eine erweiterte und 
eine verengte Definition des „Erlebniseinkäufers“ konstruiert (vgl. Frehn 1998: 12). 
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Das bedeutet, dass die Einkaufstätigkeit in der Innenstadt zunehmend die Dimension 
einer Freizeitbeschäftigung annimmt. 
„Die besonderen Chancen der City gegenüber Einkaufsorten an dezentralen 
Standorten liegen hierbei vor allem in der Positionierung der City als Zentrum 
des Erlebniseinkaufs, da sich die Innenstadt aufgrund ihrer historischen Einzig-
artigkeit, ihrer architektonischen Vielfalt, ihrer traditionellen Rolle als Zentrum 
der Kommunikation (...) für die Vermittlung von Einkaufserlebnissen beson-
ders gut eignet und sie diesbezüglich Wettbewerbsvorteile gegenüber den Ein-
kaufsorten an dezentralen Standorten aufbauen kann.“ (Schäfer 1998: 312). 
Obschon die Einkaufstätigkeit das Hauptmotiv für den Besuch einer City angesehen 
werden kann, wird der Besuch der Innenstadt selten nur auf diese Tätigkeit be-
schränkt. Eine weitere Untersuchung verdeutlicht, dass der City-Besuch in der Regel 
mit zusätzlichen Freizeittätigkeiten verknüpft wird (vgl. Monheim 1996a: 50 f.). 
Dennoch sind der Freizeit- und Spaßcharakter sowie eine angenehme Einkaufsatmo-
sphäre für einen Großteil der Befragten an beiden Befragungsorten (Innenstadt und 
Shopping-Mall) grundlegende Voraussetzungen für das Einkaufen. Über 83 % der 
Befragten stimmten den Items „Einkaufen muss Spaß machen“ und „für mich gehört 
zum Einkaufen eine Atmosphäre, in der man sich wohl fühlt“ zu. Damit spielt das 
subjektive Wohlgefühl beim Einkauf, das durch den Einkauf an sich, durch Waren 
und deren Präsentation sowie durch das Umfeld stark beeinflusst wird, für den über-
wiegenden Anteil der Befragten eine große Rolle (vgl. Frehn 1998: 16). 
Durch eine intensive Nutzung der Innenstadt wiederum entsteht Urbanität, die eine 
„funktionierende“ Innenstadt auszeichnet. Urbanität ist der Begriff, mit dem hier die 
Lebendigkeit einer Innenstadt beschrieben wird, die durch die Vielfalt der City-
Besucher, des Stadtbildes und durch die Dichte und Vielfalt der Nutzungen in Form 
von Einzelhandelsbetrieben, öffentlichen, sozialen und kulturellen Einrichtungen und 
Wohnbestand in der Innenstadt entsteht.68 Zusammenfassend kann man konstatieren, 
dass viele Innenstädte in den letzten Jahren der Gefahr ausgesetzt waren, an Urbani-
tät zu verlieren, und aufgrund dieser Problematik der Bedarf besteht, die innerstädti-
sche Einkaufsumgebung für möglichst viele Zielgruppen (z. B. Bewohner, Einkaufs-
pendler, Touristen) wieder attraktiver zu gestalten. 
                                              
68 Zur Geschichte des Begriffes „Urbanität“ und seiner Verwendung vgl. Köhler 1996. 
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Im Untersuchungsfall gewinnt das Ziel der Attraktivitätssteigerung für Innenstädte 
eine besondere Brisanz: Im Einzugsgebiet der untersuchten Ruhrgebietsstädte hat 
sich ein Urban Entertainment Center angesiedelt, das auf die Erstellung handelser-
gänzender Dienstleistungen spezialisiert ist und dabei die Hindernisse umgeht, vor 
denen die Innenstädte bei der Generierung handelsergänzender Dienstleistungen ste-
hen. Aufgrund dieser Ausgangslage ergeben sich die weiterführenden Fragen für den 
Untersuchungsverlauf: 
1. Welche Umsetzungsprobleme entstehen bei der Generierung von handelsergän-
zenden Dienstleistungen in der Innenstadt und in welchen institutionellen Arrange-
ments werden handelsergänzende Dienstleistungen erstellt? 
2. Welche Dienstleistungen werden eingesetzt, um Innenstädte attraktiver zu gestal-
ten? 
Im Folgenden soll zunächst geklärt werden, in wessen Zuständigkeit die Erstellung 
handelsergänzender Dienstleistungen in der Innenstadt fällt und welche Konsequen-
zen sich daraus ergeben. 
5.2 Handelsergänzende Dienstleistungen – Wer kann sie erstellen? 
Ein Paket aus handelsergänzenden Dienstleistungen für die Innenstadt besteht aus 
einer Vielzahl einzelner Dienstleistungen, deren Erstellung traditionell in verschie-
dene Zuständigkeiten fällt. Zu den hoheitlichen Aufgaben einer Kommune gehört die 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, wie z. B. die Gesund-
heitsüberwachung. Diese Aufgaben werden im Auftrag des Staats erfüllt und lassen 
in der Anpassung ihrer Leistungserstellung keinen Spielraum zu. Die Schaffung an-
nehmbarer Rahmenbedingungen kann jedoch in bestimmten Umfang von der Kom-
mune beeinflusst werden (vgl. Tietzel 1999: 3). 
Die Verantwortung für „Sicherheit“ und „Sauberkeit“ in der Innenstadt gehört eben-
falls zum grundlegenden öffentlichen Aufgabenspektrum der Kommune und wird im 
Grundsatz von Polizei bzw. städtischem Personal gewährleistet.69 Auch die Bewirt-
                                              
69 Juristisch bestehen für kommunale Aufgaben drei Qualitätsstufen: Die Aufgaben der Eingriffsver-
waltung und der planerischen Verwaltung kennzeichnen den Bereich, in dem die öffentliche Verwal-
tung in die Freiheit und das Eigentum des Bürgers eingreift (z. B. Polizei- und Sicherheitsrecht; 
Baurecht; Finanzverwaltung). Zweitens die Aufgaben der Leistungsverwaltung, zu deren Inanspruch-
nahme die Bürger verpflichtet werden können (z. B. Abfallentsorgung) und die sie freiwillig in An-
spruch nehmen können (z. B. Theater, Schwimmbäder). Drittens Hilfstätigkeiten, so genannte Annex-
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schaftung von Parkflächen fällt im Wesentlichen in die Zuständigkeit der Kommu-
nen. Des Weiteren fallen Dienstleistungen an, die zumindest einer Genehmigung 
durch die Kommune bedürfen (z. B. das Durchführen von Veranstaltungen in der 
Innenstadt). Daneben gibt es Dienstleistungen, die von den privaten Unternehmen 
auch ohne Zustimmung der Kommune durchgeführt werden können (z. B. zentrale 
Kinderbetreuung für die Innenstadtbesucher). Eine Abstimmung bei der Generierung 
einzelner Dienstleistungen erscheint notwendig, um Synergien nutzen zu können. 
Eine Erstellung handelsergänzender Dienstleistungen „aus einem Guss“ scheint auch 
in zunehmendem Maß notwendig zu werden, da die Stadt von den einzelnen Besu-
chern summierend bewertet wird: 
„Alle Innenstadt-Situationen sind sehr komplex, viele Details wirken beim ‚Ci-
ty-Kunden‘ zusammen. Der einzelne Leistungsanbieter (Gastwirt, Händler 
usw.) kann gewöhnlich nur die ihn betreffenden Elemente des City-
Aufenthaltes selbst beeinflussen, die Qualität der Speisen etwa und die Freund-
lichkeit des Servierpersonals. Wie besucherfreundlich sich Politessen verhal-
ten, ob das Museum geschlossen ist oder die Straßen verschmutzt, darauf hat er 
nur marginalen Einfluss.“ (Bieber/Haas/Kendschek 1999: 11). 
Doch wer garantiert die Erstellung zusätzlicher Dienstleistungen für die Innenstadt 
und welche Interessen sind damit verbunden? Die Generierung von Dienstleistungen 
zur Attraktivitätssteigerung der Innenstadt liegt im Interesse vieler lokaler Akteure 
(z. B. Handel, Gastronomie, Wirtschaftsunternehmen, Bürgerinnen und Bürger, 
Kommune). Im Folgenden soll eine Konzentration auf das Handeln der Akteure des 
Innenstadthandels und der kommunalen Verwaltung erfolgen, da diese Akteure - so 
die Annahme - an der Erstellung handelsergänzender Dienstleistungen in der Innen-
stadt maßgebliches Interesse haben. Die jeweilige Interessenslage wird im Folgenden 
kurz dargestellt: 
Der Einzelhandel in seiner Gesamtheit ist in den Innenstädten ein Kundenmagnet. 
Durch die Trendwende im Einkaufsverhalten der Innenstadtkundschaft stehen die 
Einzelhändler unter Druck, der erlebnisorientierten Kundschaft zusätzliche „Erleb-
nisse“ zu bieten. Dieser Druck wird im hier untersuchten Fall durch die Ansiedlung 
eines Urban Entertainment Center im Einzugsbereich verstärkt.  
                                                                                                                                  
aufgaben, wie z. B. Gebäudereinigung oder Planungsarbeiten. Diese Annexaufgaben gelten als priva-
tisierbar (vgl. Roggencamp 1999: 44). 
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Wechselt man diese Zusatzansprüche der Verbraucher (z. B. wetterunabhängiger 
Einkauf, erhöhte Ansprüche an Sicherheit und Sauberkeit der Innenstädte) in die 
„Olsonsche Münze“, dann entstehen aus diesen Ansprüchen potentielle Kollektivkos-
ten für die Einzelhandels- und Dienstleistungsunternehmen der Innenstadt. Einzel-
händler und Gastronomen in engem räumlichen Kontext (z. B. Fußgängerzonen oder 
herkömmliche Einkaufscenter) müssten Zusatzangebote für die Verbraucher gemein-
sam erarbeiten und finanzieren. Solche Zusatzangebote könnten imagebildend wir-
ken, den Erlebniswert der Innenstadt steigern und die Kundenfrequenz erhöhen. Der 
unmittelbare Nutzen aus der Kostenbeteiligung für die Erstellung handelsergänzen-
der Dienstleistungen wird für den einzelnen Händler jedoch nicht ersichtlich, da alle 
anderen Händler von seinem individuellen Engagement partizipieren könnten, ohne 
selbst einen Beitrag (Zeit und/oder Geld) zum Gelingen des Gemeinschaftswerks 
beizutragen (vgl. Kapitel 3). Der individuelle Nutzen eines Einzelhändlers fällt nicht 
mit dem Gruppennutzen aller innerstädtischen Einzelhändler zusammen. Aus diesem 
Grund ist es unsicher, ob und in welchem Umfang sich innerstädtische Einzelhändler 
an Maßnahmen zur Attraktivitätssteigerung der Innenstädte engagieren. Die Progno-
sen sind pessimistisch: 
„Schnelle Aktionen und Umsetzungsmaßnahmen sind in Zusammenarbeit mit 
dem privaten Einzelhandel scheinbar nicht möglich. Die Kooperation mit den 
Einzelhändlern erfordert eine konzeptionelle Grundlage und zielgerichtete 
Kommunikation, die sich oft langwierig gestalten kann und nicht zwangsläufig 
zur einheitlichen Positionierung des Einzelhandels führt. Effektive Verbesse-
rungen im Einzelhandel sind daher nur in größeren Zeiträumen zu erwarten, 
vorausgesetzt die Betroffenen nehmen eine aktive und problemorientierte Posi-
tion ein.“(MASSKS 1999a: 9). 
Im Weiteren soll analysiert werden unter welchen Voraussetzungen eine Kooperation 
mit anderen lokalen Akteuren (z. B. der Kommune) gelingen kann. 
Für die kommunalen Akteure ist die Attraktivitätssteigerung der Innenstadt unter 
dem Gesichtspunkt der kommunalen Wirtschaftspolitik von Bedeutung. Kommunale 
Wirtschaftspolitik ist in den letzten Jahren nicht nur vorrangig auf die Anwerbung 
von Investoren fixiert, sondern es wird parallel zu den Anwerbungsstrategien eine 
Bestandspflege der angesiedelten Wirtschaftsunternehmen angestrengt, da die Flä-
chennachfrage, die insbesondere in den 60er und 70er Jahren durch das Produzieren-
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de Gewerbe ausgelöst wurde, abflaut.70 Die dadurch notwendige Veränderung des 
Aufgabengebietes schafft Raum für neue Formen des Verwaltungshandelns. Die so 
genannten „harten Standortfaktoren“, wie Nähe zu wichtigen Absatzmärkten, ver-
kehrstechnische Erschließung und die Qualität des Arbeitsmarktes, können von den 
kommunalen Wirtschaftsförderern in der Regel nur geringfügig beeinflusst werden. 
Die Bereitstellung „weicher Standortfaktoren“ bildet deshalb ein stärker betontes 
Aufgabenfeld der kommunalen Wirtschaftsförderung, das mit dem Ziel verfolgt 
wird, Städte für Investoren und Arbeitnehmer interessant zu machen. Zum Bereich 
der „weichen Standortfaktoren“ zählt auch die Attraktivitätssteigerung der eigenen 
(Innen)-Stadt (vgl. auch Schäflein 1994: 151). 
Im weiteren Verlauf der Arbeit soll in verschiedenen Städten des Ruhrgebietes - die 
im Einzugsbereich des UEC liegen - untersucht werden, ob und (wenn ja) in welcher 
Weise es den Akteuren von „Einzelhandel“ und „Kommune“ auf lokaler Ebene ge-
lingt, Kooperationen zu schließen, und Dienstleistungen zur Attraktivitätssteigerung 
der Innenstadt zu erstellen. Kooperationen zwischen öffentlichen und privaten Ak-
teuren, werden unter den Schlagwörtern „Public-Private-Partnership“ (PPP) sowie - 
speziell für die Attraktivitätssteigerung von Städten - unter dem Begriff „Stadtmarke-
ting“ erfasst. Nach einem kurzen Überblick über die inhaltliche Ausrichtung von 
PPP-Kooperationen sowie der Einordnung des Stadtmarketings in diesen Begriffs-
rahmen fließen empirische Ergebnisse über die Organisation des Einzelhandels auf 
lokaler Ebene in die Arbeit ein. 
5.3 Public Private Partnership (PPP) 
Die funktionale Differenzierung moderner Gesellschaften ebenso wie auch die Glo-
balisierung, die inter- oder transnationale Abhängigkeiten und Verhandlungszwänge 
schafft, werden als Gründe für das Zerbrechen des gesellschaftlichen Primats der 
Politik angeführt (vgl. Mayntz 1996a, Voelzkow 2000). Der öffentliche Sektor auf 
allen Ebenen (Staat, Land, Kommune) sei mit der Komplexität der Aufgaben, die 
durch die Umstrukturierung an ihn herangetragen würden, überfordert und er könne 
Politik daher eher moderieren als steuern. Aus diesem Grund werden private Akteure 
bei der Erstellung von öffentlichen Gütern zunehmend „mit ins Boot“ genommen. 
                                              
70 Das produzierende Gewerbe ist heute nur noch mit einem Drittel an der Entstehung des Bruttosozi-
alproduktes in Deutschland beteiligt. Der größte Teil der Wertschöpfung wird mittlerweile von priva-
ten Dienstleistungsunternehmen, dem Einzel- und Großhandel, Handwerksbetrieben und den Angehö-
rigen freier Berufe erbracht. 
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Diese Entwicklung beinhaltet die Vorstellung, dass das politisch-administrative Sys-
tem nur ein Teilsystem neben anderen darstellt und die Integration gleichgeordneter 
autonomer gesellschaftlicher Teilsysteme anstrengen muss. Um dieses Ziel zu errei-
chen, wird bei der Einbeziehung des Wirtschaftssystems in das politisch-
administrative System ein Szenario entworfen, dass für regionale und kommunale 
Zusammenhänge unter dem Begriff „Public-Private-Partnership“ gefasst wird (vgl. 
Kruzewicz 1993: 1, Roggencamp 1999: 71). Die Zunahme von Kooperationen zwi-
schen öffentlichen und privaten Akteuren auf verschiedenen politischen Ebenen wird 
insgesamt als Ergebnis eines globalen Umstrukturierungs- und Erneuerungsprozesses 
gesehen, der länderspezifische Besonderheiten überdeckt und deshalb weltweit zum 
Tragen kommt, aber eben auch auf kommunaler Ebene zu beobachten ist (vgl. hierzu 
Stratmann 1999 und Anlage Punkt 9.1). 
Public-Private-Partnership hat sich als Sammelbegriff für die unterschiedlichsten 
Formen der Kooperation von öffentlichen und privaten Akteuren auf lokaler und 
regionaler Ebene entwickelt. Eine einheitliche Definition hat sich bislang allerdings 
noch nicht durchgesetzt. Unter PPP wird häufig nicht nur die einfache Kommunika-
tion zwischen Vertretern der öffentlichen Hand und Privatpersonen verstanden, son-
dern auch informelle Aushandlungsprozesse zwischen Bürgern und der öffentlichen 
Verwaltung sowie die private Finanzierung öffentlicher Aufgaben (vgl. Roggencamp 
1999: 25). Auf der kommunalen Ebene dient die Bezeichnung PPP sowohl zur Be-
schreibung von privatisierten Verwaltungsaufgaben als auch zur Beschreibung von 
Kooperationsansätzen zwischen öffentlicher und privater Hand (vgl. Heinz 1998: 
555).71 Häufig wird die Definition von PPP relativ weit gefasst, um ein breites Spekt-
rum lokaler Kooperationen erfassen zu können, so auch bei Birnstiel (1995), der un-
ter PPP Folgendes versteht: 
„auf der lokalen Ebene angesiedelte Formen der freiwilligen Zusammenarbeit 
zwischen lokaler Gebietskörperschaft und anderen lokalen oder örtlich tätigen 
bzw. wirkenden Akteuren und Institutionen, mit denen über eine Koordination 
und Bündelung von Planungen, Aktivitäten und Ressourcen die Bewältigung 
örtlicher Problemlagen und die Förderung der örtlichen Entwicklung angestrebt 
wird.“ (ders. 1995: 229). 
                                              
71 Verschiedentlich wird die Definition von PPP in Deutschland auch auf gemischtwirtschaftliche 
Unternehmen mit mehrheitlicher öffentlicher Beteiligung verengt, wie sie z. B. in der Energieversor-
gung zu finden sind. Eine derartige Verengung soll für diese Arbeit nicht gelten. 
166 
Handelsergänzende Dienstleistungen für die Innenstadt: Möglichkeiten und Grenzen 
Dieser Definitionsrahmen soll für diese Arbeit um die Kriterien von Heinze/Strünck 
(1998: 116ff) ergänzt werden, die Kooperationen vom PPP-Modell ausschließen, die 
auf der Grundlage der „Delegation“ oder des „Sponsorings“ beruhen. Damit wird die 
Charakteristik einer PPP auf eine mehr oder weniger formal geregelte Kooperation 
lokaler Akteure festgelegt, die zwischen kommerziellen, nicht-kommerziellen und 
staatlichen Trägern zu begreifen ist, welche in Agenturen, Vereinen oder Projekten 
zusammenarbeiten. Im Folgenden soll die Bezeichnung des PPP auf Kooperations-
formen zwischen Kommunalverwaltung als öffentlichem Akteur und dem innerstäd-
tischen Einzelhandel als privatem Akteur zugespitzt werden. Die darüber hinaus an 
den Kooperationen beteiligten lokalen Institutionen, sollen nicht vollständig ausge-
blendet, aber nur im Einzelfall in die Betrachtung einbezogen werden, um die Kom-
plexität des zu untersuchenden Akteursarrangement zu reduzieren und eine Fokussie-
rung auf das Agieren des innerstädtischen Einzelhandels und der Kommune vorzu-
nehmen. 
Grundsätzlich findet PPP in vielen wirtschaftlichen Sektoren Anwendung. Beispiel-
haft können die Wirtschaftsförderung, die kommunale Versorgungs- und Entsor-
gungswirtschaft, die Kulturwirtschaft, der Bildungswesen sowie Städtebau und 
Stadtentwicklung genannt werden (vgl. Heinz 1993, Kruzewicz 1993, Roggencamp 
1999). 
Ein Beispiel ist das Dortmunder Entsorgungs-Modell, in dem eine gemischtwirt-
schaftliche Unternehmung, für die Müllentsorgung der Stadt verantwortlich ist, die 
zu 51 % von der Stadt und zu 49 % von Privaten getragen wird. Auslöser für die 
Gründung der gemischtwirtschaftlichen Unternehmung war der Entsorgungsengpass 
bei der Müllentsorgung, der mit einem geringen Finanzspielraum der Stadt einher-
ging. Eine ähnliche Lösung wurde in Oberhausen durch die Gründung der Wirt-
schaftsbetriebe Oberhausen (WBO) angestrebt. Dort wurden die öffentlichen Reini-
gungs-, Grünflächen-, Müllabfuhr-, und Abwasserbetriebe der Stadt in eine privat-
rechtliche Form überführt. Die vormals öffentlichen Bediensteten wurden der priva-
ten Unternehmensleitung zugeordnet. Die Stadt Oberhausen hält 51 % der Unter-
nehmung, der private Partner 49 %. Die WBO versucht, durch die Ausnutzung von 
Rationalisierungspotentialen und durch das Angebot von freien Kapazitäten Gewinne 
auf dem freien Markt zu erzielen (vgl. Budäus/Grüning 1997: 44).72  
                                              
72 Eine quantitative Erfassung der PPP auf kommunaler Ebene für das Land NRW wurde von Kruze-
wicz 1993 durchgeführt.  
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Die Erwartungen, die von den Kooperationspartnern in PPP-Modellen gehegt wer-
den, erschließen sich durch diese Fallbeschreibungen. Von öffentlicher Seite wird ein 
Zugang zu fachlichen Kompetenzen der Privatwirtschaft und eine Mobilisierung pri-
vaten Kapitals erwartet. Private Akteure erhoffen sich durch eine PPP-Kooperation 
größere Planungs- und Finanzierungssicherheit und Gewinnrealisierung. Auch die 
häufig mit PPPs verknüpften Teilsubventionierungen durch die Bundesländer stellen 
ein Kooperationsmotiv für die private Beteiligung dar. 
PPP-Ansätze sind in den angelsächsischen Ländern seit langen Jahren etabliert, da 
dort traditionell privates Kapital und Know-how in staatliche Politik eingebunden 
werden. Bezogen auf die Revitalisierung von Stadtzentren wurde PPP bereits in den 
40er Jahren umgesetzt. Eine öffentlich-private Kooperation in der amerikanischen 
Stadt Pittsburgh wurde unter dem Stichwort „Lawrence-Mellon-Partnerschaft“ be-
kannt und trug wesentlich zur Entwicklung des PPP-Begriffes bei (vgl. Bu-
däus/Grüning 1997: 42). Eine weitere bekannte öffentlich-private Kooperation zur 
Revitalisierung eines Citybereichs wurde 1992 auf das Betreiben kommunaler Politi-
ker hin in Stockholm gegründet (vgl. Matuschweski 1996). Seit Mitte der 70er Jahre 
zeichnet sich eine quantitative Zunahme von PPP-Ansätzen in allen Bereichen ab, 
die sich zunächst für die USA und seit den 80er Jahren auch für die westeuropäi-
schen Industrienationen konstatieren lässt. Die eingeschränkte Handlungsfähigkeit 
öffentlicher Institutionen und wachsende Haushaltsdefizite sorgen auch in Deutsch-
land für eine zunehmende Durchsetzung von PPP-Modellen. 
Die Steuerungsform, die PPP zugrunde liegt, wird als hybride Steuerungsform ver-
standen. Naschold sprach von einer „hybriden Komplementarität zwischen privatem 
und öffentlichem Sektor“ (ders. 1997: 80). Die klassische Dichotomie „Staat versus 
Markt“ wird in diesem Konstrukt aufgehoben. Der öffentliche Sektor wird nicht 
durch den privaten Sektor substitutiert, sondern „public“ und „private“ stehen in ei-
nem komplementären Verhältnis zueinander: 
„Die Komplementarität als Beschreibung für die Interaktionsform der an einer 
PPP Beteiligten legt das Verständnis einer Vernetzung der partnerschaftlich 
miteinander verbundenen Akteure nahe. Dieses Verständnis gesellschaftlicher 
Regelungsstruktur liegt jenseits der klassischen Modelle und macht die Exis-
tenz von Hybridformen bzw. Netzwerken deutlich, die neben den ‚Klassikern‘ 
Markt und Hierarchie eine Grundform ökonomischer Steuerung darstellen.“ 
(Roggencamp 1999: 34). 
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Nach Roggencamp (1999: 26) impliziert der Begriff „partnership“ in diesem Zu-
sammenhang, dass zwei oder mehr Partner an dieser Partnerschaft beteiligt sein kön-
nen und zum anderen, dass sich die Partner Chancen und Risiken innerhalb dieser 
Kooperation teilen. Dies setzt eine Gleichberechtigung der Partner voraus, wobei 
Gleichheit in Bezug auf den Input finanzieller Ressourcen definiert werden kann, 
sich aber auch auf die Ausgewogenheit der sich aus einer Partnerschaft ergebenden 
Vorteile beziehen kann. 
PPPs lassen sich anhand ihres Institutionalisierungsgrades unterscheiden. Im Sinne 
der Neuen Institutionenökonomik (NIÖ) kann unter einer Institution „ein auf ein be-
stimmtes Zielbündel abgestelltes System von Normen einschließlich deren Garantie-
instrumente, mit dem Zweck, das individuelle Verhalten in eine bestimmte Richtung 
zu steuern“ (Richter/Furubotn 1999: 43) verstanden werden.73 Dabei können sich 
Institutionen ad hoc aus dem Eigeninteresse von Individuen entwickeln und sich 
selbst organisieren oder aber durch eine Autorität geschaffen und organisiert werden. 
Institutionen einschließlich der daran beteiligten Menschen werden in der NIÖ als 
Organisationen bezeichnet. Eine Organisation kann formal (z. B. in Form eines Un-
ternehmens) oder informell (z. B. in Form einer Arbeitsgruppe) existieren. Es handelt 
sich dabei um eine Gruppe von Individuen, die durch einen gemeinsamen Zweck, 
den der Zielerreichung, verbunden werden (vgl. Roggencamp 1999: 48). Das bedeu-
tet, dass alle Arten von Kooperation, die vom losen Gesprächskreis bis hin zu einer 
Überführung in eine gemischtwirtschaftliche Unternehmung reichen, in die hier ver-
wendete Definition des PPP-Begriffes mit einfließen, was für die Untersuchung der 
Fallbeispiele die Folge hat, dass alle empirisch möglicherweise auftretenden Koope-
rationsformen zwischen privaten und öffentlichen Akteuren auf der lokalen Ebene 
mit Hilfe des PPP-Modell erfasst werden können. Zugespitzt auf das Untersuchungs-
thema können unter dem Begriff PPP für diese Arbeit alle Organisationsformen ver-
standen werden, die innerhalb eines lokalen Stadtmarketingprozesses eine Koopera-
tion von privaten Unternehmen (z. B. Einzelhändler), Bürgern und hierarchischen 
Akteuren (z. B. Kommune) umfassen. In Anlehnung an die Terminologie, die für 
zwischenbetriebliche Kooperationsbeziehungen etabliert ist, wird PPP als eine Sekto-
ren übergreifende strategische Allianz zwischen privatem und öffentlichem Sektor 
bezeichnet (Kruzewicz 1993: 68, Roggencamp 1999: 57). 
                                              
73 Dabei können Institutionen aus formalen oder informellen Regeln bestehen. Bei formalen Instituti-
onen lässt sich zwischen Institutionen objektiven Rechts (nach dem Grundgesetz oder dem BGB) und 
Institutionen subjektiven Rechts (Arbeitsvertrag) unterscheiden (vgl. Roggencamp 1999: 48). 
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Im weiteren Verlauf der Arbeit wird das PPP-Anwendungsgebiet „Stadtmarketing“ 
untersucht. Im Zentrum steht hier die Frage, wie durch Stadtmarketing zur Verbesse-
rung des kommunalen Dienstleistungsangebotes beigetragen werden kann. Zunächst 
soll der Stadtmarketing-Begriff nach Tätigkeitsfeldern und der Bedeutung für den 
innerstädtischen Handel analysiert werden, da Stadtmarketing nicht zwingend mit 
„Innenstadtmarketing“ bzw. mit der Erstellung von „handelsergänzenden Dienstleis-
tungen“ gleichzusetzen ist. 
Das inhärente Problem, das sich bei der Zusammenarbeit öffentlicher und privater 
Akteure generell ergibt, liegt in der Gemeinwohlorientierung der öffentlichen Hand, 
die mit den Gewinninteressen der privaten Akteure kollidieren kann. Übertragen auf 
den Bereich des einzelhandelorientierten Innenstadtmarketings kann diese Problema-
tik daran dokumentiert werden, dass innerstädtische Einzelhändler daran interessiert 
sind, dass hauptsächlich kaufkräftiges Publikum die Haupteinkaufsstrasse frequen-
tiert; es widerspricht jedoch der Gemeinwohlorientierung, „unerwünschte Personen“ 
in bestimmten Innenstadtbereichen nicht zuzulassen.74 
5.3.1 Stadtmarketing 
Seit Ende der 80er Jahre entstehen auf lokaler Ebene unter dem Stichwort „Stadt-
marketing“ zunehmend Aktivitäten, die zum Ziel haben, die Attraktivität von Städten 
zu erhöhen und die Kooperation von lokalen Akteuren zu fördern. Im betriebswirt-
schaftlichen Zusammenhang, dem der Marketingbegriff entliehen ist, wird durch 
Marketing eine langfristige Gewinnoptimierung und die Verbesserung der Marktpo-
sition angestrebt, die über eine Erhöhung von Marktanteilen erreicht werden soll 
(vgl. Grabow/Hollbach-Grömig 1998: 16). Überträgt man dieses Ziel auf die Stadt 
im Allgemeinen, soll eine Verbesserung der Wettbewerbssituation gegenüber ande-
ren Städten erreicht werden. Bezogen auf die Innenstadt, soll durch deren Attraktivi-
tätssteigerung eine Erhöhung der Besucherfrequenz herbeigeführt werden. An einer 
Erhöhung der Besucherfrequenz der jeweiligen Innenstadt sind im besten Fall neben 
dem innerstädtischen Handel und der kommunalen Verwaltung weitere lokale Akteu-
re (z. B. Bürger, Wirtschaftsunternehmen) interessiert.  
Versucht man den kleinsten gemeinsamen Nenner für den Begriff des Stadtmarke-
tings zu finden, dann kann man unter Stadtmarketing eine Steuerungsmethode defi-
                                              
74 Der Ausschluss bestimmter Personengruppen (z. B. Obdachloser) durch Zutrittsverweigerung wird 
in privat geführten Shopping Centern durchaus ausgeübt. 
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nieren, mit deren Hilfe private und öffentliche Entscheider unter Berücksichtigung 
der Problemlage in den Städten und unter Berücksichtigung der wesentlichen Ele-
mente privatwirtschaftlicher Marketingstrategien im politisch administrativen Sys-
tem Stadt in einem institutionalisierten, integrativen Verfahren zu kooperativem 
Handeln veranlasst werden sollen (vgl. Honert 1991, Zerweck 1996). Je nach Inte-
ressenlage erhält der Stadmarketingbegriff einen weiteren oder engeren Zuschnitt. 
Bezogen auf den innerstädtischen Einzelhandel definiert der Hauptverband des Deut-
schen Einzelhandels:  
„Stadtmarketing ist ein Instrument zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit 
des Wirtschaftsstandort Stadt und zur Erhöhung der Attraktivität des traditio-
nellen Einzelhandelsstandorts Innenstadt durch die Institutionalisierung der 
Kooperation der Entscheidungsträger und Betroffenen.“ (ders. 2001b:1). 
 
Beschränkt sich der Aufgabenzuschnitt des Stadtmarketings auf die Innenstadt, so 
wird in der Regel der Begriff des Citymarketings verwendet. Citymarketing kann als 
Spielart des Stadtmarketings mit engerem räumlichen und inhaltlichen Fokus auf die 
Innenstadt betrachtet werden und wird deshalb auch als Innenstadtmarketing be-
zeichnet. Verschiedentlich wird der Begriff des Citymarketings synonym zum Beg-
riff des City-Managements75 verwendet. In jüngerer Zeit setzt sich jedoch eine diffe-
renzierte Begriffsdefinition durch. Unter Citymarketing werden demnach die funkti-
onalen Aspekte, wie die Planung, Koordination und Kontrolle eines Gesamtkonzep-
tes gefasst, während das Citymanagement eher instititutionell-organisatorische Ge-
sichtspunkte definiert und damit die Organisation bzw. deren handelnde Akteure 
beschreibt, die in die Entwicklung des Gesamtkonzeptes eingebunden sind (vgl. 
Fröhlich/Stamm/Venne 1998, MASSKS 1999a: 64, Schäfer 1998: 299). Dieser prä-
ziseren Begriffsbezeichnung soll in der Arbeit gefolgt werden. 
So weit die Teilaufgaben auch streuen, die unter dem Dach des Stadtmarketings ge-
bündelt werden, so herrscht weitgehend Einigkeit darüber, dass Stadtmarketing als 
Instrument für eine ganzheitliche (Innen)-Stadtentwicklung eingesetzt werden soll 
                                              
75 Der Begriff des "Citymanagement", der in Deutschland meist synonym für das "Citymarketing" 
eingesetzt wird und nur innenstadtspezifische Aktivitäten umfasst, wird im internationalen Zusam-
menhang in der Regel für umfassende Konzepte verwendet, die die Stadt als Ganzes ins Blickfeld 
nehmen, sich aber von dem umfassenden deutschen Ansatz des Stadtmarketings insofern unterschei-
den, da vor allem die Dienstleistungsorientierung eine hervorgehobene Rolle spielt (vgl. Gra-
bow/Hollbach-Grömig 1998: 31). 
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und dass die lokalen Gruppen einer Kommune in den Kommunikationsprozess in-
volviert sein müssen (vgl. Fröhlich/Stamm/Venne 1998, Kuron 1999). Das primäre 
Ziel eines kommunalen Citymarketings liegt danach in der Bindung bisheriger City-
Nutzer sowie in der Gewinnung potentieller City-Nutzer. Aus dieser Zielvorgabe 
erschließen sich auch die Aufgaben der Citymarketings: 
• Identifizierung der Faktoren, die für die City-Nutzer die Attraktivität der Innen-
stadt erhöhen; 
• Beeinflussung der Ausgestaltung dieser Attraktivitätsfaktoren entsprechend den 
Nutzererwartungen und 
• Erzeugung eines positiven Images für die Stadt (vgl. Schäfer 1998: 235). 
Bevor die Frage geklärt werden kann, welche lokalen Akteure Kooperationen in der 
Innenstadt initiieren und stabilisieren - mit dem Ziel handelsergänzende Dienstleis-
tungen zu generieren - soll die Entwicklung des Stadtmarketings in Deutschland und 
die damit hauptsächlich verbundenen Inhalte in aller Kürze vorgestellt werden. 
1987 startete die Stadt Frankenthal auf der Grundlage einer Imageanalyse ein städti-
sches Entwicklungskonzept, das den Titel "Stadtmarketing" trug (vgl. Helbrecht 
1994: 1). Die Gründe für diese Initiative lagen im massiven Konkurrenzdruck, den 
die Stadt durch zwei benachbarte Oberzentren erfuhr, was zu erheblichen Kaufkraft-
abflüssen führte. Ebenfalls im Jahr 1987 wurde in Schweinfurt die erste Planstelle für 
Stadtmarketing in einer deutschen Kommunalverwaltung eingerichtet. 1988 entwarf 
ein Expertenteam ein Stadtmarketingkonzept für die Stadt Wuppertal. Bereits 1989 
wurden die ersten öffentlich unterstützten Modellprojekte initiiert. Den Anfang 
machte das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr, das drei öf-
fentliche Modellprojekte förderte (Kronach, Mindelheim, Schwandorf). Im An-
schluss daran erfolgte eine Förderung von zwei Modellprojekten durch das Bundes-
ministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau zum City-Management in 
den Städten Solingen und Velbert (vgl. Grabow/Hollbach-Grömig 1998: 10). 
In den folgenden Jahren wurde eine regelrechte Welle von Stadtmarketing-
Aktivitäten ausgelöst. Mittlerweile betreiben mehr als 80 % der größeren Kommunen 
Stadtmarketing oder planen dies zumindest. Die meisten Untersuchungen, die in den 
90er Jahren zum Stadtmarketing veröffentlicht wurden, werden anhand konkreter 
Fallbeispiele geführt (z. B. Schaller (1993) für die Stadt Coburg, Helbrecht (1994) 
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für die Städte Kronach, Mindelheim und Schwandorf und die Gemeinde Ried, Schäf-
lein (1994) für siebzehn westdeutsche Städte76 und Heider (1997) für Augsburg).77 
Eine umfassende repräsentative bundesweite Untersuchung, die Inhalte und Ziele der 
Stadtmarketingmaßnahmen abfragte, wurde erstmals 1993 (vgl. Töpfer 1993) veröf-
fentlicht. Sie beinhaltet eine Stichprobe von 281 Städten mit über 20.000 Einwoh-
nern in der Bundesrepublik.78 Aus dieser und einer weiteren später durchgeführten 
repräsentativen Untersuchung werden hier verschiedene Ergebnisse vorgestellt, die 
Themenfelder und Zielvorstellungen des Stadtmarketings erfassen und die dabei ge-
setzten Prioritäten deutlich machen.79 Auf die Frage, „Was umfasst der Begriff 
‚Stadtmarketing‘ inhaltlich?“, antworteten die Befragten mit „trifft zu“ am häufigs-
ten für folgende Teilbereiche: 
Tab. 10 Was umfasst das Stadtmarketing inhaltlich? 
„Was umfasst der Begriff ,Stadtmarketing‘ inhaltlich“ Prozentsatz der Befragten, die mit „trifft zu“ antworteten 
Für eine Stadt werben 97,3  
Öffentlichkeitsarbeit betreiben 94,0 
Kostendeckung erreichen 94,2 
Touristen und Gäste über die Stadt informieren 92,1 
Visuelles Erscheinungsbild optimieren 90,0 
Kulturelles Angebot fördern 87,2 
Einheitliche Stadtidentität schaffen 86,8 
Veranstaltungen durchführen 84,9 
Verkehrsangebot verbessern 81,8 
Stärken/Schwächen ermitteln 80,7 
Quelle: Töpfer (1993: 88f.) 
Etwas weiter abgeschlagen werden in dieser Studie die Aufgabenbereiche benannt, 
die den Einzelhandel der Stadt konkret betreffen, wie z. B: „erlebnisorientierte Ein-
                                              
76 Schäflein (1994) fokussiert in ihrer Untersuchung die Bedeutung, die „Freizeit und Kultur“ im 
Rahmen der jeweiligen Stadtmarketing-Konzepte einnehmen. Im einzelnen wurden die Städte Ber-
gisch-Gladbach, Bünde, Detmold, Gelsenkirchen, Hamm, Herten, Iserlohn, Karlsruhe, Krefeld, Lan-
genfeld, Lübeck, Nettetal, Neu-Isenburg, Schweinfurt, Velbert und Wuppertal auf dieses Teilbereich 
des Stadtmarketings untersucht. 
77 Vgl. hierzu auch die Fallbeispiele zu den Städten Hamm, Solingen, Velbert, Dortmund, Krefeld, 
Langenfeld, Oberhausen und Wuppertal, die von verschiedenen Autoren in der ILS-Schrift 1991 vor-
gestellt werden (ILS 1991). 
78 In dieser Erhebung wurden zu 63,3 % westdeutsche Städte und zu 36,4 % ostdeutsche Städte be-
rücksichtigt. 
79 Hier werden nur die zehn Nennungen mit der höchsten Prozentzahl wiedergegeben, tatsächlich 
wurden noch weitere Aufgabenbereiche angeführt (vgl. Töpfer 1993: 88f.). 
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kaufsbereiche schaffen“ (61,6 %). Die „Ansiedlung von Einkaufszentren am Stadt-
rand“ zu fördern, hielten immerhin noch 21,1 % der Stadtväter80 für wichtige Stadt-
marketinginhalte. Das bedeutet, dass die Förderung des Einzelhandels als Aufgaben-
bereich des Stadtmarketings in der Befragung zwar auftauchte, aber nicht zu den 
„Top Ten“ des Stadtmarketings gehörte. Auch die „Ansiedlung von Einkaufszentren 
am Stadtrand“ werden von ca. einem Fünftel der Befragten noch zum Aufgabenfeld 
des Stadtmarketings gerechnet. Das bedeutet, dass Stadtmarketing ein weites Feld 
von möglichen Aktivitätsbereichen umfasst, der „Marketingmix“ der in den einzel-
nen Kommunen durchgeführt wird, sehr individuell angelegt ist und Einzelhandels-
aktivitäten im innerstädtischen Bereich als auch an der Stadtperipherie unter dem 
Begriff des Stadtmarketings gefasst werden. 
In der tatsächlichen Umsetzung von Stadtmarketingmaßnahmen dominierten drei 
Hauptthemen, wobei die Aufgabenfelder „für eine Stadt werben“ (61,5 %), „Öffent-
lichkeitsarbeit betreiben“ (57,1 %), „Touristen und Gäste über die Stadt informie-
ren“ (48,4 %) und „Veranstaltungen durchführen“ (47,3 %) am häufigsten als Maß-
nahmen durchgeführt wurden (vgl. Töpfer 1993: 94ff.). Erst bei der Frage nach ge-
planten Maßnahmen taucht in der Studie von 1993 die „Erlebnisorientierung“ bzw. 
die damit verbundenen Bedarfe an Dienstleistungen auf: 
Tab. 11 Geplante Maßnahmen des Stadtmarketings 
Geplante Maßnahmen  
Prozentsatz der Befragten 
die mit „trifft zu“ antworteten 
Einheitliche Stadtidentität schaffen 31,6 
Alle Maßnahmen auf gemeinsame Ziele hin bündeln  27,8 
Konkurrenzstädte analysieren 27,8 
Visuelles Erscheinungsbild optimieren 26,3 
Innenstadtmarketing durchführen 25,6 
Bedarf an Dienstleistungen ermitteln 24,1 
Erlebnisorienierte Einkaufsbereiche gestalten  23,3 
Quelle: Töpfer (1993: 94f.) 
Bei der Formulierung von Zielen für die Stadtentwicklung kommt dem Ziel der Att-
raktivitätssteigerung des Einkaufsortes (86 %) hinter dem Ziel der Attraktivitätserhö-
                                              
80 Die Gesamtheit der Befragten setzte sich zu 42,3 % aus Amtsleitern, zu 17,8 % aus Referenten, zu 
11,9 % aus Bürgermeistern, zu 11,1 % aus Sachbearbeitern, zu 6,8 % aus Presseamtssprechern und zu 
4,2 % aus Leitern von Hauptämtern zusammen. Zu 5,9 % wurden die Fragen von sonstigem Verwal-
tungspersonal beantwortet (vgl. Töpfer 1993: 86). 
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hung als Wirtschaftsstandort (93 %) dann jedoch hohe Bedeutung zu. Das bedeutet, 
dass sich der Fokus der Marketingaktivitäten, die von den Städten durchgeführt wur-
den, nicht auf den innerstädtischen Einzelhandel richtete und dass die Erstellung von 
erlebnisorientierten Dienstleistungen für die Innenstadt von den Entscheidungsträ-
gern noch nicht als vorrangig eingestuft und deshalb erst unter der Kategorie „ge-
plante Maßnahmen“ überhaupt erst als Zielvorstellung genannt wurden. 
In einer späteren Untersuchung, die durch das Deutsche Institut für Urbanistik (Gra-
bow/Hollbach-Grömig 1998)81 durchgeführt wurde, wird ebenfalls der Frage nachge-
gangen, wie viele Städte und Gemeinden derzeit Stadtmarketing betreiben und wel-
che Ziele und Inhalte mit diesen Bemühungen verbunden sind. Laut dieser Studie 
erhält die Umsetzung von Innenstadtmarketing als Bestandteil von Stadtmarketing-
aktivitäten nun ein höheres Gewicht. Danach stellt in knapp 30 % aller Kommunen 
die Förderung des Einzelhandels in der Innenstadt eines der drei wichtigsten Ziele 
des Stadtmarketings dar. Betrachtet man die konkreten Aktivitäten, dann zählen 60 
% der Städte und Gemeinden die Aufwertung des Einzelhandels standortes jetzt zu 
den drei wichtigsten Maßnahmebereichen. Umgekehrt gibt es kaum mehr Stadtmar-
ketingkonzepte, bei denen der Einzelhandel kein zentrales Thema darstellt. Nur in 13 
% der untersuchten Städte sehen die verantwortlichen Akteure für dieses Stadtmarke-
tingfeld keinen Handlungsbedarf. Allerdings spielt der Einzelhandel nur eine Rolle 
innerhalb eines umfangreicheren Gesamtkonzeptes, das mehrere Teilbereiche des 
Stadtmarketings beinhaltet. „Nur etwa 7 % der Städte verstehen Stadt- oder City-
Marketing sehr eingeschränkt nur als Instrument zur Stärkung des Einzelhandels-
standort Innenstadt.“ (Grabow/Hollbach-Grömig 1998: 124). 
Betrachtet man die Ergebnisse der beiden Untersuchungen bezüglich des Verständ-
nisses einzelner Kommunen von Stadtmarketing, kann konstatiert werden, dass sie 
unterschiedliche Ergebnisse in der Besetzung der Themenfelder des Stadtmarketings 
zutage fördern. Während zum Zeitpunkt der ersten Untersuchung das Innenstadtmar-
keting eine untergeordnete Rolle erfährt (Töpfer 1993), und entsprechende einzel-
handelsbezogene Maßnahmen zunächst nur als Ziele formuliert werden, kann in ei-
ner späteren Befragung (Grabow/Hollbach-Grömig 1998) eine zunehmende Beto-
nung des Innenstadtmarketings durch die Befragten festgestellt werden. 
                                              
81 Die Umfrage erfolgte in Form einer schriftlichen Befragung der Stadtmarketingbeauftragten in 323 
deutschen Städten und Gemeinden. Die Städte mit mehr als 50.000 Einwohnern wurden beinahe voll-
ständig einbezogen, von den kleineren Kommunen mit zwischen 10.000 und 50.000 Einwohnern 
wurden etwa 150 in einem Stichprobenverfahren, quotiert nach Bundesländern ausgewählt (vgl. Gra-
bow/Hollbach-Grömig 1998: 183). 
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In der Praxis haben sich mittlerweile gängige Kooperationsformen herausgebildet, in 
deren Rahmen lokale Akteure zusammenarbeiten. Die Spanne möglicher Kooperati-
onsformen und die dabei auftretenden Vor- und Nachteile der einzelnen Organisati-
onsformen für den Stadtmarketingprozess werden in der Literatur breit besprochen 
(vgl. Haag 1993, Beyer 1995, Bona 1997, Fröhlich/Stamm/Venne 1998, Ho-
nert/Kendschek 1998). Die einzelnen Organisationsformen sollen im Folgenden  
überblicksartig dargestellt werden: 
• lockerer Gesprächskreis: Die Vorteile für diese Form der Kooperation liegen in 
der hohen Flexibilität, der niedrigen Hemmschwelle der Beteiligung, dem gerin-
gen Formalisierungsgrad und der schnellen Reaktionszeit. Die möglichen Risiken 
des losen Gesprächskreises liegen in der geringen Bindungswirkung und Ver-
bindlichkeit für die Teilnehmer, der Abhängigkeit vom Engagement der Teil-
nehmer und der problematischen demokratischen Legitimierung. 
• Zuordnung in die Verwaltung im Bereich von Planung und Stadtentwicklung o-
der Wirtschaftsförderung: Die Vorteile dieser Kooperationsform liegen in der 
gewährleisteten Kontinuität der Arbeit, die eine Abstimmung mit den Zielen von 
Stadtplanung und Stadtentwicklung ermöglicht. Die demokratische Legitimie-
rung kann in dieser Form möglicherweise durch die Einbeziehung von Rat und 
Fachausschüssen gewährleistet werden. Die möglichen Risiken liegen hier in der 
eingeschränkten Flexibilität und der vergleichsweise langsamen Reaktionszeit 
sowie der höheren Hemmschwelle, die durch die Ansiedlung in der Verwaltung 
bei privaten Akteuren entstehen kann. Eine zu enge Bindung an die Vorstellun-
gen, die von der Verwaltungsspitze und der Politik entwickelt werden, kann hier 
ebenfalls als Risiko bezeichnet werden. Vor allem für die Startphase von Stadt-
marketingprozessen wird diese Form häufig gewählt, da auf eine etablierte Infra-
struktur zurückgegriffen werden kann und relevante Ansprechpartner der Kom-
mune ansprechbar sind. Auch für die Durchführung von Einzelprojekten wird 
diese Form häufig gewählt. 
• Verortung innerhalb der öffentlichen Verwaltung auf Referentenebene beim Bür-
germeister oder beim Fachdezernenten: Auch in diesem Modell kann die Konti-
nuität der Arbeit gewährleistet werden, und eine Abstimmung mit den Zielen der 
Stadtplanung und der Stadtentwicklung sind möglich. Die demokratische Legiti-
mierung durch Fachausschüsse oder den Rat ist ebenfalls gegeben. Eine schnelle-
re Reaktionszeit als bei der Ansiedlung auf Sachbearbeiterebene ist wahrschein-
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lich. Die Risiken liegen ebenfalls bei der hohen Hemmschwelle bei der Integrati-
on von privaten Akteuren. Politik und Verwaltung haben ein hohes Maß an Ein-
wirkungsmöglichkeiten. 
• Rechtsfähiger Verein: Die Gründungsvoraussetzungen sind niedrig und werden 
mit einem Eintrag ins Vereinsregister geschaffen. Die Hemmschwelle für eine 
Mitgliedschaft wird ebenfalls niedrig gehalten, die Integration privater Akteure 
ist dadurch gut möglich. Durch den geringen Formalisierungsgrad ist eine hohe 
Flexibilität gegeben. Die Kooperation in Form eines Vereins ist allerdings ab-
hängig von den finanziellen Ressourcen. Dadurch ist evtl. keine kontinuierliche 
Arbeit an den Zielvorgaben möglich, da der Ein- und Austritt der Mitglieder rela-
tiv leicht möglich ist. Die demokratische Legitimierung ist ebenfalls nicht zwin-
gend gegeben, und die Implementierung von Zielvorgaben der Stadtplanung und 
–entwicklung sind nicht selbstverständlich. Die Form des Vereines scheint für die 
Initiierung, aber auch für die dauerhafte Begleitung des Stadtmarketingprozesses 
in kleineren Städten geeignet, da hier flexible und eher unbürokratische Lö-
sungsmöglichkeiten im Vordergrund stehen. 
• GmbH: Bei der Gründung einer GmbH wird der Eintrag ins Handelsregister not-
wendig. Im Vergleich zu Vereinen oder Arbeitskreisen handelt es sich bei dieser 
Organisationsform um eine stabile Konstruktion. Die Vorteile bei der Bildung ei-
ner GmbH liegt in der prinzipiell leichteren Einbeziehbarkeit privater Akteure 
und der stärker ausgeprägten Wirtschaftlichkeitsorientierung, die professionelles 
Management ermöglichen. Eine schnelle Reaktions- und Handlungsfähigkeit ist 
grundsätzlich gegeben. Die möglichen Risiken liegen in der problematischen 
demokratischen Legitimierung, da Einzelpersonen schlecht aufgenommen wer-
den können und durch diese begrenzte Offenheit auch eine „Abschottung“ nach 
außen erfolgen kann. Dazu kommt die evtl. mangelnde Implementierung von 
Zielvorgaben der Stadtplanung und –entwicklung. Zwiespältig ist die Zielvorga-
be der Wirtschaftlichkeit, die diese Rechtsform impliziert, da soziale Belange 
möglicherweise außer Acht gelassen werden. Auch der finanzielle Aufwand, der 
durch die Notwendigkeit der Bestellung eines Geschäftsführers und durch die Bi-
lanzpflicht entsteht, ist bei der Wahl dieser Gesellschaftsform zu bedenken. 
Die Wahl der Organisationsform muss, so die Anleitung der Praktiker, auf die Ziel-
vorgaben des jeweiligen Stadtmarketingprozesses zugeschnitten werden. Soll Stadt-
marketing im Sinne von City-Marketing aktiv steuernd in den Branchenmix der In-
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nenstadt eingreifen und wollen die Akteure unternehmerisch tätig werden, ist eher 
eine private Gesellschaftsform anzustreben. Richtet sich das Ziel des Marketingpro-
zesses auf eine bessere „Vermarktung“ der Stadt im Hinblick auf Image und Wer-
bung ist eine Angliederung an Verwaltungsstrukturen (z. B. Presse- und Informati-
onsamt) sinnvoll (vgl. Fröhlich/Stamm/Venne 1998). Wie Bona (1997)82 ermittelt 
hat, ist bezogen auf den Stadtmarketingprozess insgesamt eine Professionalisierung 
erkennbar, die sich zum einen in der Einstellung von hauptamtlichen Mitarbeitern 
(Citymanager) für den Stadtmarketingprozess ausdrückt und zum anderen in einer 
zunehmenden Ausgründung von Gesellschaften mit beschränkter Haftung (GmbH), 
also einer Institutionalisierung.  
Im weiteren Verlauf werden eigene empirische Ergebnisse vorgestellt, die aus den 
Befragungen von Vorsitzenden der untersuchten Werbegemeinschaften im Ruhrge-
biet resultieren. Anhand der Befragung der Vorsitzenden von Werbegemeinschaften 
wird herausgearbeitet, in welchem Umfang innerstädtischer Einzelhandel organisiert 
ist und welche handelsergänzenden Dienstleistungen bislang in der Innenstadt durch 
den Einzelhandel bereit gestellt werden. 
Im Anschluss daran wird untersucht, in welchem Maße durch eine Kooperation der 
lokalen Akteure des „innerstädtischen Einzelhandels“ und der „Kommune“ einzel-
handelsorientierte Attraktivitätssteigerung für die Innenstadt geleistet werden kann 
und welche handelsergänzenden Dienstleistungen generiert werden. Für diesen 
Zweck wurden die Stadtmarketingbeauftragten von sieben Ruhrgebietskommunen 
befragt, ergänzend fanden Expertengespräche mit Vertretern von lokalen Institutio-
nen statt (z. B. IHK, Einzelhandelsverband, Geschäftsführer eines Innenstadtcenters). 
Aufbauend auf der These, dass die Erstellung von handelsergänzenden Dienstleis-
tungen unter Marktbedingungen aufgrund der Kollektivgüterproblematik und der 
Transaktionskosten unter „erschwerten Bedingungen“ erfolgt, soll zunächst geprüft 
werden, in welcher Form der innerstädtische Einzelhandel traditionell organisiert ist 
und in welcher Weise handelsergänzende Dienstleistungen bislang erstellt wurden. 
Daran anschließend wird erörtert, welche Änderungsprozesse sich in den letzten Jah-
ren durch die Ansiedlung des UECs im unmittelbaren Einzugsgebiet einerseits und 
durch eine finanzielle Förderung des Landes andererseits in den untersuchen Ruhr-
gebietsstädten vollzogen haben. Um Einblick in die Förderstrategien des Landes zu 
bekommen, wurde ein Gespräch mit einem Abteilungsleiter des Ministeriums für 
                                              
82 Die Untersuchungsergebnisse beruhen auf einer Grundgesamtheit von 46 Städten. 
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Städtebau und Wohnen geführt sowie der Leiter des externen Büros interviewt, das 
mit der Abwicklung der Stadtmarketingförderung in NRW betraut ist.  
5.3.1.1. Die Werbegemeinschaft als Organisationsform des innerstädtischen 
Einzelhandels 
Der Einzelhandel in den sieben untersuchten Städten des Ruhrgebietes ist in Werbe-
gemeinschaften organisiert, die in der Regel ein räumliches Cluster von Einzelhan-
delsunternehmen, Dienstleistern und Gastronomen bilden. In allen Städten existierten 
zunächst mehrere Werbegemeinschaften nebeneinander, da es sich bei ihren Mitglie-
dern meist um Anlieger abgeschlossener Stadtquartiere handelt (z. B. Altstadt, ein-
zelne Stadtteile, Innenstadt). In der Regel sind die Einzelhändler eines Straßenzuges 
oder eines Viertels in einer Werbegemeinschaft organisiert. Die Werbegemeinschaf-
ten bestehen in allen untersuchten Fällen seit Jahrzehnten und haben sich nach 
Kriegsende (ab 1945) gegründet. 
Alle untersuchten Werbegemeinschaften waren zunächst in der Rechtsform des Ver-
eins organisiert, die Mitglieder setzen sich aus Einzelhändlern und Gastronomen83 der 
Innenstadt zusammen, die sich ehrenamtlich engagieren. Auch die Leitung der Wer-
begemeinschaftsvereine erfolgt auf ehrenamtlicher Basis. Die Mitgliedsbeiträge der 
Werbegemeinschaften sind nach der Größe der Verkaufsfläche gestaffelt und werden 
in der Regel jährlich entrichtet. Die Werbegemeinschaften arbeiten mit der Zielset-
zung, ein gemeinsames Gesprächsforum für alle Mitglieder zu bilden, Kontakte mit 
weiteren lokalen Akteuren zu pflegen und Veranstaltungen vorzubereiten, die eine 
Erhöhung der Innenstadtfrequenz zur Folge haben. 
Bedingt durch das wirksam werdende Kollektivgutproblem, das bei der Gründung 
und der Dienstleistungserstellung für die Werbegemeinschaften anfällt84, sind im 
Allgemeinen höchstens zwischen 10 und 30 % aller Einzelhändler der Innenstadt in 
einer Innenstadt-Werbegemeinschaft organisiert. Es liegt zwar im Gruppeninteresse 
der innerstädtischen Einzelhändler, sich für Frequenz fördernde Maßnahmen in der 
Innenstadt einzusetzen, für den einzelnen Händler besteht eine rationale Entschei-
dung jedoch darin, sich nicht an dieser Gemeinschaftsaufgabe zu beteiligen und kein 
                                              
83 In einzelnen Fällen sind die Gastronomen nicht in der Werbegemeinschaft, sondern im Hotel- und 
Gaststättenverband organisiert. 
84 Das Kollektivgüterproblem tritt nicht erst bei der gemeinsamen Erstellung von Dienstleistungen 
zutage, sondern wird bereits bei der Bildung einer Interessensvertretung des innerstädtischen Einzel-
handels virulent. 
179 
Handelsergänzende Dienstleistungen für die Innenstadt: Möglichkeiten und Grenzen 
zahlungspflichtiges Mitglied der örtlichen Werbegemeinschaft zu werden. Die Vor-
teile, die aus Aktivitäten der Werbegemeinschaft auf öffentlichen Flächen entstehen, 
können trotzdem mitgenutzt werden, da das einzelne Unternehmen selbst in räumli-
cher Nähe zu den Mitgliedern der Werbegemeinschaft seinen Firmensitz hat. 
Die innerstädtischen Werbegemeinschaften bestehen aus diesem Grund überwiegend 
aus kleinen Gruppen, die sich für die Belange der Innenstadt einsetzen. Durch die 
fortschreitende Filialisierung der Innenstadtgeschäfte ergibt sich in der Regel eine 
weitere Beschränkung der Mitgliederzahl in den Werbegemeinschaften.85 In einer 
jüngeren Untersuchung wurde ermittelt, dass 85 % der Werbegemeinschaften bezüg-
lich ihrer Mitgliederzahl bestenfalls stagnieren (vgl. Handelsjournal 2002b). Es stellt 
sich die Frage, warum sich Einzelhändler der Innenstadt überhaupt an Werbegemein-
schaften beteiligen? Gemäß der Kollektivgütertheorie lässt sich bei atomistischer 
Konkurrenz für eine große Gruppe festhalten, dass die Gruppe, je größer sie ist, um 
so weniger in der Lage sein wird, die optimale Menge eines Kollektivgutes bereitzu-
stellen (Olson 1968: 33), es sei denn, dass „selektive Anreize“ eingesetzt werden, die 
positiver oder negativer Natur sein können:  
„Nur ein besonderer und selektiver Anreiz wird ein rational handelndes Mit-
glied einer latenten86 Gruppe dazu bewegen, gruppenorientiert zu handeln. Un-
ter solchen Umständen kann ein gemeinsames Handeln nur durch einen Anreiz 
erzielt werden, der nicht wie das Kollektivgut unterschiedslos auf die Gruppe 
als Ganzes wirkt, sondern vielmehr selektiv auf die einzelnen Personen in der 
Gruppe. Der Anreiz muss in dem Sinne ‚selektiv‘ sein, dass jene, die sich nicht 
der Organisation anschließen, welche auf das Gruppenziel hinarbeitet oder die 
nicht auf eine andere Weise zur Erlangung des Gruppenziels beitragen, anders 
behandelt werden können als jene, die dies tun.“ (Olson 1968: 49f.). 
Dabei lässt sich die Wertigkeit von soziale Anreizen mit finanziellen Anreizen häufig 
gleichsetzen. Für die Mitgliedschaft eines Einzelhändlers in einer Werbegemein-
schaft werden ebenfalls selektive Anreize gesetzt, die mit den dort erstellten kollek-
tiven Gütern nicht zusammenhängen und die für den jeweiligen Einzelhändler so 
                                              
85 Die Filialisten sind an konzernweite Richtlinien gebunden, die häufig einem finanziellen Engage-
ment an lokalen Werbegemeinschaften entgegenstehen. Einige „große“ Textilfilialisten, die über er-
hebliche Verkaufsflächen in den Innenstädten verfügen, bringen sich jedoch intensiv in die Arbeit der 
lokalen Werbegemeinschaften ein und beteiligen sich im Zuge von Einzelvereinbarungen auch finan-
ziell mit einem „Löwenanteil“ an den jeweiligen Werbegemeinschaften. 
86 Große Gruppen werden bei Olson auch als „latente Gruppen“ bezeichnet, weil sie über eine latente 
Fähigkeit zum Handeln verfügen, diese mögliche Macht aber nur mit Hilfe von „selektiven Anreizen“ 
realisieren können (vgl. Olson 1968: 50). 
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genannte individuelle Güter darstellen. In den Befragungen, die im Rahmen dieser 
Arbeit durchgeführt wurden, wird von den Vorsitzenden der Werbegemeinschaften 
eine Mischung aus positiven wirtschaftlichen und sozialen Anreizen angeführt, die 
eine individuelle Mitgliedschaft von Einzelhändlern in der jeweiligen Werbegemein-
schaft begründen (vgl. Interview 7/II, 12/II, 14/II, 15/II, 17/II): 
• Kommunalpolitische Ambitionen einzelner Händler, die durch die Mitgliedschaft 
in der Werbegemeinschaft vorbereitet werden; 
• Erwartete Hilfestellung bei Kontakten mit Politik und Verwaltung auf lokaler 
Ebene durch die Mitgliedschaft in der Werbegemeinschaft (z. B. bei Anträgen 
auf Nutzungsänderungen der Geschäftsräume); 
• Wunsch nach dem Aufbau eines sozialen Netzwerkes: die Händler „wollen guten 
Kontakt“; 
• Mitspracherecht, das vor allem von Inhabern von „Traditionshäusern“ eingefor-
dert wird, die außerdem über Immobiliensitz in der Innenstadt verfügen und ihr 
Eigentum betreffende Entscheidungen zu steuern versuchen; 
• Erhoffte Einflussnahme auf die Veranstaltungsorte von „Events“ in der Innen-
stadt durch die Mitgliedschaft in der Werbegemeinschaft. 
Aufgrund dieser selektiven Anreize beteiligen sich innerstädtische Einzelhändler als 
Mitglieder in den Werbegemeinschaften und ermöglichen durch ihren Mitgliedsbei-
trag die Erstellung des Kollektivgutes „handelsergänzende Dienstleistungen“, das 
von allen Innenstadthändlern und deren Kundschaft „genutzt“ werden kann. Die 
Erbringung zusätzlicher handelsergänzender Dienstleistungen durch innerstädtische 
Werbegemeinschaften beschränkte sich in den untersuchten Städten zunächst aller-
dings fast ausnahmslos auf die Durchführung von einzelnen Veranstaltungen im Jah-
resablauf, die die Kundenfrequenz für die Innenstadt erhöhen sollen (z. B. Weih-
nachtsmärkte, verkaufsoffene Sonntage und Innenstadtfeste).87 Betrachtet man die 
untersuchten Werbegemeinschaften unter dem Aspekt, ganze „Dienstleistungspake-
te“ für die Innenstadt zu generieren, arbeiten die Werbegemeinschaften aufgrund 
ihrer personellen und der daraus resultierenden geringen finanziellen Ausstattung mit 
„angezogener Handbremse“, da aufgrund der geringen Mitgliederzahl in der Regel 
                                              
87 In einzelnen Fällen wird die Planung und Durchführung der Veranstaltungen einer Werbeagentur 
übergeben, die durch die erwirtschafteten Veranstaltungsgewinne bezahlt wird.  
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nur ein schmales Marketingbudget zur Verfügung steht. Daraus folgt, dass meist nur 
einzelne Aspekte eines Dienstleistungspaketes (z. B. Durchführung von Veranstal-
tungen) herausgegriffen und als attraktivitätssteigernde Maßnahmen für die Innen-
stadt eingesetzt werden. Da für den Erlebniseinkauf aber mehrere Dienstleistungen 
parallel erbracht werden müssen, um eine besondere Einkaufsatmosphäre zu schaffen 
entstehen Finanzierungslücken bei der Generierung von handelsergänzenden Dienst-
leistungen für die Innenstadt. 
Aufgrund der individuellen „selektiven Anreize“ werden Mitgliedschaften und damit 
verbunden auch Mitgliedsbeiträge für eine Werbegemeinschaft generiert, dennoch 
bleibt der Anteil der „Trittbrettfahrer“ unter den innerstädtischen Einzelhändlern 
enorm hoch, so dass die meisten kollektiven Dienstleistungen aufgrund zu geringer 
finanzieller Ausstattung von den Werbegemeinschaften nicht erbracht werden kön-
nen und die Erstellung attraktivitätssteigernder Dienstleistungen nur in beschränktem 
Umfang geleistet wird. Ein klassisches Beispiel für das Auftauchen des Kollektiv-
gutproblems bei der Erstellung handelsergänzender Dienstleistungen ist in vielen 
Städten die Anschaffung einer Weihnachtsbeleuchtung für die Innenstadt bzw. für 
die Fußgängerzone. Von der Weihnachtsbeleuchtung profitieren auch die Einzelhan-
delsunternehmen, die nicht Mitglieder der Werbegemeinschaft sind und somit keinen 
Beitrag zu den Kosten der Beleuchtung leisten. Da Weihnachtsbeleuchtungen in der 
Regel für die gesamte Fußgängerzone installiert werden, kann man einzelne Händler 
kaum von der Nutzung dieser Leistung ausschließen. In einigen Fällen kommt es nur 
durch das Sponsoring von Industrieunternehmen oder den Einsatz des „hierarchi-
schen Akteurs“ Stadtverwaltung zur Anschaffung einer flächendeckenden Beleuch-
tung der Fußgängerzone.88 In manchen Städten bleiben jedoch die „Lichter aus“. In 
der Haupteinkaufstraße Kölns wurde im Jahr 2001 erstmals seit 1948 keine Weih-
nachtsbeleuchtung installiert, da sich zu wenig Händler an diesem Kollektivgut betei-
ligen wollten (vgl. Kölner Stadt-Anzeiger vom 19.11.2001). 
                                              
88 In einem Fall wurde die Beleuchtung, nachdem es ein monatelange Streitigkeiten zwischen Einzel-
händlern und Stadt um die Finanzierung der Weihnachtsbeleuchtung gegeben hatte, von den Stadt-
werken finanziert, die die Beleuchtung für eine eigene Imagekampagne nutzten. Darüber hinaus er-
klärte sich der kommunale Versorger bereit, die Montage und Wartung der Weihnachtsbeleuchtung 
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Bislang organisierten sich die Einzelhändler der untersuchten Innenstädte unter dem 
Einfluss der Kollektivgutproblematik in Werbegemeinschaften, die von einem Ein-
zelhändler, sozusagen als „Primus inter Pares“, ehrenamtlich geleitet werden. Der 
ebenfalls durch das Kollektivgutproblem grundsätzlich verursachte geringe Organi-
sationsgrad der innerstädtischen Einzelhändler verursachte einen beschränkten finan-
ziellen Spielraum der Innenstadt-Werbegemeinschaften. Eine merkliche Umgestal-
tung der Innenstädte durch das Engagement von innerstädtischen Werbegemein-
schaften ist unter diesen Rahmenbedingungen kaum möglich und erstreckt sich in der 
Regel auf die Durchführung von einzelnen gewinnbringenden Veranstaltungen im 
Jahresablauf. Theoretisch ist es zwar vorstellbar, dass ein oder zwei große Einzel-
handelsunternehmen oder Gastronomen auf eigene Kosten z. B. eine Innenstadtüber-
dachung oder eine Weihnachtsbeleuchtung finanzieren, um Verbrauchern wetteru-
nabhängigen Aufenthalt oder stimmungsvolles Ambiente in der Innenstadt zu ermög-
lichen und dadurch die eigenen Umsätze zu steigern, praktisch werden solche Kol-
lektivgüter selten von einigen wenigen erbracht, da der Nutzen für den Einzelnen 
nicht im Verhältnis zum Aufwand steht, der erforderlich ist, um dieses Kollektivgut 
zu erstellen. 
„In der Tat, sowohl die Alltagserfahrung als auch die Logik der Zusammen-
hänge legen nahe, dass in wirklich großen Gruppen Verhandlungen zwischen 
allen Mitgliedern mit dem Ziel, zu einer Übereinkunft über die Versorgung mit 
einem Kollektivgut zu gelangen, nicht in Frage kommen.“ (Olson 1985a: 41).  
Die Hypothese, die sich daraus für den weiteren Verlauf der Arbeit formulieren lässt, 
lautet: Dem innerstädtischen Einzelhandel gelingt es nur in beschränktem Maß Ge-
meinschaftsgüter für die Innenstadt (z. B. saubere Innenstadt, zusätzliche Freizeitan-
gebote für die Verbraucher) zu generieren, da die einzelnen Händler unter den Be-
dingungen der Kollektivgüterproblematik handeln. Die Erbringung gemeinschaftli-
cher Güter muss von den Einzelhändlern in den Innenstädten auf der Grundlage des 
atomistischen Marktmodells erbracht werden, und erfolgt deshalb nur in einge-
schränktem Maß (aufgrund selektiver Anreize) durch die jeweilige Werbegemein-
schaft der Innenstadt. Handelsergänzende Dienstleistungen werden nur im reduzier-
ten Umfang erstellt, in dem sich einzelne Innenstadthändler und -gastronomen in 
kleinen Gruppen in so genannten Werbegemeinschaften engagieren. 
Eine kontinuierliche finanzielle Bezuschussung der Werbegemeinschaften wird von 
den Einzelhändlern in den untersuchten Fällen abgelehnt. Das Engagement der Ein-
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zelhändler ist nur eingeschränkt und punktuell zu gewinnen, und zwar dann, wenn 
der individuelle Nutzen die Kosten überwiegt. Dies wird durch verschiedene Inter-
viewaussagen belegt: „Private Akteure sind häufig bereit für Feste/Events Geld zu 
geben, für langfristigen overhead machen sie in der Regel keine finanziellen Mittel 
frei. Nur die unmittelbare Frequenz zählt" (Interview 3/II) oder „Die Einzelhändler 
sind bereit, projektbezogene Gelder locker zu machen. Für das Stadtfest waren 
300.000 DM notwendig, die wurden auch von den Privaten erbracht." (Interview 
5/II). 
Insgesamt kann konstatiert werden, dass einzelne handelsergänzende Dienstleistun-
gen durch die Werbegemeinschaften generiert werden, aber bei weitem keine 
„Dienstleistungspakete“ geschnürt werden. In einigen Expertengesprächen (Inter-
views 14/II; 15/II; 16/II) kristallisiert sich heraus, dass die ehrenamtlich agierenden 
Vorsitzenden der Werbegemeinschaften die Tendenz der „Erlebnisorientierung“ 
durch die Verbraucher durchaus wahrnehmen, und sich eine Innenstadtbelebung, die 
allein auf Durchführung von gelegentlichen Veranstaltungen basiert, ihrer Meinung 
nach in der Zukunft nicht durchhalten lässt. Von den Gesprächspartnern wird darauf 
hingewiesen, dass für die Attraktivitätssteigerung der Innenstadt „ehrenamtliches 
Engagement“ nicht genüge und professionelles Handeln durch die Stadt erforderlich 
werde. Die Kommunalverwaltung, die Hoheitsaufgaben wahrnimmt und nicht unter 
Marktbedingungen agiert, soll nach Vorstellung der befragten Vorsitzenden der 
Werbegemeinschaften, den Weg aus dem Kollektivgüterdilemma ebnen, in dem sie 
Kostenzuschüsse zur Durchführung von weiteren Veranstaltungen bereitstellt.  
In einer Studie, die das Büro für Gewerbeplanung und Stadtentwickung (BGS) an-
hand von zwölf Falluntersuchungen für das Ministerium für Arbeit und Soziales, 
Stadtentwicklung, Kultur und Sport des Landes NRW erstellt hat (vgl. Kah-
nert/Rudowsky 2000), steht ebenfalls die Frage nach der privaten Beteiligung an der 
Finanzierung von Stadtmarketingprozessen im Mittelpunkt. Die Studie kommt zu 
dem Ergebnis, dass das finanzielle Engagement der „Privaten“89 stark abhängig vom 
jeweiligen Themenfeld sei. Vor allem die Themenfelder, die Veränderungen und 
Verbesserungen im individuellen Interesse der Privaten beinhalteten, würden unter-
stützt.90 Die geringste Bereitschaft zur Kostenübernahme wird für das Themenfeld 
                                              
89 Als „Private“ werden in dieser Studie nicht nur „Einzelhändler“, sondern etwas ungenau die gesam-
te lokale Privatwirtschaft gefasst (vgl. Kahnert/Rudowsky 2000:1). 
90 Da in dieser Studie alle „Privaten“ zusammengefasst werden, ist es auch sehr unterschiedlich zu 
bewerten, ob für eine private Beteiligung Kosten als „hoch“ einzuschätzen sind. Für das Industrieun-
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„Organisation und Management“ erzielt. Hier fallen vor allem längerfristige Sach- 
und Personalkosten an, die keinen unmittelbaren Nutzen für die privaten Akteure 
erkennen lassen. Die finanzielle Beteiligung von Privaten an kollektiven Gütern lässt 
sich in diesem Fall ebenfalls mit der Olsonschen Theorie erklären:  
„Wenn die Kosten individuellen Handelns, das geeignet ist, ein gewünschtes 
kollektives Gut zu erlangen, klein genug sind, ist das Ergebnis unbestimmt; es 
führt manchmal zum einen, manchmal zum anderen Ergebnis; aber wenn die 
Kosten größer werden, verschwindet die Unbestimmtheit. (...) Wenn das Ar-
gument hier richtig ist, sollten andererseits nicht viele Fälle zu finden sein, in 
denen Individuen freiwillig Jahr für Jahr beträchtliche Geldsummen für den 
Zweck beisteuern, ein kollektives Gut für eine große Gruppe zu erlangen, der 
sie angehören.“ (Olson 1985: 35). 
Die stärkste Unterstützung durch „Private“ findet das Themenfeld „Öffentlichkeits-
arbeit und Werbung“. In allen zwölf, der von der BGS untersuchten Städten, erfolgt 
eine finanzielle Beteiligung durch die Privatwirtschaft in diesem Themenfeld:  
„Insgesamt unabhängig von der Organisationsstruktur des Stadtmarketingpro-
zesses wird aber von allen Privaten gleichermaßen erkannt, welchen Nutzen 
die Innen- und Außenwerbung für das eigene Unternehmen in sich birgt.“ 
(Kahnert/Rudowski 2000: 17). 
Das bedeutet, dass sich punktuelles privates Engagement im Bereich des Stadtmarke-
tings nachweisen lässt, das über die Mitgliedschaft in Werbegemeinschaften hinaus-
geht, aber nur dann, wenn für den einzelnen Unternehmer der individuelle Nutzen 
einschätzbar ist, praktisch ein individuelles Gut erworben werden kann. Es lässt sich 
unter Einbeziehung der BGS-Studie konstatieren, dass private Akteure vor allem für 
die Finanzierung konkreter Projekte des Stadtmarketings gewonnen werden, durch 
die ihr eigener Nutzen maximiert werden kann. Das originäre Interesse der Einzel-
händler liegt vor allem in Aktivitäten, die möglichst direkt frequenz- und umsatzstei-
gernd wirken. Die Prioritäten des Einzelhandels bei Gemeinschaftsaktivitäten liegen 
demnach bei „Verschönerungsmaßnahmen“, „Gemeinschaftswerbung“, „Interessen-
vertretung gegenüber Kommunalbehörden“ und der „Durchführung von Festaktio-
nen“ (vgl. Kahnert/Rudowsky 2000). Bezogen auf die Einzelhändler der Innenstadt, 
                                                                                                                                  
ternehmen mag eine Beteiligung von mehreren Tausend Euro niedrig sein, für den örtlichen Einzel-
händler, sind mehrere 100 Euro möglicherweise bereits ein nutzensprengender Einsatz.  
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die in der vorliegenden Arbeit im Mittelpunkt stehen, lässt sich konstatieren, dass 
Maßnahmen, die nur indirekt und langfristig wirksam werden, mit höheren Kosten 
verbunden sind und Kollektivgutcharakter haben, sich nur mit der Beigabe von „se-
lektiven Anreizen“ für die Akteure umsetzen lassen. 
Durch die (potentielle) Bedrohung, die im Untersuchungsfall durch das UEC ausge-
löst wird, wäre es für die Gruppe innerstädtischen Einzelhändler der Städte im Ein-
zugsbereich des CentrO. rational, sich verstärkt im Marketing für die Attraktivitäts-
steigerung der jeweiligen Innenstadt zu engagieren und entsprechende Maßnahmen 
zu ergreifen, um der Konzentration zum Erlebniseinkauf im CentrO. eine Gegenof-
fensive entgegenzusetzen und damit zu versuchen, die eigenen Stadtbewohner von 
einer Kaufabwanderung abzuhalten. Das rationale Vorgehen für den einzelnen Un-
ternehmer liegt jedoch darin, sich gegenläufig zum Gruppeninteresse zu verhalten 
und die Mitarbeit nicht zu intensivieren, es sei denn, es werden „selektive“ Anreize 
für das persönliche Engagement in einer Werbegemeinschaft gesetzt. 
Dieses Dilemma hat zum Ergebnis, dass in den untersuchten Innenstädten nur ein 
geringer Prozentsatz von Einzelhändlern in Werbegemeinschaften organisiert ist und 
dass mit dem Engagement des einzelnen Unternehmers nicht nur das Organisations-
ziel „Attraktivitätssteigerung der Innenstadt“ verbunden ist, sondern durchaus weite-
re individuelle Interessen virulent werden, die den „selektiven Anreiz“ ausmachen (z. 
B. kommunalpolitische Interessen) und von den Mitgliedern der Werbegemeinschaf-
ten verfolgt werden. Für die Erstellung handelsergänzender Dienstleistungen im in-
nerstädtischen Zusammenhang bedeutet dies außerdem, dass ein weiterführendes 
Engagement von innerstädtischen Werbegemeinschaften unter Marktbedingungen 
nicht erwartet werden kann, da die - durch das auftretende Kollektivgüterproblem - 
beschränkte Mitgliederzahl der Werbegemeinschaft kaum zusätzliche finanzielle 
Mittel zur Attraktivitätssteigerung der Innenstadt zur Verfügung stellen werden.91 
Aufbauend auf die Erkenntnisse dieser „Ausgangslage“ soll nun die Rolle der jewei-
ligen Kommunen im Stadtmarketingprozess untersucht werden. Die Aufgabe der 
Initiierung und Stabilisierung von Stadtmarketingprozessen scheint hauptsächlich auf 
                                              
91 Dieses Ergebnis deckt sich mit den Ausarbeitungen der BGS-Studie, in der beschrieben wird, dass 
in keiner der dort untersuchten zwölf Städte (Innen)-Stadtmarketing durch rein privates Engagement 
zustande kommt. Dies wird von den zuständigen Kommunen anscheinend auch nicht erwartet, es geht 
in diesen Fällen vor allem darum, „Private“ zur Mitarbeit zu animieren (vgl. Kahnert/Rudowsky 2000: 
1 und Kahnert 2000).  
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diesen hierarchischen Akteur verlagert zu werden. Dieser Hypothese soll im Folgen-
den nachgegangen werden. 
5.3.1.2. Kommune als Kooperationspartner im Stadtmarketingprozess 
Ein ausreichendes Freizeitangebot gehört seit den 60er Jahren zwar im Rahmen des 
Auftrages der Daseinsvorsorge der Kommune, beschränkte sich aber über Jahrzehnte 
auf die Bereitstellung von Parks, Sportplätzen, Bädern, Theatern und Volkshoch-
schulen. Häufig wird Freizeit von den kommunalen Akteuren als dezentralisiert und 
nicht fassbar verstanden, vor allem aber als Privatangelegenheit, deshalb gibt es in 
den meisten Kommunen auch keinen expliziten Zuständigkeitsbereich für Freizeitpo-
litik oder Freizeitplanung. Diese Grundhaltung führt bei vielen Städten und Gemein-
den zu einer gewissen Hilflosigkeit im Umgang mit Freizeit- und Erlebniswelten 
(vgl. Romeiß-Stracke 2000: 76). Seit Beginn der 90er Jahre lässt sich hinsichtlich der 
freizeitorientierten Vermarktung der Stadt eine Wende erkennen. Abteilungen für 
Stadtmarketing werden innerhalb von Stadtverwaltungen geschaffen oder etablierte 
Abteilungen der kommunalen Wirtschaftsförderung greifen das Thema des Stadt-
marketings auf. Wie bereits aufgezeigt, stellt die innerstädtische Attraktivitätssteige-
rung ein Segment aus dem Themengebiet des Stadtmarketings dar. Im weiteren Ver-
lauf der Arbeit erfolgt eine Konzentration auf diesen Ausschnitt des Stadtmarketings. 
Im konkreten Fall der Attraktivitätssteigerung für eine Innenstadt versucht die jewei-
lige Kommune häufig, zunächst eine Kooperation mit weiteren lokalen Akteuren 
zum Zweck des Stadtmarketings zu initiieren. Da bereits die Initiierung einer lokalen 
Kooperation ein Kollektivgut darstellt (vgl. Olson 1985: 31), kann möglicherweise 
durch die Überwindung dieser ersten „Hürde“ das Engagement des Einzelhandels 
„geweckt“ werden.  
Folgt man der Olsonschen Argumentation, dann könnte das Problem der Kollektiv-
guterstellung, das bei der Generierung handelsergänzender Dienstleistungen auftritt, 
durch die Übertragung der damit verbundenen Aufgabenstellungen auf hierarchische 
Akteure aufgelöst werden: „Wo es um gemeinsame Zwecke oder Kollektivgüter 
geht, ist Organisations- oder Gruppenhandeln unerlässlich“ (ders. 1968: 15). Koope-
rieren die Marktakteure (z. B. Einzelhändler der Innenstadt) mit hierarchisch organi-
sierten Akteuren (z. B. Kommune), kann die Problematik der Kollektivguterbringung 
möglicherweise entschärft werden. Nämlich dann, wenn die „öffentliche Hand" - die 
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vom Marktgeschehen abgekoppelt agiert, die Kosten der Kollektivgütererbringung 
(zumindest teilweise) übernimmt. 
Durch die Stadtmarketingdebatte, die sich seit dem Ende der 80er Jahre entwickelt, 
wird das Problembewusstsein der kommunalen Entscheider zunehmend auf den 
Themenbereich der Stadtentwicklung gelenkt, und kommunale Akteure initiieren 
immer häufiger den Prozess des (Innenstadt)-marketings, da sie eine Entwicklung 
von weichen Standortfaktoren, zu denen auch eine attraktive Innenstadt gehört, auf 
die Agenda setzen. Da die Blockade bei der Kollektivgüterbildung auf marktlicher 
Basis eintritt, ist zu erwarten, dass hierarchische Akteure wie die Kommunen, die 
nicht gewinnorientiert auf den Grundlagen des Marktes agieren, eher in der Lage 
sind, die Grundlagen für die Erstellung von handelsergänzenden Dienstleistungen zu 
schaffen. Tatsächlich engagieren sich die Kommunen sehr häufig wie empirische 
Untersuchungsergebnisse zeigen. 
Die Initiierung von Stadtmarketingmaßnahmen ging den Umfrageergebnissen der 
Töpfer-Studie (Töpfer 1993) zufolge überwiegend von der Stadtverwaltung oder dem 
Rat der jeweiligen Stadt (89,2 %) aus. Von externen Stellen (Wirtschaftsverbänden 
(30,8 %), Interessenverbänden (23,8 %), oder Bürgerinitiativen (37,2 %) folgt ein 
weitaus geringerer Impuls. Die Mitarbeit in den Arbeits-/Projektgruppen wurde zum 
Großteil von den Verwaltungsgremien (76,6 %) bestimmt, auch externe Berater (52,7 
%) haben einen großen Anteil an der Erarbeitung der Stadtmarketinginhalte; aller-
dings wirken auch Industrieverbände (48,9 %), Verkehrsvereine (47,8 %) und Han-
delsverbände (45,7 %), Fremdenverkehrsvereine (40,9 %) Gastronomie (35,9 %), 
wissenschaftliche Institute (39,4 %) Dienstleister (26,1 %) sowie Bürgerinitiativen 
(14,1 %) am Stadtmarketingprozess mit. 
Die Frage nach einer beginnenden Institutionalisierung des Stadtmarketingprozesses 
wurde in der Töpfer-Studie mit der Frage „Wurde ein Amt/eine Stelle zur Koordina-
tion der Maßnahmen eingerichtet?“ operationalisiert. Im Ergebnis wurde in 47 % 
der befragten Städte ein spezielles Amt bzw. eine Stelle eingerichtet, um die Marke-
tingmaßnahmen für die Stadt zu koordinieren. Am häufigsten wird das Amt für Wirt-
schaftsförderung (45 %), etwas seltener das Referat für Presse und Stadtmarketing 
(18 %) mit der Durchführung von Marketingmaßnahmen betraut. Andere Stellen sind 
nur zu einem geringen Prozentsatz für das Stadtmarketing zuständig92. Das bedeutet, 
                                              
92 Das Amt für Öffentlichkeitsarbeit ist in 11 % der Fälle für die Initiierung von Stadtmarketing zu-
ständig, eine Arbeitsgruppe „Stadtmarketing“ in 10 % aller Fälle und das Referat für zentrale Verwal-
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dass hauptsächlich - zumindest in der ersten Runde der Stadtmarketingaktivitäten - 
das Amt für Wirtschaftsförderung mit den Aufgaben des Stadtmarketings beauftragt 
wird. 
Speziell für das Bundesland Nordrhein-Westfalen wurde 1996 eine repräsentative 
Studie vorgelegt, die die Umsetzung von Stadtmarketingkonzepten in nordrhein-
westfälischen Städten untersucht (Zerweck 1996).93 Danach wird in 60 % der befrag-
ten Städte Stadt- oder Citymarketing bzw. –management eingesetzt. Auch für Nord-
rhein-Westfalen lässt sich konstatieren, dass die Initiative des Stadtmarketingprozes-
ses überwiegend von der Verwaltungsspitze (31,8 %) bzw. den kommunalen Fa-
chämtern (31,8 %) ausgeht. Die Wirtschaftsverbände werden allerdings ebenfalls 
häufig aktiv (20,5 %). Eher seltener geht der Impuls vom Rat der Stadt aus (6,8 %) 
und in 9,1 % der Fälle waren es andere Initiatoren, die den Stein des Stadtmarketing-
prozesses ins Rollen brachten. In der Hälfte aller Fälle lag die Federführung bzw. die 
Projektträgerschaft dann auch bei der Verwaltung und zu 30 % bei neu gegründeten 
Institutionen, wie z. B. einer Marketing GmbH (vgl. Zerweck 1996: 6ff.). Zerweck 
geht in seiner Untersuchung weiter ins Detail und erfragt, in welchem Umfang und in 
welcher Differenziertheit Konzepte für den geplanten Prozess erstellt worden sind. In 
60 % der Fälle wurde eine Gesamtkonzeption für die Organisation des Prozesses 
erarbeitet, die hauptsächlich aus den Elementen „Leitbildentwicklung“ sowie einer 
„Analyse der Potentiale, Stärken und Schwächen“ bestand. Bezogen auf die Koope-
ration verschiedener lokaler Akteure in das Stadtmarketing kommt Zerweck zu dem 
Schluss: 
„Es besteht die latente Gefahr, dass Stadtmarketing überwiegend durch die Ak-
teure der öffentlichen Seite geleistet wird. Dies widerspricht jedoch dem 
Grundgedanken des Stadtmarketing an sich. Alle relevanten Akteure müssen 
an dem Produkt Stadt mitgestalten. Findet keine breite Beteiligung der privaten 
Akteure statt, verliert Stadtmarketing seine legitimatorische Basis.“ (Zerweck 
1996: 16). 
                                                                                                                                  
tungsfragen ebenfalls zu 10 %; des Weiteren werden Hauptämter (2 %) und Fremdenverkehrsämter (4 
%) mit der Initiierung von Stadtmarketingprozessen beauftragt (Töpfer 1993). 
93 Die Auswahl der Städte erfolgte anhand des Landesentwicklungsprogrammes und wurde nach 
Kriterien der Lage und der Größe der Städte gewichtet, des Weiteren wurde auf eine gleichmäßige 
Verteilung der befragten Städte auf die fünf Regierungsbezirke angestrebt (Zerweck 1996: 2f.). 
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Zu einem ähnlich pessimistischen Ergebnis gelangen die Autoren der bereits erwähn-
ten Studie des Deutschen Institutes für Urbanistik:  
„Die Vertreter der Kommune sind oft enttäuscht über die geringe Bereitschaft 
der privaten Akteure zu personellen und finanziellem Engagement, der Einzel-
handel erwartet dies umgekehrt von der Stadt oder Gemeinde, beklagt man-
gelnde Flexibilität und sieht oft die Restriktionen kommunalen Handelns 
nicht.“ (Grabow/Hollbach-Grömig 1998: 156). 
Stratmann (1999) prognostiziert eine negative Entwicklung für das Feld der kommu-
nalen Beteiligung: 
„Städtische Aktivitäten auf dem Gebiet Citymarketing setzen eine Spirale in 
Gang, die Städte zu immer mehr Engagement in diesem Bereich zwingt. Sie 
werden hierdurch immer stärker zu ‚Juniorpartnern‘ der lokalen Geschäftswelt 
bei deren Bemühungen um Umsatz.“ (ders. 1999: 263). 
Betrachtet man die Ergebnisse dieser Untersuchungen und der eigenen empirischen 
Befragung im Licht der Kollektivgüterproblematik, scheint dieses Verhalten gemäß 
der theoretischen Vorannahmen folgerichtig. Diese Erkenntnisse decken sich auch 
mit der anfänglich aufgestellten Hypothese, die besagt, dass die Kollektivgüter unter 
Marktbedingungen nicht oder nur unter Einsatz selektiver Anreize erbracht werden 
und deshalb ein Engagement der Privaten, hier der innerstädtischen Einzelhändler, 
nur eingeschränkt erfolgt. Wie die dargestellten Umfrageergebnisse für die Bundes-
republik und speziell für Nordrhein-Westfalen gezeigt haben, sind es tatsächlich die 
Verwaltungsspitzen bzw. die kommunalen Fachämter, von denen im Allgemeinen 
die Initiative zum Stadtmarketingprozess ausgeht (vgl. Töpfer 1993, Zerweck 1996). 
An diese Ergebnisse soll im Weiteren angeknüpft werden. 
Es wird nun analysiert, wie sich die Einbindung von Einzelhandel und Kommune in 
den Stadtmarketingprozess entwickelt, wenn der Problemdruck durch ein neu ange-
siedeltes UEC im Einzugsbereich der Stadt erhöht wird und gleichzeitig Fördergelder 
des Landes zur Initiierung von Stadtmarketingprozessen zur Verfügung gestellt wer-
den. Diese Voraussetzungen sind für sieben Fallbeispiele gegeben, die im Folgenden 
hinsichtlich der Erstellung von handelsergänzenden Dienstleistungen untersucht 
werden. Dabei soll geprüft werden, ob unter den Ausgangsvoraussetzungen „Prob-
lemdruck durch UEC“ und „Landesförderung“ ein verstärktes Engagement der Ein-
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zelhändler im Stadtmarketing erwirkt werden kann, oder ob Stadtmarketingaktivitä-
ten zu einer weiteren kommunalen Aufgabe avancieren. 
In den letzten Jahren sind die Kommunen in NRW gestärkt durch Landesmittel zu-
nehmend in der Lage, in den Stadtmarketingprozess einzugreifen und versuchen Ko-
operationen mit lokalen Akteuren zu aktivieren. Bevor auf die empirischen Untersu-
chungsergebnisse in diesem Zusammenhang eingegangen werden kann, soll zunächst 
das Förderprogramm des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen vorgestellt werden. 
5.3.2 Landesförderung als Impuls für Stadtmarketingprozesse  
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und Thüringen94 sind bislang die einzigen Bun-
desländer, die die Förderung von Stadt- und Regionalmarketingkonzepten in ihre 
Maßnahmekataloge aufgenommen haben. In Nordrhein-Westfalen sind Stadtmarke-
tingprogramme in ein Gesamtprogramm der „Stadterneuerung“ eingebettet, in dem 
alle Bau- und Infrastrukturmaßnahmen, die vom Land gefördert werden, aufgeführt 
sind. In diesem Stadterneuerungsprogramm werden folgende strukturpolitische 
Schwerpunkte gelegt (vgl. MSWKS 2001a): 
• Brachflächenreaktivierung gegen Stadtflucht. Im Rahmen dieses Programm-
schwerpunktes sollen innerstädtische Bereiche verstärkt für Wohnen und Gewer-
be erschlossen werden, um der Stadtflucht junger Familien entgegenzutreten und 
„bezahlbares“ Wohneigentum zu schaffen. Der Förderungsumfang beträgt hier 
insgesamt ca. 60 Mio. DM; 
• Förderung von Stadtteilen mit besonderem Erneuerungsbedarf. Seit 1994 sind in 
diese Sonderzuwendungen mehr als 250 Mio. DM geflossen. Dabei werden Mit-
tel für die Arbeitsmarkt-, Wirtschafts-, und Wohnungsbauförderung „schwieri-
ger“ Stadtteile investiert. Für das Jahr 2000 betrug die Höhe der Sonderzuwen-
dung insgesamt 59 Millionen DM; 
• Entwicklung von mittleren und kleinen Bahnhöfen: Die städtebauliche Entwick-
lung von Bahnhöfen und Bahnhofsumfeldern ist eine weitere zentrale Aufgabe, 
die sich das zuständige Ministerium gestellt hat. Für das Stadterneuerungspro-
                                              
94 Das Thüringer Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Infrastruktur hat ein Förderinstrumentarium 
für die Innenstadtentwicklung von Thüringer Oberzentren entwickelt. Das Programm Experimenteller 
Wohnungs- und Städtebau (ThürExWoSt) unterstützt vor allem Planungsleistungen zur Innenstadt-
entwicklung (vgl. Bona 1997: 9).  
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gramm 2000 wurde eine Fördersumme von 24 Mio. DM aufgewendet. In einer 
Rahmenvereinbarung mit der Bahn wurde das Programm „100 Bahnhöfe“ ge-
setzt, das die Bahnhofsentwicklung in einer Kooperation von Land und Bahn 
vorsieht;  
• Stärkung der Regionen: Mit der REGIONALE „Kultur- und Naturräume in 
Nordrhein-Westfalen“ macht die Landesregierung ein Angebot an die Region, 
sich als Kultur- und Wirtschaftsraum nach außen zu profilieren. Das Städtebau-
förderprogramm stellte 2001 insgesamt 60 Mio. DM für die Projekte zur Verfü-
gung. 
• Ein weiterer Baustein innerhalb dieses Förderpaketes stellt die Förderung von 
Innenstädten dar, die in dieser Arbeit zentral behandelt wird. Dieser Förder-
schwerpunkt enthält unter dem Oberbegriff „Vitale Stadt“ zwei Teilprogramme, 
die unmittelbar das (Innen)-Stadtmarketing zum Ziel haben. Dies ist zum einen 
das Programm „Ab in die Mitte!“ und zum anderen die „Förderung von Stadt-
marketingkonzepten“, die komplementär die Entwicklung des Stadtmarketings 
und damit auch die Attraktivitätssteigerung der Innenstädte unterstützen sollen. 
Während die Stadtmarketingförderung als Impulsförderung angelegt ist, die über 
einen Zeitraum von zwei Jahren gewährt wird, ist die Förderung „Ab in die Mit-
te“ für punktuelle konzeptabhängige „Events“ in den nordrhein-westfälischen In-
nenstädten vorgesehen. 
5.3.2.1. „Ab in die Mitte"  
„Die Aktion ‚Ab in die Mitte!‘ soll auf viele Probleme gleichzeitig reagieren: 
Auf die Gleichförmigkeit der Innenstädte, die mangelnden kreativen Freizeit-
angebote und die Sauberkeits- und Sicherheitsprobleme in den Städten“ (Han-
delsjournal 2001b: 65). 
Auf die Initiative des Ministeriums (MSWKS) wurde ein Arbeitskreis mit Vertretern 
des Einzelhandelsverbandes, des Landesverbandes der Mittel- und Großbetriebe, des 
Städtetags und zweier überregional agierender Einzelhändler eingerichtet, um in ei-
nem Public-Private-Partnership auf Landesebene einen „Fördertopf“ zu schaffen, aus 
dem Maßnahmen einzelner Städte zur Attraktivitätssteigerung der Innenstädte finan-
ziert werden können. Tatsächlich gelang es durch das gemeinsame finanzielle Enga-
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gement von privaten Einzelhandelsfilialisten95 und dem Ministerium (MSWKS) eine 
Fördersumme als Grundausstattung für diesen Zweck bereitzustellen. Die Hauptein-
lagen wurden durch die beiden Einzelhandelsunternehmen und durch Landesmittel 
zur Verfügung gestellt (vgl. Interview 2/II). Durch dieses Vorgehen entstand eine 
neue Organisationsform zur Attraktivitätssteigerung der Innenstädte. (Für einen Ge-
samtüberblick über die einzelnen Aktionen vgl. Imorde 2000). 
Das Ziel der Aktion „Ab in die Mitte!“ ist es, die Innenstädte durch ungewöhnliche 
Veranstaltungen für alle Altersgruppen interessant zu machen und sie als starke Zent-
ren für Kultur, Einkaufen, Unterhaltung, Kommunikation, Sport und Genuss zu pro-
filieren (vgl. MASSKS 1999b: 1). Im Mittelpunkt des Programmes steht die Ver-
knüpfung von Kulturereignissen und Sport-/Freizeit- bzw. Erlebnisaktionen im öf-
fentlichen Raum. Durch außergewöhnliche „Events“ soll eine Attraktivitätssteige-
rung der Innenstädte herbeigeführt werden, die u. a. durch die Vernetzung und das 
gegenseitige Partizipieren von Handel, Gastronomie und Kultur gelingen soll. 
Die potentiellen lokalen Teilnehmer (Kommune; Einzelhändler; IHK; Bürger) an 
dieser Aktion entwickeln auf lokaler Ebene Konzepte zur Umsetzung von handelser-
gänzenden Dienstleistungen, die dann von einer Jury (bestehend aus je einem Vertre-
ter der Landesarbeitsgemeinschaft der Mittel- und Großbetriebe des Einzelhandels 
(LAG), dem Ministerium für Städtebau, dem Prisma-Institut, der Bild-Zeitung, des 
Städtetags NRW und des Einzelhandelverbands NRW) ausgewählt werden. Kriterien 
für die Auswahl sind die Einbindung der Kultur- und Freizeitprogramme in das ge-
samte Stadtkonzept, die Originalität und Innovation der Aktionen sowie die Qualität 
der öffentlich-privaten Zusammenarbeit (vgl. Handelsjournal 2001b: 65). Abgewi-
ckelt wird die Antragstellung und die Beratung interessierter Kommunen durch ein, 
vom Ministerium beauftragtes externes Projektbüro. 
                                              
95 Allerdings schlägt auch in dieser Form des PPP auf Landesebene die Kollektivgutproblematik 
durch; die fördernden Einzelhändler sind ebenfalls mit dem „Trittbrettfahrerproblem" konfrontiert. 
Einzelhändler, die sich nicht an der Finanzierung des Fonds beteiligen, profitieren vom finanziellen 
Engagement der am PPP teilnehmenden großen Handelsunternehmen, tragen aber selbst nicht zu den 
Aktionen bei. Diese Situation soll nun durch die Schaffung eines „selektiven Anreizes“ für die priva-
ten Finanziers des Fonds entschärft werden. Diese Handelsunternehmen - sämtlich Filialisten - gewäh-
ren zukünftig an „Ab in die Mitte“-Aktionstagen in den jeweiligen Städten ihren Kunden - die im 
Besitz einer Kundenkarte sind - zusätzliche Rabatte. Diese Marketingmaßnahme wird durch „Ab-in 
die-Mitte-Werbung“ angeboten und bietet den Einzelhändlern zusätzliche „kostenlose“ Werbung für 
ihre individuelle Aktionen. Dadurch wird für die finanzierenden Handelunternehmen eine frequenzer-
höhende Werbemaßnahme ermöglicht, die einen „selektiven Anreiz“ zum Verbleib im PPP-
Arrangement mit dem Ministerium schafft (Interview 4/II). 
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In den von der Jury ausgesuchten Städten laufen alle Veranstaltungen eines Förder-
jahres unter einem zentralen Motto, um eine einheitliche Außenwirkung zu erzie-
len.96 Die einzelnen Aktionen erstreckten sich in ihrer Laufzeit auf Zeiträume von 
einer Woche bis zu mehreren Wochen. In den beteiligten Städten wird versucht, 
möglichst viele lokale Akteure in das Projekt einzugliedern. In vielen Städten gelang 
es aufgrund des finanziellen Förderanreizes erstmals, lokale Arbeitsgruppen zu grün-
den, die aus Vertretern von Kommunen und privaten Unternehmen bestanden. 
Die Aktionen scheinen den gewünschten Effekt zu erzielen, möglichst viele Bewoh-
ner in die Innenstadt zu „ziehen“, und dadurch eine hohe Innenstadtfrequenz zu er-
reichen. Laut einer Publikumsbefragung in den an den Aktionstagen beteiligten Städ-
ten kommen 60 % der Innenstadtbesucher wegen einer „Ab in die Mitte“-Aktion in 
die Innenstadt und ca. 75 % der Befragten sagten aus, dass sie die Aktion „Ab in die 
Mitte“ gut geeignet fänden, die Attraktivität der Innenstadt zu steigern (vgl. 
MASSKS 1999d: 1). 
Im Jahr 1999, dem ersten Veranstaltungsjahr, wurden für die Aktion zehn Städte 
ausgewählt.97 Im zweiten Aktionsjahr konnte ein weiterer privater Sponsor aus dem 
Einzelhandel gewonnen werden und die finanzielle Förderung auf 27 Städte ausge-
weitet werden.98 Die ausgesuchten Städte erhalten je nach vorgelegtem Konzept zwi-
schen 30.500 und 285.000 DM für die Umsetzung ihrer Planungen. Die gesamte 
Fördersumme in Höhe von 4,04 Mio. DM wurde an insgesamt 26 nordrhein-
westfälische Städte ausbezahlt.99  
Die Ruhrgebietsstädte, die im weiteren Verlauf der Arbeit auf Kooperationen im 
Stadtmarketingbereich untersucht werden, haben teilweise Mittel aus der Aktion „Ab 
in die Mitte“ erhalten; sie sind aber sämtlich Teilnehmer an der zweiten Förderungs-
variante des Stadtmarketings, die im Folgenden vorgestellt werden soll. 
                                              
96 Im Aktionsjahr 2002 lautete das Motto „Stadtidentitäten in NRW“. In diesem Jahr wurden 27 Städte 
und Gemeinden mit insgesamt 2,14 Mio. Euro unterstützt (vgl. Handelsjournal 2001d: 65). 
97 Im Einzelnen handelt es sich um die Städte Bocholt, Brühl, Dortmund, Hagen, Krefeld, Minden, 
Münster, Neuss, Recklinghausen und Solingen. 
98 Im Einzelnen waren dies die Städte Ahlen, Bad Laasphe, Bad Oeynhausen, Bergkamen, Bocholt, 
Bonn, Brühl, Detmold, Dortmund, Duisburg, Essen, Gelsenkirchen, Gütersloh, Hagen, Herne, Iser-
lohn, Lemgo, Lünen, Münster, Oberhausen, Rheine, Rietberg, Siegen, Solingen, Vlotho, Witten und 
Wuppertal. 
99 Im Einzelnen handelt es sich um die Städte Aachen, Bergkamen, Bielefeld, Bocholt, Bochum, Det-
mold, Duisburg, Gelsenkirchen, Hagen, Hamm, Herne, Herzogenrath, Horstmar, Kleve, Lemgo, Min-
den, Münster, Neukirchen, Neuss, Oberhausen, Rheine, Schöppingen, Siegen, Vlotho, Witten und 
Wuppertal. 
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5.3.2.2. Förderung von Stadtmarketing 
„Beim Stadtmarketing geht es darum, den Standort ‚Stadt‘ gegenüber der 
‚Grünen Wiese‘ zu stärken und die Rahmenbedingungen für den Einzelhandel 
in der Stadt zu verbessern (...). Die Zukunft für die Zentren und Citys liegt in 
dem Plus an Erlebnisqualität, das der Einkauf in der Innenstadt der ‚Grünen 
Wiese‘ voraus hat. Diese Plus kann aber nicht von der öffentlichen Hand allein 
geschaffen werden. Ebenso wichtig ist das Engagement der Wirtschaft und der 
Menschen, die in der Stadt leben.“ (MASSKS 1999b). 
Das Ministerium für Arbeit, Soziales, Stadtentwicklung, Kultur und Sport richtete 
1996 (MASSKS) ein Modellprojekt ein, um das Instrument Stadtmarketing auf seine 
besonderen Chancen für die Stadtentwicklung zu überprüfen. Durch koordinierte 
öffentliche Förderung sollten die Rahmenbedingungen für privates Engagement ver-
bessert werden. Dazu wurden auf der Grundlage einer beschränkten Ausschreibung 
Bewerbungen von 13 Modellstädten100 ausgewählt, denen für den Förderzeitraum von 
Anfang 1997 bis Ende 1998 ein Gesamtfördervolumen von 6,5 Mio. DM zur Verfü-
gung stand (vgl. MASSKS 1999a: 6). Aufgrund der positiven Ergebnisse aus diesem 
Modellversuch wurde in den folgenden Jahren eine Regelförderung konzipiert. 
In dieser zweiten Förderstaffel erhielten acht weitere Städte eine Regelförderung,101 
für die das Land insgesamt rund 2,46 Mio. DM zur Verfügung stellte. Die dritte Staf-
fel umfasste im Jahr 1998102 neun zu fördernde Städte mit einer Fördersumme von 
1,5 Mio. DM. Ab Juli 1999 bezogen weitere 27 Kommunen in Nordrhein-Westfalen 
Fördermittel in Höhe von insgesamt 3,3 Mio. DM, um Strategien zur Aufwertung 
ihrer Innenstädte in Gang zu setzen. Gefördert wird konkret die Konzeptentwicklung 
für das Stadtmarketing einer Kommune. Die Konzeptentwicklung wird für maximal 
zwei Jahre mit 70 % (max. DM 500.000) durch das Ministerium gefördert. Die Vor-
aussetzung für eine Landesförderung besteht darin, dass sich die jeweilige Kommune 
                                              
100 Beteiligt waren die Städte Arnsberg (178.000 DM), Bad Münstereifel (160.000 DM), Bochum 
(480.000 DM), Bottrop (500.000 DM), Dortmund (328.000 DM), Essen (500.000 DM), Gelsenkir-
chen (450.000 DM), Gummersbach (300.000 DM), Herzogenrath (260.000 DM), Mönchengladbach-
Stadt (160.000 DM), Mülheim (500.000 DM), Oberhausen (500.000 DM) und Remscheid (428.000 
DM). 
101 Im Einzelnen waren dies die Städte Düsseldorf (220.000 DM), Duisburg (497.000 DM), Düren 
(175.700 DM), Gladbeck (350.000 DM), Recklinghausen (252.000 DM), Herne (500.000 DM), Wit-
ten (210.000 DM) und Lünen (166.000 DM). 
102 Im Einzelnen waren dies die Städte Espelkamp (486.000 DM), Halle (200.000 DM), Hamm 
(140.000 DM), Ibbenbüren (74.000 DM), Kamen (100.000 DM), Lippstadt (135.000 DM), Rietberg 
(27.500 DM), Solingen (220.000 DM) und Unna (129.000 DM). 
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mit 15% und der Handel in der Stadt mit 15% an den Kosten für die Konzeptent-
wicklung beteiligen.103  
Das bedeutet, die Förderung erfolgt nur dann, wenn die Kosten von der privaten lo-
kalen Wirtschaft mitgetragen werden. Die Kooperation von öffentlichen und privaten 
Akteuren in einer Kommune soll durch die Förderbedingungen „angeregt“ werden. 
Die Förderung ermöglicht den beteiligten Städten zunächst eine individuelle Leit-
bildentwicklung für ihre Stadt. In der Regel wird diese Leitbildentwicklung von den 
Kommunen an externe Beratungsbüros vergeben. Der Schwerpunkt der meisten 
Konzepte liegt in der Entwicklung von neuen Kultur- und Freizeitangeboten zur Be-
lebung der Innenstadt, vereinzelt werden auch Konzepte für ein umfassendes Stadt-
marketing entwickelt, die auch die Nebenzentren einer Stadt einschließen. 
Durch die Förderbedingungen will das Ministerium einen Impuls zur Entwicklung 
von kommunalen Public Privat Partnership auslösen. Für die Entstehung von ver-
trauensbasierten Beziehungen zwischen Partnern von PPP-Modellen auf der regiona-
len Ebene liegen Erkenntnisse vor, die sich möglicherweise auch auf die lokale Ebe-
ne herunterbrechen lassen. Cooke (1998: 16) konstatiert, dass regionale Innovations-
systeme durch eine kollektive Ordnung gekennzeichnet sind, die von gegenseitigem 
Verständnis, Vertrauen und Reziprozität getragen werden. Diese Ordnungsmuster 
können auf verschiedene Art und Weise entstehen (vgl. Heidenreich 2000): 
• Eine regionale Vertrauensbasis kann aufgrund gemeinsamer soziokultureller 
Werte und Traditionen gewohnheitsmäßig unterstellt werden („charakteristic-
based-trust“). Die Akteure, die in unterschiedliche Systeme involviert sind (Un-
ternehmen, Wissenschaft, Politik), greifen auf Erfahrungen einer gemeinsamen 
Alltagswelt zurück. Die Chance zwischenbetrieblicher Kommunikations- und 
Kooperationsnetzwerke werden als Ergebnis vorhandener gesellschaftlicher In-
tegrationsmuster beschrieben. Beispielhaft werden dafür die Bars in Silicon Val-
ley, die Piazze Maggiori mittelitalienischer Städte oder das jüdische Viertel in 
Paris angegeben (vgl. Heidenreich 2000: 11). Die Chancen zur Etablierung regi-
onaler Vertrauensgrundlagen erwachsen in diesen Fällen aus der Existenz regio-
naler Gemeinschaften (merkmalsbasiertes Vertrauen). 
                                              
103 Die Förderkonditionen wurden mit Beginn des Jahres 2001 verändert. Der Anteil der Landeszu-
wendung bei Stadtmarketingprozessen wurde pauschal auf 60 % reduziert. Die verbleibenden 40 % 
sind zwischen Stadt und Wirtschaft (nicht öffentlichen Dritten) verhandelbar (Vesper 2000: 6). 
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• Das Vertrauen kann außerdem Ergebnis positiver Kooperationserfahrungen sein 
(erfahrungsbasiertes, institutionell stabilisiertes Vertrauen). Die kollektive Ord-
nung von Regionen beruht in diesem Fall auf starken, regional verankerten Ar-
beitgeber-, Arbeitnehmer-, Berufs- und Wirtschaftsverbänden. Ansätze finden 
sich in Deutschland etwa in der Diskussion über die Flexibilisierung von Flä-
chentarifverträgen und Berufsausbildungen. Allerdings können sich aufgrund der 
individuellen Vertrauensbildung kaum überindividuelle Ordnungen etablieren. 
• Eine weitere Möglichkeit, regionale Vertrauensgrundlagen zu bilden, liegt im 
Aufbau „institutionell stabilisierten Vertrauens“: 
„Regionale Institutionen können die Kollektivgutprobleme regionaler Akteure 
überbrücken, in dem sie verbindlich zu erwartende Verhaltens-, Interpretations- 
und Beziehungsmuster festschreiben. Eine solche institutionelle Flankierung 
regionaler Kooperationsnetzwerke kann durch regionale Verwaltungen und 
Regierungen, durch regionale Wirtschafts- und Industriepolitiken, durch regio-
nale Ausbildungs- und Forschungseinrichtungen oder durch regionale Banken 
erfolgen. Solche Institutionen können kollektiv nutzbare Leistungen erbringen 
und Trittbrettfahrerverhalten unterbinden.“ (Heidenreich 2000: 19). 
Diese Art der regionalen Förderungsbedingungen hat in Nordrhein-Westfalen Tradi-
tion. Nach diesem Muster wurden auch die Landesprogramme ZIM und ZIN initiiert, 
dabei übernahm die Regionalkonferenz die „institutionelle Flankierung“ des Prozes-
ses. Im Fall der Stadtmarketingförderung steht dieses Konzept – heruntergebrochen 
auf die lokale Ebene – ebenfalls Pate. Die institutionelle Flankierung der Vertrauens-
bildung ist in den Förderbedingungen angelegt. Die Fördermittel können durch die 
jeweilige Kommune beantragt werden, die Mittel werden allerdings nur ausbezahlt, 
wenn sich die „Privaten“ (also Einzelhändler, Unternehmen) der Kommune, prozen-
tual am Finanzierungsaufwand beteiligen. Durch diese Förderbedingung liegt der 
„Joker“ zur Initiierung vertrauensgestützter lokaler Public Privat Partnership-
Aktionen zunächst bei der beantragenden Kommune, die sich dann weitere lokale 
Akteure „ins Boot holen muss“, um Landesmittel anfordern zu können. Ob und in 
welcher Form vertrauensgestütztes Public Privat Partnership durch diese Förderbe-
dingungen initiiert werden können, wird nun anhand von sieben Fällen untersucht. 
Zusammenfassend bleibt festzuhalten: Aufgrund des auftretenden Kollektivgutprob-
lems ist nur ein geringer Prozentsatz der gesamten innerstädtischen Händlerschaft in 
Werbegemeinschaften organisiert. Für die Händler, die sich in innerstädtischen Wer-
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begemeinschaften organisieren, werden individuelle selektive Anreize wirksam. Kol-
lektivgüter in Form handelsergänzender Dienstleistungen werden von innerstädti-
schen Werbegemeinschaften nur in begrenztem Maße erstellt.  
Unbeeinflusst von dieser Erkenntnis, zeigen Kommunen in den letzten Dekaden ver-
stärktes Interesse an der Attraktivitätssteigerung der Innenstädte und versuchen vie-
lerorts eine Zusammenarbeit lokaler Akteure mit dem Ziel des Stadtmarketings zu 
initiieren. Ob und unter welchen Bedingungen solche Kooperationen zustande kom-
men wird im Folgenden geprüft. 
Um diese Fragestellung, beantworten zu können, wurden in sieben mit Landesmitteln 
geförderten Ruhrgebietskommunen, die im Einzugsbereich des CentrO. Oberhausen 
liegen, leitfadengestützte Interviews mit Einzelhandelsvertretern (Vorsitzende von 
Werbegemeinschaften), kommunalen Stadtmarketingbeauftragten und Vertretern 
lokaler Verbände (IHK, Einzelhandelsverband) sowie mit Mitarbeitern des zuständi-
gen Ministeriums durchgeführt. 
Die Entwicklung der Kooperationsanstrengungen ist jedoch, trotz der finanziellen 
Anschubfinanzierung durch das Land, nicht in jedem Fall eine „Erfolgsstory“ und 
dies aus verschiedenen Gründen. 
5.4 Methodische und theoretische Ausgangspunkte 
Die Befragungen der lokalen Akteure aus Einzelhandel und Stadtverwaltung (bzw. 
aus gegründeten Marketing GmbHs) und IHK-Vertretern in sieben Ruhrgebietsstäd-
ten fanden im Zeitraum zwischen 2000 und 2001 statt. Die Untersuchung fällt damit 
in einen Zeitraum, in dem die Landesförderung104 für alle Kommunen bereits ausge-
laufen war und sich die Stadtmarketingaktivitäten in den einzelnen Kommunen – 
idealerweise – etabliert haben sollten.  
Die Ausgangslage stellte sich nach dem Auslaufen der Landesförderung für alle 
Städte ähnlich dar: Die Landesmittel waren in diesen Städten zunächst verwendet 
worden, um ein theoretisches Konzept für das lokale (Innenstadt)-Marketing zu ent-
                                              
104 Es wurden sowohl Ruhrgebietsstädte aus der Modellförder- wie auch aus der Regelförderphase in 
die Untersuchung einbezogen, um eine Anonymisierung der ansonsten sehr begrenzten Grundgesamt-
heit aller geförderten Ruhrgebietsstädte zu gewährleisten. Die Förderbedingungen der Modell- bzw. 
der Regelförderung unterschieden sich nicht, so dass eine Vergleichbarkeit gewährleistet ist. Die För-
derungen wurden in verschiedenen Zeiträumen (ab 1996) gewährt. 
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werfen, in dem inhaltliche Schwerpunkte des Stadtmarketings verankert und Durch-
führungspläne der Aktivitäten festgelegt wurden. Dieses Konzept wird im allgemei-
nen als „Leitbild“ bezeichnet, welches im Idealfall ein von allen Akteuren getragenes 
und ausformuliertes Zielsystem beinhaltet (vgl. GMA 1999: 16). 
In der Befragung sollte nun nachvollzogen werden, ob die Umsetzung der theoreti-
schen Leitbilder in die Praxis gelingt und welche handelsergänzenden Dienstleistun-
gen, zusätzlich zu den traditionell eingeführten, generiert werden. Die Voraussetzung 
für die Generierung von handelsergänzenden Dienstleistungen auf lokaler Ebene ist 
eine funktionierende Kooperation zwischen lokalen Institutionen und ihren Akteuren. 
Inwieweit Kooperationen zum Zweck des Stadtmarketings in den untersuchten Städ-
ten, unterstützt durch die Landesförderung, entstanden sind, wird deshalb in einem 
ersten Forschungsschritt untersucht. Das Hauptaugenmerk wurde bei der Befragung 
der lokalen Akteure auf die Kooperationsbeziehungen zwischen organisiertem Ein-
zelhandel (Werbegemeinschaften) und kommunaler Verwaltung gelegt.  
Folgende Ergebnisse können festgehalten werden: Die Annahme, dass die Organisa-
tion von kollektiven Einzelhandelsinteressen in der Innenstadt nur unter der Setzung 
von individuellen „selektiven Anreizen“ möglich ist, hat sich durch die Befragungen 
der Vorsitzenden der Werbegemeinschaften bestätigt. Demzufolge ist zu erwarten, 
dass sich die einzelnen Institutionen der „Werbegemeinschaften“ nur dann in den 
lokalen Kooperationsprozess einbringen, wenn die „selektiven Anreize“, für die in-
dividuellen Akteure überwiegend erhalten bleiben. Dabei ist es vermutlich auch von 
Bedeutung, in welcher Weise der verantwortliche Akteur, der Vorsitzende der jewei-
ligen Werbegemeinschaft, in die Innenstadt-Kooperation eingebunden wird, da er 
zwar durch den Abstimmungsprozess innerhalb der Werbegemeinschaft gebunden 
ist, dennoch stark in der Lage sein wird, die „Marschrichtung“ der Werbegemein-
schaft in Bezug auf interorganisationale Kontakte und Kooperationen vorzugeben. 
Auch bezogen auf allgemeine lokale Kooperationsvoraussetzungen scheinen einzelne 
Akteure eine wichtige Rolle im Stadtmarketingprozess zu spielen: 
„In jedem Fall muss (...) bewusst sein, dass über Erfolg oder Misserfolg in ers-
ter Linie das Potential geeigneter Persönlichkeiten am Ort, die Kooperationsfä-
higkeit und die persönliche Chemie zwischen den Akteuren entscheidet.“ (Ho-
nert/Kendschek 1998: 68). 
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Aufgrund dieser Erkenntnisse wird im Folgenden verstärktes Augenmerk auf die 
Akteursebene gelegt. Über den Handlungsrahmen von kollektiven und korporativen 
Akteuren hinaus,105 beziehen die Befragungen die Mikroebene des individuellen Ak-
teurs mit ein, um das Vorgehen lokaler Institutionen in den einzelnen Städten detail-
lierter erfassen zu können. Gemäß des Ansatzes des akteurszentrierten Institutio-
nalismus, der diesem Vorgehen zugrunde liegt, ermöglicht und restringiert der insti-
tutionelle Kontext zwar das Handeln, aber er determiniert es nicht (vgl. 
Mayntz/Scharpf 1995: 45). Für den vorliegenden Untersuchungszusammenhang be-
deutet dies, dass das Handeln von Akteuren als eigenständige Variable betrachtet 
wird und in einem grundsätzlich festgelegten institutionellen Rahmen Veränderun-
gen im Bereich des Handelns beobachtet werden können. Für eine Organisation agie-
rende Individuen haben in der Regel Handlungsspielräume, insbesondere dann, wenn 
die Organisation mit Situationen konfrontiert ist, für die es keine festgelegten Strate-
gien gibt (vgl. Mayntz/Scharpf 1995: 50f.). Tatsächlich gibt es aufgrund des ver-
gleichsweise neuen Aufgabenfeldes des Stadtmarketings keine festgelegten Strate-
gien, in welcher Weise die lokalen Organisationen Kooperationen zum Zwecke des 
Innenstadtmarketings idealerweise anlegen sollten. 
Da in der Befragung die leitenden Vertreter der jeweiligen Institutionen als Experten 
interviewt wurden und zu ausführlichen Gesprächen bereit waren, gelang es im 
Rahmen dieser Befragungen gut, die akteursbezogene Ebene zu erfassen, zumal die 
Interviewten in aller Regel neben der für die Institution gültigen Verortung innerhalb 
eines Kooperationsgefüges auch ihre persönlichen Einschätzungen, politischen Ori-
entierungen und Zielvorstellungen, die im Zusammenhang mit dem Thema Stadt-
marketing stehen „zu Protokoll“ gaben. Diese grundsätzliche Auskunftsbereitschaft 
konnte auch für die Vertreter von Kommunen, Einzelhandelsverbänden und IHKen 
                                              
105 Scharpf (2000: 101) unterscheidet zwischen „kollektiven Akteuren“, die von den Präferenzen ihrer 
Mitglieder abhängig sind und von diesen kontrolliert werden (im Untersuchungsfall die Werbege-
meinschaften) und „korporativen Akteuren“, „die über ein hohes Maß an Unabhängigkeit von den 
letztendlichen Nutznießern ihres Handelns verfügen und deren Aktivitäten von Arbeitnehmern ausge-
führt werden, deren eigene Interessen durch Arbeitsverträge neutralisiert werden“ (in diesem Fall die 
Akteure der Stadtverwaltungen). Bezogen auf die kollektiven Akteure unterscheidet Scharpf vier 
Arten von kollektiven Akteuren: die Koalition, den Club, die soziale Bewegung und den Verband. Die 
hier untersuchten Werbegemeinschaften können bezogen auf die zugrunde liegende Handlungsorien-
tierung und die Kontrolle der Handlungsressourcen als „Club“ identifiziert werden, da die Mitglieder 
durch individuelles Eigeninteresse motiviert werden und ihre Aktivitäten im Club entsprechend be-
werten, ihre Mitgliedschaft freiwillig erfolgt und die Austrittsoption im Allgemeinen nicht mit hohen 
Kosten verbunden ist; allerdings sind Clubmitglieder verpflichtet, regelmäßig Beiträge zu den kollek-
tiven Ressourcen zu leisten (ders. 2000: 102ff). 
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konstatiert werden, so dass auch hier der Rückgriff auf individuelle Einschätzungen 
der Akteure möglich war106.  
Die Einbindung der Kommunen in den Stadtmarketingprozess ist, bedingt durch die 
Förderbedingungen des Landes, grundsätzlich gegeben. Die Impulsförderung des 
Landes NRW ist so angelegt, dass die Kommune und nicht einzelne Akteure oder 
andere lokal agierende Institutionen die Förderung beantragen und abrufen können. 
Durch diese Vorgehensweise sitzt die Kommune bereits „im Boot“ des Stadtmarke-
tings. Davon abgesehen ist eine Beteiligung der Kommune an einer etwaigen Koope-
ration allein schon aus dem Grunde notwendig, da weite Bereiche der möglichen 
(Innen)-stadtaktivitäten in den Verantwortungsbereich der städtischen Verwaltung 
fallen (z. B. Veranstaltungsgenehmigungen; Reinigungsdienstleistungen). 
Die Kommunen bzw. die lokalen Kooperationspartner vergeben in der Regel den 
Auftrag zur Konzeptentwicklung für das Stadtmarketing an externe Beratungsunter-
nehmen. Der „neuralgische Punkt“ bei der Impulsförderung des Stadtmarketing-
Prozesses stellt der Übergang zwischen der geförderten Leitbildentwicklung und der 
praktischen Umsetzung des Leitbildes dar, die ohne Fördermittel des Landes von der 
Kommune und den weiteren lokalen Institutionen finanziert werden muss.107 Externe 
Büros entwickeln theoretische Leitbilder, deren Qualität und Praxistauglichkeit durch 
die Auftraggeber nicht unmittelbar überprüfbar sind und letztlich ist die Initiierungs-
kraft kommunaler individueller Akteure gefragt, um den Dialog mit weiteren lokalen 
Akteuren anzustoßen. Dies beinhaltet die Gefahr, dass nach der Entwicklung eines 
Leitbildes die Stadtmarketing-Idee versandet und die Finanzierung des City-
Marketings als Bringschuld der jeweils anderen Institution verstanden wird: „Das 
City-Management soll zum Großteil vom Handel getragen werden, die Stadt kann 
sich daran nicht finanziell beteiligen“ (Interview 6/II), so die Aussage eines Stadt-
marketingbeauftragten. 
Neben der finanziellen Grundlegung bedarf diese neue Aufgabenstellung für die 
Kommune einiger organisatorischer Grundlagen; zudem ist das Gelingen abhängig 
von einer Reihe von Variabeln, die in den Interviews von den Akteuren thematisiert 
                                              
106Auf diese Möglichkeit im Rahmen von Experteninterviews weist auch Deeke (1995) hin: „Bei der 
Durchführung von Experteninterviews schließlich (...) wird neben den Kenntnissen der Experten von 
der forschungsinteressierenden Sache immer auch deren positionsgebundenes und berufliches Ver-
hältnis dazu als subjektiv geprägtes Erfahrungswissen mit zu erfassen sein.“ (ders. 1995: 12). 
107 Der Charakter der Landesförderung ist der einer Anstoßfinanzierung: „Einen wie immer auch gear-
teten längerfristigen oder gar dauerhaften Zuschuss wird es nicht geben“ (MASSKS 1999a: 18). 
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wurden und die sowohl Voraussetzungen umfassen, die sich auf die Qualifikation 
individueller Akteure in der Verwaltung beziehen, als auch auf die Festlegung orga-
nisatorischer Strukturen zielen, die durch das neue Arbeitsfeld „Stadtmarketing“ 
notwendig werden. In den Expertengesprächen (vgl. Interviews 5/II, 7/II, 8/II, 11/II) 
werden folgende Voraussetzungen für optimale Kooperationsprozesse benannt: 
• die Ernsthaftigkeit, mit der auf der obersten kommunalen Ebene mit dem Thema 
Stadtmarketing umgegangen wird; 
• die Zuständigkeiten innerhalb der Verwaltung. Es besteht die Gefahr, dass sich 
die verschiedenen Abteilungen (z. B. Wirtschaftsförderung und Stadtentwick-
lung/ -planung) in Zuständigkeitsfragen verlieren; 
• die Qualifikation und die Kompetenz der Mitarbeiter im Rathaus, die in diese 
Aufgabe eingebunden werden sollen. Stadtentwickler haben teilweise für die Ma-
terie des City-Marketings mit den Ansprüchen und Notwendigkeiten des Erleb-
nismarketings keine einschlägige Qualifikation, müssen diese Aufgabe aber mit 
übernehmen (Interview 8/II). Aus diesem Grund werde Stadtmarketing auch häu-
fig nach einem „try and error-Verfahren“ angegangen; 
• das Thema „Stadtmarketing“ muss möglichst aus der Schusslinie politischer 
„Grabenkämpfe“ gehalten werden. Das bedeutet, dass der Rat und die Verwal-
tungsspitze sich themenorientiert auf ein gemeinsames Vorgehen einigen können.  
Immer wieder wird in den Expertengesprächen die Wichtigkeit der sozialen Bezie-
hungen für die Initiierung von Kooperationen auf der lokalen Ebene betont: „Es 
hängt vor allem an Personen, wenn die Privaten einer Stadt gut ins Stadtmarketing 
integriert werden können. Ansonsten gestaltet sich die Kooperation schwer.“ (Inter-
view 4/II). Das bedeutet, unter den gegebenen institutionellen Voraussetzungen be-
darf es des Engagements individueller Akteure, die im Einklang mit ihrer institutio-
nell festgelegten Rolle als Leiter einer Werbegemeinschaft, der IHK oder der Stadt-
marketingabteilung in der Verwaltung Interesse an der Attraktivitätsteigerung der 
Innenstadt haben und in der Lage sind, Kooperationen auf lokaler Ebene anzustoßen. 
Trotz der durch die Auswahlkriterien begrenzten Fallzahl, lassen sich empirisch drei 
Tendenzgruppen identifizieren, die beim Versuch Kooperationen zu implementieren 
und handelsergänzende Dienstleistungen für die (Innen)-stadt zu erstellen, verortet 
werden konnten. In zwei Fällen ist eine „Kooperationsblockade“ zu konstatieren, in 
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dem Sinne, dass zwischen Werbegemeinschaft und Kommune keine Kooperations-
beziehungen hergestellt werden und das Innenstadtmarketing keine neuen Impulse 
erfährt. In zwei weiteren Kommunen wurde nach Abschluss einer theoretischen Leit-
bilderstellung damit begonnen, Maßnahmen umzusetzen, die allerdings durch orga-
nisatorische und inhaltliche Schwierigkeiten behindert wurden. Diese Fälle werden 
der Kategorie „Praxisfalle“ zugeordnet. In drei weiteren Kommunen findet praktisch 
von vornherein eine Institutionalisierung des Stadtmarketings in Form einer Marke-
ting GmbH statt, in deren Gesellschaftskonstruktion Werbegemeinschaften, einzelne 
Händler und die jeweilige Kommune sowie weitere lokale Akteure eingebunden 
sind. Die dafür festgelegte Aufgabendifferenzierung und vor allem die dadurch mög-
lich werdende Generierung von handelsergänzenden Dienstleistungen für die Innen-
stadt sollen unter der Kategorie „Institutionalisierung“ beschrieben werden. Im 
Folgenden werden diese drei Rahmenkategorien anhand der empirischen Ergebnis-
sen der Untersuchung belegt. 
5.4.1 Kooperationsblockade 
In dieser Kategorie sind die beiden Fälle (A und B) zusammengefasst, in denen nach 
dem Auslaufen der Landesförderung keine Kooperationen zwischen Kommune und 
Einzelhandel zustande kam. Die Werbegemeinschaften und die bei der Verwaltung 
angesiedelten Stellen für Stadtmarketing agieren getrennt. Trotz unmittelbarer Aus-
wirkungen des CentrO., die sich in den betreffenden Innenstädten in rückläufigen 
Mietpreisen und Leerständen manifestieren (Interview 12/II und 16/II), kommt keine 
Kooperation zwischen Stadtverwaltung und Einzelhändlern bzw. 
Werbegemeinschaften zustande. 
5.4.1.1. Fall A 
Im Fall A beauftragte die Kommune das Dezernat für Stadtentwicklung mit der Auf-
gabe des Stadtmarketings und erteilte parallel dazu einem externen Büro den Auf-
trag, ein theoretisches Leitbild für das Stadtmarketing zu entwickeln. Die Konzepte 
gelangten aber nicht zur Umsetzung. „Bei der Förderung kam außer einem Leitbild 
nichts heraus. Das Problem liegt an der Nahtstelle zwischen Theorie und Praxis. Die 
erarbeiteten Konzepte wurden nicht umgesetzt, da die entsprechende personelle 
Struktur fehlte“ (Interview 9/II). In diesem Fall beinhaltet die lokale Akteurskonstel-
lation weitere „Stolperfallen“, die eine Kooperation zugunsten von attraktivitätsstei-
gernden Aktivitäten für die Innenstadt „abbremsen“. 
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Bereits vor der Erstellung des theoretischen Leitbildes, die in den Jahren 1996/97 
erfolgte, gründete sich in der Innenstadt unter dem „CentrO.-Druck“ (Interview 
16/II) zusätzlich zu der bereits seit Jahrzehnten bestehenden Werbegemeinschaft der 
Innenstadt-Einzelhändler eine Initiative, in der sich Kaufleute, Freiberufler, Versor-
gungsunternehmen, die IHK und weitere politisch Interessierte unter der Ägide eines 
privaten Unternehmers (zugleich Ratsmitglied) organisierten. Während in der traditi-
onellen Werbegemeinschaft fast ausschließlich Einzelhändler engagiert sind, setzt 
sich die neu gegründete Initiative hauptsächlich aus „Politikern und Lobbyisten“ 
(Interview 9/II) zusammen. Die Werbegemeinschaft und die neue Inititative, die sich 
mittlerweile als Verein ausgegründet hat, sind personell eng verknüpft und haben 
zusammen ca. 140 Mitglieder.108 Während durch die Werbegemeinschaft weiterhin 
traditionelle Aktionen in der Innenstadt durchgeführt werden (Organisation der ver-
kaufsoffenen Sonntage, des Weihnachtsmarktes sowie Aktionen zu Muttertag und 
Ostern) und hierfür ein Budget von ca. 60.000 DM eingesetzt werden kann, konzent-
rierte sich die neu gegründete Initiative auf die Attraktivitätssteigerung der Fußgän-
gerzone. Die Inititative wird, wie die Werbegemeinschaft auch, ausschließlich aus 
Mitgliedsbeiträgen gespeist. Die Mitgliedsbeiträge der Initiative (in Höhe von insge-
samt ca. 10.000 Euro pro Jahr) werden für die Gestaltung der Fußgängerzone ver-
wendet (Fassadenerneuerung, Begrünungsaktionen). Aufgrund des niedrigen Bud-
gets kann nach Angaben des Geschäftsführers nur „Kosmetik“ betrieben werden 
(Interview 16/II). 
Die Innenstadtinitiative, die bis zur Kommunalwahl 1999 personell eng mit der 
Stadtverwaltung verwoben war (der damalige Oberstadtdirektor war ebenfalls Vor-
standsmitglied des Vereins), hat sich durch den politischen Wechsel, der sich durch 
die Kommunalwahl vollzog, eher als „Konkurrenzunternehmen“ zur städtischen 
Stadtmarketingabteilung entwickelt, zumal der Geschäftsführer der Initiative als 
Ratsmitglied der jetzigen Oppositionspartei in der Kommune aktiv ist. Durch die 
Ablösung der Mehrheitspartei im Rat wechselte auch die originäre Zuständigkeit für 
das Stadtmarketing, die bis zu diesem Zeitpunkt beim Oberbürgermeister angesiedelt 
war. Der neu gewählte Oberbürgermeister strukturierte die Zuständigkeit für das 
Stadtmarketing um und verlieh der Abteilung „Stadtmarketing“, durch zusätzliche 
personelle Ausstattung mehr Gewicht. Kooperationen zwischen der Werbegemein-
schaft und der kommunalen Stadtmarketingabteilung finden nunmehr nur auf forma-
                                              
108 Die Werbegemeinschaft hat derzeit einen Mitgliederbestand von 70 Unternehmen. Die Initiative 
besteht ebenfalls aus 70 Mitgliedern. Dabei haben 15 Personen, u. a. der Geschäftsführer, eine Dop-
pelmitgliedschaft. 
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ler Ebene statt. Der Leiter der Initiative spricht von der „Annäherung zweier Lager“ 
(Interview 16/II). 
Die Innenstadt-Initiative, die sich mit dem Ziel einer „Attraktivitätssteigerung der 
Innenstadt“ gegründet hat, setzt auf den ersten Blick die aufgezeigte Kollektivgut-
problematik außer Kraft. Die Initiative besteht jedoch in der Hauptsache neben 
Kommunalpolitikern aus Architekten, Vertretern von Unternehmen und weiteren 
Mitgliedern der „städtischen Elite“, die eher aufgrund individueller persönlicher An-
reize auf diesem Feld tätig wurden. Diese Annahme verdichtet sich aufgrund der 
Beobachtung der Entwicklung, die diese Initiative in den letzten Jahren nimmt. Seit 
die Initiative, als Folge der veränderten kommunalen Machtverhältnisse, nicht mehr 
in enger Zusammenarbeit mit der Verwaltungsspitze operieren kann, und der Ein-
fluss auf die Inhalte des Stadtmarketings schwinden, reduzierte sich die Zahl der Ini-
tiativmitglieder kontinuierlich (vgl. Interview 16/II). Dies könnte mit den mangeln-
den persönlichen Anreizen zusammenhängen, die nun mit der Mitgliedschaft in der 
Initiative verbunden sind. 
5.4.1.2. Fall B 
Eine Kooperationsblockade zwischen der Organisation der kommunalen Einzelhänd-
ler und der Kommune lässt sich in einer weiteren Stadt beobachten. Auch im Fall B 
findet keine Annäherung zwischen der Verwaltung, bei der die offizielle Stadtmarke-
tingstelle angesiedelt ist, und der Innenstadt-Werbegemeinschaft statt, obwohl durch 
die Ansiedlung des CentrO. ein Problemdruck für die örtliche Händlerschaft entstan-
den ist. Nach Angaben des Vorsitzenden der Werbegemeinschaft der Innenstadt (In-
terview 12/II) leide die Händlerschaft unter der Ansiedlung des CentrO.; es seien 
teilweise Umsatzeinbrüche bis zu 20 % festzustellen. Insbesondere im Bereich der 
„jungen Mode“ ließen sich Umsatzverluste feststellen, so dass einzelne Händler die-
sen Sortimentsbereich vollkommen aufgegeben hätten. Allerdings seien die Umsatz-
einbrüche nicht nur durch die CentrO.-Ansiedlung, sondern zum großen Teil auch 
durch den allgemeinen Umsatzeinbruch des Einzelhandels verursacht. „Insgesamt 
klagen die Einzelhändler, und die Bereitschaft, sich zu engagieren sinkt. Es macht 
sich Resignation bei den Händlern breit“ (Interview 12/II).  
Trotz des Problemdrucks finde eine Zusammenarbeit der Werbegemeinschaft mit der 
in der Verwaltung angegliederten Stadtmarketingstelle „nur punktuell“ (Interview 
12/II) statt. Von städtischer Seite wird kommentiert: „Der Druck durch das CentrO. 
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war nicht groß genug, um das Stadtmarketing durch den Einzelhandel dauerhaft zu 
initiieren“ (Interview 10/II). In der Stadtverwaltung wird dem Thema „Stadtmarke-
ting“ nicht die erste Priorität eingeräumt, da sich bei den Akteuren der Wirtschafts-
förderung der Eindruck verdichtet, dass „die Stadt immer nur zahlen und machen 
soll“ (Interview 10/II). Eine Marketing GmbH ist zwar in der Planung, wird aber von 
allen Beteiligten eher „halbherzig“ verfolgt. 
Der Vorsitzende der Werbegemeinschaft betrachtet das Stadtmarketing und die ge-
plante Ausgründung einer Marketing GmbH als „städtisches Kind“ (Interview 
12/II), das man soweit als möglich „kontrollieren“ müsse. Auch in diesem Fall spie-
len parteipolitische Bindungen der Hauptakteure eine Rolle beim Scheitern einer 
Kooperation. Neben seiner Rolle als Vorsitzender der Werbegemeinschaft engagiert 
sich der Vorsitzende stark in der kommunalen Parteiarbeit und ist an einer Koopera-
tion der Werbegemeinschaft mit der projektierten Marketing GmbH wenig interes-
siert, da eventuelle Erfolge des Stadtmarketings in der Öffentlichkeit als Erfolge des 
Oberbürgermeisters verbucht werden könnten. 
Der Vorsitzende der Werbegemeinschaft sieht in der Gründung einer Stadtmarketing 
GmbH durch die Kommune eher die Möglichkeit, die bisher von der Werbegemein-
schaft finanzierten und organisierten Aktivitäten in der Innenstadt in Zukunft von der 
Marketing GmbH und dadurch indirekt durch die Kommune finanzieren zu lassen. 
Als Vorsitzender der Werbegemeinschaft stellt er außerdem einen Forderungskatalog 
gegenüber der Stadtverwaltung auf, der u. a. beinhaltet, dass die Hauptwerbegemein-
schaft von der Zuschusspflicht für die Marketing GmbH entbunden werden müsse 
und der Geschäftsführer einer Marketing GmbH nicht von der Verwaltungsseite ge-
stellt werden dürfe. Tatsächlich ist die Stadt in diesem Fall die Initiatorin der geplan-
ten Marketing GmbH und erklärt sich bereit, 70 % der entstehenden Kosten für die 
ersten drei Jahre zu übernehmen. Die Wirtschaft, in diesem Fall die Werbegemein-
schaft und weitere größere Einzelhandelsgeschäfte, sollen die restlichen 30 % der 
Aufwendungen finanzieren. Der Haushalt der geplanten Marketing GmbH soll drei 
Jahre lang von der Stadt unterstützt werden, danach – so die Planung – solle sich die 
Marketing GmbH selbst tragen. Diese Planungen stoßen nicht nur auf den Wider-
stand der Werbegemeinschaften, auch die verantwortlichen Akteure des städtischen 
Einzelhandelsverbandes sind nicht bereit sich an der Marketing GmbH zu beteiligen, 
da hier die Befürchtung besteht, dass sich die Marketing GmbH vorrangig innerstäd-
tisch engagieren werde und der Einzelhandelsverband an einem, alle Stadtteile um-
fassende Marketing vorrangig interessiert ist. 
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Die Gründe für die mangelnde Kooperationsbereitschaft lassen sich in den Fällen A 
und B bei den verantwortlichen Akteuren verorten. Parteipolitisch begründete unter-
schiedliche Problemauffassungen über die Inhalte des Stadtmarketings bzw. deren 
Dringlichkeit sorgen dafür, dass die Vertreter der Werbegemeinschaften und der 
Stadtverwaltung getrennt agieren und nur den unumgänglichen formalen Kontakt 
pflegen. Tatsächlich wurden in beiden Fällen, wie in anderen Gemeinden des Ruhr-
gebietes auch, durch die Kommunalwahl 1999 bestehende Mehrheitsverhältnisse im 
Rat abgelöst (vgl. hierzu auch Andersen/Bovermann 2002), so dass das bis dahin in 
beiden Fällen in der städtischen Verwaltung angesiedelte Stadtmarketing zwischen 
die politischen Fronten geriet und „bewährte Netzwerke“ persönlicher Akteursbezie-
hungen zerstört wurden. Die Werbegemeinschaften steuern in diesen beiden Fällen 
nun auf Gegenkurs, was im Klartext bedeutet, dass die Zusammenarbeit mit der 
Kommune auf nicht vermeidbare Anlässe reduziert wird und der Inhalt des Stadt-
marketings als Spielball der kommunalen Politik instrumentalisiert wird, da die Vor-
sitzenden der Werbegemeinschaft auch starke persönliche Interessen an der lokalen 
Parteienpolitik entwickeln, die gegenläufig zur Politikpräferenz der Verwaltungsspit-
ze sind. Die Vorsitzenden der Werbegemeinschaften nehmen als Akteure zwei Rol-
len ein und handeln im Namen unterschiedlicher Bezugseinheiten. Es gelingt ihnen 
jedoch nicht, die mit den verschiedenen Rollen verbundenen Handlungen voneinan-
der zu trennen, es entsteht sogar der Eindruck, das dieser Anspruch auch nicht ge-
stellt wird. 
Das für eine etwaige Netzwerkbildung notwendige Vertrauensverhältnis bildet sich 
unter diesen Voraussetzungen zwischen den verantwortlichen Akteuren von Werbe-
gemeinschaft und Kommune nicht aus. Aufgrund unterschiedlicher politischer Auf-
fassungen und persönlicher Animositäten kommen die Akteure der Stadt nicht mit 
den Vorsitzenden der städtischen Einzelhandelsorganisation (Werbegemeinschaft) 
ins Gespräch. Eine Kooperation kommt auf Dauer nicht zustande. „Eine Zusammen-
arbeit mit der Stadt findet nicht statt, es gibt eher eine gegenseitige Konkurrenz, 
wenn es um Veranstaltungen geht.“ (Interview 10/II). 
Die Stadtmarketingbeauftragten, die sowohl in Fall A als auch in Fall B bei der 
kommunalen Verwaltung angesiedelt sind, ergreifen in beiden Fällen eine „Aus-
weichstrategie“ und konzentrieren ihr Handeln auf andere Teilbereiche des 
„Stadt“marketings und klammern den Citybereich und somit den innerstädtischen 
Einzelhandel aus ihren Aktivitäten aus. Das bedeutet, dass durch die Stadtmarketing-
beauftragten z. B. touristische Planung und Vermarktung für die Gesamtstadt initiiert 
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und durchgeführt werden. Stadtführungen und Veranstaltungspakete werden unter 
städtischer Hoheit vermarktet. Eine Verbindung von Sehenswürdigkeiten mit einer 
gezielten Kombination von Innenstadtbesuchen (z. B. Route der Industriekultur mit 
anschließendem Einkaufsbummel) ist in diesen Fällen aufgrund der mangelnden Ab-
stimmung der Institutionen nicht zu beobachten. 
Der innerstädtische Einzelhandel wird in das jeweilige Touristik-Konzept nicht in-
tegriert, wofür auch eine Begründung gefunden wird: „Es gibt im allgemeinen 
Stadtmarketingbereich noch viel zu viele Grundlagenaufgaben zu lösen“ (Interview 
9/II). Die Stadtmarketingbeauftragten der Kommune weichen in diesen Fällen der 
Kooperationsblockade relativ erfolgreich auf die Vermarktung einzelner Sehenswür-
digkeiten und touristischer Attraktionen der Stadt aus, die aber nur peripheren Bezug 
zur City haben. Die Schwäche, die sich im Punkt City-Marketing für die jeweilige 
Stadt auftut, wird mit anderen öffentlichkeitswirksamen Aktivitäten kompensiert. 
Die Diskussionen und die theoretischen Leitbildentwicklungen während der Modell-
/Förderphase liefen auch in den beiden Fällen A und B auf das „Idealbild“ eines in-
stitutionalisierten Stadtmarketings mit starker Anbindung an die Kommune hinaus. 
Die „Marketing-GmbH“ als Idealkonstrukt in der Form eines Public Private Part-
nership, wartet „in den Schubladen der Verwaltung“ (Interview 10/II) auf ihre Um-
setzung. In den Gesprächen wird konstatiert: „Das City-Marketing ist eingeschlafen“ 
(Interview 10/II). 
Trotz der abgeschlossenen Modellförderung, in deren Rahmen jeweils Leitbilder für 
das Stadtmarketing erstellt wurden und des Problemdrucks, der durch das räumlich 
naheliegende UEC weiterhin gegeben ist, findet in diesen Fällen keine Kooperation 
zwischen Vertretern des innerstädtischen Einzelhandels und der Kommune statt. 
„Berge von Papier wurden produziert, aber keine Produkte entwickelt“ (Interview 
9/II). Die empirischen Ergebnisse, die sich für den vorliegenden Arbeitszusammen-
hang herauskristallisieren, fördern zutage, dass die Kollektivgüterproblematik, die 
zunächst als alleiniger Grund für das beschränkte Engagement von Einzelhändlern in 
kommunalen Kooperationen angenommen wurde, durch eine weitere Problematik 
überlagert wird. Auf kommunaler Ebene ergibt sich eine Mischung aus unterschied-
lichen individuellen Akteursorientierungen (hier: Parteizugehörigkeit und persönli-
che Vorbehalte). Dieses Problemfeld entsteht in den beiden untersuchten Fällen 
dann, wenn die ehrenamtliche Leitung von Werbegemeinschaften des Einzelhandels 
durch Personen erfolgt, die das Ehrenamt aufgrund des „selektiven Anreizes“ einer 
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kommunalpolitischen Teilhabe angestrebt haben und das kommunale Politikfeld „Ci-
tymarketing“ für politische Zwecke instrumentalisieren. 
Zwei weitere Fälle, in denen der Kooperationsprozess beim Übergang zwischen the-
oretisch erarbeitetem Leitbild und praktischen Ergebnissen ins Stocken gerät, aber 
nicht zum Erliegen kommt, können bildhaft unter dem Begriff „Praxisfalle“ gefasst 
werden. Für das „Zuschnappen“ der Praxisfalle können organisatorische und inhaltli-
che Hindernisse benannt werden, die bei der Umsetzung der theoretischen Leitbilder 
in die Praxis virulent werden. Ein organisatorischer Grund, der die Umsetzung des 
Leitbildes zunächst blockiert, liegt im Versuch, das Stadtmarketing für die Innenstadt 
und weitere Stadteile unter der Einbeziehung möglichst aller relevanten Akteure um-
zusetzen. Dieser organisatorische Kraftakt gelingt in zwei der untersuchten Fälle 
nicht reibungslos. Ein weiterer „Auslöser der Praxisfalle“ kann durch die inhaltliche 
Ausrichtung des Marketings ausgelöst werden.  
5.4.2 Praxisfalle 
Neben akteursbezogenen Kooperationshindernissen kommt es auch durch die Aus-
gestaltung des Kooperationsprozesses und durch die gewählten Inhalte, die in den 
Leitbildern impliziert sind, dazu die „Praxisfalle“, zuschnappen zu lassen. Dies kann 
an zwei weiteren Beispielen (Fall C und Fall D) aufgezeigt werden. 
5.4.2.1. Fall C 
Vor dem Einsetzen der Landesförderung hat die Kommune im Fall C Innenstadtmar-
keting vor allem unter planerischen Gesichtspunkten betrieben. In Zusammenarbeit 
mit der IHK wurde bereits im Jahr 1992 ein Einzelhandelsstrukturgutachten erstellt, 
aufgrund dessen in den Folgejahren in verschiedenen Stadtteilen „runde Tische“ ein-
gerichtet wurden, um eine Grundlage für einen umfassenden Stadtmarketingansatz 
zu schaffen. 
In diesem Fall wurde bei der Initiierung der Kooperation zunächst keine Konzentra-
tion auf die relevanten Themen der Innenstadt gewählt, sondern versucht, ein Stadt-
marketingkonzept durchzusetzen, das unter Einbezug möglichst vieler Akteure in 
mehreren Stadtteilen zustande kommen sollte. Teilnehmer an den runden Tischen 
waren neben Vertretern von Einzelhandel, Gastronomie und Kommune auch Vertre-
ter von Kindergärten, Schulen und kirchlichen Einrichtungen. Jedoch nicht die Zahl 
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der Akteure, sondern das fehlende „handling“ führten in diesem Fall zu einer 
schrittweisen Reduzierung der „runden Tische“: „Da diese runden Tische aber nicht 
moderiert wurden und eine zusätzliche Arbeitsbelastung für die Kommune darstell-
ten, fühlte sich letztlich niemand für die Stabilisierung verantwortlich, übrig blieben 
dann nur drei runde Tische“ (Interview 8/II). Der von der Kommune in Zusammen-
arbeit mit der IHK angestoßene Prozess des Stadtmarketings kam nach der ersten 
Phase der Euphorie zum Erliegen, da die Aufgabe der Moderation nicht weiterge-
führt wurde. 
Der Neubeginn des Stadtmarketings wurde in diesem Fall durch die Landesförderung 
ausgelöst und führte zu einer Belebung der Arbeitskreise in den einzelnen Stadttei-
len. Parallel dazu wurden die Fördergelder für ein weiteres Gutachten einer externen 
Beraterfirma zur Umsetzung von Innenstadtmarketing eingesetzt. Im Anschluss an 
die Entwicklung des Konzeptes moderierten Mitarbeiter der Beraterfirma die neu 
aktivierten Arbeitskreise, die sich mit verschiedenen Themen (z. B. „Leerstandsma-
nagement“, „Service-Sicherheit-Ordnung,“ „Neue Aufgaben“) auseinandersetzten 
und attraktivitätssteigernde Maßnahmen für die Innenstadt und weitere Stadtteile 
erarbeiteten. Durch die Moderation war eine kontinuierliche, neutrale Zusammenar-
beit zwischen Wirtschaft und Kommune möglich so die Aussage des Vorsitzenden 
der Werbegemeinschaft (Interview 17/II). 
Im Innenstadt-Arbeitskreis waren sowohl die Ratsfraktionen als auch das Planungs-
amt engagiert, wobei auf eine politische Einflussnahme weitgehend verzichtet wurde 
(Interview 8/II). Außerdem engagierten sich Vertreter aller maßgeblichen lokalen 
Akteure an den Arbeitskreisen wie IHK, Werbegemeinschaften, große Warenhäuser, 
Banken, Museen sowie Industrieunternehmen. Diese breite und kontinuierliche Teil-
nahme durch eine Vielzahl lokaler Akteure gelang vor allem deshalb, weil die Ver-
waltungsspitze dem Innenstadtmarketing hohe Priorität einräumte und eine neutrale 
Moderation durch eine externe Beratungsfirma garantiert war (vgl. Interview 17/II). 
Der Arbeitskreis entwickelte einen „Sogeffekt“; zunehmend engagierten sich auch 
einzelne Mitglieder der City-Werbegemeinschaft in den moderierten Arbeitskreisen, 
in denen Vorschläge für die Attraktivitätssteigerung der Innenstadt erarbeitet und 
teilweise umgesetzt wurden. Das Engagement der Einzelhändler wurde durch die 
Beteiligung in den moderierten Arbeitskreisen durch den „selektiven Anreiz“ der 
direkten persönlichen Einflussnahme auf den Innenstadtmarketingprozess angeregt. 
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Speziell für die Innenstadt wurde ein ganzer Katalog von attraktivitätssteigernden 
Maßnahmen erarbeitet. Dabei wurden nur Maßnahmen für die Umsetzung vorberei-
tet, die in ihren Prioritäten konsensfähig waren, deren Kosten in einem überschauba-
ren Rahmen blieben und die kurzfristig ohne Abstimmungsprobleme umgesetzt wer-
den konnten. Konkret ausgeführt wurden relativ schnell einige „kurzfristige Maß-
nahmen“: 
• Aufstellen von zusätzlichen Sitzbänken und Müllbehältern im Innenstadtbereich; 
• Zusätzliche Pflanzung von Bäumen in der Innenstadt; 
• Organisation der Kinderbetreuung für Innenstadtkunden mit Unterstützung des 
Jugendamtes der Stadt; 
• Intensive Pflege der zahlreichen Brunnen, die bis zu diesem Zeitpunkt nur man-
gelhaft gegeben war. 
Für die weitere Umsetzung sind folgende Maßnahmen geplant: 
• Die Initiierung eines neuen werblichen Erscheinungsbildes für die City; 
• Gründung eines Eigentümervereines und die Durchführung von Informationsver-
anstaltungen für die Eigentümer von Innenstadtimmobilien;  
• Das Angebot für „Zwischenlösungen“ bei Leerständen (z. B. Kunstausstellungen 
in leerstehenden Ladenlokalen), um die hierdurch entstehende Beeinträchtigung 
der Flanierqualität zu vermeiden; 
• Die Ausarbeitung eines Veranstaltungsprogrammes für die Innenstadt. 
Nach dem Auslaufen der Landesfinanzierung übernahm die Industrie- und Handels-
kammer (IHK) die Aufgabe der Moderation der Arbeitsgruppen. Die Industrie- und 
Handelskammer engagierte sich in diesem Einzelfall vor allem personell. Dieses En-
gagement war in keiner der anderen untersuchten Städte in diesem Umfang zu beo-
bachten. Dies mag damit zusammenhängen, dass der derzeitige Präsident dieses 
IHK-Bezirkes ein Vertreter des Einzelhandels ist, während ansonsten die Präsidenten 
der IHKs häufig von Industrieunternehmen gestellt werden und auf einzelhandels-
spezifische Themen nicht zwingend die höchste Priorität legen. Durch das Engage-
ment der IHK ergab sich auf der lokalen Ebene eine Kooperation zwischen Kommu-
ne und IHK: 
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„Während in früheren Zeiten die Arbeit zwischen IHK und Stadt häufig blo-
ckiert war, weil den beiden Organisationen unterschiedliche politische Orien-
tierungen zugrunde lagen, hat sich durch die ‘erzwungene Zusammenarbeit‘ 
im Rahmen des Stadtmarketingprozesses nach und nach eine vertrauensbasier-
te Zusammenarbeit ergeben, die in einer gemeinsam gegründeten Marketing-
gesellschaft münden soll.“ (Interview 8/II). 
In der Folge der Zusammenarbeit konzentrierten sich die Anstrengungen des Ge-
samtplenums Stadtmarketing auf eine neu zu gründende Marketing GmbH, die je zur 
Hälfte von Kommune und Wirtschaft getragen werden soll. Die vorrangigen Ziele 
werden für den „Citymanager“, der hauptamtlich beschäftigt ist, die Vermarktung 
der Stadt und die Steigerung der Innenstadtattraktivität sein. In der Marketing GmbH 
sollen die von den Arbeitskreisen ausgearbeiteten Vorschläge zur Attraktivitätsstei-
gerung der Innenstadt zukünftig umgesetzt werden. 
Diese Ausführungen deuten darauf hin, dass der Verlauf von Stadtmarketingaktivitä-
ten stark davon abhängig ist, inwieweit es zum einen gelingt, dass Stadtmarketingzie-
le nicht durch politische Interessen überdeckt werden und zum anderen, dass die in-
dividuellen Akteure, die als Verantwortliche einer Institution handeln, für die „Sa-
che“ zu begeistern sind und ihre Handlungsspielräume als verantwortliche individu-
elle Akteure einer Institution ergreifen und so den laufenden Planungs- bzw. Umset-
zungsprozess unterstützen. Das Instrument der „neutralen“ Moderation scheint in 
diesem Zusammenhang eine Voraussetzung für die Kooperation verschiedenster lo-
kaler Institutionen zu sein. 
5.4.2.2. Fall D 
In einem weiteren Fall dominierte ebenfalls die Ausgangsidee von einem Stadtmar-
keting, das alle Stadtteile in die Planungen einbezieht. Im Fall D erfolgte mit Hilfe 
der Fördermittel zunächst ein ambitionierter Versuch ein lokales Stadtmarketing-
netzwerk, das Aktivitäten in allen Stadtteilen umfassen sollte, einzurichten. Von der 
Kommune wurde in Zusammenarbeit mit der IHK ein Lenkungsausschuss für das 
Stadtmarketing gegründet, der zur Hälfte aus Mitgliedern der Stadtverwaltung und 
zur anderen Hälfte aus von der IHK vorgeschlagenen Mitgliedern (örtlichen Unter-
nehmensvertretern) bestand. Die Aufgabe, die sich der Lenkungsausschuss stellte, 
war die Implementation eines weit gefassten Stadtmarketings für alle Stadtteile. Die-
ser ambitionierte Versuch schlug bereits in der Anfangsphase fehl, „da sich der Len-
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kungsausschuss in verschiedene Arbeitskreise ‚zerfranste‘ und infolgedessen keine 
gemeinsamen Konzepte erarbeitet wurden“ (Interview 6/II). 
Nach weiteren gescheiterten Versuchen sich auf gemeinsame Konzepte zu verständi-
gen, erfolgte am Ende der Förderphase in einem weiteren „Anlauf“ eine Konzentra-
tion der Stadtmarketing-Anstrengungen auf die Innenstadt. Eine organisatorische 
Festigung des Innenstadtmarketings soll zukünftig, so die Planungen, in Form einer 
Marketing GmbH gestaltet werden, in der u. a. Einzelhandelsverband, Stadtverwal-
tung und Werbegemeinschaft involviert sein sollen. Der Einzelhandelsverband hat 
die Bereitschaft signalisiert, Büroräume und die notwendige technische Ausstattung 
zur Verfügung zu stellen, die Stadtverwaltung bezuschusst die Bildung einer Marke-
ting GmbH durch die Finanzierung eines professionellen hauptberuflichen Ge-
schäftsführers. Größere Industrieunternehmen sollen für den Beirat gewonnen wer-
den, so dass sich eine gewisse finanzielle Sicherung der laufenden Aktivitäten aus 
privater Hand gewinnen lässt. Der zukünftige Geschäftsführer der Marketing GmbH 
soll dann für den „Gesamtentwurf“ des Stadtmarketings zuständig sein und die In-
nenstadtaktivitäten schrittweise mit weiteren touristischen, bisher weitgehend un-
vermarkteten Sehenswürdigkeiten der Stadt, verknüpfen und vermarkten. 
Die Werbegemeinschaft der Einzelhändler, die ca. 70 Mitglieder umfasst, ist eben-
falls bereit, sich finanziell an der projektierten Marketing GmbH zu beteiligen. Die 
damit einhergehenden Konsequenzen für das bisher ehrenamtliche Engagement wer-
den weiter unten aufgezeigt. Die guten persönlichen Kontakte des Vorsitzenden der 
Werbegemeinschaft zum lokalen und regionalen Einzelhandelsverband sowie die 
persönlichen Beziehungen zu Vertretern der IHK und der Stadtverwaltung wirken 
sich stabilisierend auf den Kooperationsprozess in der Innenstadt aus (Interview 
15/II), und können in diesem Zusammenhang als Schlüssel im Kooperationsprozess 
betrachtet werden. Der Kooperationsprozess ist in diesem Fall noch in der Findungs-
phase; bislang lassen sich noch keine attraktivitätsteigernde Dienstleistungen für die 
Innenstadt nachweisen, die über die traditionell eingeführten Veranstaltungen hi-
nausgehen. 
In beiden Fällen (C und D) kam es durch ehrgeizige Versuche, ein umfassendes 
Stadtmarketing umzusetzen zunächst zum Scheitern der Kooperationen, ohne dass 
Maßnahmen zur Attraktivitätssteigerung der Innenstadt ergriffen wurden. Die Grat-
wanderung, möglichst viele Akteure am Stadtmarketingprozess zu beteiligen und 
dennoch entscheidungsfähig zu bleiben, wird auf verschiedene Art und Weise gelöst. 
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Während im Fall C die IHK die Finanzierungs- bzw. Moderationslücke auffängt, 
erfolgt im Fall D eine Problemlösung dergestalt, dass von der Stadtmarketing-Stelle, 
die bei der Verwaltung angesiedelt ist, Vorschläge erarbeitet werden, die dann in 
einem Gremium, in dem ein „Querschnitt“ von Entscheidungsträgern aus Industrie, 
Handel und Verwaltung vertreten sind, diskutiert und abgestimmt werden. Dadurch 
können die verschiedenen Interessen gebündelt werden (Interview 11/II).109 Die de-
mokratische direkte Teilhabe der beteiligten Akteure geht durch dieses Vorgehen 
allerdings verloren, und es besteht die Gefahr, dass ausschließlich die „lokalen Eli-
ten“, die über informelle Netzwerke verfügen, ihre Interessen durchsetzen können. 
Dieses Problem ist bei der Untersuchung von Stadtmarketingprozessen bereits auf-
gedeckt worden (vgl. Grabow/Hollbach-Grömig 1998: 174). In der Praxis entsteht 
häufig die Einteilung in „Pflicht- und Kürpartner“ des Stadtmarketingprozesses. Da-
bei wird das Problem virulent, dass zwar möglichst viele für das Stadtgeschehen 
wichtige Akteure am Entwicklungsprozess teilnehmen sollten, eine große Zahl von 
Teilnehmern aber ein effektives Arbeiten weiter einschränken kann. In vielen Städten 
werden dann „ökonomisch wenig ergiebige“ Akteure vom Gestaltungsprozess ausge-
schlossen. Kritiker sehen die Gefahr, dass sich dadurch die politische Entscheidungs-
findung in den Bereich der Lobby- und Klientelpolitik verschiebt. 
Die beiden Fälle C und D weisen neben der Präferenz ein „gesamtstädtisches“ 
Stadtmarketing zu implementieren, noch eine weitere Gemeinsamkeit auf. Beide 
Städte arbeiten auf die Institutionalisierung des Innenstadtmarketings hin. Das 
bedeutet, dass in Zukunft eine Marketing GmbH gegründet werden soll, die von den 
Kooperationspartnern finanziert werden soll und in der ein hauptamtlicher „Cityma-
nager“ sich um die Durchführung von Projekten und Aktionen zur Attraktivitätsstei-
gerung der Innenstadt einsetzt. Vorrangige Ziele sollen für den neu eingestellten Ci-
tymanager die Vermarktung der Stadt nach außen und die Steigerung der Innenstadt-
attraktivität sein. 
Während in der Kategorie der „Kooperationsblockade“ zwei Fälle verortet wurden, 
in denen keine Kooperation zustande kommt, liegen in den hier betrachteten Städten 
                                              
109 Mancur Olson (1968) beschreibt diese Problematik: „Die Entscheidungen der Sitzungen sind also 
für die Teilnehmer ein Kollektivgut. Der Beitrag, den jeder Teilnehmer zur Erreichung oder Verbesse-
rung des Kollektivgutes leistet, wird um so kleiner, je größer die Versammlung wird. Eben daher 
kommt es u. a., dass Organisationen ihre Zuflucht zur kleinen Gruppe nehmen; Komitees, Unteraus-
schüsse und kleine Führungsgruppen werden gebildet, und wenn sie einmal da sind, neigen sie dazu, 
die ausschlaggebende Rolle zu spielen.“ (1968: 52). 
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andere Ausgangsvoraussetzungen vor. Die Akteure sind, zumindest im Fall C, durch 
die moderierte Zusammenarbeit in den Arbeitskreisen bereits an Kooperationsmodel-
le herangeführt worden. Die Kommunen sind überdies in der Lage, eine Grundfinan-
zierung des Stadtmarketings zu erbringen; es stellt sich nun die Frage, in welcher 
Form sich die Werbegemeinschaften in die geplanten Marketing GmbHs einbringen 
werden. Eine Bereitschaft der Werbegemeinschaften zum Engagement wird in den 
Befragungen von den Vorsitzenden signalisiert. Allerdings tritt hier eine verblüffen-
de Strategie der Akteure auf den Plan: Die bisher ehrenamtlich verrichteten Aufga-
ben, die von den Werbegemeinschaften geleistet wurden, sollen vollständig auf die 
jeweilige Marketing GmbH übertragen werden. Das bislang ehrenamtlich geleistete 
Engagement würde dann durch die Übertragung in eine professionalisierte Form er-
löschen und die Kommunen bekämen, neben dem finanziellen Engagement weitere 
Aufgabenfelder zugewiesen, die bislang ehrenamtlich geleistet wurden. Diese Wende 
im Kooperationsprozess soll im Weiteren anhand der Fälle C und D dokumentiert 
werden. 
5.4.2.3. Exkurs:  
Werbegemeinschaften – Erlischt das ehrenamtliche Engagement? 
Durch die Institutionalisierung des Stadtmarketings in Form einer Marketing GmbH 
können sich neben sehr erwünschten Effekten, die in der Attraktivitätssteigerung der 
Innenstadt liegen, auch kontraproduktive Nebeneffekte ergeben, die das bislang aus-
geführte ehrenamtliche Engagement der Werbegemeinschaften betrifft.110 Eine Folge, 
die sich aus einer Institutionalisierung des Innenstadtmarketings in einer Marketing 
GmbH ergeben kann, besteht in der Professionalisierung von Aufgaben, die von der 
jeweiligen Werbegemeinschaft der Einzelhändler bislang auf ehrenamtlicher Basis 
erbracht werden. Damit kann durch die Institutionalisierung des Innenstadtmarke-
tings in Form einer GmbH sogar eine kontraproduktive Wirkung erzeugt werden, in 
dem anstelle einer Steigerung des Einzelhandelsengagement eine weitere Reduzie-
rung der bisherigen Aktivitäten erfolgt, in dem die Aufgaben an die GmbH „abgetre-
ten“ werden, und dort von einem hauptamtlichen – von der Kommune bezahlten - 
Beschäftigten übernommen werden. Diese Entwicklung, die bereits in einem Exper-
tengespräch im Fall B anklang (Interview 12/II), kann für den Fall D belegt werden.  
                                              
110 Die Organisationsstrukturen in Werbegemeinschaften sind immer noch weitgehend ehrenamtlich 
geprägt (vgl. Handelsjournal 2002b). 
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Die örtliche Innenstadt-Werbegemeinschaft im Fall D, in der 70 Einzelhändler (ca. 
15 %) der Innenstadt organisiert sind, wird seit über 20 Jahren von einem örtlichen 
Einzelhändler ehrenamtlich geleitet, der über sehr gute Kontakte zur Kommune, zum 
Einzelhandelsverband und der IHK verfügt. Die acht Veranstaltungen, die die Wer-
begemeinschaft jährlich durchführt, wie z. B. das Stadtfest, werden finanziell selb-
ständig, allerdings mit praktischer Hilfe der Kommune (Parkraumgestaltung; Absper-
rungen), abgewickelt, wobei sich die guten Kontakte zu städtischen Vertretern posi-
tiv auswirken (Interview 15/II). Auch zu den Geschäftsführern der örtlichen Textilfi-
lialisten, die die Werbegemeinschaft finanziell unterstützen, pflegt der Vorsitzende 
der Werbegemeinschaft gute persönliche Kontakte. Die Idee der Gründung einer 
Marketing GmbH wird von der Werbegemeinschaft unterstützt. Der finanzielle Bei-
trag für die Marketing GmbH soll in Höhe der Summe erfolgen, die bislang einer 
externen Werbeagentur für die Durchführung der Innenstadtveranstaltungen bezahlt 
wird. Durch diese Vorgehensweise entledigt sich die Werbegemeinschaft gleichzeitig 
ihrer bisherigen Aufgaben, die mit der Organisation rund um die Veranstaltungen 
ehrenamtlich wahrgenommen wurden. Es erfolgt eine Professionalisierung der bisher 
von der Werbegemeinschaft ehrenamtlich übernommenen Aufgaben, die mit der 
Zahlung der Beiträge dann auch in die Verantwortlichkeit der geplanten Marketing 
GmbH übergehen sollen. Die komplette Aufgabenübertragung von der bisher ehren-
amtlich geleiteten Werbegemeinschaft auf die professionalisierte Marketing GmbH 
wird vom Vorsitzenden der Werbegemeinschaft damit begründet, dass die Aufgaben, 
die das City-Marketing beinhaltet, mittlerweile so komplex geworden seien, dass sie 
ehrenamtlich nicht mehr zu leisten seien: „Da werden heute Profis gebraucht“ (In-
terview 12/II).  
Im Fall C ist es der Innenstadt-Werbegemeinschaft bereits vor Jahren gelungen, das 
ehrenamtliche Engagement auf „städtische“ Schultern zu legen und sich nur marginal 
an der Erstellung von kollektiven Dienstleistungen zu beteiligen. Der Einzelhandel in 
der Stadt C ist in mehreren Innenstadt-Werbegemeinschaften organisiert, von denen 
die meisten unter dem Dach der Haupt-Werbegemeinschaft zusammengeführt wur-
den.111 Die Haupt-Werbegemeinschaft selbst hat ca. 120 Mitglieder (Einzelhändler 
und Gastronome), was einem Organisationsgrad von ca. 30 % entspricht. Unter dem 
                                              
111 In den 60er/70er Jahren wurden die Werbegemeinschaften nach Straßenzügen in der Innenstadt 
gegründet. Durch Überschneidungen von Veranstaltungen und doppelten Anfragen bei der Stadt er-
schien es sinnvoll, die innerstädtischen Werbegemeinschaften zusammenzufassen; aufgrund personel-
ler Ämterverquickung bot sich die Haupt-Werbegemeinschaft als Dach für alle Innenstadtwerbege-
meinschaften an (Interview 17/II). 
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Dach des City-Rings wurden weitere Innenstadt-Werbegemeinschaften organisiert. 
Dies hat allerdings hauptsächlich personelle Gründe. 
Bis zum Jahr 2000 war der Geschäftsführer der Haupt-Werbegemeinschaft gleichzei-
tig Geschäftsführer des kommunalen Verkehrsvereins, der als städtisches Instrument 
für die Außenwerbung der Stadt und das Veranstaltungswesen eingesetzt wurde. Der 
Verkehrsverein hatte von der Stadt die Rechte übertragen bekommen, die öffentli-
chen Flächen zu vermarkten und war deshalb auch der Initiator aller Veranstaltungen 
im Innenstadtbereich. Aus dieser Sondersituation ergab sich, dass die Haupt-
Werbegemeinschaft jahrelang keine eigenen Veranstaltungen durchführte, sondern 
diese vom Verkehrsverein umgesetzt wurden. Die Aktivität der organisierten Innen-
stadt-Einzelhändler bestand lediglich darin, für verkaufsoffene Sonntage Werbung in 
den Medien zu veranlassen und sich finanziell an der Weihnachtsbeleuchtung in der 
Innenstadt zu beteiligen. 
Der kommunale Verkehrsverein soll zukünftig in der geplanten Marketing GmbH 
aufgehen. Die Haupt-Werbegemeinschaft wird sich ebenfalls als Mitglied in der 
Marketing GmbH beteiligen. Ein weiterführendes finanzielles Engagement ist jedoch 
nicht zu erwarten, zumal die personelle Doppelfunktion des Geschäftsführers nicht 
mehr besteht. Personell will sich die Geschäftsführung der Werbegemeinschaft wei-
ter im Beirat der GmbH einbringen (Interview 17/II). Das bedeutet, dass die Werbe-
gemeinschaft nach dem Wegfall der Kooperation mit dem Verkehrsverein das Staf-
felholz „Innenstadtmarketing“ direkt an die Marketing GmbH weiterreicht, ohne 
selbst Kollektivgüter für die Innenstadt zu erstellen. 
Es ist geplant, dass die bisherigen Vorsitzenden der Werbegemeinschaften in beiden 
Fällen (C und D) einen Sitz im Beirat der projektierten Marketing GmbHs erhalten. 
Das bedeutet, der Anreiz, der bisher ihre Aktivitäten für die Werbegemeinschaften 
begründete, nämlich der „selektive“ Anreiz auf Informationsvorsprung bzw. Teilha-
be an kommunalen Entscheidungen in der Innenstadt, bleibt in den Marketing 
GmbHs weiterhin gewährleistet. Die Aufgaben, die bislang mit dem Vorsitz einer 
Werbegemeinschaft verknüpft waren, werden in diesen Fällen institutionalisiert. Die 
Vorsitzenden der Werbegemeinschaften stehen deshalb einer „Übernahme“ durch 
eine Marketing GmbH verständlicherweise positiv gegenüber. In beiden Fällen han-
delt es sich bei den Vorsitzenden der Werbegemeinschaften um Akteure, die lokale 
Traditionsunternehmen des Einzelhandels in der Innenstadt führen, die eine „Mitbe-
stimmung“ einfordern und nicht vorrangig politische Interessen in ihrer Funktion als 
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Vorsitzende der Werbegemeinschaften vertreten. Es bleibt allerdings abzuwarten, in 
welcher Weise sie sich an der Erstellung von kollektiven Dienstleistungen in der 
Innenstadt beteiligen. 
Eine weitere „Praxisfalle“ ergibt sich bei der Umsetzung theoretisch entwickelter 
Leitbilder. Diese „Praxisfalle“ kann vor allen Dingen dann konstatiert werden, wenn 
Inhalte in die Praxis umgesetzt werden sollen, die vom Einzelhandel ohne hierarchi-
sche Unterstützung und ohne die Schaffung selektiver Anreiz zustande kommen sol-
len. Dieses Vorgehen soll beispielhaft am Fall einer innerstädtischen Überdachung 
beschrieben werden. 
5.4.2.4. Inhaltliche Übertragungsschwierigkeiten 
Im Fall C enthielt das Leitbild den Vorschlag, einen Teil der Fußgängerzone zu ü-
berdachen und dadurch den Verbraucherinnen und Verbrauchern einen wetterunab-
hängigen Einkauf in der Innenstadt zu ermöglichen. 
Die Kosten für die teilweise Überdachung der Fußgängerzone sollten ausschließlich 
von Einzelhändlern getragen werden. Das Überdachungskonzept scheiterte an der 
Beteiligung der Einzelhändler „mit Ach und Krach gelang es, sieben Mitglieder, die 
zur Gründung eines Vereines nötig sind, zu aktivieren. Mindestens 20 Einzelhändler, 
die Anlieger sind, verweigerten die finanzielle Unterstützung“ (Interview 8/II). Die-
ser Fall spiegelt die Kollektivgüterproblematik beim Engagement der Einzelhändler 
wider. Obwohl es für alle anliegenden Einzelhändler von Vorteil gewesen wäre, ih-
ren Kunden einen wetterunabhängigen Einkauf zu ermöglichen und durch diese zu-
sätzliche „Dienstleistung“ möglicherweise die Kundenfrequenz zu erhöhen, ent-
scheidet sich der einzelne Einzelhändler rational gegen das Engagement am Gemein-
schaftsprojekt, da er bei einer tatsächlichen Durchführung des Überdachungsprojek-
tes trotz Verweigerung der Kostenübernahme nicht von der Überdachung ausge-
schlossen wäre. 
Die fehlende finanzielle Beteiligung durch die Kommune verschärft in diesem Fall 
die Lage, so dass das Scheitern in diesem Fall, folgt man der Logik der Kollektivgut-
erbringung, nahezu vorprogrammiert war. Die Überdachung von Fußgängerzonen ist 
eine populäre „Idee“ bei der Entwicklung theoretischer Leitbilder für das Stadtmar-
keting, wird aber ohne ausreichende Unterstützung durch hierarchische Akteure 
(Kommune oder Land) durch die marktlichen Akteure nicht erbracht werden und 
218 
Handelsergänzende Dienstleistungen für die Innenstadt: Möglichkeiten und Grenzen 
steht außerdem in der Kritik, Elemente des UEC einfach zu kopieren, um die Attrak-
tivität in der Innenstadt zu steigern. 
Das Beispiel zeigt, dass bei der Erstellung von theoretischen Leitbildern die Kollek-
tivgutproblematik, die bei der Erstellung von handelsergänzenden Gütern und 
Dienstleistungen virulent wird, noch nicht hinreichend in die Planungen einfließt, da 
ansonsten solche Projekte nur mit einer Kofinanzierung durch die Kommune bzw. 
Sponsoren projektiert werden können. Ein rein privatwirtschaftliches Engagement ist 
in aller Regel nicht praktikabel. Das ändert aber nichts an der Tatsache, dass viele 
Städte die „Überdachung von Teilstücken der Fußgängerzonen“ aufgrund von Pas-
santenbefragungen in ihre Leitbilder aufnehmen. (vgl. Frehn 1998: 16, MSWKS 
2001c: 32). 
Nachdem nun organisatorische und inhaltliche Stolperfallen aufgezeigt wurden, die 
bei Kooperationsanstrengungen zur Innenstadtattraktivierung auftreten können, sol-
len im weiteren Verlauf der Untersuchung drei Fälle (E, F und G), vorgestellt wer-
den, für die eine Institutionalisierung des Citymarketings in Form von GmbHs be-
reits erfolgt ist und die durch ein überdurchschnittliches finanzielles und persönliches 
Engagement von kommunaler Seite zustande kommen. Es soll überprüft werden, in 
welcher organisatorischer Konstellation die Generierung von Kollektivgütern für 
Innenstadtkunden gelingt. 
5.4.3 Institutionalisierung der Kooperationsbeziehungen 
In den Fällen E, F und G, wird das Marktversagen, das bei der Erstellung innerstädti-
scher Kollektivgüter entsteht, institutionell aufgefangen. In diesen Fällen wird die 
lose Zusammenarbeit verschiedener lokaler Akteure relativ zügig in eine Marketing 
GmbH überführt, wobei der Impuls in diesen Fällen von der Kommune, dem hierar-
chischen Akteur, ausgeht.  
Die Aufgabe des Stadtmarketings wurde in diesen Fällen aus der direkten Verwal-
tungszuständigkeit ausgegliedert und erhielt als GmbH die Rechtsform einer privat-
wirtschaftlichen Kapitalgesellschaft. Eine echte, materielle Privatisierung im Sinne 
einer Übertragung von kommunalen Aufgaben auf private Dritte ist allerdings nur in 
einem Fall gegeben. In den anderen beiden Fällen wird eine gemischtwirtschaftliche 
Unternehmung gebildet, das bedeutet, dass die „kommunale Aufgabe“ Stadtmarke-
ting von einem Unternehmen erfüllt wird, an dem die Kommune eine Beteiligung 
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hält. Die ausgegliederten Gesellschaften (sämtlich GmbHs) übernehmen neue Ar-
beitsfelder, die bislang nicht oder nur in abgeschwächter Form zum Aufgabenbereich 
der Kommune gerechnet wurden (z. B. „Standortmarketing“, „Stadtwerbung und 
Touristik“, „Zentrenmanagement“). Die Vermarktung der Innenstadt steht jeweils im 
Vordergrund der Bemühungen. Die Gemeinkosten werden weiterhin von der Stadt 
getragen, nur in einem Fall ist die GmbH finanziell von der Kommune unabhängig. 
Das Stadtmarketing erfolgt in allen drei Fällen in einem relativ komplexen Organisa-
tionskonstrukt. Die Einbindung der lokalen Akteure sowie die kollektiven Aktionen 
in Form von handelsergänzenden Dienstleistungen, die zur Innenstadtaufwertung 
beitragen sollen, werden anhand von drei Fallbeispielen (Fälle E, F, G) untersucht. 
5.4.3.1. Fall E 
Im Fall E gab die Eröffnung des CentrO. den Impuls für die Umstrukturierung der 
Stadtmarketing-Aufgaben, die bis dahin in verschiedene Aufgabenfelder gesplittet, 
von unterschiedlichen Ämtern der Verwaltung wahrgenommen wurde. Mit den Mit-
teln der Landesförderung wurden zunächst zwei repräsentative Studien zum Thema 
Innenstadt in Auftrag gegeben, deren Ergebnisse für die weitere Arbeit und Konzep-
tionierung mittel- und langfristiger Strategien unterstützend wirken sollten. Parallel 
dazu wurde 1996 ein Stadtmarketingbeauftragter eingestellt und gleichzeitig eine 
Marketing GmbH als hundertprozentige Tochter der städtischen Wirtschaftsförde-
rungsgesellschaft ausgegründet, die finanziell von der Kommune getragen wird. 
Die neu gegründete Marketing GmbH wurde mit bestehenden Verwaltungsämtern 
verschmolzen, das bedeutet, dass mit dieser Ausgründung gleichzeitig die Auslage-
rung einiger ehemals kommunaler Aufgaben verbunden war und dem neu eingestell-
ten Stadtmarketingbeauftragten zwar verwaltungserfahrenes Personal zur Seite stand, 
aber zunächst keine Marketingexperten zur Verfügung standen (vgl. Interview 5/II). 
Das Aufgabenspektrum der GmbH erstreckte sich auf die drei inhaltlichen Blöcke 
„Stadtwerbung“, „Touristik“ und „Zentrenmanagement“. Die Ziele für das „Zent-
renmanagement“ wurden konkret auf die Attraktivitätssteigerung der Innenstadt aus-
gelegt. Als Zielvorgaben für das Innenstadtmarketing wurde die Stärkung der Kauf-
kraft und der Standortbindung festgelegt. Außerdem wurde eine Belebung der City 
durch Veranstaltungen aus Kultur und Sport als Zielvorgabe formuliert. Die Verbes-
serung der innerstädtischen Aufenthaltsqualität sollte durch Straßengastronomie, 
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Märkte, Begrünungsmaßnahmen sowie durch die Installation zusätzlicher Beleuch-
tung und Möblierung erreicht werden (Interview 5/II). 
Durch die Ausgliederung bislang kommunaler Aufgaben in einer Marketing GmbH 
wurde gleichzeitig die organisatorische Grundlage für das Stadtmarketing geschaf-
fen. In diesem Fall wurde zu Beginn des Stadtmarketingprozesses kein Leitbild er-
stellt; die in Auftrag gegebenen Studien dienten lediglich als Ausgangspunkt für wei-
tere Aktivitäten.112 Im Gegensatz zu den bisher dargestellten Fällen wurden im Fall E 
zunächst die organisatorischen Ausgangsvoraussetzungen geschaffen und erst daran 
anschließend eine weitere Beteiligung lokaler Akteure und die inhaltliche Zielset-
zung in Angriff genommen. 
Die Einzelhändler und Gastronomen der Innenstadt sind traditionell in einem Marke-
tingverein organisiert. Der Organisationsgrad des Einzelhandels beträgt hier ca. 
25 %; insgesamt gehören dem Verein ca. 130 Mitglieder an. Im Verein sind neben 
Einzelhandelsvertretern auch verantwortliche Akteure von Banken und Versicherun-
gen der Innenstadt vertreten. Auch ein Vertreter des Einzelhandelsverbandes sowie 
die Industrie- und Handelskammer sind als Mitglieder im Verein engagiert. Der 
Marketingverein wird von drei Vorsitzenden geleitet. Die Verbindung zwischen 
Marketingverein und der städtischen Marketing GmbH wird dadurch geschaffen, 
dass einer der Geschäftsführer der städtischen Marketing GmbH in Personalunion 
einen der drei Vorstandsposten des Marketingvereins besetzt. 
Der Einzelhandelsverband, als Mitglied des Marketingvereins, bezahlt zu einem Teil 
die Arbeit dieses Vereinsvorsitzenden, der diese Doppelfunktion übernimmt. Der 
Sitz der städtischen Marketing GmbH befindet sich ebenfalls in den Räumen des 
Einzelhandelverbandes, so dass auch die infrastrukturellen Randbedingungen für 
eine Kooperation mit der Einzelhandelsbranche gegeben sind. Die Rolle eines 
„boundary spanners“, eines Mittlers zwischen zwei Organisationen, wurde institutio-
nalisiert. 
Die Interessen der einzelnen Mitglieder des Einzelhandels in der Stadt werden in 
diesem Fall in der Werbegemeinschaft gebündelt. Die vormals bestehende Werbe-
gemeinschaft der innerstädtischen Einzelhändler geht in der neuen Werbegemein-
schaft, was auch in diesem Fall zur Folge hat, dass von den Einzelhändlern der In-
                                              
112 Erst nach dem Ende der Förderphase wurde ein Beratungsunternehmen mit der Erstellung eines 
theoretischen Leitbildes beauftragt. 
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nenstadt keine Aktivitäten mehr ausgehen und deren Aufgaben an den Marketingver-
ein übertragen werden (vgl. die Fälle C und D). Der Marketingverein wird finanziell 
durch die Beiträge der Vereinsmitglieder und durch die infrastrukturelle Unterstüt-
zung des Einzelhandelsverbandes getragen. Ein gesondertes Engagement der Einzel-
händler in der Innenstadt ist nicht mehr zu konstatieren (vgl. Interview 5/II). Ledig-
lich die Geschäftsführer von selbständigen Passagen der Innenstadt pflegen punktuell 
noch den direkten Kontakt zum Geschäftsführer der städtischen Marketing GmbH 
(Interview 5/II), um Aktionen abzustimmen. 
Die Erstellung von handelsergänzenden Dienstleistungen wird von der Marketing 
GmbH professionell geleistet, und es werden Aktionen durchgeführt mit dem Ziel, 
die Innenstadt als Einkaufsziel für Kunden attraktiver zu gestalten: 
• Aktion „Sicherheit in der City“: Die Marketing GmbH initiiert und moderiert 
einen „Runden Tisch“, an dem Entscheidungsträger aus den Bereichen Stadtver-
waltung, Polizei, Bahn und sozialen Diensten beteiligt sind. In den Sitzungen 
werden „Schwerpunktthemen“ diskutiert und Arbeitschritte zur Umsetzung kon-
kreter Maßnahmen formuliert. Dabei wird die Marketing GmbH entweder selbst 
tätig oder die Fachbereiche der städtischen Verwaltung werden mit der Umset-
zung von Maßnahmen betraut. In diesem organisatorischen Rahmen wurde die 
Idee zum Einsatz von „Service Teams“ entwickelt. Die „Service Teams“ beste-
hen aus je zwei Personen, die sich in der Innenstadt aufhalten und deren Aufgabe 
darin besteht, das Sicherheitsgefühl der Innenstadtbesucher zu verbessern, Besu-
cherinformation weiterzugeben, Sicherheits- und Sauberkeitsmängel aufzuneh-
men und zur Erledigung an die städtische Verwaltung weiterzugeben. Das Auf-
gabenspektrum des „Service Teams“ umfasst außerdem die Kontaktaufnahme 
mit Mitgliedern von Problemgruppen in der City (z. B. Obdachlose) und darin, 
den Personen entsprechende Adressen für Hilfsangebote zu benennen.113 Des 
Weiteren werden so genannte Präventionsmaßnahmen durchgeführt. Diese Auf-
gabe umfasst die Passanteninformation (z. B. Hinweise auf die Gefahr von Ta-
schendiebstählen) oder die Weitergabe von ordnungswidrigen Handlungen in der 
Innenstadt an das Ordnungsamt; 
                                              
113 Das Konzept der „Service Teams“ entstand aus dem Programm „Arbeit statt Sozialhilfe“ der Sozi-
alämter. Durch dieses Programm können Arbeitslose und von Sozialhilfe lebende Männer und Frauen 
befristete Arbeit finden und sich gleichzeitig qualifizieren. Die Service Teams werden durch städti-
sche Schulungen auf ihren Arbeitseinsatz vorbereitet. 
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• Aktion „Saubere Stadt“: Im Rahmen eines Sonderprogramms setzt das 
Grünflächenamt der Stadt Mitarbeiter ein, die die Innenstadt kontinuierlich reini-
gen. Die Logistik für diese Aktion wird von der Marketing GmbH übernommen. 
Die Marketing GmbH organisiert außerdem Aufklärungsaktionen mit publi-
kumswirksamen kulturellen und sportlichen Rahmenprogrammen. Die Finanzie-
rung der Mitarbeiter kann durch das Programm „Arbeit statt Sozialhilfe“ abge-
deckt werden. 
• Aktion Stadtkarte: Ein „Kundenbindungsinstrument“ in Form einer Stadtkarte 
wurde entwickelt. Bei dieser Stadtkarte handelt es sich um eine personengebun-
dene elektronische Chip/-Geldkarte, die als Kundenkarte fungieren soll. Über den 
Chip werden den Kunden von Einzelhandel, Gastronomie und in Parkhäusern 
Rabatte eingeräumt. Das Konzept besteht aus einem Bonussystem mit verschie-
denen Rabattstufen, die durch die teilnehmenden Unternehmen und Institutionen 
den Innenstadtbesuchern gewährt werden. Zur Umsetzung dieser Idee wurde ein 
spezieller Verein gegründet, dem alle Akzeptanten der Karte beitreten müssen, 
um den Kunden, die wiederum einen Vertrag mit diesem Verein schließen, Ra-
batte gewähren zu können. Die Marketing GmbH ist für die Betreibung des Hin-
tergrundsystems und der Auswertung der Transaktionen als Betreibergesellschaft 
beauftragt worden; 
• Organisation von Veranstaltungen in der Innenstadt: Durchführung von Ei-
genveranstaltungen (Weihnachtsmarkt, Ostermarkt, Stadtfeste) und Organisation 
von Fremdveranstaltungen. Dabei übernimmt die GmbH das gesamte behördliche 
Genehmigungsverfahren und bietet durch den Abschluss kostengünstiger Koope-
rationsverträge zusätzliche Serviceleistungen für Fremdveranstalter an; 
• Aktion Leerstand: Leerstehende Ladenlokale in der Innenstadt, die über einen 
kürzeren oder längeren Zeitraum unvermietet bleiben, sollen unter Einbeziehung 
städtischer Kulturbetriebe durch Kunstausstellungen oder Lesungen aufgewertet 
werden. In Zusammenarbeit mit Künstlern und Besitzern von Ladenlokalen wird 
versucht, leerstehende Ladenlokale einer kulturellen Zwischennutzung zuzufüh-
ren. Dadurch soll dauerhaften Leerständen, die langfristig zu einer Abwertung 
der betroffenen City-Lagen führen, vorgebeugt werden. 
Für den Fall E kann konstatiert werden, dass mit den Mitteln aus der Landesförde-
rung und kommunalen Finanzmitteln relativ schnell eine organisatorische und perso-
nelle Grundausstattung für das Innenstadtmarketing geschaffen wurde. Erst in einem 
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weiteren Schritt wurde dann eine organisatorische Verquickung mit weiteren lokalen 
Akteuren angestrengt. Hier ist insbesondere der örtliche Einzelhandelsverband aktiv 
geworden und hat Anstrengungen unternommen, die lokalen Interessen zu bündeln. 
Die innerstädtische Werbegemeinschaft fusionierte mit dem Marketingverein und 
führt keine selbständigen Aktionen mehr durch. Die Attraktivitätssteigerung der In-
nenstadt wird von der Marketing GmbH umgesetzt, die bereits ein Maßnahmenbün-
del zur Attraktivitätssteigerung der Innenstadt initiiert hat, das aus kommunalen Mit-
teln grundfinanziert wird. 
5.4.3.2. Fall F  
 
Im Fall F ergriff die IHK die Initiative, um den „Umsatzschock“, den die 
Einzelhändler der Stadt durch die Ansiedlung des CentrO. erlitten, zu mildern. 
„Durch die Eröffnung des CentrO. haben die Einzelhändler, vor allem die 
‚großen Häuser‘, einen ‚Umsatzschock‘ bekommen; die Umsätze brachen zu-
nächst um 30 - 35 % ein. Im Laufe der Zeit stiegen die Umsätze wieder an (Be-
friedigung des Neugier-Effektes), erreichten aber nicht mehr das Niveau der 
Vor-CentrO.-Phase. Aufgrund des durch das CentrO. ausgelösten „Umsatz-
schocks“ ergriff die IHK die Initiative und organisierte eine Veranstaltung, zu 
der sie alle Werbegemeinschaften einlud“ (Interview 7/II). 
Die Stadtmarketingaktivitäten und die institutionelle Verankerung des Stadtmarke-
tings wurden 1997 aufgenommen. Mit Hilfe der Landesförderung „wurde die Grund-
lagenplanung für ein neues Stadtmarketingmodell erstellt, eine „Stärken-Schwächen-
Analyse“ vorgenommen und der Versuch unternommen, das Stadtmarketing mit Hil-
fe von externen Moderatoren auf eine breite Basis zu stellen“ (Interview 7/II). 
In der Folge wurde auf Initiative der Verwaltungsspitze eine Marketing GmbH ge-
gründet, an der alle lokalen Interessensgruppen beteiligt sind und für die die Kom-
mune die Grundfinanzierung übernimmt. Die relativ schnelle und erfolgreiche Um-
setzung der Kooperation wird nach Meinung des Stadtmarketingbeauftragten durch 
die Bedeutung, die das Thema „Stadtmarketing“ auf der obersten kommunalen Ebe-
ne erfährt, positiv beeinflusst. „Bis heute hat das Stadtmarketing äußerste Priorität. 
Auch wenn die Stadt an allen ‚Ecken und Enden‘ sparen muss, bleibt das Stadtmar-
keting, das organisatorisch direkt an der Stadtspitze angesiedelt ist, unberührt von 
Einsparungen.“ (Interview 7/II). 
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Um die Möglichkeit der finanziellen Unterstützung auszuweiten und außerdem mög-
lichst viele lokale Akteure in den Stadtmarketingprozess einbeziehen zu können, ist 
auch in diesem Fall ein kompliziertes organisatorisches Konstrukt des Stadtmarke-
tings entstanden. 
Abb. 20 Organisation des Stadtmarketings Fall F 
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Der Beirat als Entschlussgremium der Marketing GmbH wird durch fünf Mitglieder 
des City-Vereines und fünf Vertreter der Kommune gebildet. Der City-Manager ist 
der Geschäftsführer des Beirates. Der Beirat trifft sich zwei- bis dreimal pro Jahr und 
verabschiedet ausgearbeitete Vorschläge für das Stadtmarketing. Der Einzelhandel 
bzw. die Werbegemeinschaft der Innenstadt ist im City-Verein organisiert. 
In diesem Verein ist der Einzelhandel zusammen mit Vertretern von Banken, Gast-
ronomie, IHK, Einzelhandelsverband, Wirtschaftsförderung und Immobilienhandel 
organisiert. Insgesamt sind in diesem Verein ca. 50 Mitglieder engagiert. Dem Ver-
ein sitzen sechs Vorstandsmitglieder vor, die ihre Organisation bzw. Interessens-
gruppe in diesem Gremium vertreten. Die Kommune ist über eine Agentur ebenfalls 
Mitglied im City-Verein und deckt über ihren Vereinsbeitrag die entstehenden Ge-
meinkosten der Marketing GmbH ab. Die Geschäftsführung des Vereines wird vom 
hauptamtlichen Citymanager übernommen. 
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Der Einzelhandel ist im City-Verein durch den Vorsitzenden der City-
Werbegemeinschaft vertreten. Unter dem Druck der CentrO.-Ansiedlung hatten sich 
vor einigen Jahren bereits alle innerstädtischen Werbegemeinschaften zusammenge-
schlossen. Mittlerweile hat eine Fusion dieser innerstädtischen Werbegemeinschaft 
mit dem City-Verein stattgefunden. Damit verbunden ist für den ehrenamtlichen 
Vorsitzenden der City-Werbegemeinschaft einer der insgesamt sechs Vorstandspos-
ten des City-Vereins. Die Fusion der City-Werbegemeinschaft mit dem neu entstan-
denen City-Verein benötigte allerdings eine längere „Beobachtungsphase“ (Inter-
view 14/II). 
„Die Mitglieder der Werbegemeinschaft sind in den ersten Jahren noch nicht mit 
einer Fusion [mit dem City-Verein, d. V.] einverstanden gewesen, sie wollten erst 
mal die Vorleistungen des City-Managements sehen. Es bestand die Befürchtung, 
dass die Leitung des City-Managements zu bürokratisch handeln würde. Das City-
Management musste sich erst durch Aktionen bewähren“ (Interview 14/II), so der 
ehemalige Vorsitzende der Werbegemeinschaft.  
Der ehemalige Vorsitzende der City-Werbegemeinschaft und jetziger Vorstand des 
City-Vereines ist ehrenamtlich tätig. Durch die Fusion mit dem City-Verein sah er 
auch die Möglichkeit, die Geschäftsführung und die Buchführung, die er bisher eh-
renamtlich für die City-Werbegemeinschaft leistete, auf den City-Verein zu verla-
gern und sich „eher um andere Aufgaben innerhalb des Citymarketings“ (Interview 
14/II) zu kümmern. 
Die Mehrzahl der vormals organisierten innerstädtischen Einzelhändler ist nun Mit-
glied im City-Verein und damit auch der Marketing GmbH.114 Die Beiträge der Ein-
zelhändler fließen direkt in den City-Verein. In der ehemaligen Werbegemeinschaft, 
die im City-Verein aufging, waren jedoch nur 10 % der innerstädtischen Einzelhänd-
ler engagiert (vgl. Interview 7/II). Der Citymanager der Marketing GmbH hat es sich 
zum Ziel gemacht, die Anzahl der engagierten Einzelhändler im City-Verein zu er-
höhen. Durch Beratung der Einzelhändler im Falle von anstehenden Baugenehmi-
gungen oder Sondernutzungsgenehmigungen versucht er auch für die bislang nicht-
organisierten Einzelhandelsunternehmen „selektive Anreize“ in Form von Beratungs-
leistungen zu setzen, um die Einzelhändler zum Beitritt in die Werbegemeinschaft zu 
ermuntern: „Mit anderen Methoden kommt man nicht weiter“ (Interview 7/II).  
                                              
114 Es besteht jedoch auch die Möglichkeit, als eigenständiges Mitglied in die Werbegemeinschaft 
einzutreten und unabhängig davon zusätzlich Mitglied des City-Vereines zu sein. 
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Unter dem Stichwort „Erlebniseinkauf“ werden vom Citymanager Begriffe wie „Si-
cherheit“, „Sauberkeit“, „Service“, „Entertainment“ gefasst (Interview 7/II). Durch 
die schlechtere Finanzierungsgrundlage könne das Niveau eines Entertainment Cen-
ters was die Erlebnisqualität betreffe, in der Innenstadt nicht erreicht werden. Den-
noch wird versucht, die Attraktivität der Innenstadt in einzelnen Punkten aufzuwer-
ten. Speziell für diese Kommune wurden folgende Maßnahmen eingeleitet: 
• Veranstaltungen in der Innenstadt wurden um außergewöhnliche „Events“ be-
reichert (zur Weihnachtszeit Ski- und Rodelpiste in der Fußgängerzone), parallel 
dazu wurde die Anzahl der innerstädtischen Veranstaltungen um das Doppelte 
erhöht. Die traditionellen Innenstadtveranstaltungen wie Kunsthandwerkermarkt 
oder Stadtfeste wurden durch weitere Veranstaltungen z. B. Autoschauen oder 
Musikprogramme für den Weihnachtsmarkt ergänzt; 
• Ein Bringservice für in der Innenstadt gekaufte Waren wurde eingerichtet. In 
Zusammenarbeit mit Händlern und einer Spedition ist es gelungen, Waren, die in 
der Innenstadt bis 17.00 Uhr gekauft werden, im Stadtgebiet noch am gleichen 
Abend zustellen zu lassen. Dabei übernimmt das Citymanagement die Hälfte der 
anfallenden Kosten; 
• In der Planung befindet sich ein Konzept für eine zentrale Kinderbetreuung für 
die Innenstadtkunden; 
• Darüber hinaus wurde ein achtköpfiges City-Team aus städtischen Handwerkern 
(Maler, Schlosser, Garten- und Landschaftsbauer, Straßenbauer) zusammenge-
stellt, das unbürokratisch und flexibel Reparaturen und Verbesserungsarbeiten in 
der Innenstadt durchführt und darüber hinaus die Vorbereitungsarbeiten für in-
nerstädtische Veranstaltungen übernimmt. 
Als Grundlagenarbeit bezeichnet der City-Manager neben der Erarbeitung eines 
Maßnahmenkataloges die Initiierung von „Runden Tischen“, an denen, in Zusam-
menarbeit mit lokalen Akteuren, weitere Attraktivitätsverbesserungen für die Innen-
stadt geplant werden: 
• Projektgruppe Altstadt: Unter dem Vorsitz des Citymanagers treffen sich Mit-
arbeiter aller städtischen Dienststellen, die mit bestimmten Problembereichen, die 
den Innenstadtbereich tangieren, konfrontiert sind. Es werden konkrete Pro-
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gramme zur Verbesserung der Situation ausgearbeitet, die dann mit den Innen-
stadtanliegern diskutiert werden; 
• Projektgruppe Quartier: Zusammen mit Einzelhändlern und 
Grundstückseigentümern der Innenstadt wird versucht Konzepte für 
Randquartiere der City, bzw. für Quartiere mit sozialen Brennpunkten zu 
erstellen; • Projektgruppe Sicherheit: Die Projektgruppe trifft sich monatlich unter Beteili-
gung der Diakonie, der Polizei, der Drogenberatung und des Ordnungsamtes, um 
Konzepte für die Sicherheit in der Innenstadt zu erörtern. 
In den Fällen E und F übernimmt die Kommune die finanzielle Grundausstattung der 
Marketing GmbH. Das mag damit zusammenhängen, dass es sich in beiden Fällen 
um Oberzentren handelt und grundsätzlich eine höhere personelle und finanzielle 
Ausstattung verfügbar ist. Die lokalen Institutionen werden im Fall F über das Kon-
strukt des City-Vereins in den Prozess des Innenstadtmarketings eingebunden. Das 
Engagement der innerstädtischen Einzelhändler hat sich durch die Fusion nicht ge-
steigert. Die Mittel, die vor der Fusion für die Werbegemeinschaft zur Verfügung 
gestellt wurden, fließen nun dem City-Verein zu. Inwiefern das persönliche Engage-
ment der Mitglieder der Werbegemeinschaften erhalten bleibt, ist abzuwarten. 
5.4.3.3. Fall G 
Den Ausschlag zu verstärkten Stadtmarketingbemühungen gab im Fall G eine Ver-
anstaltung des Einzelhandelsverbandes, in der die Auswirkungen des CentrO. (das zu 
dieser Zeit gerade die Planungsphase durchlief) diskutiert wurden. Diese Sitzung war 
sozusagen die Geburtsstunde des Stadtmarketings, das sich nach einigen „holprigen 
Anfangsaktionen“ (Interview 11/II) mittlerweile als selbständige GmbH etabliert hat 
und keine städtischen Zuschüsse mehr erhält. Diese Marketing GmbH berät mittler-
weile andere Kommunen bei ihren Stadtmarketingaktivitäten und kann sich, u. a. 
aufgrund dieser Beratungsaktivitäten; der Einnahme von Sponsorenzuschüssen und 
Mitgliederbeiträgen selbst finanzieren. 
Die Idee zur Durchführung von Stadtmarketing wurde vom damaligen Verwaltungs-
chef maßgeblich forciert. Bereits in der Planungsphase des CentrO. wurde von der 
Verwaltung in Zusammenarbeit mit dem Einzelhandelsverband eine so genannte 
„Standortoffensive“ angestrengt und eine erste „Vollversammlung Stadtmarketing“ 
einberufen, zu der die Kommune ein flächen- und branchendeckendes Plenum ein-
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lud. Das Plenum bestand aus Vertretern der IHK, der Kreishandwerkerschaft, der 
Industrie, der Banken, der Gastronomie und des Einzelhandels. Die einladenden Ver-
treter der Kommune achteten darauf, dass nur wenige Vertreter der Politik im Ple-
num vertreten waren, damit „politikgesteuertes Verhalten“ (Interview 11/II) von 
vornherein eingeschränkt werden konnte. Diese Reduzierung des politischen Enga-
gements wurde auch im kleinen Arbeitskreis durchgehalten, der sich im Laufe der 
Zeit ausbildete115 und der die Vorlagen für die Diskussion im große Plenum vorberei-
tet. 
Die Innenstadt im Fall G ist im besonders hohen Maß von Suburbanisierungstenden-
zen und Filialisierung betroffen. Bürgerbefragungen ergaben einen zusätzlichen Be-
darf an „Beratung, Sicherheit und Sauberkeit in der Innenstadt“ (Interview 11/II). 
Diesen Wünschen versucht sich die örtliche Marketing GmbH zu stellen. 
Die Marketing GmbH wurde 1992 gegründet und konzentriert ihre Zielsetzungen 
nicht ausschließlich auf die Innenstadt, sondern präsentiert sich auch als 
Dienstleister, der Marketing- und Kommunikationskonzepte entwickelt sowie Ta-
gungen und Kongresse organisiert. Nach einer dreijährigen Anschubfinanzierung 
durch die Kommune und der gleichzeitig erfolgten Übertragung von kommunalen 
Aufgaben (z. B. Organisation der Wochenmärkte) trägt sich die Marketing GmbH 
finanziell selbst. Die ca. 20 Gesellschafter rekrutieren sich überwiegend aus örtlichen 
Industrieunternehmen, daneben hält auch die Stadt einen Gesellschaftersitz. Der Ein-
zelhandel ist über wenige einzelne Geschäfte sowie über den Einzelhandelsverband 
im Beirat der GmbH vertreten. Die Werbegemeinschaft ist nicht Gesellschafter der 
Marketing GmbH, partizipiert aber an den innerstädtischen Aktivitäten der Marke-
ting GmbH, die im Jahr ca. 80 Projekte in der Innenstadt durchführt. Die Werbege-
meinschaft wird in die Planungen innenstadtrelevanter Maßnahmen einbezogen, ein 
Vertrauensverhältnis zu den verantwortlichen Akteuren der Marketing GmbH ent-
stand jedoch nur langsam: „Die Innenstadt ist das Refugium des Einzelhandels, wir 
beteiligen ihn an allen Projekten, aber es dauerte über drei Jahre, bis eine vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit mit den Werbegemeinschaften funktionierte“ (Interview 
11/II). Erst nachdem der Einzelhandelsverband den Aufsichtsratsvorsitz in der Mar-
keting GmbH übernahm, funktionierte die Zusammenarbeit besser, da der Vertreter 
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des Einzelhandelsverbandes einen besseren persönlichen Zugang zum Vorsitzenden 
der Werbegemeinschaft hat. 
Die Mitglieder der Werbegemeinschaft gelangen zu einer ähnlichen Einschätzung 
ihrer Integration in den innerstädtischen Marketingprozess. Die innerstädtische Wer-
begemeinschaft habe sich mit der Stadtmarketing GmbH „arrangiert“ (Interview 
15/II). Die Werbegemeinschaft ist für die Durchführung des Weihnachtsmarktes zu-
ständig und tritt weiterhin für die Belange der Händlerschaft ein. Die Stadtmarketing 
GmbH ist der Ideengeber für attraktivitätssteigernde Maßnahmen in der Innenstadt. 
Es ist von einer „friedlichen Koexistenz und gelegentlichen Synergien“ (Interview 
15/II) die Rede. Die Synergien kommen insbesondere dann zum Tragen, wenn An-
träge im Rahmen des Landesförderprogrammes „Ab in die Mitte“ ausgearbeitet wer-
den. „Dann arbeiten Einzelhandelsverband, Werbegemeinschaft und Stadtmarketing 
GmbH zusammen Ideen aus“ (Interview 11/II). Das bedeutet, dass eine punktuelle 
Kooperation dann stattfindet, wenn der individuelle Nutzen der Werbegemein-
schaftsmitglieder durch etwaige Landesmittel erhöht werden kann. 
Die themenbezogenen Anstrengungen der Marketing GmbH decken sich mit den 
Inhalten der Fälle E und F. Zur Vorbereitung und Unterstützung der Projekte wurden 
auch in dieser Marketing GmbH verschiedene „runde Tische“ eingeführt. Für die 
Aktionen City Service und City Service Reinigung bildeten Vertreter von Stadt, Poli-
zei, Arbeitsamt, Einzelhandelsverband und Werbegemeinschaften eine Projektgrup-
pe. Die Aktionen bestanden daraus, Sozialhilfeempfänger zu schulen und zu den Ge-
schäftszeiten mit Service– und Reinigungsdiensten in der Innenstadt zu beauftra-
gen.116 Nach dem gleichen Muster werden Verkehrshelfer unter Zusammenarbeit von 
Stadt, Polizei und Verkehrswacht ausgebildet und beschäftigt. Auch eine Immobi-
lienbörse, bestehend aus Mitgliedern der Stadt, den Werbegemeinschaften und Im-
mobilienmaklern, wurde ausgegründet, um Leerstände rechtzeitig zu beheben und 
den Branchenmix qualitativ aufzuwerten. 
Durch das Ausgangsengagement der Kommune durch einen initiativen Verwaltungs-
chef wurden zahlungskräftige private Unternehmen über private Kontakte zum per-
sonellen und finanziellen Engagement im Stadtmarketing gewonnen. Die Ausrich-
tung des Stadtmarketings erfolgt in diesem Fall nicht vorrangig auf die Innenstadt, 
sondern erstreckt sich auf die Gesamtstadt. Das Aufgabenspektrum der Marketing 
                                              
116 Die Gehälter werden von der Kommune übernommen, die Nebenkosten wie Mobiltelefone, Ar-
beitskleidung und Verwaltung werden von der Marketing GmbH bezahlt. 
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GmbH wurde auf Dienstleistungen (z. B. Organisation von Tagungen und Beratungs-
tätigkeiten) ausgeweitet. Darüber hinaus wurden auch Veranstaltungen und Aktionen 
geplant und durchgeführt, die ausschließlich auf die Attraktivitätssteigerung der In-
nenstadt angelegt waren und auch dem innerstädtischen Einzelhandel bzw. dessen 
Kunden zugute kommen. Das Engagement des innerstädtischen Einzelhandels erfuhr 
jedoch keinen nennenswerten Aufschwung. Die Werbegemeinschaft hat sich auf eine 
Art friedliche Koexistenz eingelassen und ist nicht Gesellschafter in der GmbH. 
Für die drei Fälle des institutionalisierten Stadtmarketings lassen sich parallele Ent-
wicklungen aufzeigen. Die Kommunen initiierten die GmbHs und verlagerten 
gleichzeitig bislang in der Verwaltung angesiedelte Aufgaben in den Aufgabenbe-
reich der GmbH. Die Konstruktionen der einzelnen GmbHs sind relativ komplex, 
gewährleisten aber, dass Vertreter aller lokalen Institutionen (z. B. IHK; Einzelhan-
delsverband, Banken usw.) an der Programmgestaltung teilhaben können. Die Auf-
gabe des Stadtmarketings wurde professionalisiert. In allen Fällen sind hauptamtliche 
Mitarbeiter für die Planung und die Koordination von innenstadtrelevanten Maß-
nahmen zuständig. Zwar gelingt die Einbindung der innerstädtischen Werbegemein-
schaften wie auch die finanzielle Beteiligung der Werbegemeinschaften, der persona-
le „Annäherungsprozess“ nahm und nimmt jedoch viel Zeit in Anspruch, so dass 
noch nicht abschließend festgestellt werden kann, wie viel persönliches Engagement 
bei den Akteuren der Werbegemeinschaften nach der Fusionierung mit der Marke-
ting GmbH erhalten bleibt. Auffällig ist bei den hier untersuchten Fällen, dass die 
ehrenamtlich geleiteten Werbegemeinschaften ihre Aufgaben in die professionell 
organisierten Marketing GmbHs integrieren, bzw. ihr Verein in der GmbH „aufgeht“. 
In diesen Fällen bleibt abzuwarten, ob sich die Vorsitzenden der Werbegemeinschaf-
ten nach wie vor, nur unter anderen organisatorischen Vorzeichen, für das Stadtmar-
keting engagieren, oder ob die Integration des Vereines auch zum Erlahmen der Ak-
tivitäten führt, wie Expertengespräche vermuten lassen: 
„Seit Gründung der Stadtmarketing GmbH gibt es keine Aktivitäten der Innen-
stadt-Werbegemeinschaft mehr“ (Interview 5/II) oder „die Werbegemeinschaft 
möchte gerne die Aufgaben der Geschäftsführung und der Buchhaltung an die 
Marketing GmbH übertragen“ (Interview 7/II).  
Das zukünftige Engagement wird in diesen Fällen stark davon abhängig sein, inwie-
fern die selektiven Anreize für die Vorsitzenden der ehemaligen Werbegemeinschaf-
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ten, die das Engagement für eine Werbegemeinschaft auslösten, in der neuen Organi-
sationsform erhalten bleiben. 
In zwei Fällen wird die Grundfinanzierung der Marketing GmbH von der Kommune 
geleistet und weitere lokale Institutionen (z. B. Unternehmen) beteiligen sich an der 
Finanzierung von innenstadtrelevanten Aktionen. Die Professionalisierung des 
Stadtmarketings geht mit einer professionellen Ausführung von innenstadtrelevanten 
Dienstleistungen einher. Diese Dienstleistungen können zwar nur punktuell erbracht 
werden, da u. a. durch die Trittbrettfahrerproblematik der Nutznießer das Finanzvo-
lumen ungleich geringer ist als in einem UEC, dennoch sind die Grundsteine für die 
Generierung von handelsergänzenden Dienstleistungen in der Innenstadt gelegt. Bei 
einem touristischen Konzept, das die lokalen Sehenswürdigkeiten mit einer Aufwer-
tung der Innenstadtattraktivität verknüpft und „im Paket“ anbietet, könnte zukünftig 
eine Attraktivitätssteigerung, nicht nur für die eigenen Bürgerinnen und Bürger, er-
reicht werden. 
5.5 Fazit 
Vor Beginn der Stadtmarketing-Debatte existierten in den Innenstädten Werbege-
meinschaften des Einzelhandels, die in kleinen Einheiten, häufig nach Straßenzügen 
und auf Vereinsbasis, organisiert waren. Bereits die Organisation eines möglichen 
Engagements der Einzelhändler in diesen Werbegemeinschaften unterliegt dem Kol-
lektivgutproblem. Es engagieren sich in der Regel nur die Einzelhändler, die für ihr 
Engagement „selektive Anreize“ (z. B. in Form von Einflussnahme; Interesse an 
kommunalpolitischer Karriere) erhalten. Durch die begrenzte Teilhabe der innerstäd-
tischen Einzelhändler an der jeweiligen Werbegemeinschaft ist auch das Finanzvo-
lumen, mit dessen Hilfe zusätzliche Kundenangebote auf allgemeinen Flächen der 
Innenstadt erstellt werden könnten, gering. Durch die zunehmende Erlebnisorientie-
rung der Verbraucher entstehen jedoch Bedürfnisse nach über den Warentausch hi-
nausgehende „Erlebnissen“ bei innerstädtischen Kunden. Da die Einzelhandelsunter-
nehmen unter Marktbedingungen handeln und deshalb diese zusätzlichen kollektiven 
Güter unter Marktbedingungen nur in geringem Umfang erstellen, kann eine Lösung 
dieser Kollektivgutproblematik, so die Ausgangsthese, durch die Unterstützung eines 
hierarchischen Akteurs (z. B. Kommune oder IHK) möglicherweise aufgelöst wer-
den. 
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In sechs von sieben Fällen hat der Problemdruck, der durch die Eröffnung des UEC 
CentrO. vermeintlich oder tatsächlich auf Kommune und dem innerstädtischen Ein-
zelhandel lastete, als Katalysator für den Stadtmarketingprozess gewirkt. Verstärkt 
durch die finanzielle Unterstützung in Form der Landesförderung wurden zunächst 
theoretische Leitbilder entwickelt. Nach dem Abschluss dieser Konzeptionalisie-
rungsphase und der Beendigung der finanziellen Landesförderung kristallisieren sich 
in den sieben Ruhrgebietsstädten, die im Einzugsbereich des UEC liegen, drei unter-
schiedliche Typen des Public Privat Partnership zwischen Einzelhandel und Kom-
mune heraus. Von der völligen Kooperationsblockade zwischen Einzelhandelsorga-
nisation und Kommune über die Praxisfalle bis hin zu institutionalisierten Lösungen 
in Form von Marketing GmbHs konnten anhand der untersuchten Fälle drei Typen 
des Innenstadtmarketings nachgezeichnet werden. 
Generell lässt sich für die Kommunen des Ruhrgebiets konstatieren, dass durch die 
Kommunalwahlen 1999 vielerorts das bis dahin relativ homogene Parteiengefüge 
„durcheinandergewirbelt“ wurde. In einigen Räten haben die Mehrheitsverhältnisse 
gewechselt und dadurch wurden auch „städtische Eliten“ neu zusammengesetzt. Dies 
hatte in zwei der untersuchten Fälle unmittelbare Auswirkungen auf die Fortführung 
bzw. Initiierung von Stadtmarketingprozessen, da sich die Schwerpunkte bei der 
Ausgestaltung des Stadtmarketingprozesses erheblich verschoben haben und das 
Themenfeld Stadtmarketing nun für unterschiedliche kommunalpolitische Interessen 
instrumentalisiert wird. In diesen Fällen agieren die Werbegemeinschaften der In-
nenstadt ohne Anbindung an die Kommune. In der kommunalen Verwaltung werden 
Stadtmarketingaktivitäten unter Ausschluss der Innenstadt betrieben, in beiden Fällen 
wird eine touristische Vermarktung der Gesamtstadt durch die kommunale Verwal-
tung gefördert. Zwischen dem organisierten Einzelhandel der Innenstadt (Werbege-
meinschaft) und der Kommune existiert eine „Kooperationsblockade“, dadurch wird 
die Attraktivität der Innenstadt nur in sehr eingeschränktem Maß durch einzelne Ak-
tionen erhöht. 
Unter dem Stichwort „Praxisfalle“ werden in dieser Arbeit zwei Fälle gefasst, bei 
denen eine Kooperation zwischen innerstädtischem Einzelhandel und der Kommune 
nach der Überwindung von Hindernissen im Kooperationsprozess zwar in Gang ge-
kommen ist, die Übertragung des theoretisch entwickelten Leitbildes aber auch an 
Inhalten scheitern kann, denen das Kollektivgutproblem inhärent ist. 
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Für die dritte Kategorie kristallisiert sich eine schrittweise Institutionalisierung des 
Citymarketings heraus. In den hier untersuchten Fällen sind die Einzelhändler in der 
Regel nur indirekt über die Werbegemeinschaft am Konstrukt der jeweiligen Marke-
ting GmbH beteiligt. 
Für die intrakommunale Zusammenarbeit, die hier untersucht wurde, können zwei 
notwendige Grundvoraussetzungen für erfolgreiche Kooperationen zwischen Kom-
munen und innerstädtischen Einzelhändlern abgeleitet werden. Zum einen benötigt 
ein gelungenes Stadtmarketing „integrative Instanzen“ (vgl. Willke 1998: 101), d. h. 
engagierte Akteure, die das Thema Stadtmarketing als Handlungsorientierung politi-
schen und individuellen Handlungsorientierungen voranstellen und zum zweiten län-
gerfristige Finanzierungspläne, die über die öffentlich geförderte Leitbildentwick-
lung hinaus eine Grundfinanzierung gewährleisten. Die Kontinuität der Finanzierung 
geht in den beobachteten Fällen überwiegend mit einer institutionellen Verankerung 
des Stadtmarketings überein. Die Finanzierung des Stadtmarketings wird auf unter-
schiedliche Art und Weise gesichert; immer aber trägt die Kommune überwiegend 
die Finanzierung. 
Das bedeutet, dass sich der Einzelhandel (hauptsächlich über die Werbegemeinschaf-
ten) in den Prozess des Innenstadtmarketings einbinden lässt, sich aber aufgrund der 
inhärenten Kollektivgutproblematik in den hier beobachteten Fällen nur als „Mitläu-
fer“ in den Kooperationsprozess für das Innenstadtmarketing einbringt und keine 
„tragende Rolle“ spielt. In der kommunalen Praxis hat sich das Wissen um die be-
schränkte individuelle Handlungsfähigkeit der Einzelhändler innerhalb der Innen-
stadt noch nicht durchgesetzt, und es werden häufig überzogene Erwartungen in das 
Engagement des Einzelhandels gesetzt. Diese Arbeit trägt, so ist zu hoffen, zum Er-
kenntnisgewinn der „realen“ Grundsituation des Stadtmarketings bei: 
„Neben der vom Akteur selbst wahrgenommenen und insofern direkt hand-
lungsprägenden Situation gibt es jedoch auch die von einem hypothetischen 
über mehr Informationen verfügenden Beobachter gesehene ‚reale‘ Situation. 
Die ‚reale‘ Situation bestimmt mit über Erfolg oder Mißerfolg des Handelns; 
der Reiter, der den verschneiten See für eine Wiese hält, wird auf ihn lostraben; 
ob er dann einbricht oder das andere Ufer erreicht, hängt von der Dicke des Ei-
ses ab.“(Mayntz 1995: 60). 
Greift man dieses Bild auf und betrachtet die Kommunen als Reiter, dann wird die 
Dicke des Eises durch die Kollektivgüterproblematik, die ein starkes Engagement 
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aller lokalen Einzelhändler beschränkt, mitbestimmt. Die momentane Situation, in 
der viele Kommunen mehr oder weniger blindlings auf oft sehr dünnes Stadtmarke-
ting-Eis „lostraben“, wurde bislang noch nicht in ausreichendem Maße reflektiert 
und mündet häufig in der Klage über nicht aktivierbare Einzelhändler. Für eine Trag-
fähigkeit des „Eises“ sind lokal aktive Institutionen (IHKen, Einzelhandelsverbände, 
Banken und Unternehmen), deren verantwortliche Akteure sich für die Idee des (In-
nenstadt)marketings gewinnen lassen, von weit höherer Bedeutung, wie die unter-
suchten Fälle zeigen. Kommunen, die sich auf das Arbeitsfeld „Innenstadtmarketing“ 
einlassen, müssen berücksichtigen, dass die erheblichen finanziellen Belastungen, die 
mit diesem Engagement in der Regel verbunden sind, nur zu einem Bruchteil vom 
kommunalen Einzelhandel übernommen werden, da angesichts der Kollektivgüter-
problematik das rationalste Handeln der Einzelhändler darin besteht ein finanzielles 
Engagement am Innenstadtmarketing zu verweigern und nur individuelle „selektive 
Anreize“ eine Kooperationsteilnahme begünstigen. 
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5.6 Unterschied Urban Entertainment Center - Innenstadt 
Insgesamt betrachtet wird das Kollektivgüterproblem in den räumlichen Einzelhan-
delsclustern „Urban Entertainment Center“ (UEC) und „Innenstadt“ auf unterschied-
liche Weise „bearbeitet“, und dies führt zu unterschiedlichen Fähigkeiten, handelser-
gänzende Dienstleistungen im jeweiligen Einzelhandelscluster zu generieren. Die 
Marktblockade, die sich bei der Erstellung von Kollektivgütern ergibt, kann im Fall 
des UECs ausgeschaltet werden, da es gelingt, etwaige „Trittbrettfahrer“ von vorn-
herein vom gemeinsamen Nutzen auszuschließen. 
Im vorliegenden Fall erwirbt ein privater Investor ein Areal in Oberhausen und be-
baut es mit einem UEC. Gleichzeitig gründet er eine Betreibergesellschaft, die pro-
fessionell handelsergänzende Dienstleistungen aller Art für die einzelnen Mieter 
erstellen kann. Der Investor vermietet im nächsten Zug seine Räumlichkeiten nur an 
solche Einzelhandelsunternehmen, die bereit sind, zusätzlich zur Miete eine Umlage 
für die Erstellung von handelsergänzenden Dienstleistungen zu bezahlen. Die Erstel-
lung von handelsergänzenden Dienstleistungen wird durch diesen Prozess zu einem 
privaten Gut. 
Der Anreiz für die Einzelhändler sich in diese Mall einzumieten, ist die gewährleiste-
te professionelle Erstellung von Dienstleistungen und die damit verbundene mutmaß-
lich hohe Kundenfrequenz an Erlebniskäuferinnen und -käufern, da diese Dienstleis-
tungen, die alle zusammen betrachtet „Erlebniseinkauf“ ermöglichen, in Einzelhan-
delsclustern der Innenstädte nicht vollständig zur Verfügung gestellt werden können. 
Ein Investor erbringt diese speziellen handelsergänzenden Dienstleistungen nur dann, 
wenn er seinen individuellen Nutzen steigern kann und etwaige „Trittbrettfahrer“ 
von diesem Nutzen ausgeschlossen werden können. Die Ansiedlung einer Vielzahl 
von Einzelhändlern und Dienstleistern (im vorliegenden Fall über 200) auf dem Are-
al ist aus zwei Gründen notwendig. Zum einen liegt ein Anreiz für den Erlebniskun-
den in der Breite und Tiefe der Warenauswahl und zum anderen lassen sich in der 
Bereitstellung von Dienstleistungen Transaktionskosten sparen, die bei der Fülle 
verschiedenster Dienstleistungen, die bei der Erstellung eines „Erlebnispaketes“ an-
fallen, virulent werden. 
Die Untersuchung hat ergeben, dass das Urban Entertainment Center in dieser Fall-
studie als hierarchisches Unternehmungsnetzwerk gelten kann, da sich an die lang-
fristigen Verträge zwischen Mieter und Investor punktuell dauerhafte soziale Bezie-
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hungen anlagern, die jedoch hauptsächlich von Akteuren der Ankerunternehmen und 
der Betreibergesellschaft gepflegt werden. 
In historisch gewachsenen Einzelhandelsclustern der Innenstädte ist ein Ausschluss 
von „Nicht-Zahlern“ nicht möglich und aus diesem Grund bleiben handelsergänzen-
de Dienstleistungen kollektive Güter, von deren Nutzung „trittbrettfahrende“ Einzel-
händler nicht ausgeschlossen werden können. Das Kollektivgüterproblem kann mit 
Hilfe nicht-marktlicher Akteure im besten Fall abgeschwächt werden. Da die Einzel-
handels- und Dienstleistungsunternehmen in der Innenstadt unter dem Zwang des 
Kollektivgüterproblems handeln, bedarf es der Hilfe hierarchischer Akteure auf der 
lokalen Ebene (z. B. Einzelhandelsverband; Industrie- und Handelskammer oder 
Kommune), die nicht dem Marktmechanismus unterworfen sind, und daher in der 
Lage sind, kollektive Güter, in diesem Fall handelsergänzende Dienstleistungen, für 
die Innenstadt zu generieren. Auch durch die Intervention von hierarchischen Akteu-
ren gelingt in den Städten nur eine defizitäre Erstellung von handelsergänzenden 
Dienstleistungen, da die Kommunen in der Regel nicht in der Lage sind, umfassende 
Dienstleistungspakete zu finanzieren. 
In gewachsenen Innenstadtstrukturen mit unterschiedlichen Eigentumsverhältnissen 
ist eine Erstellung von Kollektivgütern deshalb nur in beschränktem Umfang mög-
lich. Innenstadtmarketing entsteht im Idealfall durch eine Kooperation, die sich aus 
organisierten und nicht organisierten Einzelhändlern der Innenstadt, Vertretern der 
Kommune und weiteren Unternehmen, Verbänden, Vereinen und Bürgern einer 
Kommune zusammensetzt und die das Ziel hat, handelsergänzende Dienstleistungen 
zu erstellen. Wie an den Fallbeispielen aufgezeigt werden konnte, ist das Gelingen 
der Kooperation abhängig von den Handlungsorientierungen der Individuen, die die 
korporativen Akteure vertreten sowie von den Finanzierungsmöglichkeiten, die sich 
für die Kooperation ergeben. Die durch das Land NRW ermöglichte Finanzierung in 
Form von verschiedenen Fördervarianten dient der Impulsförderung und ist nicht 
langfristig angelegt. Daraus ergeben sich Finanzierungslücken nach dem Auslaufen 
der Förderprogramme, die in einigen Fällen zum Zerbrechen von Kooperationen füh-
ren, in anderen Fällen durch eine Finanzierungszusage der Kommune weitergeführt 
werden. Insgesamt steht die kommunale Kooperation für das Innenstadtmarketing 
ohne städtische Zuzahlung auf tönernen Füßen. Das geflügelte Wort: 
„Die Stadt braucht den Handel, der Handel braucht aber die Stadt nicht“ 
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kann unter der Prämisse, die Innenstadt durch handelsergänzende Dienstleistungen 
attraktiver zu gestalten, nicht länger aufrecht erhalten werden. Für die Attraktivitäts-
steigerung der Innenstädte durch handelsergänzende Dienstleistungen ist der Handel 
zwingend auf die Stadt, insbesondere auf deren finanzielle Unterstützung und das 
persönliche Engagement der kommunalen Akteure angewiesen. Eine Einsicht, die 
sich noch nicht bei allen Stadtmarketingakteuren durchgesetzt hat. 
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6. Global Player im Ruhrgebiet - Auswirkungen auf Kommune und 
Region  
In den bisherigen Ausführungen dieser Arbeit wurde der Ideenzufluss „handelser-
gänzende Dienstleistungen“ in einem UEC und deren Auswirkungen auf die Stadt-
marketingprozesse von Ruhrgebietsstädten analysiert. In diesem Kapitel soll ergän-
zend hierzu die Rolle des internationalen Unternehmens CentrO. als „Ideenträger“ 
untersucht werden. Es wird fokussiert, inwiefern sich das Unternehmen in lokale 
bzw. regionale Kooperationen einbindet und welche beschäftigungspolitischen Aus-
wirkungen die Ansiedlung des internationalen Unternehmens auf die Kommune hat. 
Unter dem Begriff Globalisierung wird hier sehr allgemein die Vermehrung und In-
tensivierung von weltweiten wirtschaftlichen und sozialen Beziehungen gefasst. 
Zugrunde liegt diesem Kapitel die Frage, ob große Konzerne dazu bereit sind über 
die Investitionen hinaus auch Teil der jeweiligen Kultur zu werden. Diese Entwick-
lung wird von Beck (1997a: 86) unter dem Schlagwort der „globalen Lokalisierung“ 
zusammengefasst: 
„Dass Globalisierung nicht nur De-Lokalisierung meint, sondern Re-
Lokalisierung voraussetzt, entspringt schon dem ökonomischen Kalkül. ‚Glo-
bal‘ wörtlich genommen – kann niemand produzieren. Auch und gerade ‚glo-
bal‘ produzierende und ihre Produkte vermarktende Firmen müssen lokale 
Bindungen entwickeln – und zwar, indem erstens ihre Produktion auf lokalen 
Beinen entstehen und stehen und zweitens auch global vermarktbare Symbole 
aus den Rohstoffen lokaler Kulturen, die deswegen lebendig, eruptiv und dis-
parat bleiben und gedeihen, ‚abgeschöpft‘ werden müssen. (...) 'Lokalismus' 
lautet das Bekenntnis, die Unternehmensstrategie, die mit praktizierter Globali-
sierung an Bedeutung gewinnt." (Beck 1997a: 86; Hervorhebung im Original). 
Robertson (1998) bringt den Begriff der „Glokalisierung“ in allgemeinerer Bedeu-
tung in die Globalisierungsdebatte ein und definiert, „dass das Schaffen und Einbe-
ziehen von Lokalität mit Globalisierung – in ihrer allgemeinsten Bedeutung der Ver-
dichtung der Welt – immer gemeint war und zunehmend gemeint ist.“ (ders. 1998: 
215). An diesen Bedeutungszusammenhang anknüpfend soll die Bedeutung der loka-
len Ebene für den global player und die Auswirkungen der Ansiedlung auf kommu-
nale und regionale Zusammenhänge überprüft werden. 
Die zentralen Akteure der Globalisierungsdynamik werden als „global player“ be-
zeichnet. Wie bereits im Einführungskapitel erwähnt, handelt es sich bei den Investo-
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ren des „CentrO.“ um ein Joint Venture der britischen Stadium Group, die auf Ein-
zelhandelsimmobilien spezialisiert ist, und des weltweit agierenden Konzerns Penin-
sular & Oriental Steam Navigation Company (P&O). Die Frage, in welcher Form 
sich der „global player“ in kommunale und regionale Kooperationen einbindet, wird 
vor dem theoretischen Hintergrund des Spannungspaares Globalisierung – Regiona-
lisierung gestellt. In dieser Debatte werden knapp zusammengefasst zwei Hauptthe-
sen vertreten. Die Regionalisierungsthese setzt sich aus mehreren teilweise gegen-
läufigen Aspekten zusammen (vgl. stellvertretend für viele Piore/Sabel 1984; Ca-
magni 1991; Braczyk/Cooke/Heidenreich 1998). Der gemeinsame kleinste Nenner 
dieser Forschungsausrichtung besteht in der Überzeugung, dass vernetzte Unterneh-
men und Institutionen einer Region die wirtschaftliche Entwicklung der Region för-
dern und die Leistungsfähigkeit der Unternehmen unterstützen. Unter dem Begriff 
„Region“ soll hier ein Raum zwischen Bundesland und Kommune verstanden wer-
den, der jedoch nicht notwendigerweise durch politische und/oder verwaltungsrecht-
liche Grenzen definiert sein muss, sondern ebenso eine wirtschaftsstrukturell defi-
nierte räumliche Einheit sein kann (vgl. Lompe 1998: 553, Benz/Fürst/Kilper 1999: 
19). 
Die Globalisierungsthese hingegen postuliert, dass durch die fortschreitende Globa-
lisierung wirtschaftliche Strukturen und Abläufe immer weiter enträumlicht werden 
und ihre regionale Einbettung an Bedeutung verliert. Die globalisierten Unternehmen 
werden dabei zu Schlüsselfiguren, deren Strategien immer stärker die wirtschaftli-
chen Entwicklungsmöglichkeiten von Regionen bestimmen. Die Quantität und Qua-
lität intraregionaler Vernetzungen verlieren dadurch an Bedeutung und die Integrati-
on von Wirtschaftsregionen in weltweite Netzwerke steht im Vordergrund. Promi-
nente Vertreter der Globalierungsthese sind z. B. Altvater/Mahnkopf (1996) und For-
rester (1997). 
Münch (1998) strebt eine Synthese der beiden Theoriestränge an und argumentiert, 
dass sich im Zuge der Globalisierung die Existenzbedingungen lokaler, regionaler 
und nationaler Kulturen verändern und nur dann fortbestehen könnten, wenn sie mit 
dem Globalen eine symbiotische Beziehung eingehen. 
„Das Globale kann sich aber auch nur entwickeln, wenn es sich seinerseits 
symbiotisch mit den lokalen, regionalen und nationalen Kulturen verbindet. 
Globales und Lokales verschränken sich gegenseitig und produzieren die 'Glo-
kalisierung' der Welt.“ (Münch 1998: 15). 
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Auch Fuchs/Wolff (1999: 194) versuchen den Widerspruch der beiden Thesen aufzu-
lösen und weisen darauf hin, dass es für die mittel- bis langfristige Entwicklung von 
regionalen Wirtschaftsräumen auf ein Zusammenspiel von regionalen und globalen 
Bindungen ankomme und die Annahme eines grundlegenden Widerspruchs der bei-
den Thesen in die Irre führe. Sie konstatieren, dass gerade globale Zielsetzungen von 
transnationalen Unternehmen dann besondere Stärken aufweisen können, wenn Re-
gionen neue Wege einschlagen wollen, für die ihre bisherige wirtschaftsstrukturelle 
Entwicklung keine günstigen Ausgangsbedingungen bietet: 
„Dass sich gerade die Stärken einer ausgeprägten regionalen Vernetzung in 
Schwächen verwandeln können, wenn sie die Anpassung regionaler Wirtschaf-
ten an gewandelte technische oder ökonomische Bedingungen behindern wird 
auch innerhalb der neoregionalistischen Forschungsperspektive festgestellt.“ 
(Fuchs/Wolff 1999: 197).  
Als Beleg für eine „Verknöcherung“ regionaler Netze wird in der Literatur häufig 
das Ruhrgebiet angeführt (vgl. z. B. Grabher 1993, Heinze/Hilbert/Potratz/Scharfen-
orth 1997, Hirsch-Kreinsen 2002, KVR 2002). Es wird argumentiert, dass funktio-
nierende Unternehmensnetze in etablierten Branchen des Bergbaus und der Industrie 
sich nur schwerlich aus eigener Kraft für Innovationen der Zukunftsindustrien und 
Dienstleistungen öffnen können, da sich ein abgekapseltes regionales Milieu117 gebil-
det habe, das die Innovations- und Wandlungsfähigkeit der Region behindere (vgl. 
auch Läpple 1994). Anstöße von „außen“, z. B. durch global player, könnten daher 
im Fall des Ruhrgebietes Innovationen in die Region hineintragen. 
Die Schwächen globaler Zielsetzungen lägen dagegen in der Beschneidung der regi-
onalen Handlungsfähigkeit und in der Fragilität globaler Bindungen. Bei geringer 
regionaler Einbindung zögen global aktive Unternehmen unter Umständen ihre Un-
ternehmenseinheiten kurzfristig aus der Region ab. Iwer/Rehberg (1999) teilen diese 
                                              
117 Im Ruhrgebiet verfestigten sich in der Vergangenheit die Abhängigkeitsbeziehungen zwischen den 
dominierenden Großbetrieben und den regionalen Zulieferbetrieben. Die daraus resultierende Immobi-
lität der Unternehmen verhinderte Maßnahmen für einen notwendigen Strukturwandel. Da die Liefer-
beziehungen langfristig auf bestimmte Produkte fixiert waren, sahen die Unternehmen nicht die Not-
wendigkeit, ihre Forschungsanstrengungen zu aktivieren. Eine Entwicklung neuer Produkte, Produk-
tionsverfahren und die Anpassung an veränderte Nachfragebedingungen fand deshalb kaum statt (vgl. 
Dörsam/Icks 1997: 53). Diese Entwicklung wirkte sich auch auf die Zulieferunternehmen aus, die 
nicht in ausreichendem Maße Anstrengungen unternahmen, weitere Absatzmöglichkeiten ihrer Pro-
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Auffassung und konstatieren, dass die internationale Ausrichtung von Unternehmen 
heute zwar von mehr strategischer Offenheit gekennzeichnet sei, die es ermögliche, 
mit Mitteln der Regional- und der Betriebspolitik Einfluss auf regionale Prozesse zu 
nehmen. Diese Offenheit bedeute jedoch keineswegs umstandslos eine grundsätzli-
che Aufwertung der regionalen Ebenen oder der dezentralen Unternehmensteile für 
international tätige Unternehmen (vgl. Iwer/Rehberg 1999: 331). Insbesondere global 
playern im Freizeitbereich wird häufig eine „Abzockermentalität“ unterstellt: 
„Globales Kapital schielt auf den Markt der Freizeitanlagen, der in Deutsch-
land im internationalen Vergleich noch eher unterentwickelt ist. Dabei degra-
diert Stadt zum „Standort“, der nur als Landepunkt globaler Investitions-
Trends fungiert. (...) Die Verantwortung für ein lokales Gemeinwesen spielt ei-
ne untergeordnete Rolle Stadt und Land sind Verwertungsräume.“ (Romeiß-
Stracke 2000: 80). 
Diese Verwertungsräume würden von den Unternehmen danach beurteilt, wie 
schnell Genehmigungsverfahren laufen und wie viel öffentliche Infrastrukturleistun-
gen zugesagt werden. Ähnlich argumentieren Häußermann/Roost: 
„Für die Urban Entertainment Center sind Städte austauschbare Standorte, die 
nur nach ihrer verkehrlichen Zentralität und der Größe des damit erschließba-
ren Einzugsbereichs beurteilt werden. Denn die Center oder Parks haben wenig 
mit ihrer Umgebung zu tun, sie sind Filialen in einem weltweit standardisierten 
Konzept, die sich selbst genügen.“ (Häußermann/Roost 1998: 85).  
Vor dem Hintergrund dieses Diskussionsstandes soll im Untersuchungsfall überprüft 
werden, inwiefern eine lokale bzw. regionale Einbindung des global players erfolgt. 
Nach einer knappen Einführung in die kommunalen bzw. regionalen Rahmenbedin-
gungen wird überprüft, inwiefern Akteursbeziehungen auf individueller Ebene und 
institutionelle Verbindungen des Unternehmens CentrO. mit lokalen bzw. regionalen 
Organisationen in der Ansiedlungsphase des CentrO. und darüber hinaus generiert 
wurden. Abschließend wird anhand statistischer Daten untersucht, ob sich der trans-
nationale „Ideenfluss“ in Form von handelsergänzenden Dienstleistungen auch in der 
Beschäftigungsentwicklung Oberhausens niederschlägt und der Strukturwandelpro-
zess des Ruhrgebietes einen Impuls durch die Ansiedlung des global players erfährt. 
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6.1 Die Stadt Oberhausen und ihre „Neue Mitte“ 
Die Ruhrgebietsstadt Oberhausen mit ihren rund 230.000 Einwohnern ist in ihren 
heutigen geographischen Grenzen eine „junge“ Stadt. Durch Beschluss des preußi-
schen Landtags wurden 1929 die Städte (Alt-) Oberhausen, Sterkrade und Osterfeld 
zur neuen Großstadt Oberhausen zusammengefasst. Aufgrund dieser bis heute relativ 
eigenständigen Stadtteile verfügt Oberhausen über kein gewachsenes Stadtzentrum, 
sondern zeichnet sich durch eine historisch bedingte Polyzentralität aus. 
Der fast plötzliche Rückzug der Kohle- und Stahlindustrie in den 70er Jahren war 
Auslöser für erhebliche wirtschaftliche und soziale Turbulenzen. Der Abbau der 
Montanindustrie in den letzten 30 Jahren löste in Oberhausen - wie im gesamten 
Ruhrgebiet - eine tiefgreifende Strukturkrise aus, die mit einem Verlust von rund 
40.000 Arbeitsplätzen und einem Beschäftigungsabbau von 30 % der Arbeitsplätze 
einher ging. Heute liegt die Arbeitslosenquote, bezogen auf alle zivilen Erwerbsper-
sonen, bei ca. 11 % und nähert sich, nach einer eklatanten Steigerung in den 80er 
Jahren, dem Bundesdurchschnitt an. 
Abb. 21 Arbeitslosenqoten 1990 - 2001 
Quelle: abgerufen unter www.arbeitsamt.de am 17.10.2002. 
Eine weitere Krisenfolge, nämlich 700 ha Industriebrachen, die nahezu ein Zehntel 
des Stadtgebietes ausmachen, ist ambivalent zu bewerten. Einerseits sind diese In-
dustriebrachen hochgradig mit Schadstoffen belastet, andererseits geben sie bisher 





















Global play in Oberhausen: Kooperationen und Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt 
zungspotentiale entstanden sind. Die Bewältigung des Strukturwandels kennzeichnet 
die gesamte kommunale Entwicklungspolitik in Oberhausen. Schwerpunkt der kom-
munalen Anstrengungen ist das Management des Strukturwandels hin zu einer 
dienstleistungsbasierten Lokalökonomie. „Politik und Verwaltung handeln in dem 
Bewusstsein, dass die Qualität von Kommunalverwaltung, Infrastruktur und Stadt-
marketing zu entscheidenden Faktoren im internationalen Standortwettbewerb ge-
worden sind.” (Drescher/ Dellwig 1997: 7f). 
Das Stadtentwicklungskonzept „Neue Mitte Oberhausen”, welches die konzeptionel-
le Basis des Strukturwandels in Oberhausen darstellt, versuchte vor diesem Hinter-
grund zwei Maßnahmen zu integrieren: Revitalisierung einer alten, 100 ha umfas-
senden Industriebrache, die ein neues „geographisches Herz” für die polyurbane 
Stadt werden soll, sowie die Schaffung und Erhaltung von Arbeitsplätzen in Ober-
hausen. Die Bezeichnung „Neue Mitte Oberhausen” basiert auf Überlegungen für die 
drei Stadtteile Oberhausens ein Zentrum zu schaffen, da die einzelnen Stadtteile le-
diglich Versorgungsschwerpunkte bildeten, aber kein dominierendes Zentrum auf-
wiesen. Alle Stadtteile grenzen jedoch an das Gelände „Thyssen West”, das sich 
durch die Lage in der Mitte der Stadt zur Zentrumsbildung anbot. Die Stilllegung 
von Hochöfen, Stahl- und Walzwerken auf dem 100 ha großen Gelände Thyssen 
West im Jahre 1987 war der Ausgangspunkt für Überlegungen einer Neunutzung. 
Nach einigen fehlgeschlagenen Vermarktungsversuchen erfolgte 1989 die Gründung 
der Grundstücksentwicklungsgesellschaft Oberhausen GmbH (GEG) unter Beteili-
gung der Stadt, des Landes NRW und der WestLB Immobilien. Das Land NRW 
kaufte das Gelände „Thyssen West” für 20 Mio. DM von der Firma Thyssen und 
verkaufte es nach einer 108 Mio. DM teuren Aufbereitung für wiederum 20 Mio. 
DM an die GEG. Dabei flossen dem Land 74 Millionen DM aus europäischen För-
dertöpfen zu.118 
1991 erwarb das Investorengespann Stadium und P&O das Gelände, um darauf das 
multifunktionale Freizeit-, Einzelhandels- und Dienstleistungszentrum CentrO. zu 
errichten. Das CentrO. stellt das Kernstück der „Neuen Mitte” mit dem größten In-
vestitionsvolumen dar, das zugleich für den wirtschaftlichen Erfolg entscheidend 
war. Die Gesamtinvestitionssumme betrug ca. 2 Mrd. DM. Städteplanerisch betrach-
                                              
118 Die Abrechnung der Fördergelder, die Gewinne der GEG und die Förderung von Gastronomie- 
und Einzelhandelsbetrieben wurden bei einer Prüfung durch den Europäischen Rechnungshof (ERH) 
beanstandet. Ob und in welcher Höhe Rückforderungen an die EU geleistet werden müssen, steht 
noch nicht fest. 
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tet ist das Dienstleistungszentrum CentrO. ein Element des baulichen Rahmenkon-
zeptes, das die Revitalisierung der ehemaligen Industriebrache zum Inhalt hat. In 
unmittelbarer Nachbarschaft des CentrO. befindet sich der Gasometer119, das Wahr-
zeichen der Stadt Oberhausen, der als Aussichtsplattform und Ausstellungshalle ei-
ner neuen Nutzung zugeführt wurde. Weitere Ansiedlungen, die in Abstimmung mit 
dem Marketing-Konzept des CentrO. vorrangig auf Freizeitaktivitäten ausgerichtet 
sind, befinden sich in der Umsetzungs- bzw. Planungsphase. Im September 1999 
wurde auf dem Gelände ein Musical-Theater eröffnet. Die Landesgartenschau 1999 
„Neue Gärten Oberhausen”, die auf dem Gelände der ehemaligen Zeche und Kokerei 
Osterfeld auf der anderen Seite des Rhein-Herne-Kanals stattfand, wurde durch zwei 
Fußgängerbrücken an das Gelände der „Neuen Mitte“ angebunden. Am Rhein-
Herne-Kanal sollen in den nächsten Jahren in Anbindung an den Bereich der „Neuen 
Mitte“ ein Seewasser-Aquarium sowie eine Marina entstehen. Weitere Bausteine der 
„Neuen Mitte“ stellen ein Technologiezentrum (Umweltschutz) sowie vier große 
Büroimmobilien dar, in denen ca. 22.000 qm Büroflächen vermietet sind (vgl. ENO 
2002). Außerdem finden sich auf dem Gelände ein Hotel, Tankstellen sowie ein Au-
tohaus. 
Was macht eine krisengeschüttelte Stadt wie Oberhausen für internationale Investo-
ren attraktiv? Oberhausen verfügte über zwei strategische Vorteile: Zum einen war 
Oberhausen eine der ersten Städte, in der Verwaltungsmodernisierung umgesetzt 
wurde. Vor allem die Etablierung von Projektmanagement innerhalb der Verwal-
tungsstrukturen stand im Zentrum der Modernisierungsanstrengungen und erleichter-
te in der Folge Akteuren aus der Wirtschaft eine professionelle und zielgerichtete 
Arbeit mit der Kommune. Ein weiterer strategischer Vorteil liegt in der geographi-
schen Lage der Stadt Oberhausen, die sich im dichtbevölkerten Einzugsgebiet des 
Ruhrgebietes ausdehnt, in dem ca. 5 Millionen Menschen leben. Darüber hinaus be-
trägt die Entfernung zu den Niederlanden nur rund 100 km, so dass auch das benach-
barte Ausland in die Käufer-Zielgruppe einbezogen werden kann120. Verstärkt wird 
der Standortvorteil durch zwölf Autobahnanschlüsse, die in einem Umkreis von 2,5 
Kilometern um das UEC angeordnet sind und als infrastrukturelles Erbe der Schwer-
industrie betrachtet werden können (vgl. Anlage 9.2). 
                                              
119 Die ”Internationale Bauausstellung Emscher Park” (IBA) hat von 1989 – 1999 über 100 Projekte u. 
a. zur Erhaltung und Nutzung von Industriedenkmälern initiiert, darunter auch den Gasometer in O-
berhausen, der für Ausstellungen nutzbar gemacht wurde (vgl. Sack 1999). 
120 Zumal hier die Preise für Textilien deutlich über dem deutschen Niveau liegen; dies ergibt sich 
durch den höheren Mehrwertsteuersatz für Textilien, der in den Niederlanden erhoben wird. 
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In einem Fahrradius von 60 Minuten können 15 Mio. Menschen das Urban Enter-
tainment Center erreichen. Nach sechs Jahren zeichnet sich ab, dass das Konzept des 
Urban Entertainment Centers aufgeht: Im Durchschnitt besuchen täglich 30.000 - 
70.000 Besucher das CentrO. Der jährliche Umsatz für das gesamte CentrO. wird auf 
ca. 500.000 Euro beziffert. Davon entfallen ca. 85 % auf den Einzelhandel und ca. 
15 % auf die Gastronomie (Interview 1/I). 
In der Stadtverwaltung wird das CentrO. mittlerweile schmunzelnd als „Parasit” 
bezeichnet (Interview 2/I). Gemeint ist mit dieser Bezeichnung, dass die Stadt Ober-
hausen das Gelände um das CentrO. weiterentwickelt und für zusätzliche (touristi-
sche) Attraktionen sorgt, die auch für das CentrO. weitere Besucherströme aktivie-
ren. Als „Vorleistung“ hat das Dienstleistungszentrum CentrO. allerdings das Er-
scheinungsbild von Oberhausen nachhaltig verändert. Es wurden Kundenfrequenzen 
generiert, die weitere Investoren des Dienstleistungssektors anziehen und einen wei-
teren Ausbau des Standortes unter Freizeitaspekten erlauben. Für die zukünftige 
Entwicklung der „Neuen Mitte“ wurde durch die Ansiedlung des CentrO. ein Sogef-
fekt ausgelöst (Interview 27/II). Damit befindet sich Oberhausen bei der Akquisition 
von Investoren in einem eindeutigen Vorteil gegenüber anderen Städten. Die Kon-
zeption der „Neuen Mitte“ wird innerstädtisch nicht mehr infrage gestellt. Erklärtes 
Ziel war, bzw. ist es, Freizeitattraktionen zu schaffen, die die Zielgruppe „Familien“ 
ansprechen und den Tourismus fördern. Hinsichtlich dieser grundsätzlichen Zielrich-
tung besteht Interessenkonsens zwischen CentrO.-Investoren und den kommunalen 
Akteuren. 
6.2 Kooperationsbeziehungen in der Planungs- und Realisierungs-
phase 
Bezogen auf die kulturelle Lokalisierung, wie sie von Beck (vgl. 1997a) in die Dis-
kussion eingebracht wird, können folgende empirische Sachverhalte beschrieben 
werden, die den „Rohstoff lokaler Kultur“ im Urban Entertainment Center kenntlich 
machen. Innerhalb des Urban Entertainment Centers wird aus vertriebsstrategischen 
Gründen ein Drittel der Geschäftsfläche des CentrO. für regionale Anbieter aus Ein-
zelhandel und Gastronomie freigehalten. Einige Gastronomiebetriebe auf dem 
CentrO.-Areal wurden, anknüpfend an die Bergbautradition der Region, mit "klin-
genden" Firmennamen versehen, um den thematischen Bezug zum Ruhrgebiet herzu-
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stellen. Darüber hinaus erfolgt ein Sponsoring des nahe gelegenen Gasometers durch 
das CentrO.-Management, der im Gegenzug vom CentrO. beworben wird.  
Betrachtet man auf der kommunalen Ebene zunächst die Akteursbeziehungen, dann 
spielt der Direktor des CentrO.-Managements eine maßgebliche Rolle als „gatekee-
per“ zwischen den Systemen Wirtschaft und Politik in Oberhausen. Unter „gatekee-
pern“ werden Personen verstanden, die in der Lage sind, unterschiedliche Kodie-
rungsschemata zu verstehen und zu übersetzen und darüber hinaus über sogenanntes 
„tacit knowledge“ verfügen, das bedeutet: Sie wissen mehr als sie mitteilen können 
und können die Codes unterschiedlicher Systeme auflösen (vgl. Genosko 1999b: 
150). Als früherer Assistent des Oberbürgermeisters von Oberhausen nimmt der 
CentrO.-Direktor eine „gatekeeper“-Funktion121 zwischen Kommune und CentrO.-
Investoren ein. Daraus hat sich über die Ansiedlungsphase des CentrO. hinaus eine 
vertrauensvolle Kooperation mit der Stadtverwaltung erhalten, die die Grundlage für 
ein verstärktes Engagement des CentrO.-Managements in kommunalen und regiona-
len Bezüge bildete (Interview 23/I). 
Aufbauend auf diese Akteursbeziehung wurden in der Ansiedlungsphase des CentrO. 
zwischen den Systemen Politik (Stadt Oberhausen) und Wirtschaft (CentrO.) institu-
tionalisierte Grundlagen für eine Kooperationsbeziehung gelegt, die bis heute andau-
ert. Auch wenn die Prozesse der Verwaltungsreform und der Ansiedlung des CentrO. 
in der zeitlichen Dimension Anfang der neunziger Jahre eher zufällig zusammenfie-
len, und somit zunächst erst einmal losgelöst voneinander zu betrachten sind, lassen 
sich Innovationsimpulse auf der politisch-administrativen Ebene identifizieren, die 
unmittelbar auf die Ansiedlung des CentrO. zurückzuführen sind. Einerseits haben 
sich durch die Zusammenarbeit zwischen Stadt und Investor in der Ansiedlungsphase 
Rückwirkungen auf die Arbeitsweisen innerhalb der Stadtverwaltung ergeben, ande-
rerseits sind durch die Existenz des CentrO. organisatorische Neugründungen auf 
kommunaler Ebene initiiert worden. Durch die Veränderung der Arbeitsweisen und 
                                              
121 Willke (1998: 101) setzt für dieses Phänomen den Begriff der „integrativen Instanz“ ein. In der 
Diskussion um strategische Unternehmensnetzwerke werden Akteure, die die Fähigkeit besitzen die 
komplementären Kompetenzen verschiedener Unternehmen zu vernetzen als „boundary spanner“ 
bezeichnet (vgl. Sydow 1992: 308). Genosko (1999: 35) bezeichnet Akteure, die in der Lage sind 
unterschiedliche Kodierungsschemata zu verstehen und zu übersetzen, als „gatekeeper“. Mittels sol-
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die Dezentralisierung von Organisationseinheiten wird die Handlungsfähigkeit der 
Kommune positiv beeinflusst. 
Das Dienstleistungszentrum CentrO. selbst ist seitens der Kommune durch Projekt-
management in der Verwaltung realisiert worden und zeichnet sich durch die Arbeit 
verschiedener Projektgruppen aus (vgl. Interview 20/I). Durch die Bildung diverser 
Arbeitsgruppen während der Bauphase des CentrO., in denen Mitarbeiter der Stadt-
verwaltung und Mitarbeiter der CentrO.-Investoren vertreten waren, konnten Verfah-
ren beschleunigt, Sachfragen diskutiert und Planungsentscheidungen zeitnah getrof-
fen werden. 
Die Reaktionsfähigkeit der städtischen Verwaltung hatte auch Einfluss auf die Bau-
zeit des CentrO. Durch die Etablierung einer straffen Organisationsstruktur, die glei-
chermaßen schnelle Entscheidungen als auch eine hohe Motivation der städtischen 
Mitarbeiter sicherstellen sollte, war eine rasche Bearbeitungszeit möglich. Der Ar-
beitskreis „Neue Mitte“ tagte im wöchentlichen jour fixe unter der Leitung des Ober-
bürgermeisters (vgl. Interview 15/I). Quer zu den Verwaltungshierarchien wurden 
Experten vom Sachbearbeiter bis zum Dezernenten in die Arbeitskreise delegiert und 
erarbeiteten Problemlösungsstrategien. Dem Koordinierungsbüro „O.2000”, das als 
Stabsstelle unmittelbar dem Oberstadtdirektor zugeordnet war, oblag die Geschäfts-
führung des Arbeitskreises. Es verfügte über direkte Durchgriffsrechte in die Fach-
verwaltungen. Je nach Themenrelevanz bildete der Arbeitskreis „Neue Mitte“ wie-
derum Unterarbeitsgruppen aus, in denen zeitweise auch Vertreter des Investors an-
wesend waren. Im Bedarfsfall gingen aus den Unterarbeitsgruppen feste Projekt-
gruppen hervor. Dies war z. B. der Fall bei der „Projektgruppe ÖPNV”. Über diese 
Projektgruppe wurde die gesamte Verkehrserschließung abgewickelt. Dies gilt so-
wohl für die Anbindung des Individualverkehrs an das CentrO. als auch die für die 
Realisierung einer neuen zentralen Trasse für den öffentlichen Nahverkehr, die den 
Hauptbahnhof in der Alt-Oberhausener City mit der „Neuen Mitte“ verbindet. Die 
Detailarbeit der Bauordnungsbehörde folgte zeitlich auf die Sanierung des Areals der 
„Neuen Mitte“ und der Erarbeitung des Bebauungsplans. 1993 bildete sich zu diesem 
Zweck eine Arbeitsgruppe der Bauordnung. Diese mietete sich direkt am CentrO.-
Gelände ein und gewährleistete bis über den Eröffnungstermin hinaus eine kontinu-
ierliche Betreuung der Baugenehmigungen. Von den privaten Partnern wurde der 
frühzeitige Austausch zwischen CentrO., Mietern und Bauordnungsinstanzen als 
vorbildlich herausgestellt (vgl. Drescher/Dellwig 1997a: 2). Nach einer überraschend 
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kurzen Planungs- und Bauzeit von fünf Jahren wurde das CentrO. 1996 eröffnet (vgl. 
Interview 1/I).  
Neben der personalen Vertrauensbeziehung auf der individuellen Ebene hat sich 
auch eine institutionalisierte Kooperationsbeziehung zwischen den Organisationen 
CentrO. und Kommune herausgebildet. Eine Stadtmarketing GmbH, „Tourismus 
Marketing Oberhausen“ (TMO), die von der Kommune betrieben wird, erhält durch 
das Center-Management organisatorische Unterstützung, z. B. durch gemeinsame 
Messeauftritte im In- und Ausland sowie durch gemeinsame Durchführung von or-
ganisierten Busreisen nach Oberhausen (vgl. Interview 17/I). 
Abb. 22 Kooperation der Kommune Oberhausen mit dem CentrO. 
Quelle: Eigene Darstellung 
 











Sogwirkung  auf internationale  Investoren  des Freizeit- und Dienstleistungssektors 
(Aquarium,  Marina) ,    
•  Vermarktung weiterer  Brachflächen 
   durch ENO (Projektmanagement) 
•  Ausbau weiterer  Frequenzbringer 
   (Schloß Oberhausen, Gasometer,  
    Landesgartenschau) 
•  Vermarktung von Restflächen an  
   Freizeitdienstleister 
•  hohe Kundenfrequenz  
   (30-70.000 Besucher am Tag) 
•  Zusammenarbeit mit Einzelhändlern 
   der Stadt
Parallel dazu unternehmen Kommune und CentrO. jeweils eigene Anstrengungen, 
um die Attraktivität des Standortes Oberhausen zu erhöhen und weitere Investoren 
für die „Neue Mitte“ zu gewinnen. Die Aktivitäten der Akteure haben dabei die glei-
che Stoßrichtung: Es besteht Konsens darüber, dass Oberhausen als Freizeit- und 
Dienstleistungsstandort weiter ausgebaut werden soll: „Wir sind auf dem Weg zum 
Touristik- und Freizeitstandort“ (Interview 20/I). 
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Um den Strukturwandel weiter zu forcieren, gründete die Kommune eine Entwick-
lungsgesellschaft Neu Oberhausen (ENO) und gliederte diese Gesellschaft aus der 
Kernverwaltung aus. Neben städtischen Aufgaben der Wirtschaftsförderung wird in 
dieser Organisation die Suche nach weiteren (internationalen) Investoren intensiviert. 
Darüber hinaus betreibt die Stadt Oberhausen den Ausbau weiterer „Frequenzbrin-
ger“ (in der Vergangenheit z. B. die Restaurierung des Schlosses Oberhausen oder 
die Durchführung der Landesgartenschau 1999). 
Das CentrO.-Management vermarktet Restflächen auf dem eigenen Areal an weitere 
Freizeitanbieter (z. B. an das Musicalunternehmen) und nutzt die hohe Besucherfre-
quenz, um gezielt weitere Investoren der Dienstleistungs- und Freizeitbranche für 
den Standort Oberhausen anzuwerben. Dabei wirkt die internationale Geschäftstätig-
keit des Investorenteams Stadium und P&O als Katalysator. Für ein Seewasseraqua-
rium, das auf dem Gelände errichtet werden soll, sind bereits Investoren gefunden, 
eine Marina ist ebenfalls in der Planungsphase (vgl. Interview 27/I). Das CentrO.-
Management war des Weiteren stark daran interessiert, „konzertierte Aktionen“ mit 
weiteren Einzelhandelsagglomerationen innerhalb der Stadt Oberhausen anzustoßen. 
Im Arbeitskreis „oto“ werden gemeinsame Aktionen (z. B. verkaufsoffener Sonntag) 
mit weiteren Einkaufscentern der Stadt und dem innerstädtischen Einzelhandel ge-
plant (Interview 8/I).  
Nach der turbulenten Ansiedlungsphase hat sich die Kooperation zwischen Kommu-
ne und CentrO.-Management sechs Jahre nach der Eröffnung des Urban Entertain-
ment Centers auf die Sachbearbeiterebene der beiden Kooperationspartner verlagert. 
Der kontinuierliche aufgabenbezogene Kontakt wird von beiden Seiten nur bei Ent-
scheidungen größerer Tragweite auf die Führungsebene verlagert (Interview 27/I). 
Durch die Schließung des Thyssen Stahlwerks, das sich in unmittelbarer Nachbar-
schaft zum CentrO. und damit auch zur „Neuen Mitte“ befindet, kommt zukünftig 
eine weitere Herausforderung auf die Stadt Oberhausen zu. 70 Hektar bislang indus-
triell genutzter Fläche wurden von der Stadt angekauft und sollen in Zusammenarbeit 
mit Unternehmen und Forschungseinrichtungen in einen „Zukunftspark” umgewan-
delt werden. Hierfür ist die Stadt Oberhausen ein joint-venture mit Thyssen Immobi-
lien eingegangen. Unter dem Schlagwort „O.vision” sollen auf diesem Gelände tou-
ristische Attraktionen mit Forschung und Entwicklung im High-Tech-Bereich ver-
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knüpft werden. „Der gläserne Mensch”122 und eine Multi-Media-Erlebniswelt sind 
geplante Projekte. Die Investoren des CentrO. signalisieren Bereitschaft, sich für 
weitere einzelhandelsorientierte Projekte zu engagieren123, lehnen aber ein weiterge-
hendes „branchenfremdes“ Engagement im Zukunftspark ab (Interview 27/I). 
Zusammenfassend kann man konstatieren, dass vor allem in der Ansiedlungsphase 
des CentrO. eine verstärkte Kooperation zwischen Investoren und Kommune erfolg-
te, die durch vertrauensbasierte Akteursbeziehungen getragen wurden. Im weiteren 
Verlauf festigte sich die Kooperation auf einer niedrigeren Hierarchieebene; im Be-
darfsfall finden weiterhin Kontakte auf der lokalen Ebene zwischen CentrO.-Direktor 
und dem Bürgermeister der Stadt Oberhausen statt. Der global player bindet außer-
dem weitere Einzelhandelsagglomerationen Oberhausens in gemeinsame Marketing-
aktionen ein und erhöht dadurch die Attraktivität des gesamten Standortes. Stadt und 
CentrO. verfolgen insgesamt dieselbe Zielsetzung: Oberhausen soll sich als Freizeit-
standort etablieren. Weitere Investitionen des global players sind derzeit nur für das 
einzelhandelsbezogene Kerngeschäft vorgesehen.  
6.3 Einbettung in ein regionales Netzwerk 
Die monostrukturierte Industrieregion, die das Ruhrgebiet über Jahrzehnte verkörper-
te, löst sich zunehmend auf und es bilden sich neue regionale Schwerpunkte. Die 
homogene Montanregion, die durch eine relativ starre Betriebsgrößenstruktur und 
durch vorgegebene Sozial- und Qualifikationsstrukturen geprägt war, steckt aber 
immer noch mitten im Strukturwandel. Die Arbeitslosigkeit ist dabei das zentrale 
Thema der Wirtschaftspolitik. Mit der zunehmenden Erosion des inzwischen brüchig 
gewordenen dominanten Produktionsmilieus124 wird sich das Ruhrgebiet weiter in 
wirtschaftliche Teilregionen auflösen. Die Perspektive eines einheitlichen Struktur-
                                              
122 Hierbei handelt es sich um einen gläsernen Bau, der einem liegenden Menschen nachempfunden 
ist. Das Objekt soll mit einer Kleinstbahn befahren werden können und ein naturgetreues Abbild des 
menschlichen Körpers darstellen. 
123 Die Investoren des CentrO. verfügen über weitere Grundstücke, die sich in unmittelbarer Nähe 
zum „O-vision“-Gelände befinden (vgl. Interview 27/I). 
124 Bei dem Konzept des „Milieus“ handelt es sich um ein Forschungskonzept der Regionalforschung, 
das komplementär zu Konzepten der „Branche“ und des „Clusters“ eingesetzt wird. „Mit dem Bran-
chenkonzept werden die ökonomisch-technischen und marktvermittelten Zusammenhänge unter einer 
gesamtwirtschaftlichen Perspektive erfasst. Das Clusterkonzept ist primär auf die ökonomisch-
organisatorischen und kooperationsvermittelnden Zusammenhänge in ihrer räumlichen (regionalen 
und interregionalen) Ausprägung orientiert. Und mit dem Milieukonzept sollen primär die kulturellen, 
kognitiven und institutionellen Integrationsformen innerhalb der Region erfasst werden.“ (Läpple 
1994: 45). 
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wandels findet nicht statt, da ein Leitsektor als tragende ökonomische Struktur fehlt 
(vgl. Läpple 1994: 48).  
Diese Prognose wird durch eine neuere Untersuchung zum Pendlerverhalten der 
Ruhrgebietsbevölkerung gestützt. Während in den Hochzeiten der Montanindustrie 
die Wohnungen der Arbeitnehmer nahe der Produktionsstätten lagen und eher gerin-
ge Pendeldistanzen verursacht wurden, ergibt eine jüngere Untersuchung ein verän-
dertes Bild (vgl. Schrumpf/Budde/Urfei 2001). Es kann eine deutliche Dreiteilung 
des Ruhrgebietes in drei regionale Arbeitsmärkte Duisburg, Essen und Dortmund 
konstatiert werden. Arbeitsplatzverluste, die durch den Niedergang des Bergbaus und 
der Schwerindustrie ausgelöst wurden, führten zu einem veränderten Mobilitätsver-
halten der Arbeitnehmer. Die durch den Abbau der Kohleflöze in süd-nördlicher 
Richtung manifestierten Ruhrgebietszonen (Hellweg-, Emscher- und Lippe-Zone) 
werden zunehmend „aufgeweicht“. Während der Verflechtungsbereich Dortmund 
weitestgehend stabil blieb und deutliche Ausweitungstendenzen in Richtung Sauer-
land festzustellen sind, ergaben sich vor allem Veränderungen in der Mitte des Re-
viers. Die Verflechtungskomplexe Essen, Gelsenkirchen, Marl und Recklinghausen 
wuchsen immer stärker zu einem Komplex „Essen“ zusammen. Das westliche Ruhr-
gebiet verschmilzt zunehmend mit der Großregion Düsseldorf und wandelt sich zu 
einer Großarbeitsmarktregion „Niederrhein“. 
Der Ausbau von Großeinrichtungen für Freizeitdienstleistungen scheint sich eben-
falls auf die Großarbeitsmarktregion „Niederrhein“ zu konzentrieren. Das Einzugs-
gebiet, welches das benachbarte Ausland (Niederlande, Belgien) zusätzlich zur Groß-
region Düsseldorf und dem Ruhrgebiet einbezieht, bietet einen Standortvorteil für die 
internationalen Unternehmen der Freizeitbranche. Mit dem CentrO. in Oberhausen, 
dem Freizeitpark Warner Brother in Bottrop, den Skihallen in Bottrop und Neuss 
haben sich mehrere „Kathedralen des Freizeitvergnügens“ entlang der Rheinschiene 
angesiedelt.  
„Es gibt keinen Raum in Mittel- und Westeuropa und wahrscheinlich in Ge-
samteuropa, wo – ausgehend von bestimmten Zentren – so viele Menschen (rd. 
50 Mio.) in einem Drei-Stunden-Bereich von Schiene und Straße erreicht wer-
den können, wie in dem über die Rheinachse zwischen Leverkusen und Ober-
hausen definierten Rhein-Ruhr-Raum.“ (Schrumpf/Budde/Urfei 2001: 89). 
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Neben diesem „gegebenen“ Standortvorteil, hat auch die Landesregierung NRW in 
den vergangenen Jahren verschiedenen Formen „inszenierten Kooporatismus“ einge-
setzt und damit die ersten Schritte zu einem Ausbau und einer Vernetzung von neuen 
Freizeitangeboten im Ruhrgebiet initiiert.125  
Der erste Impuls für eine Aufwertung des Ruhrgebietes als Freizeitstandort wurde 
durch die Internationale Bauausstellung Emscher Park (IBA) ausgelöst, die in der 
Dekade von 1989 – 1999 durchgeführt wurde. Das vorrangige Ziel der Bauausstel-
lung lag in der Verbesserung der Lebensqualität im Revier. Im Vordergrund stand 
den Mangel an Landschafts- und Stadtqualität im Ruhrgebiet anzureichern und lang-
fristige Defizite zu kompensieren, und zwar an den Stellen des Ruhrgebietes, die von 
der Industrialisierung am stärksten geschädigt worden waren. Diese waren vor allem 
auf den Emscherraum konzentriert, da diese Zone des Ruhrgebietes vergleichsweise 
spät mit großem Kapitaleinsatz und ohne Rücksicht auf die Landschaft industriali-
siert wurde (vgl. Ganser 1998: 260). Besondere Bedeutung für den Umbau der Regi-
on hatten die umfangreichen Arbeiten an den regionalen Grünzügen der IBA.126 Pa-
rallel dazu wurden Industriedenkmäler als Kulturträger umgestaltet (z. B. Zeche 
Zollverein in Essen) und Kunstwerke im öffentlichen Raum als neue Sehenswürdig-
keiten für die Region geschaffen (z. B. Tetraeder in Bottrop). Des Weiteren wurden 
touristische Eisenbahnfahrten auf ehemaligen Industriegleisen durch das Revier initi-
iert und ein dichtes Netz von Wander- und Fahrradwegen durch das Ruhrgebiet ein-
gerichtet. Eine „Route der Industriekultur“, die das industriekulturelle Erbe der Re-
gion ins Zentrum stellt und Standorte von Industriemuseen und Aussichtspunkte mit-
einander verbindet, ermöglicht mittlerweile themenzentrierte Touren durch das 
                                              
125 Die nordrhein-westfälische Landespolitik bemüht sich seit Mitte der 80er Jahre um eine regionali-
sierte Strukturpolitik. Die Zukunftsinitiative Montanunion (ZIM) und die Zukunftsinitiative für die 
Regionen Nordrhein-Westfalens (ZIN), die von der Politik moderiert wurden, setzen auf eine Bildung 
von Netzwerken in der Region ebenso wie das Programm „Industrieregionen im Strukturwandel“, 
welches 1994 aufgelegt wurde und ebenfalls die Bildung von Unternehmens-Netzwerken anregen 
sollte. Die Landesregierung „inszeniert“ Kooperationen auf regionaler Ebene (vgl. Heinze 2000a). In 
der Tradition dieses Steuerungsansatzes sind die Modellförderung der Vernetzung von kommunalem 
Stadtmarketing (vgl. Kapitel 5) ebenso einzuordnen, wie das vom Wirtschaftsministerium initiierte 
Netzwerk Ruhrgebiet Tourismus GmbH (RTG), das die freizeit- und tourismusorientierten Unterneh-
men des Ruhrgebietes vernetzen soll (vgl. nächste Seite). 
126 Neben den regionalen Grünzügen gehörten auch Projekte wie der Dienstleistungspark Duisburg-
Innenhafen, der Wissenschaftspark Gelsenkirchen, der Zollverein XII in Essen oder der Gewerbe- und 
Landschaftspark in Gelsenkirchen-Nordstern zum Programm der IBA. Das Finanzvolumen war ent-
sprechend hoch. Allein in Essen wurden in den zehn Jahren der Dauer der IBA über 219 Mio. DM 
Landesfördermittel investiert. Landesweit sind in den zehn Jahren ca. 120 Zukunftsprojekte mit einer 
Summe von 3,057 Mrd. DM gefördert worden (vgl. MASSKS 1999c: 1). 
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Ruhrgebiet (vgl. Goch 2002). Durch diese tourismusbezogenen IBA-Projekte wurden 
die ersten Grundlagen für einen „Kulturtourismus“ im Ruhrgebiet geschaffen. 
Ein Vorstoß, private und öffentliche Anbieter von Freizeitdienstleistungen im Ruhr-
gebiet zu vernetzen, wurde 1998 in der Form einer Top-Down-Initiative des damali-
gen nordrhein-westfälischen Wirtschaftsministers unternommen. Aufgrund der Vor-
schläge einer Masterplan-Kommission für Reisen ins Revier, entstand die Ruhrgebiet 
Tourismus GmbH (RTG). Die Aufgaben der RTG, die vierzehn Mitarbeiter beschäf-
tigt, liegen in der Entwicklung eines Regionalprofils und der Etablierung eines über-
regionalen Tourismuskonzeptes für das Ruhrgebiet, das mit einem einheitlichem 
Buchungssystem verknüpft ist. Konkrete Projekte sind z. B. die Teilnahme an Fach-
messen und internationalen Tourismusmessen, die Erstellung von Zielgruppeninfor-
mationen127, die Herausgabe eines Reisekataloges für das Ruhrgebiet, die Einrichtung 
eines regelmäßigen Presse-Informations-Dienstes, die Betreuung von Reisejournalis-
ten sowie der Durchführung von Anzeigenkampagnen (vgl. Ruhrgebiet Tourismus 
GmbH 2001). 
In dieses inszenierte Netzwerk konnte in der Folgezeit auch das CentrO.-
Management eingebunden werden. Das CentrO. ist Gesellschafter an der Ruhrgebiet 
Tourismus GmbH (RTG) und beteiligt sich jährlich mit 25.000 DM (0,4 % der Ge-
samtfinanzierung) an der Finanzierung der RTG. Die Hauptfinanzierung erfolgt 
durch das Land NRW und durch EU-Mittel. Im Jahr 2001 betrug der finanzielle Bei-
trag des Landes NRW und der EU zusammen 5.286.000 DM, das entspricht einem 
Finanzierungsanteil von 75,7 %. 
                                              
127 Tourismus im Ruhrgebiet ist dabei auf vier Segmente gerichtet: Geschäftsreise-. Messe- und Ta-
gungsverkehr; Besuchsreisen; Kurzurlaubsreisen und Tagestourismus (vgl. Ruhrgebiet Tourismus 
GmbH 2001: 5) 
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Abb. 23 Regionales Netzwerk (RTG) 
Quelle: Ruhrgebiet Tourismus GmbH 2001; eigene Darstellung 
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In der Mehrzahl handelt es sich bei den beteiligten Gesellschaften an der RTG um 
Public-Private-Partnerships, die von der jeweiligen Kommune dominiert werden. Die 
Eingliederung des global player in dieses regionale Netzwerk erfolgt seitens des 
CentrO.-Managements, um das „magere touristische Potential“ der Stadt Oberhau-
sen mit Hilfe weiterer regionaler Freizeitangebote besser vermarkten zu können (In-
terview 4/I). Die Shopping- und Erlebnisangebote des CentrO. sollten mit weiteren 
Freizeitdienstleistungen des Ruhrgebietes im Paket vertrieben werden. Weitere Frei-
zeitdienstleistungen im Ruhrgebiet werden z. B. durch verschiedene Musical-
Theater, den Freizeitpark der Fa. Warner Brother in Bottrop, der Skiarena in Bottrop 
sowie durch zahlreiche überregionale Messeaktivitäten (z. B. Essen) und Sportveran-
staltungen (Fußball-Bundesligavereine in Dortmund, Bochum und Gelsenkirchen) 
repräsentiert. 
Durch die Einbindung von Privatunternehmen (in der vorherigen Abbildung grau 
unterlegt) soll ein Know-How-Transfer der privaten Unternehmen in das regionale 
Netzwerk sichergestellt werden, da die Arbeit innerhalb des Netzwerkes zunächst 
eher durch politisches und verbandsorientiertes und weniger durch unternehmeri-
sches Denken geprägt war. „Die privaten Unternehmen galten zunächst als anrüchi-
ge Kommerzielle“ (Interview 4/I). Der Kommunalverband als Hauptgesellschafter 
favorisierte in seiner Zielsetzung die Vermarktung der „Industriekultur im Revier“, 
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während die privaten Unternehmen „naturgemäß“ vornehmlich die Vermarktung 
ihrer Dienstleistungen und Produkte betrieben. Die privaten Unternehmen wurden 
zunächst weniger in die Erarbeitung von Zielvorstellungen eingebunden, dies führte 
zunächst zu Unstimmigkeiten (vgl. Interview 23/I). Aufgrund der anfänglichen Que-
relen zögerten einige der privaten Unternehmen, sich in der RTG als Gesellschafter 
zu engagieren (vgl. Interview 4/I). Hier zeigten sich ein weiteres Mal die Effekte 
einer „integrativen Instanz“, in Person des CentrO.-Direktors, der - vertraut mit Ver-
waltungsprozessen - den langen Atem bewies, den längeren Entstehungsprozess des 
Netzwerkes RTG zu begleiten, den die beiden Systeme „Wirtschaft“ und „Politik“ zu 
einer Annäherung offensichtlich benötigten. 
Insgesamt betrachtet stellt zumindest die finanzielle Beteiligung am Netzwerk der 
RTG für das CentrO.-Management kein überdimensionales Engagement dar, da die 
aufzuwendende Summe für das Kollektivgut „gemeinsame Vermarktung“ relativ 
niedrig liegt und gleichzeitig selektive Anreize (Vermarktung der eigenen Dienstleis-
tungen) wirksam werden. Inwieweit sich die RTG als dauerhaftes Netzwerk und die 
Teilhabe des CentrO. als global player dauerhaft etablieren können, wird sich erst 
zukünftig erweisen, da in den nächsten Jahren die Hauptfinanzierung durch EU-
Mittel entfällt und neue Wege der Finanzierung erschlossen werden müssen, die 
möglicherweise ein höheres finanzielles Engagement der einzelnen Gesellschafter 
erfordern wird. 
Zusammenfassend kann konstatiert werden, dass sich das CentrO. in ein regionales 
Netzwerk einbindet und bei der Vermarktung des Ruhrgebietes als Freizeitregion mit 
weiteren privaten Anbietern und dem Kommunalverband „an einem Strang zieht“. 
Verglichen mit industriellen Großansiedlungen im Ruhrgebiet, die in der Vergan-
genheit auf kommunale und regionale Einbindung hin untersucht wurden, kann im 
Fall des UEC ein weiterreichendes Engagement festgestellt werden. Im industriell 
dominierten Ruhrgebiet war ein Kontakt zwischen Industrieunternehmen und Kom-
munen in eher geringem Ausmaß gegeben. Vertreter der Kommune Oberhausen be-
richten, dass Kooperationsprozesse zu Zeiten der Dominanz industrieller Großunter-
nehmen in Oberhausen kaum erfolgten (vgl. Interview 23/I). Eine Studie zu einer 
weiteren industriellen Großansiedlung eines „global players“ im Ruhrgebiet kommt 
zu einem „mageren“ Ergebnis, was die Einbindung der Firmenleitung in kommunale 
und regionale Netzwerke betrifft (vgl. hierzu Thinnes/Wegge 1998, Wegge 1999). 
Zu einem ähnlichen Resultat kommt eine Untersuchung zur Einbettung eines global 
players der Automobilindustrie im französischen Hambach: „Eine Integration des 
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Werkes in die Region ist bislang in keiner Weise festzustellen“ (vgl. Iwer/Rehberg 
1999: 339).  
Das Engagement des CentrO. in einem regionalen Netzwerk ist, wie es für ein ge-
winnorientiertes Unternehmen unterstellt werden kann, strategisch begründet, wird 
aber durch individuelle persönliche Akteursbeziehungen gestützt. In Rückgriff auf 
die in der Einleitung dieses Kapitels beschriebenen Strategien von global playern 
kann durchaus eine „Offenheit“ des global players gegenüber kommunalen und regi-
onalen Kooperationen konstatiert werden. Die gemeinsame Vermarktung der Leis-
tungen kann sowohl für das CentrO. als auch für die westliche Teilregion des Ruhr-
gebietes gewinnbringend eingesetzt werden. Das CentrO. kann durch eine gemein-
same regionale Vermarktung die Kundenfrequenz weiter steigern und insbesondere 
für die Stadt Oberhausen wird der Strukturwandel forciert. In welchem Ausmaß die 
Stadt Oberhausen bezogen auf Arbeitsplätze in der Wirtschaftsabteilung „Handel“ 
von der Ansiedlung profitieren konnte, wird im Folgenden dargestellt. 
6.4 Oberhausen im Vergleich zu anderen Ruhrgebietsstädten 
Durch die Aktivitäten des internationalen Investorenteams und durch die Unterstüt-
zungsleistungen der Kommune wird der Versuch unternommen, für die Stadt Ober-
hausen den Strukturwandel von der Industriestadt zum Freizeit- und Dienstleis-
tungsmagneten zu vollziehen. Dieser Vorsatz scheint sich für Oberhausen zuneh-
mend zu realisieren.  
Vergleicht man die Veränderung der Beschäftigtenzahlen in Oberhausen mit der 
Veränderung in weiteren Ruhrgebietsstädten, so ergibt sich für Oberhausen eine be-
merkenswerte Konstellation, anhand derer sich die Strukturwandelanstrengungen 
nachzeichnen lassen. Betrachtet wird im Folgenden jeweils eine Zeitreihe von 1991 
bis 2001, auf deren Grundlage die Beschäftigtenzahlen der Stadt Oberhausen denen 
des Ruhrgebietes (in den Grenzen des Kommunalverband Ruhrgebiet) sowie denen 
des Landes Nordrhein-Westfalen gegenübergestellt werden. 
Für diese Dekade lässt sich für die Stadt Oberhausen die Aussage treffen, dass der 
Beschäftigungseinbruch im Bereich „Energie- und Wasserversorgung/Bergbau“ 
prozentual betrachtet über 30 % höher ausfällt, als dies für das Ruhrgebiet insgesamt 
zu verzeichnen ist. Im Vergleich zu den anderen Ruhrgebietsstädten wird hier pro-
zentual die höchste Arbeitsplatzeinbuße konstatiert. Die Stadt Oberhausen verlor im 
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Betrachtungszeitraum 85 % der Arbeitsplätze in dieser Wirtschaftsabteilung. Absolut 
beträgt die Einbuße 3.355 Arbeitsplätze (vgl. Abb. 24). Eine ähnlich hohe prozentua-
le Einbuße kann sonst nur für die Stadt Gelsenkirchen verzeichnet werden, die 83 % 
der Arbeitsplätze in dieser Wirtschaftsabteilung verlor und in absoluten Zahlen die 
Spitze der Arbeitsplatzverluste (- 14.909) hinnehmen musste. 
Abb. 24 Prozentuale Beschäftigungsabnahme in der Wirtschaftsabteilung  
„Energie/Wasserversorgung/Bergbau“ 1991 - 2001 
Quelle: LAA NRW 2002; eigene Berechnungen 











Ein ähnlich düsteres Bild ergibt sich für die Wirtschaftsabteilung „Verarbeitendes 
Gewerbe“, auch hier erfolgte in der Stadt Oberhausen innerhalb von zehn Jahren ein 
Beschäftigungsabbau in Höhe von 39 % (absolut - 8.366 Beschäftigte), während das 
Land NRW in derselben Zeitperiode „nur“ einen Einbruch von 24 % hinnehmen 
musste. Das Ruhrgebiet insgesamt hatte in dieser Dekade einen Beschäftigungsein-
bruch von 32 % zu verzeichnen (vgl. Abb. 25). 
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Abb. 25 Prozentuale Beschäftigungsabnahme im Wirtschaftsbereich  
„Verarbeitendes Gewerbe“ von 1991 - 2001 
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Im Betrachtungszeitraum gelang es in der Stadt Oberhausen jedoch, die Zahl der im 
unternehmensnahen Dienstleistungsbereich Beschäftigten überproportional zum 
Ruhrgebiet und auch zum Land NRW auszubauen. Für die Wirtschaftsabteilung 
„Dienstleistungen, soweit von Unternehmen und freien Berufen erbracht“ lässt sich 
für Oberhausen eine Steigerung der Beschäftigungsverhältnisse um 151 % (absolut 
1.398 Beschäftigte) beobachten, während im Ruhrgebiet insgesamt und im Land 
NRW die Zahl der Beschäftigten um 104 bzw. 112 % gestiegen ist (vgl. Abb. 26). 
Auch wenn man davon ausgehen kann, dass ein Teil der unternehmensnahen Dienst-
leistungen aus den Stammunternehmen ausgelagert wurden und sich dadurch Ver-
schiebungen zwischen den Wirtschaftsabteilungen ergeben können, ist dennoch ein 
überproportionaler Zuwachs für diese Wirtschaftsabteilung in den untersuchten 
Ruhrgebietsstädten zu konstatieren. Der Spitzenreiter in der Steigerung der Beschäf-
tigungsrate in dieser Wirtschaftsabteilung ist die Stadt Bottrop, die eine Steigerung 
der unternehmensnahen Dienstleistungen um 462 % verzeichnen kann, allerdings 
ausgehend von einem niedrigen Niveau von absolut 219 Beschäftigten im Jahr 1991 
auf 1.231 Beschäftigte im Jahr 2001. In absoluten Zahlen konnte insbesondere die 
Stadt Dortmund mit einem Zugewinn von 5.095 Arbeitsplätzen „glänzen“. 
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Abb. 26 Prozentuale Beschäftigungsveränderungen der Wirtschaftsabteilung 
Dienstleistungen, soweit von Unternehmen und freien Berufen erbracht 
(1991 – 2001) 
Quelle: LAA NRW; eigene Berechnungen. 











Für die Wirtschaftsabteilung „Handel“ kommt die Beschäftigungssteigerung für  
Oberhausen klar zum Ausdruck. In der Dekade zwischen 1991 und 2001 fand eine 
Erhöhung der Beschäftigtenzahlen um 8 % statt. Alle anderen Ruhrgebietsstädte - 
mit Ausnahme Bottrops - und das Ruhrgebiet insgesamt mussten in dieser Wirt-
schaftsabteilung zum Teil gravierende Verluste hinnehmen. Mit einer absoluten Zu-
nahme von 800 Arbeitsplätzen in der Beobachtungsperiode hebt sich Oberhausen 
von den Vergleichsstädten ab. Insgesamt sind in der Stadt Oberhausen 9.802 Perso-
nen im Handel beschäftigt. Im gesamten Ruhrgebiet wird die Umsatz- und Beschäf-
tigungsflaute im Handel sichtbar, die in Deutschland seit dem Beginn der 90er Jahren 
eingesetzt hat und immer noch andauert. Für das gesamte Bundesland NRW konnte 
allerdings insgesamt ein leichter Beschäftigungsanstieg von 2 % errechnet werden. 
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Abb. 27 Prozentualer Beschäftigungszuwachs in der Wirtschaftsabteilung Handel 
(1991– 2001) 
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Insgesamt konnte der Beschäftigungsabbau, der durch Zechenschließungen und 
durch den Abzug der Schwerindustrie erfolgte, durch die Beschäftigungssteigerun-
gen im Dienstleistungsbereich und im Handel für die Stadt Oberhausen nicht kom-
pensiert werden. Über alle Wirtschaftsabteilungen hinweg ergibt sich für Oberhausen 
ein Beschäftigungsabbau von 9 % für die Dekade von 1991 – 2001. Im gesamten 
Ruhrgebiet waren 2001 knapp 5 % weniger Arbeitnehmer beschäftigt als noch 1991. 
Einzig die Stadt Bottrop konnte u. a. durch die Steigerungen im Bereich der unter-
nehmensnahen Dienstleistungen sowie des Handels eine Beschäftigungssteigerung 
über alle Wirtschaftsbereiche erreichen. Dabei ist zu beachten, dass die Einschnitte 
im „Verarbeitenden Gewerbe“ nicht so gravierend (- 18 %) ausfielen wie in den Ver-
gleichstädten und sich die exorbitanten prozentualen Steigerungen im Handels- und 
Dienstleistungsbereich von einem vergleichsweise niedrigem Ausgangsniveau ent-
wickelten. Im Bereich der Handels- und Freizeitdienstleistungen können hier die 
Ansiedlung des Unterhaltungskonzerns Warner Brother sowie einer Indoor-Skihalle 
als mögliche Gründe für die Beschäftigungssteigerung herangezogen werden. Lan-
desweit (NRW) gelang im Betrachtungszeitraum ebenfalls eine gegenläufige Ent-
wicklung, nämlich ein Beschäftigtenanstieg von knapp 2 % (vgl. Abb. 28). 
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Abb. 28 Veränderungen der Gesamtbeschäftigung in Prozent von 1991 – 2001 
Quelle: LAA NRW; eigene Berechnungen 












Im Vergleich mit den Nachbarstädten des Ruhrgebietes zeichnet Oberhausen eine 
besondere Dynamik in der Beschäftigungsentwicklung in den untersuchten Wirt-
schaftsabteilungen aus. Den größten Beschäftigungseinbruch verzeichnen diejenigen 
Ruhrgebietsstädte, die hohe Arbeitsplatzverluste in der Energie- und Wasserversor-
gung und im Bergbau hinnehmen mussten und zugleich nicht in ausreichendem Ma-
ße an den Zuwächsen des Dienstleistungssektors partizipieren konnten. Oberhausen 
fällt dadurch aus dem Rahmen, dass es prozentual die höchsten Beschäftigungsein-
bußen in dieser Wirtschaftsabteilung (- 85 %) hinnehmen musste, gleichzeitig diesen 
Einbruch mit einem ebenso spektakulären Zuwachs an Dienstleistungsarbeitsplätzen 
kompensieren konnte. Diese Extremabweichungen sind in keiner anderen Ver-
gleichsstadt zu beobachten. 
Neben der überdurchschnittlichen Beschäftigungssteigerung im Handel (8 %) ver-
zeichnet insbesondere die Wirtschaftsabteilung „Dienstleistungen, soweit von Unter-
nehmen und freien Berufen erbracht“ eine Rekordzunahme an Beschäftigungsplätzen 
(151 %) in Oberhausen. Auch die Städte Dortmund (145 %) und Bottrop (462 %) 
liegen über dem landesweiten Zuwachs von 112 % in dieser Wirtschaftsabteilung. 
Dabei erklärt sich die exorbitante Steigerung im Fall Bottrop wiederum durch ein 
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geringes Ausgangsniveau von 219 Beschäftigten im Jahr 1991 in dieser Wirtschafts-
abteilung. 
Nimmt man an dieser Stelle den roten Faden des Stratmannschen Analyseschemas 
aus dem Einführungskapitel wieder auf, dann hat der Globalisierungsfluss „Ideen“ in 
Form von handelsergänzenden Dienstleistungen für eine positive Beeinflussung des 
lokalen Stadtentwicklungsfaktors Ökonomie, zumindest für die Wirtschaftsabteilung 
„Handel“ in Oberhausen, gesorgt. Die schrittweise Wandlung von einer Montanstadt 
zu einem Touristikstandort wurde durch die Ansiedlung des global players „CentrO.“ 
für die Stadt Oberhausen eingeläutet: „Vor der Ansiedlung des CentrO. waren die 
Begriffe Tourismus und Oberhausen wie Feuer und Wasser. Seit der Ansiedlung des 
CentrO. hat sich dies sukzessive verändert.“ (Interview 17/I). Durch das Zusammen-
spiel mit weiteren international tätigen Unternehmen der Freizeitbranche wie z. B. 
Warner Brother in Bottrop und den Musicaltheatern ergibt sich die Möglichkeit der 
Bündelung und Vermarktung von Freizeitangeboten für das westliche Ruhrgebiet. 
6.5 Fazit 
Im untersuchten Fall erfolgt eine Einbindung des global player in kommunale und 
regionale Bezüge. Dabei spielte der CentrO.-Direktor - als ehemaliger Assistent des 
Oberbürgermeisters der Stadt Oberhausen – eine maßgebliche Rolle bei der Gestal-
tung der vertrauensbasierten Kooperation im kommunalen und regionalen Zusam-
menhang.  
Eine intensive Zusammenarbeit mit der Kommune erfolgte insbesondere in der An-
siedlungsphase des CentrO. In der nachfolgenden Zeit haben sich die Kooperations-
beziehungen zwischen Stadt und CentrO. auf Sachbearbeiterebene gefestigt. Eine 
regionale Einbindung des global player erfolgt aus vertriebsstrategischen Gründen in 
das Netzwerk der Ruhrgebiet Tourismus GmbH (RTG). Die RTG wurde in einer 
Top-Down-Initiative vom Wirtschaftsministerium NRW initiiert und hat die touristi-
sche Vermarktung des Ruhrgebietes zum Ziel. Insgesamt verfolgen das CentrO.-
Management und die Stadt Oberhausen die gemeinsame Zielsetzung, die Stadt Ober-
hausen als Freizeitmagnet weiter zu etablieren. 
Grundsätzlich ist ein Urban Entertainment Center jedoch regionsungebunden organi-
siert. Die Region ist für die Investoren eines Urban Entertainment Center austausch-
bar, die dominierenden Variablen, die auf die Ansiedlungsentscheidung für ein UEC 
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wesentlichen Einfluss nehmen, liegen in der Größe des Einzugsgebietes und damit 
verbunden in der Bevölkerungsdichte und der Kaufkraft der potentiellen Kunden. 
Insbesondere das westliche Ruhrgebiet weist einen großen Einzugsbereich aus, der 
sich bis auf das benachbarte Ausland erstreckt. Darüber hinaus ist durch die Zahl von 
12 Autobahnanschlüssen in unmittelbarer Nähe des CentrO. eine sehr gute Erreich-
barkeit für Kunden und Lieferanten gewährleistet. 
Im untersuchten Fall des UEC könnte der global player durchaus gänzlich als „vater-
landsloser Geselle“ agieren, da er selbst über genügend finanzielles Potenzial und 
internationalen Einfluss verfügt, um adäquates Marketing für den Standort zu betrei-
ben und das Unternehmen „CentrO.“ als Verbrauchermagnet in der Region zu etab-
lieren. Möglicherweise ist für die Integration von Großorganisationen des Freizeit- 
und Dienstleistungsbereiches eine Kooperation mit kommunalen und regionalen Ak-
teuren in einem höheren Maße durch die Investoren erwünscht, um regionale „Ab-
satzpakete“ für das Freizeitpublikum zu „schnüren“ und Sogwirkungen auf weitere 
Anbieter durch eine gemeinsame „Ansiedlungspolitik“ auszulösen. Dies vor allem 
vor dem Hintergrund, dass der Freizeitmarkt von immer neuen Impulsen lebt und der 
„Produktzyklus“ eines UEC durch Kooperationen und der daraus erwachsenden Att-
raktivitätssteigerung eines Standortes verlängert werden kann. 
Insgesamt gesehen werden die Strukturwandelanstrengungen der Stadt Oberhausen 
zwar durch den kontinuierlichen Abbau von Arbeitsplätzen im produzierenden Ge-
werbe derzeit (z. B. Babcock/Borsig) weiterhin gebremst, die Ansiedlung des Urban 
Entertainment Centers hat jedoch positive Auswirkungen auf die Wirtschaftsabtei-
lung „Handel“ ausgelöst. Durch das Zusammenspiel engagierter Akteure der Stadt-
verwaltung und international tätiger Investoren der „Freizeitindustrie“ sowie der Ver-
fügbarkeit von Industriebrachen mit ausgezeichnetem Anschluss an die Verkehrs-
adern des Ruhrgebietes hat sich für die Stadt Oberhausen ein massiver Strukturwan-
del vollzogen. Oberhausen, die „Wiege des Ruhrgebietes“, die nach dem Rückzug 
von Bergbau und Schwerindustrie zeitweilig zur westdeutschen „Hochburg der Ar-
beitslosigkeit“ mutierte, avancierte binnen weniger Jahre zur „Freizeitstadt des Re-
viers“; eine Entwicklung, die noch vor wenigen Jahren von vielen Beobachtern für 




Für den deutschen Handel können in den letzten Jahren zwei maßgebliche Entwick-
lungen konstatiert werden. Zum einen wird die Wertschöpfungskette, die vom Her-
steller zum Endverbraucher reicht, durch sich neu etablierende Betriebstypen ver-
kürzt, so dass für die Verbraucher ein früherer Zugriff auf die Waren möglich wird. 
Dies kann z. B. für Factory Outlet Center oder das Online-Shopping beobachtet wer-
den. Zum anderen erfolgt eine Anlagerung an die Wertschöpfungskette durch Be-
triebstypen, die zusätzlich zur Distributionsfunktion handelsergänzende Dienstleis-
tungen erstellen. 
Diese Entwicklung ist am Betriebstyp eines Urban Entertainment Center zu beobach-
ten und wird zunehmend auch für den innerstädtischen Einzelhandel angestrebt. Die 
Erstellung von handelsergänzenden Dienstleistungen soll in beiden Fällen die Attrak-
tivität der Einkaufsumgebung erhöhen und bezieht sich auf die allgemeinen Flächen 
einer Einzelhandelsagglomeration. Im Zentrum der Dissertation steht die Frage nach 
der Möglichkeit der Generierung dieser Dienstleistungen in verschiedenen Kontex-
ten.  
Als Theorierahmen dient der Transaktionskostenansatz, ein Teilansatz der Neuen 
Institutionenökonomik, mit dessen Hilfe geklärt wird in welchem institutionellen 
Arrangement die Erstellung von handelsergänzenden Dienstleistungen effizient ab-
gewickelt werden kann. Parallel hierzu wird die Kollektivgütertheorie von Olson 
(1968) eingeführt, mit der verdeutlicht wird, warum die Erstellung von handelser-
gänzenden Dienstleistungen auf allgemeinen Flächen in der Regel scheitert. Die Auf-
lösung des Kollektivgüterproblems kann im Fall des UECs mit einem weiteren Teil-
ansatz der Neuen Institutionenökonomik, der Theorie der Verfügungsrechte erklärt 
werden. Für die Innenstädte bleibt die Kollektivgüterproblematik bestehen und kann, 
nach den Vorschlägen Olsons, durch das Eingreifen von hierarchischen Akteuren 
abgemildert werden. 
Der Trend zur Anreicherung der Wertschöpfungskette im Einzelhandel ist eng mit 
dem Thema Erlebniseinkauf verknüpft. Die Veränderung des Freizeitvolumens hat 
Auswirkungen auf das Einkaufsverhalten der Verbraucher. Der Einkaufsprozess fin-
det nicht mehr nur unter Versorgungsaspekten statt. Einkaufen avanciert unter dem 
Stichwort „Shopping“ für Teile der Verbraucher zur Freizeitbeschäftigung, in der 
Ereignisse, die außerhalb des Alltagserlebens liegen, als Anreicherung des Einkaufs-
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prozesses willkommen sind. Durch die räumliche Agglomeration von Freizeiteinrich-
tungen, Gastronomie und Einkaufsstätten und der Bereitstellung handelsergänzender 
Dienstleistungen, gelingt es in einem Urban Entertainment Center Erlebnismöglich-
keiten für die Kunden zu schaffen. Die handelsergänzenden Dienstleistungen setzen 
sich dabei aus einem Bündel von Einzeldiensten wie z. B. Sicherheit, Reinigung, 
Kundeninformation, Kinderbetreuung und dem Arrangement von „Events“ zusam-
men. 
In den USA wurden Urban Entertainment Center in Anlehnung an europäische In-
nenstädte aus der „Retorte“ geschaffen, um die zunehmende Verödung von Stadt-
zentren zu stoppen und die Innenstädte durch ein künstlich geschaffenes Zentrum 
wieder zu beleben. In den 90er Jahren erfolgte durch international tätige Unterneh-
men eine Rückübertragung dieser „künstlichen Innenstadt“ nach Europa. Im Unter-
schied zur historischen europäischen Innenstadt nun aber angereichert um ein umfas-
sendes Dienstleistungsangebot, das von einer Betreibergesellschaft auf den allgemei-
nen Flächen des Centers erstellt wird und den Kundenservice erhöhen soll. 
Die Untersuchung des 1996 in Oberhausen eröffneten Urban Entertainment Center 
„CentrO.“ konzentriert sich demzufolge zunächst auf das Dienstleistungsangebot, 
das hier für erlebnisorientierte Verbraucher geschaffen wird. In der Arbeit wird ana-
lysiert, welche handelsergänzenden Dienstleistungen in diesem Center angeboten 
werden und in welchem Organisationskontext sie erstellt werden. 
Gegen eine marktliche Erstellung von handelsergänzenden Dienstleistungen durch 
einzelne Unternehmen sprechen sowohl erhöhte Transaktionskosten als auch das 
Kollektivgutproblem. Die Eigenerstellung handelsergänzender Dienstleistungen 
durch die Einzelhändler entfällt aufgrund der hohen Veränderlichkeit der Dienstleis-
tungen, die u. a. in dem notwendigen „Mix“ der Dienstleistungen begründet liegt. 
Der Transaktionskostentheorie folgend müssten demnach zumindest langfristige Ver-
träge zwischen Anbietern und Nachfragern von handelsergänzenden Dienstleistun-
gen entstehen. Anknüpfend an diesen theoretischen Ankerpunkt wird in der Arbeit 
untersucht, welche Kooperations- bzw. Netzwerkgefüge sich zur Erstellung der 
Dienstleistungen in einem UEC zwischen den Unternehmen der Einzelhandelsag-
glomeration und der Betreibergesellschaft entwickeln. Dabei wird auf den struktura-
tionstheoretischen Netzwerkansatz (nach Windeler 2001) zurückgegriffen, der die 
ökonomisch intendierte Netzwerkforschung aufbricht und eine Herangehensweise 
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ermöglicht, die sowohl den handelnden Akteur als auch die durch ihn veränderbare 
Struktur in den Blick nimmt. 
Im untersuchten Fall des Urban Entertainment Center gelingt es handelsergänzende 
Dienste, die zunächst als kollektive Güter identifiziert werden, in private Güter zu 
wandeln, da der Betreiber des UEC gemäß der Neuen Institutionenökonomik alle 
Verfügungsrechte auf sich vereinigt und somit ausschließen kann, dass sich Einzel-
händler als „Trittbrettfahrer“ verhalten. Das Aufbrechen des Kollektivgüterproblems 
erfolgt über die Konstituierung eines neuen Handelsstandortes, an dem nur solche 
Einzelhandelsunternehmen mit verbraucherfreundlichen Dienstleistungen „beliefert“ 
werden, die bereit sind, die Vertragsbedingungen des UEC-Betreibers zu akzeptieren 
und sich in dessen Räumlichkeiten einzumieten. Dabei ist nicht die Neuheit des 
Raumes, sondern das monopolistische Verfügungsrecht des Betreibers über den 
Raum ausschlaggebend dafür, dass der Nutzen des UEC-Betreibers mit dem Nutzen 
einer Gruppe von Einzelhändlern zusammenfällt und handelsergänzende Dienstleis-
tungen erstellt werden können. 
Bezüglich der Kooperation zwischen den Unternehmen und der Betreibergesellschaft 
konnte ermittelt werden, dass die Betreibergesellschaft des UEC langfristige Verträ-
ge mit allen Einzelhändlern und Gastronomen auf dem UEC-Gelände unterhält und 
zu 51 % die Finanzierung des Marketingetats übernimmt. Die Betreibergesellschaft 
ist somit in der Lage, als fokaler Akteur die Dienstleistungserstellung innerhalb der 
Unternehmensagglomeration maßgeblich zu steuern. Die Betreibergesellschaft spezi-
alisiert sich dabei auf die Erstellung von handelsergänzenden Dienstleistungen „aus 
einem Guss“ für die Vertragspartner innerhalb des CentrO. Die Mehrzahl der lang-
fristigen Verträge zwischen den über 200 Vertragspartnern und der Betreibergesell-
schaft des UEC können zunächst als dauerhafte, dyadische Geschäftsbeziehungen 
zwischen dem Betreiber und dem jeweiligen Unternehmen identifiziert werden. Über 
diese dyadischen Beziehungen hinaus entsteht, unterstützt durch Steuerungsangebote 
der Betreibergesellschaft, ein hierarchisches Unternehmungsnetzwerk in das schwer-
punktmäßig die Ankerunternehmen involviert sind. 
In einem weiteren Arbeitsschritt wurde untersucht, welche Reaktionen sich in den 
umliegenden Städten Oberhausens aus diesem „Rückimport“ einer künstlichen In-
nenstadt ergeben. Es wird analysiert, ob durch die „Idee“ der handelsergänzenden 
Dienstleistungen, die durch ein transnationales Unternehmen in die Region transpor-
tiert werden, eine Veränderung von Stadtentwicklungsfaktoren erfolgt. Erwartet 
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wurde, dass von der Ansiedlung des „global player“ ein Impuls auf die umliegenden 
Städte ausgeht, ebenfalls handelsergänzende Dienstleistungen für die Verbraucher in 
den Fußgängerzonen der Innenstädte bereitzustellen. Im Mittelpunkt der Analyse 
stand hier, in welcher Weise in diesen Fällen die „Stolpersteine“ der erhöhten Trans-
aktionskosten und das Kollektivgüterproblem aus dem Weg geräumt werden können. 
Die Ausgangshypothese lautet, das es in Innenstädten im Allgemeinen nicht gelingt 
handelsergänzende Dienstleistungen in private Güter umzuwandeln, da durch die 
sehr heterogenen Eigentumsverhältnisse in den Innenstädten Einzelhändler nicht von 
der Nutzung von Dienstleistungen auf allgemeinen Flächen ausgeschlossen werden 
können. Auch dann nicht, wenn sie sich nicht oder nur in ungenügendem Umfang an 
der Erstellung handelsergänzender Dienstleistungen beteiligen. Das Kollektivgüter-
problem bleibt also bei der Erstellung von handelsergänzenden Dienstleistungen auf 
allgemeinen Flächen der Innenstadt virulent. 
Die überwiegende Zahl der Ruhrgebietskommunen waren, was das Thema Innen-
stadtmarketing betraf „schlafende Riesen“. Dies liegt unter anderem darin begründet, 
dass sich die kommunalen Anstrengungen unter dem Druck der hohen Arbeitslosig-
keit im Ruhrgebiet hauptsächlich auf die Sozial- und Arbeitsmarktpolitik richtete. 
Erst durch die Platzierung des CentrO. im Jahr 1996 stiegen die Kommunen in die 
bereits seit Ende der 80er Jahre in Deutschland geführte Stadtmarketing-Debatte ein. 
Das dies mehr oder weniger mit „einem Paukenschlag“ und Vehemenz in Angriff 
genommen wurde, ist zum einen auf den Problemdruck der Kommunen durch die 
Ansiedlung des CentrO., aber auch auf die 1996 gleichzeitig einsetzende Modellför-
derung durch das Land NRW zurückzuführen. 
Die empirische Untersuchung ergibt, dass in sechs von sieben Fällen der Problem-
druck, der durch die Eröffnung des UEC CentrO. vermeintlich oder tatsächlich auf 
Kommune und dem innerstädtischen Einzelhandel lastete, als Katalysator für einen 
Stadtmarketingprozess gewirkt hat, der die Aufwertung der Innenstadt zum Ziel hat-
te. Verstärkt durch die finanzielle Unterstützung in Form einer Modellförderung des 
Landes NRW wurden zunächst theoretische Leitbilder zur Aufwertung der Innen-
stadt entwickelt. Nach dem Abschluss dieser Konzeptionalisierungsphase und der 
Beendigung der Landesförderung kristallisieren sich in den sieben untersuchten 
Ruhrgebietsstädten drei unterschiedliche Kooperationstypen zwischen Einzelhandel 
und Kommune heraus. Von der völligen Kooperationsblockade zwischen Einzelhan-
delsorganisationen und Kommune über die Praxisfalle bis hin zu institutionalisierten 
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Lösungen in Form von Marketing GmbHs konnten drei Typen des Innenstadtmarke-
tings nachgezeichnet werden. 
Es bestätigt sich, dass der Einzelhandel hauptsächlich über die Werbegemeinschaften 
in den Prozess des Innenstadtmarketings eingebunden ist, sich aber aufgrund der 
inhärenten Kollektivgutproblematik, die in der Innenstadt nicht grundsätzlich über-
wunden werden kann, in den analysierten Fällen nur als „Mitläufer“ in den Koopera-
tionsprozess für das Innenstadtmarketing einbringt und keine „tragende Rolle“ spielt. 
In der kommunalen Praxis hat sich das Wissen um die beschränkte individuelle 
Handlungsfähigkeit der Einzelhändler in Bezug auf das Innenstadtmarketing bislang 
noch nicht durchgesetzt, und es werden häufig überzogene Erwartungen in das En-
gagement des innerstädtischen Einzelhandels gesetzt.  
Die Expertengesprächen ergeben, dass die Initiierung von Kooperationen, die Mode-
ration verschiedener Arbeitskreise und das Einbinden verschiedenster Akteure und 
Organisationen in das Innenstadtmarketing neben einem institutionalisiertem Rah-
men auch Akteure voraussetzt, die in der Lage sind, sich auch auf verantwortliche 
Akteure anderer lokal operierender Institutionen zuzubewegen. Als theoretischer 
Ansatz wird hier der akteurszentrierte Institutionalismus (Scharpf 2000) eingeführt. 
Bereits für das Entstehen der Rahmenbedingungen für das Innenstadtmarketing sind 
offensichtlich einzelne Akteure maßgeblich, die in der Lage sind als „gatekeeper“ 
zwischen Politik und Wirtschaft zu vermitteln. 
In den vorliegenden Fällen einer lokal begrenzten Kooperation scheint es von beson-
derer Wichtigkeit zu sein, integrierende Persönlichkeiten mit sozialer Kompetenz als 
verantwortliche Akteure zu gewinnen. Einige der Citymanager haben nach Tätigkei-
ten in der kommunalen Verwaltung (z. B. als Projektleiter der Verwaltungsmoderni-
sierung oder in der Öffentlichkeitsarbeit der Stadt) langjährige Verwaltungserfahrung 
gesammelt und in dieser Zeit einen Einblick in die persönliche Netzwerkbeziehun-
gen, die sich über die Kommune „legen“, gewonnen. Diese „Insiderkenntnis“ hilft 
zusätzlich, die richtigen Ansprechpartner für gemeinsame Aktionen in der Stadt zu 
finden, birgt aber auch die Gefahr des „Klüngels“ in sich, wie überhaupt die Grenze 
zwischen „Klüngel“ und fruchtbaren Netzwerkbeziehungen eng beieinander zu lie-
gen scheint. 
Es bleibt festzuhalten, dass die Erstellung von handelsergänzenden Dienstleistungen 
in den Fußgängerzonen der Innenstädte im Vergleich zu einem UEC ungleich schwe-
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rer zu bewerkstelligen ist, da das Kollektivgüterproblem nur dann nachhaltig unter 
Kontrolle gebracht werden kann, wenn dauerhafte Finanzierungs- und Moderations-
leistungen von einem hierarchischen Akteur (z. B. Kommune) erbracht werden. 
Während sich die ersten beiden Fragestellungen mit dem „Ideenfluss“ in Form von 
handelsergänzenden Dienstleistungen beschäftigen und für die Einzelhandelsagglo-
merationen Urban Entertainment Center und Innenstadt untersucht wurden, wird im 
dritten Teil der Arbeit die Rolle des „global player“ analysiert. Es wird geklärt, in-
wiefern das internationale Unternehmen CentrO. lediglich die Verwertbarkeit der 
Region für seine Unternehmenszwecke aufgreift, wie dies häufig bei der Ansiedlung 
von transnationalen Unternehmen befürchtet wird, oder ob eine Einbindung in kom-
munale und regionale Bezüge erfolgt. 
Im untersuchten Fall des UEC könnte der „global player“ durchaus gänzlich als „va-
terlandsloser Geselle“ agieren, da er selbst über genügend finanzielles Potenzial und 
internationalen Einfluss verfügt, um adäquates Marketing zu betreiben und das Un-
ternehmen „CentrO.“ als Verbrauchermagnet in der Region zu etablieren. Über die 
Ansiedlungsphase hinaus erfolgt jedoch sowohl auf kommunaler als auch auf regio-
naler Ebene eine Einbindung des Unternehmens, die sich auf die Vermarktung des 
CentrO. bezieht und durch vertrauensbasierte individuelle Beziehungen zwischen 
Akteuren der Stadtverwaltung und Akteuren der Betreibergesellschaft gestützt wird. 
Möglicherweise ist für die Integration von Großorganisationen des Freizeit- und 
Dienstleistungbereiches eine Kooperation mit kommunalen und regionalen Akteuren 
in einem höheren Maß durch die Investoren erwünscht, um regionale „Absatzpakete“ 
anbieten zu können und Sogwirkungen auf weitere Anbieter durch eine gemeinsame 
„Ansiedlungspolitik“ auszulösen. Dies gilt vor allem vor dem Hintergrund, dass der 
Freizeitmarkt von wechselnden Impulsen lebt und der „Produktzyklus“ eines UEC 
durch Kooperationen und der daraus erwachsenden Attraktivitätssteigerung eines 
Standortes verlängert werden kann. Für die Stadt Oberhausen erfolgte durch die An-
siedlung des „global player“ ein schrittweiser Wandel von der untergehenden Mon-
tanstadt zur Freizeitstadt des Reviers. Die Beschäftigungseinbrüche, die durch die 
wegbrechenden Arbeitsplätze im sekundären Sektor vollzogen wurden, konnten 
durch die neu entstandenen Arbeitsplätze im Dienstleistungssektor zwar nicht kom-




In der Großarbeitsmarktregion Niederrhein, die sich aus dem westlichen Ruhrgebiet 
und der Großregion Düsseldorf zusammensetzt, kann entlang der Rheinschiene eine 
verstärkte Ansiedlung von „global playern“ der Freizeitbranche festgestellt werden 
(z. B. Warner Brothers in Bottrop, Skihallen in Bottrop und Neuss, UEC, 
Musicalhalle, geplantes Seewasseraquarium in Oberhausen). Diese Entwicklung lässt 
sich auf die guten Infrastrukturbedingungen, die hier in Form hoher 
Einwohnerdichte, der möglichen Ausweitung der Zielgruppen auf das benachbarte 
Ausland und der sehr guten verkehrstechnischen Anbindung vorhanden sind, 
erklären. 
Damit zukünftig auch der Einzelhandel der anliegenden Städte verstärkt von Kauf-
kraftströmen, die durch Freizeitgroßanlagen ausgelöst werden, partizipieren kann, 
gewinnt die Aufwertung der Innenstädte zunehmende Bedeutung für die Kommunen. 
Zusätzliche Kaufkraft lässt sich für die Innenstädte aber nur dann generieren, wenn 
die betreffenden Innenstädte über ein gepflegtes Ambiente hinaus handelsergänzende 
Dienstleistungen anbieten, die die Attraktivität der jeweiligen Innenstadt weiter er-
höhen, zumal die wenigsten Ruhrgebietsstädte per se historisch attraktive Altstädte 
vorweisen können, die über einen Alleinstellungscharakter verfügen und aus diesem 
Grund Kaufkraft über die Stadtgrenzen hinaus anziehen. Deshalb ist Innenstadtmar-
keting in diesen Städten kein Luxus, sondern notwendige Voraussetzung für die 
Stärkung des innerstädtischen Einzelhandels. 
In dieser Arbeit wurde gezeigt, dass der innerstädtische Einzelhandel bei der Erstel-
lung von Kollektivgütern in Form von handelsergänzenden Dienstleistungen in der 
Innenstadt blockiert ist und die Aktivität der Einzelhändler überwiegend aus „selek-
tiven Anreizen“ heraus erfolgt. Das bedeutet für die verantwortlichen Akteure in den 
Kommunen, dass die Moderation, die Grundfinanzierung sowie die Gewinnung von 
örtlichen Sponsoren zunächst in den Aufgabenbereich der Kommune fällt und dort 
idealerweise unabhängig von kommunaler Parteipolitik angesiedelt wird. Das bedeu-
tet aber auch, dass die Einzelhändler nur dann verstärkt in die Pflicht genommen 
werden können, wenn positive und negative „selektive Anreize“ eingesetzt werden, 
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„Die Zeit“ vom 2.9.1999: „Glaube, Liebe, Auspuff. Der VW-Konzern baut sich eine 
eigene Stadt- und verklärt den Autokult zur Religion“ von H. Rautenberg. Nr. 36. S. 37 – 
38. 
„Die Zeit“ vom 17.2.2000: „Nicht Kellner fehlen, sondern Manager“ von W. Cornetz 
und H. Schäfer. Nr. 8. S. 33. 
„Die Zeit“ vom 2.11.2000: „Endziel Konsum“ von R. Herzinger. Nr. 45. S. 58. 





http://www.autostadt.de vom 1.6.2001 
http://www.bbr.bund.de/foc/foc_bw.htm vom 25.6.2001 (Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung) 
http://www.centro.de vom 26.11.2002 
http://www.einzelhandel.de vom 11.6.2001 (Hauptverband des Deutschen Einzel-
handels) 
http://www.erlebniscenter.de/infos/de/html/content.html vom 1.6.2001 
http://www.heuer-dialog.de/Dialog/pub/immoman/0697/freizeit.html vom 31.5.2001 
http://www.ravensburger.de/presse/rvspieleland/01092/index.html vom 1.6.2001 
http://www.spacepark.d3.net/index2.html vom 22.11.2002 










9.2 Urban Entertainment Center „CentrO.“ in Oberhausen 
Auf einem 83 ha großen Areal der „Neuen Mitte“ Oberhausen befindet sich  
Europas größtes Einkaufs- und Freizeitzentrum.  
Quelle: CentrO.-Pressemappe (2001) 
Die Coca-Cola Oase bildet den gastronomischen Mittelpunkt des Einkaufszentrums. 
Quelle: CentrO.-Pressemappe (2001) 
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Mehr als 25 verschiedene gastronomische Konzepte auf der Promenade.  
Quelle: CentrO.-Pressemappe (2001) 
 
 
Der CentrO. Park bietet in drei Themengärten auf 8 ha Freizeitspaß für Familien. 






Standortvorteil durch verkehrsgünstige Lage 











9.3 Leitfragen für Expertengespräche in der Verwaltung 
(Wirtschaftsförderung, Beauftragte für Stadtmarketing, Referenten) 
Einfluss des CentrOs.? 
• Was bedeutet das CentrO. für die Kommune? (Versorgungs-/Erlebniskonsum) 
• Gibt es Zahlen über Kaufkraftverluste, Umsatzminderungen etc.? 
• Wurden interkommunale Abstimmungsprozesse intensiviert (evtl. durch die Modellförderung angestoßen)? 
• Gibt es ein Innenstadtcenter in der Gemeinde? (Probleme, Aufwertung?) 
Veränderungen in der Innenstadt zwischen 1996 und 2000 
• Zahl der Einzelhändler, Gastronomen, Dienstleister? - Veränderungen? 
• Branchenmix? - Veränderungen? 
• Filialisierungsgrad? - Veränderungen? 
Stadtmarketing 
• Seit wann gibt es Stadtmarketing/Innenstadtmarketing in der Stadt und durch wen wurde es initiiert? 
• Stellen in der Kommune neu geschaffen/Umstrukturierung? 
• Verantwortungs- und Entscheidungsstruktur (Ideengeber?) 
• Wie ist das Innenstadtmarketing organisiert, welche Beteiligten (Steuerung)? 
• Wie hoch ist der Organisationsgrad der Einzelhändler und deren finanzielle Beteiligung? 
• Zusammenarbeit innerhalb des Einzelhandels; Kooperation mit der Stadt? 
• Wer wirkt außer Einzelhändler und Kommune am Stadtmarketingprozess noch mit (in welcher Form)? 
• Bestimmte Organisationen bzw. Personen besonders aktiv (Werbegemeinschaft, Einzelhandelsverband, 
Einzelhändler?) 
• Auf welche Aktivitäten erfolgt die Konzentration in der Innenstadt? Welchen Anteil hat die Innenstadtbele-
bung? 
• Von wem und wie dauerhaft werden die Aktivitäten finanziert? 
Während der Fördermaßnahme durch das Land 
• Welche Themen stehen im Mittelpunkt des Stadtmarketingprozesses? 
• Förderung - in welcher Höhe? 
• Wer war für die Koordination zuständig? - (Citymanager, Stadt, Externe)  
• Wie sah der praktische Koordinationsprozess aus (Beteiligung, Häufigkeit der Sitzungen)? 
• Wer war in dieser Phase in das Netzwerk "Stadtmarketing" integriert und entschied (Stadt, Private, Immobi-
lieninhaber, andere)? 
• Welche Probleme traten in der Förderphase hauptsächlich auf? 
Nach Auslauf der Landesförderung 
• Wie laufen die Stadtmarketing-Aktivitäten nach der Förderung weiter? 
• Wer beteiligt sich noch? 
• Wer übernimmt die Finanzierung? 
• Alle geplanten Themen „abgearbeitet“? Neue Themen aufgegriffen? 
• Zu welchen Teilen finanzieren und beteiligen sich die Privaten (mehr als früher)? 
• In welchem Maß ist die Durchsetzung der geplanten Strategien möglich? 
• Was wurde durch die Förderung erreicht; was könnte verbessert werden? 
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9.4 Leitfragen Werbegemeinschaften 
 
• Seit wann besteht die Werbegemeinschaft? 
• Wie viele Werbegemeinschaften gibt es in der Stadt? 
• Wie viele Mitglieder? (auch aus anderen Dienstleistungsbereichen?) 
 
• Wer engagiert sich in der Werbegemeinschaft (Gründe?) 
• Ehrenamtlichkeit versus Professionalisierung? 
 
• Einnahmen? 
• Wie werden sie verwendet? 
 
• Veranstaltungen/Aktivitäten 
• Mit wem zusammen, warum getrennt? 
 
• Kooperation mit weiteren Akteuren in der Stadt? 
• Z. B. Stadtverwaltung; IHK; Einzelhandelsverband 
 
• Welche Gründe für Blockaden, bzw. für gelingende Zusammenarbeit?  
• Die Stadt hat Modellförderung erhalten, welchen Eindruck davon? 
• Wer hat die Mittel verwaltet? 
• Ergebnisse? 
 
• Auswirkungen des CentrO.? 





9.5 Leitfragen für Einzelhandel/Gastronomie des CentrO. 
I. Interne Organisation 
a.) Beschäftigte 
• Zahl insgesamt/ Einzugsgebiet 
• Teilzeit-/Aushilfskräfte 
• Frauen- und Ausländeranteil 
• Anteil von Fachkräften (welche Berufe)/ Un- und Angelernte 




• Arbeitsorganisationskonzepte (Gruppenarbeit/Aufgabengebiete) 
• Externalisierung (Untervermietung; rack jobber; Propagandistinnen) 
• Gewerkschaftliche Organisation/ Einbindung Betriebsrat 
Unterschied zu anderen Filialen im Ruhrgebiet/NRW? 
 
c.) Qualifizierung/Weiterbildung 
• Eigene Qualifizierungsangebote 
• Kooperation mit anderen EH oder dem CentrO.-Management 
• Inhalte der Ausbildung (Richtlinien des CentrO.-Managements vorhanden?) 
Unterschied zu anderen Filialen im Ruhrgebiet/NRW? 
 
d) Verkaufsstrategie/Verkaufskonzepte 
• Warum Standort CentrO.? (Erwartungen – Umsetzung) 
• Was ist das „Besondere“ am CentrO.-Konzept aus Sicht der UN (Vor- und Nachteile) 
• Rationalisierung versus Erlebniskauf 
• Umsatzentwicklung 
Unterschied zu anderen Filialen im Ruhrgebiet/NRW? 
 
II. Kooperation mit dem CentrO.-Management 
• Welche Leistungen werden durch die Umlage abgedeckt (ausreichend? Zusatzwünsche?) 
• Vorschriften bzgl. Schaufenster/Inneneinrichtung/Ausverkauf? 
• Vorgaben bei übergreifenden Veranstaltungen (Spielraum?) 
• Vermittlung von Arbeitskräften innerhalb des CentrO. 
 
III. Kooperation mit anderen Einzelhändlern innerhalb des CentrO. 
• Formelle oder informelle Treffen oder Arbeitskreise? 
• Vermittlung von Arbeitskräften? 
• Gemeinsame Werbung? 
• Sonstige Abstimmung? 
 
IV. Kooperation mit anderen Organisationen 
• Kommune 
• Verbände 
• Sonstige 
